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derStandard

Eine erste Bilanz

Alexander Van der Bellen tritt
für die Grünen in Wien an. Stra-
che fürchtet sich, oder? Eher
nicht, der Professor könnte die
verbliebenen urbanen Libera-
len von der ÖVP und der SPÖ
abziehen, bzw. die letzten Libe-
rales-Forum-Wähler aus der Ka-
takombe holen. Anschließend
dann, wenn sich’s ausgeht, die
Koalition mit Häupl
machen (Nichtrau-
cherschutz-Stadtrat?).
Denn der Einfall der
Wiener Grünen-Chefin Maria
Vassilakou macht hauptsäch-
lich Sinn, wenn dadurch die
Gewichte so verschoben wer-
den, dass eine rot-grüne Koali-
tion möglich/zwingend wird.

Das wäre immerhin ein mög-
licher Neuansatz in der völlig
verkrusteten politischen Land-
schaft Wiens (und Österreichs).
Denn Rot-Schwarz auch in

Wien, das lähmt noch mehr als
die Opernball-Berichterstat-
tung. Oder Häupls No-na-
Volksbefragung. Oder Straches
Dauerkrawall. Oder das „Wir
sind auch rechts, aber irgend-
wie netter“ der ÖVP.

Bevor wir allerdings zu viel
erwarten, eine Verbeugung vor
dem großen Wiener Universal-

künstler Gerhard
Rühm zu seinem
Achtziger. In Form sei-
nes „Lautgedichts im

Wiener Dialektidiom“:
schdade muazzn
schda

muade stazzn
muade stazzn
mau

maude schdaudn
staude mazz
(Aus: „hosn rosn baa“, Frick Verlag 1959)

schdade muazzn
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Zwölf Milliarden Schwarzgeld
aus Österreich in der Schweiz

Studie: Insgesamt 587 Milliarden Euro von EU-Anlegern

STANDARDS

Wien/Genf – Laut dem auf Finanz-
recherchen spezialisierten Genfer
Unternehmen Helvea sind insge-
samt 587 Milliarden Euro aus der
EU in der Schweiz veranlagt. Al-
lein aus Österreich kommen da-
von rund 13 Milliarden Euro, so
das Unternehmen in einer Studie.
Zwölf Milliarden sind demnach
Schwarzgeld, da Österreicher nur
elf Prozent deklarieren. EU-Bür-
ger versteuern laut Helvea 16 Pro-
zent korrekt. Bisher war man da-
von ausgegangen, dass mindes-
tens 30 Prozent der ausländischen
Gelder in der Schweiz offiziell
versteuert werden.

Beim Schwarzgeld liegen übri-
gens Italiener und Griechen vo-
ran, die nur ein Prozent ihrer An-
lagen deklarieren.

Am meisten veranlagt haben
laut Studie die deutschen „Spa-

rer“, gefolgt von Italien und Frank-
reich. Die Untersuchung dürfte
beim Treffen der deutschsprachi-
gen Finanzminister an diesem
Sonntag für Gesprächsstoff sor-
gen. Insbesondere Deutschland

erhöht den Druck auf das Nach-
barland. Nach der Affäre um ge-
kaufte Steuerdaten hat sich die
Zahl der Selbstanzeiger in
Deutschland sprunghaft erhöht.
(red) Seite 22

Kopf des Tages Italiens Zivilschutz-
chef und Nationalheld Guido Ber-
tolaso im Sog eines Korruptions-
und Sexskandals. Seite 48

„Alles Walzer“ Ob als Zaunpfosten
samt Kordel oder zum 70. Geburts-
tag – der „Ball der Bälle“ in allen
Facetten. Opernball Seiten 14, 15
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Fuzzy Bones alias Franz Boszilke saß in seiner Garderobe und schüttelte
fassungslos den Kopf. Marcus Bebra, der Manager des Jazztrompeters, war
erwürgt in seinem CLS 500 Coupé gefunden worden. „Wir suchen nach einem
Motiv für die Tat“, sagte Kommissar Dietmar. „Stimmt es, Herr Boszilke,
dass Ihre Frau Sie mit Bebra betrogen hat?“ Der Musiker nickte. Dietmar fuhr
fort: „Der Gerichtsmediziner hat anhand der Körpertemperatur die Todes-
zeit auf 15 Uhr festgelegt. Was haben Sie zu dieser Zeit getan?“ „Jazz gespielt,
vor 50.000 Zuschauern.“ Fuzzy wirkte gereizt. „Mein Konzert begann um
14.30 Uhr und endete um 16 Uhr. Ich kann also unmöglich der Täter sein.“
„Können Sie doch!“, konterte der Kommissar. „Denn im Mercedes des Toten
sah ich etwas, was Ihr Alibi zunichte macht.“ Was war das?

Die„Restwärme“-FunktionderKlimaautomatikTHERMOTRONICwareingeschaltet.Sowurde
dieLeichebeiabgestelltemMotor30Minutenweitergeheizt.DerwärmereKörpersuggerierte
danneinespätereTodeszeit.DaswareinelahmeNummer,FuzzyBones.NächsterFall:13.03.2010

Kommissar Dietmar
und Fuzzy Bones’ Alibi.

Wo ist das Geld?

Medaillenchancen,
wo man hinschaut

Schon das erste Olympia-
Wochenende hat’s aus ÖOC-
Sicht in sich. Am Samstag
hoffen Abfahrer und Ski-
springer (Foto: Morgenstern,
Schlierenzauer), am Sonntag
alpin kombinierende Da-
men, nordisch kombinieren-
de Herren und Biathleten.
Foto: APA/Techt Seiten 33 bis 36

Mehr Geld für Aufsichtsräte
Eine schlechte Bezahlung
verschärft Kontrolldefizite.

KarrierenStandard
Seiten K 1 – K 19

Bildung&Karriere
Seiten K 20 – K 24

Antworten von +++ Konrad Paul Liessmann +++ George Soros +++ Jeremy Rifkin +++ Martin Suter +++ Anselm Bilgri +++ Claudia von Werlhof

Vor drei Jahren platzte die
US-Immobilienblase. der
Standard zieht eine Zwi-
schenbilanz der Krise. Was
ist aus politischen Initiati-
ven zur Finanzmarkt-Regu-
lierung geworden? Wie viel
Geld wurde in den Kreislauf
gepumpt? Antworten liefern
eine vom Team um Peter
Frey gestaltete doppelseitige
Grafik, Interviews und eine
von Bettina Pfluger und
Günther Oswald gestaltete
Chronologie. Die Illustratio-
nen sind von der Künstlerin
Justine Smith, die plakativ
mit Papierscheinen arbeitet.
Die Koordination dieser
Schwerpunktausgabe lag bei
Bettina Stimeder, die Ge-
staltung bei Armin Karner.
Manche Antworten sind er-
nüchternd, Rückschlüsse
kann jeder ziehen.
Alexandra Föderl-Schmid

Chefredakteurin

Eberau-Befragung bindend
Pröll will Ergebnis vom 21. Februar jedenfalls befolgen

Wien – Nachdem die SPÖ schon
länger gefordert hatte, dass das Er-
gebnis der Volksbefragung über
das geplante Asyl-Erstaufnahme-
zentrum am 21. Februar bindend
sein soll, ist nun auch Vizekanz-
ler und ÖVP-Chef Josef Pröll auf
diese Linie eingeschwenkt.

Die ÖVP ist allerdings – anders
als die SPÖ – der Meinung, dass
jedenfalls ein drittes Erstaufnah-
mezentrum notwendig ist.

Der Präsident des Verfassungs-
gerichtshofs, Gerhart Holzinger,
klagt im Standard-Interview über
die langen Verfahren. (red) Seite 9
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„A Bigger Bang“, © Justine Smith
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Wie die Finanzsysteme gerettet wurden

Erste Troubles am US-Immo-Markt
FEBRUAR 2007 Eine Warnung der britischen Bank HSBC
vor faulen Krediten im US-Hypothekengeschäft belastet
die Börsen. Der US-Hypothekenfinanzierer New Cen-
tury gerät ins Straucheln und meldet Insolvenz an. Im
JUNI läuten an der Wall Street dann die Alarmglocken,
als zwei Hedgefonds der Investmentbank Bear Stearns
straucheln, weil sie im großen Stil in mit Immobilien

besicherten Papieren enga-
giert sind. Im JULI geht der
Verkauf neuer Häuser in
den USA um 6,6 Prozent
zurück. Die Aktienkurse
rutschen weltweit ab – die
Immobilienblase platzt.

Banken schreiben massiv ab
OKTOBER 2007 Beim US-Finanzkonzern Citigroup bricht
infolge der Abschreibung fauler Kredite der Gewinn
um 57 Prozent ein. Citi-Chef Charles Prince tritt später
zurück. Merrill Lynch schreibt mehr als acht Mrd. Dol-
lar ab, Vorstandschef Stan O’Neal geht. Die US-Bank JP
Morgan schreibt 1,3 Mrd. Dollar ab. In London stürmen
besorgte Kunden die Schalter der britischen Bank Nor-
thern Rock. Um einen Zusammenbruch zu vermeiden,
garantieren die Regierung und die Bank of England die
Einlagen und übernehmen die Bank. Im NOVEMBER
schreibt Morgan Stanley im vierten Quartal weitere
2,5 Mrd. Dollar ab. Die Bank of Amerika kündigt Ab-
schreibungen von rund 3 Mrd. Dollar an. Merrill Lynch
beschafft sich via Kapitalerhöhung 6,2 Mrd. Dollar.

Kreditvergabe stockt
AUGUST 2007 Jetzt geht es
Schlag auf Schlag: Der Hypo-
thekenfinanzierer American
Home Mortgage stoppt die Kre-
ditvergabe und stellt später
Konkursantrag. Die größte US-Immobilienbank Coun-
trywide nimmt 11,5 Mrd. Dollar auf, um weitere Kredi-
te zu finanzieren. Die US-Hypothekenbank First Mag-
nus stellt ihre Tätigkeit ein. In der Folge werden immer
mehr schlecht besicherte Kredite (Subprime) und die
Derivate auf diese Kredite notleidend. Auch in
Deutschland geraten die Banken IKB, Sachsen LB,
WestLB und BayernLB wegen Fehlspekulationen am
US-Immobilienmarkt in den Sog der Krise.

Zentralbanken und Regierungen haben mit Milliar-
denspritzen das Finanzsystem vor dem Kollaps

bewahrt. Das Geld steckt heute im Bankenkreislauf,
in den Rohstoffmärkten, in den Staatsschulden.

Wer will, kann blendend daran verdienen.

wie in unzählige Statistiken der
Notenbanken.
QUnd sie führt zu Carsten Fritsch.
Er ist Rohstoffanalyst bei der Com-
merzbank. Mitte Jänner 2010 ma-
chen er und seine Kollegen in
Frankfurt eine bemerkenswerte
Beobachtung: die Spekulationen
rund ums Öl erreichen einen Re-
kordwert. Zahlen über das US-
Leichtöl WTI zeigen, dass noch nie
so viele Wetten auf steigende Öl-
preise abgeschlossen wurden wie
im Jänner. „All das billige Geld, da
ist zu viel Liquidität“, sagt Fritsch
trocken. Preisexplosionen gab es
auch bei Kupfer und Gold. Viele
Banken sind direkt als Spekulan-
ten aktiv, andere finanzieren
HedgefondsundverdienenGebüh-
ren. 60 Milliarden Dollar wurden
2009 in Rohstoffmärkte investiert.

Ein Allzeit-Rekord. Öl
sei, gemessen an den
Produktionszahlen,
um 20 Dollar zu teuer,
sagt Fritsch. Bis Mitte
2009 waren Preis und
Produktion noch im
Einklang.
Q Mitte 2009 erreichte
die Pumpaktion der

EZB ihren Höhepunkt. Im Juni ver-
gab die Zentralbank Kredite in
Höhe von 442 Milliarden Euro an
die Banken, Laufzeit ein Jahr. In-
vestments in Rohstoffe erklären
nur bruchstückhaft, wohin das
Geld gekommen sein mag.

Die Banken schweigen. Auf An-
frage des Standard wollten weder
Erste noch Raiffeisen oder Bank
Austria angeben, wie viel sie von
der EZB erhielten. Es gehe um
„wettbewerbsrelevante Geschäfts-
geheimnisse“. Traditionell ziehen
heimische Banken drei Prozent der
EZB-Summen, also 13 Milliarden
Euro,heißtesbeiderNationalbank.

Gestiegen ist das Geldvolumen
trotz all der Kapitalspritzen nicht.

Vom Big Bang zum globalen Pump

Am Anfang der Finanzkrise
stand die größte Geldver-
nichtung, die der Erdball je

gesehen hat. Ernst Stavro Blofeld,
Dr. No und das Phantom in einem.
Die Übeltäter aus den James-Bond-
Filmen hätten es sich kaum besser
ausdenken können.

Als die Investmentbank Lehman
Brothers in der 7th Avenue in Man-
hattan im September 2008 kolla-
bierte, begann eine Kettenreaktion,
die bis heute anhält. Der Strudel
aus Ramschpapieren, faulen Kre-
diten, die immer wieder verpackt,
verkauft, mit nicht vorhandenen
Milliarden besichert wurden, riss
die Aktienmärkte mit. Weltweit
werden die Banken aus ihren Bi-
lanzen Werte in Höhe von 3,4 Bil-
lionen Dollar abschreiben müssen,
schätzt der Internationale Wäh-
rungsfonds derzeit.

Aber das war nicht die einzige
Welle. Schon 2007, erzählen Zen-
tralbanker, hatte man in Washing-
ton und Frankfurt gesehen, dass
sich da etwas zusammenbraute.

Einige Hausbesitzer in Missis-
sippi oder Iowa, die ihre Kredit-
raten nicht mehr bezahlen könne-
nen, reichen aus, um das System
zu verunsichern: Der für den Kapi-
talismus lebenswichtige Geldhan-
del zwischen den Banken flaut ab.
Die Europäische Zentralbank
(EZB) reagiert, sie verlängert die
Laufzeit der Kredite, die sie den

Banken im Wochen- und Monats-
rythmus gibt, die Zinsen stagnie-
ren. Doch nach diesem September
2008 wird alles anders. Denn jetzt
ist klar: Es reicht nicht.

Der zweite Akt beginnt. System-
rettung heißt der Auftrag. Auf die
Geldvernichtung soll die Geldver-
mehrung folgen. Eine gigantische
Pumpmaschine läuft an, die den
Interbankenmarkt wieder flottma-
chen soll. Binnen we-
niger Monate wird die
EZB die Geldmenge,
die sie den Banken zur
Verfügung stellt, auf
900 Milliarden Euro
verdoppeln. Zinssatz:
ein Prozent.

Ähnlich die US-No-
tenbank Fed: vor der
Krise 2007 wies sie eine Bilanz-
summe von 800 Milliarden Dollar
aus. Zwei Jahre später waren es 2,2
Billionen – 1,4 Billionen zusätzli-
che Liquidität. Dann gab es zahllo-
se Geldspritzen der Regierungen.
Österreich stärkte die Banken mit
rund 6 Milliarden Euro.

Eines haben Geldvernichtung
und Geldvermehrung gemein:
Blickt man auf die Summen, macht
sich ein Gefühl der Unsicherheit
breit. Wo sind die restlichen Milli-
arden hingeflossen?

Die Antworten finden sich auf
den Zapfsäulen der Tankstellen, in
den Bilanzen der Staatshaushalte.
Die Spur des Geldes führt zur ak-
tuellen Griechenlandkrise ebenso

András Szigetvari

Das Nationalbankgeld wurde
nicht gedruckt. Es wurde nicht
durch Goldverkäufe verdient. Die
MittelwurdenzurBelebungdes In-
terbankenmarktes erfunden und
den Finanzinstituten überwiesen.
Q Zu den Kunden sind die Mittel
nicht geflossen. Die Kreditvolumi-
na stagnieren in Österreich und
waren im Euroraum in den vergan-
gen zwei Monaten
sogar leicht rück-
läufig. Beides
stimmt: Die Wirt-
schaft braucht we-
niger Geld, und
man vergebe weni-
ger, sagt ein Wiener
Top-Banker.
Q Die nächste Spur
führt nach Athen.
Der Analyst David
Schnautz ruft eine
Tabelle aus dem
Jahr 2008 auf seinem Computer
auf. Darauf zu sehen: der Zinssatz
für eine dreijährige griechische
Staatsanleihe. Ende 2008 gab’s für
diese Papiere zwei Prozent Zinsen,
das ist klar über dem EZB-Satz.
„Griechische Papiere waren daher
sehr begehrt“, sagt Schnautz. Dass
nun die Wogen rund um Griechen-
land hochgehen, liege auch daran,
dass viele investiert haben „und
nun raus wollen“.
Q Auch jenseits von Spekulation
findet sich im Geschäft mit den
Staatsschulden ein großer Teil der
Antworten. Neben den Notenban-
ken haben die Regierungen zur Ret-
tung des Systems „echtes“ Geld
ausgegeben. Österreich übernahm
die Hypo und schnürte Konjunk-
turpakete. Der US-Steuerzahler ist
heuteMehrheitseigentümerbeiGe-
neral Motors, hält zehn Prozent an
Chrysler. Im Zuge der Krise hat er
im Rahmen des Hilfsprogrammes
„Tarp“ in 707 Finanzinstitutionen
investiert.Richtig ist, dassdieSteu-

erzahleranalldemauchverdienen.
Die US-Notenbank konnte wegen
Beteiligungen und Zinseinnahmen
2009 den höchsten Gewinn ihrer
Geschichte erzielen.

Für die öffentlichen Bilanzen
war die Systemrettung dennoch
eine gigantische Belastung. Die
Schulden im Euroraum sind seit
der Lehman-Pleite um 600 Milliar-

den Euro angestie-
gen, die Budgets
weltweit explodiert.
So gesehen ist das
Geld zu den Staaten
geflossen. In Form
von Schulden. Von
einer gewaltigen
Umverteilung
spricht Wifo-Öko-
nom Franz Hahn.
Die Durchspülung
des Finanzsystems
hat die Privatwirt-

schaft zulasten der öffentlichen
Hand entlastet.
QSo führtder letzteWeg indieWie-
ner Innenstadt. Dort sitzt die Bun-
desfinanzierungsagentur Öbfa. Sie
begibt die Anleihen, mit denen die
Republik ihre Schulden finanziert.
2009 war ein arbeitsreiches Jahr:
Die Öbfa gab Anleihen in Höhe von
33 Milliarden Euro heraus. Der
langjährige Schnitt liegt um acht
Milliarden darunter.

Wer Anleihen kauft, kann nicht
nur an Zinsen verdienen, sondern
bei einem Weiterverkauf auch
Kursgewinne verbuchen; Anlei-
henwerdenauchandenBörsenge-
handelt. Die größten Käufer öster-
reichischer Anleihen sind noch
vor den Fonds die Banken.

Global betrachtet wird die neue
Quelle nicht so schnell versiegen.
Laut Harvard-Ökonom Kenneth
Rogoff steigen Staatsschulden
nach Finanzkrisen um durch-
schnittlich 86 Prozent an.

Kommentar Seite 48

Griechische Papiere
waren lange sehr

begehrt. Nun wollen
viele wieder raus.

Analyst David Schnautz

„

“

„Money Map of the World“,
© Justine Smith
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Opel präsentiert

Krise zieht Kreise
JÄNNER 2008 Das Jahr der
Abschreibungen und Ver-
staatlichungen: Bear-Stearns-
Chef Cayne tritt zurück. Leh-
man Brothers streicht 1300
Jobs. Die Fed kürzt den Leit-
zins auf 3,0 Prozent. Der US-
Immo-Finanzierer Country-
wide wird von der Bank of
America gerettet. Das FBI er-
mittelt gegen 14 Firmen we-
gen Verdachts auf Betrug
oder Insiderhandel in Ver-
bindung mit der Finanzkrise.

Sa./So., 13./14. Februar 2010 der Standard 3Thema: Die Welt und ihr Geld
Vermeidung künftiger Krisen im Fokus

Die Banken an die Leine nehmen:
US-Präsident Obama und der bri-
tische Premier Brown. Foto: AP

Großer Schaden, keine Konsequenzen? Wird nach der
Krise weitergezockt wie eh und je, ohne Rücksicht auf
Verluste? Vordergründig ja. Aber im Hintergrund braut

sich ein heftiges Regulierungsgewitter zusammen.

bereits warnt, dass die geplanten
Vorschriften nicht die auf klassi-
sches Kredit- und Einlagenge-
schäft ausgerichteten heimischen
Banken bestraft.

Okay, die Geldinstitute brau-
chen mehr Kapital, aber was soll
das an der Spekulationsblase an
den Finanzmärkten ändern? Eini-
ges. Banken müssen künftig ihre
Einnahmen einem Kapitalpolster
zuführen, anstatt ihr Spielgeld-
Reservoir aufzufetten. Das wird
sich auf Gewinne, Dividenden
und Boni auswirken. Weit stärker
als die beliebten Bezügegrenzen
oder -steuern und die zuletzt be-
sonders populären Bankensteuer-
Ansagen. Namhafte Experten wie
der Berkeley-Ökonom Barry Ei-
gengreen erwarten sich vom Ba-
sel-Vorstoß jedenfalls die größte
Wirkung in Sachen Regulierung.

Zumal es nicht bei Eigenkapi-
talregeln bleibt. Bei Lehman etwa
war nicht die Größe, sondern die
Komplexität des Geschäfts für den
von der Pleite entfachten Flächen-

Bankenzähmer aller Länder vereint

Konjunktur- und Banken-
spritzen sind verabreicht.
Was bleibt, sind die Schul-

den und der Kollateralschaden am
Arbeitsmarkt. Werden nun we-
nigstens die Lehren aus dem De-
saster gezogen? Politi-
sche Bekundungen
auf höchster Ebene
gibt es zuhauf. Eine neue Welt-
wirtschaftsregierung, Transparenz
an den Finanzmärkten, Regeln für
jedes Produkt und jeden Markt,
Austrocknung der Steueroasen
und, und, und.

Hehre Ziele, die da bei den letz-
ten Gipfeln der 20 führenden In-
dustrie- und Schwellenländern
diskutiert und im Grunde auch
vereinbart wurden. Doch ein Blick
auf die Märkte zeigt, wie munter
auf den Untergang von Unterneh-
men oder sogar Staaten spekuliert
wird und Banken Milliarden im
Investmentbanking scheffeln,
während Kredite nach wie vor nur
schwer zu bekommen sind. Refor-
men – von der Bankenaufsicht
über die Hedgefonds-Regulierung
bis hin zur Beschneidung von Ra-
tingagenturen – werden ebenso
engagiert verwässert. Alles Schall
und Rauch? Wird weiter gezockt,
als wäre nichts gewesen?

Viel Arbeit im Hintergrund
Noch, könnte man sagen. Denn

abseits der Sonntagsreden wird
eifriger an neuen Regelwerken ge-
tüftelt, als der breiten Öffentlich-
keit bekannt ist. Denn während
Regierungen und Parlamente
meist dann einknicken, wenn
mächtige Lobbys den Braten rie-
chen, arbeiten internationale Gre-
mien an mehreren Bereichen der
Finanzmarktregulierung. Was
dort bisher ausgebrütet wurde, hat
es in sich. Selbst wenn bei der Um-
setzung Abstriche wahrschein-
lich sind, gilt ein Totalschaden in
der Regulierungsmaschinerie als
unwahrscheinlich.

Da wäre etwa das Basel-Komi-
tee, das den Banken massiv zu-
setzt. Als die Vorschläge des aus
internationalen Notenbankern
und Finanzmarktaufsehern be-
stückten Ausschusses im Jänner
mit Vertretern des Finanzsektors
diskutiert wurden, erblasste so
mancher Banker: Das Eigenkapital
der Institute soll künftig nicht nur
höher sein als bisher, es werden
auch noch zahlreiche Kategorien
nicht mehr bei der Wertung ak-
zeptiert. Dazu zählen diverse
Mischkapitalformen oder Toch-
tergesellschaften, deren Kapital
voll der Mutter zugerechnet wird,
obwohl auch andere Aktionäre be-

teiligt sind. Das klingt nicht nur
trocken, sondern sorgt für Dürre in
den Bilanzen: Bei Realisierung der
Pläne fallen allein die europäi-
schen Banken um 300 Milliarden
Euro Eigenkapital um.

In Österreich bangt die Erste
Group um zwei Milliarden, die sie

sich derzeit von den
Sparkassen virtuell in
die Bücher holt, ob-

wohl sie nur Beteiligungen hält.
Bei Raiffeisen ist die Thematik an-
ders, in der Wirkung aber ähnlich.
Unter dem Strich würden die bei-
den großen Gruppen laut Analys-
teneinschätzung ziemlich hart an
die aktuellen Mindestkapitalgren-
zen herabrutschen. Kein Wunder,
dass selbst der regulierungsfreu-
dige Notenbanker Ewald Nowotny

brand ausschlaggebend. Auch
hier hakt Basel ein und verlangt
eine Art Selbstbehalt für riskante
Geschäfte mit der Gegenseite. Wer
etwa mit Derivaten handelt, müss-
te dafür quasi ein Pfand für das da-
mit verbundene Risiko hinter-
legen. Damit würde der Anreiz für
Verbriefungen deutlich reduziert,
weil die Unterlegung mit Kapital
kostet und sich so manches Ge-
schäft nicht mehr rentieren wird.

Ein Mindestmaß an Liquidität
und ein Höchstmaß an Verschul-
dung runden das Basel-Paket ab.
Auch diese Maßnahmen bedeu-
ten: mehr Vorsorge für Krisenzei-
ten, weniger Hebel für Wertpa-
piergeschäfte, weniger Risiko. Pa-
rallel dazu setzen mehrere andere
Expertengruppen gerade umfas-
sende Standards – von Boni über
Bilanzregeln bis hin zu einem In-
solvenzrecht für Banken.

Bald fehlt nur noch die strikte
Umsetzung. Bei der helfen freilich
weder Sonntagsreden noch eine
Weltwirtschaftsregierung.

Andreas Schnauder

ANALYSE
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bak. Neueste Daten bescherten Ex-
perten bestenfalls gemischte Ge-
fühle: Der Medianpreis für ein
neues Einfamilienhaus in den
USA sank im Dezember 2009 auf
221.300 Dollar, 3,6 % unter dem
Vorjahreswert von 229.600 Dollar.
Zum Vergleich: Der Gipfel inmit-
ten des Booms im März 2007 lag
bei 262.600 Dollar.

Insgesamt wurden 2009 nur
374.000 Einfamilienhäuser ver-
kauft. Das ist der niedrigste Wert,
seitdem die Statistik 1963 einge-
führt wurde. Das waren 22,9 %
weniger als 2008, ja sogar 51,8 %
weniger als 2007.

Rekordzahlen
Der S&P/Case-Shiller-Index, der

Hauspreise in 20 Städten misst,
wies für November 2009 Abfälle
von 5,3 % gegenüber dem Vorjahr
und 0,2 % gegenüber dem Vormo-
nat aus – und das nach fünf Mo-
naten des Anstiegs. Jetzt liegen die
Preise auf dem Niveau von Ende
2003 – ganze 29 Prozent unter ih-
rem Hoch von 2006. Allerdings
wies der Index in manchen Städ-
ten einen Preisanstieg gegenüber
dem Vorjahr aus: so etwa in Dal-
las, Denver, San Diego and San

Francisco.
Index-Kogründer

Robert Shiller von der
Yale University warnt
jedoch vor einem wei-
teren Fall und einer
neuen Foreclosure-
Welle in den kommen-
den Monaten. Und die
Online-Datenbank Re-

altyTrac erwartet heuer einen
neuerlichen Rekord von mindes-
tens drei Millionen Zwangsver-
steigerungsobjekten. Angeführt
wird die Statistik 2009 von Kali-
fornien, Florida, Arizona und Illi-
nois. Nevada rangiert mit einer
Foreclosure-Rate von mehr als
zehn Prozent aller Häuser das drit-
te Jahr in Folge an der Spitze.

ALS GLOBAL CORPORATE CITIZEN STEHEN WIR ZU UNSERER
VERANTWORTUNG GEGENÜBER DER UMWELT.

Mehr über unsere Corporate Responsibility: www.rzb.at

Ein Polster für eine weiche Landung
Positivbeispiel Kanada: Dank seiner hohen Reserven ist das Land in besserer Verfassung als Westeuropa

In der kanadischen Stadt Vancou-
ver gibt es Menschen, die freiwil-
lig unter dem Nachthimmel
Schlange stehen. Sie warten nicht
etwa auf die Öffnung der Suppen-
küche. Sie wollen eine Eigentums-
wohnung in einem der luxuriösen
Glastürme zum Preis von 250.000
bis 600.000 Euro kaufen. Damit sie
ihnen niemand vor der Nase weg-
schnappt, verbringen sie die
Nacht vor dem Verkaufsbüro. So
verkauften sich bereits am ersten
Tag 163 von 214 Wohnungen im
Hochhaus „The Mark“ im Yuppie-
Viertel Yaletown.

Es ist, als habe es nie eine Wirt-
schaftskrise gegeben. Zwar haben
auch in der Hafenmetropole am
Pazifik die Häuserpreise kurzzei-
tig stagniert. Seit dem Tief im Jahr
2008 haben sie sich aber praktisch
wieder erholt. Allein in der Innen-
stadt sind ein Dutzend neuer
Wohntürme in Vorbereitung,

denn in der City hat es immer
noch Platz für 30.000 weitere Be-
wohner. Die neue U-Bahn zum
Flughafen ist bereits fertiggebaut.

Nicht nur für viele Vancouveri-
ten, sondern auch für andere Ka-
nadier ist die weltweite Wirt-
schaftskrise weitgehend glimpf-
lich abgelaufen. Ein Subprime-
Mortgage-Debakel gab es in Kana-
da nicht. Der kanadische Banken-
und Finanzsektor war und ist viel
stärker reguliert als in den USA.
Kanadas Banken gelten als sehr
solide; niemand musste befürch-
ten, dass sie pleite machen könn-
ten. Die Banken gaben nicht im
großen Stil Hypotheken ohne An-
zahlung heraus.

„Seid mehr wie die Kanadier –
konservativ, langweilig und rela-
tiv sicher“, riet der britische Jour-
nalist und Romanautor John Lan-
chester der Welt.

Kanada erlebte zwar Ende 2008
auch eine Rezession, aber sie dau-
erte nur drei Quartale. Betroffen

Bernadette Calonego waren vor allem die Fabriken für
Industrie- und Konsumgüter. Die
Autofirmen, die für den amerika-
nischen Markt produzieren,
mussten Zehntausende von Ar-
beitern entlassen. Heute heuern
Konzerne wie Toyota aber bereits
wieder Leute an.

Für Kanada hätte es viel schlim-
mer ausgehen können, denn rund
80 Prozent der Exporte gehen in
die USA. Aber andere Abnehmer
werden zunehmend wichtiger, al-
len voran China.

Rücklagen aus elf Jahren
Was Kanada vor allem half, war

die Tatsache, dass das Land wäh-
rend elf Jahren vor der Krise jähr-
liche Überschüsse erwirtschaftet
hatte. Vor allem von 2003 bis
2008, als die kanadischen Roh-
stoffe phänomenale Preise erziel-
ten, konnte man Geldpolster anle-
gen. Die kanadische Regierung ist
daher in der bequemen Lage, über
zwei Jahre 25 Milliarden Euro in

die Wirtschaft zu pumpen und
den Kanadiern mit Steuersenkun-
gen zu helfen. In schwierigen Zei-
ten lief die inländische Konjunk-
tur relativ, denn die Bürger waren
nicht so verschuldet wie in ande-
ren Ländern.

Jetzt erholen sich
die Energiepreise
langsam. Die Welt
braucht kanadisches
Gold, Erdöl, Naturgas,
Uran, Kalidünger –
und nicht zu verges-
sen: Agrargüter wie
Linsen und Erbsen. In
Vancouver herrscht
Zuversicht. Unternehmen wie No-
vaGold und Taseko bauen neue
Minen für die Gold- und Kupfer-
gewinnung. Im Gegensatz zu an-
deren Städten wachsen die Türme
in Vancouver immer noch in den
Himmel. Ganze 201 Meter hoch ist
ein neues Hotel namens Shangri-
La – Synonym für ein Paradies auf
Erden.

Drei Jahre, nachdem die Immobilienblase in den USA
geplatzt ist, sind die Preise wieder auf dem Stand von
2003. Während die Neubauten stark zurückgegangen

sind, boomen nun die Zwangsversteigerungen.

of Homebuilders, einer landes-
weiten Vertretung von Bauunter-
nehmen. „Wie noch nie“ – das um-
fasst in diesem Fall den Zeitraum
der Datenerfassung, also die Zeit
nach dem Zweiten Weltkrieg.

Drei Jahre nach Beginn der Im-
mobilienkrise gibt es zwar erste
Lichtblicke wie etwa eine steigen-
de Anzahl von Baugenehmigun-
gen, aber noch immer keine klare
Trendwende. Viele meinen, dass
die Talsohle bei Hausverkaufs-
preisen nun endlich erreicht sei.

Und dennoch: Einen neuen
Immo-Boom erwartet so schnell
niemand. Denn die US-Wirtschaft

Die Preise sind im Keller, jetzt wird versteigert

Im Jahr 2005 war der US-Immo-
bilienboom auf dem Höhepunkt.
TV-Werbeshows priesen Bücher
an, die durch Hausankauf und -
verkauf einen guten Nebenerwerb
versprachen. So mancher kaufte
sein erstes Haus, seine erste Wert-
anlage. Wohnbaufirmen expan-
dierten. Banken stellten Risiko-
kunden schlecht besicherte Sub-
prime-Kredite zur Verfügung, die
bald einen Marktanteil von 20 Pro-
zent erreichten. Vereinzelte War-
nungen verhallten ungehört.

Doch Anfang 2007 wurde im-
mer klarer: Der Boom – angetrie-
ben von der Hoffnung auf Speku-
lationsgewinne und vom Versuch
vieler Amerikaner, sich mit dem
gesteigerten Papierwert ihres
Hauses andere Lebensfreuden zu
finanzieren – hatte zu einer Blase
geführt, die geplatzt war. Haus-
preise sanken, Subprime-Hypo-
thekenverluste bei Banken mehr-
ten sich, Zwangsversteigerungen,
sogenannte Foreclosures, wurden
zum Schlagwort der Saison.

Die US-Immokrise wurde zum
Auslöser der größten Finanzkrise
seit der Weltwirtschaftskrise. Die
staatlich kontrollierten US-Hypo-
thekenfinanzierer Fannie Mae
und Freddie Mac wurden nach
kräftigen Finanzspritzen einem
Chefaufseher unterstellt. Die USA
stürzten in eine tiefe Rezession.

„Es kam einfach alles zusam-
men“, erklärt Jay Butler, Immobi-
lienexperte an der Arizona State
University, „es war wie ein Teu-
felskreis.“ Kritiker werfen Exper-

ten wie ihm vor, dass sie besten-
falls eine Verlangsamung des
Wachstums prophezeit hatten.

Das Jerome Levy Forecasting
Center hatte schon 2005 gewarnt:
„Die Immo-Blase war ein Aus-
wuchs eines jahrzehntelangen
Prozesses, in dem sich die US-
Wirtschaft immer mehr auf die
Ausdehnung der Schuldenlast der
Haushalte verließ“, erläutert Ro-
bert King, Ökonom am Center.

Auch James Chung vom Marke-
ting- und Forschungsunterneh-
men Reach Advisors warnte nach
einer demografischen Studie 2006
bereits, dass traditionelle Immobi-
lienstatistiken zu wenig über die
Zukunft aussagten. „Wir fanden,
dass der Boom einfach nicht wei-
tergehen konnte, weil er durch die
natürliche Nachfrage der Baby-
boom-Generation getrieben war,
die den Höhepunkt bereits über-
schritten hatte“, so Chung.

80 Prozent weniger Hausbau
Für einige Zeit blieb die Nach-

frage der Spekulanten noch auf-
recht. Statt der traditionellen zehn
Prozent Spekulanten stieg der An-
teil an Investoren laut Butler auf
30 bis 40 Prozent – viele davon ah-
nungslose Amateure. Die Folge:
Hausbauvolumen und Verkaufs-
preise sackten dramatisch ab,
Zwangsversteigerungen hingegen
setzten neue Rekorde. „Die Haus-
produktion fiel um 80 Prozent
vom Höhepunkt Ende 2005 bis
zum Beginn der Talsohle letztes
Jahr – und zwar so tief wie noch
nie“, erklärt David Crowe, Chef-
ökonom der National Association

Georg Szalai aus New York

wächst seit dem dritten Quartal
wieder, aber sowohl die hohe Ar-
beitslosigkeit als auch die Angst
davor sind so hoch, dass viele da-
durch vom Hauskauf abgehalten
werden. Eine Steuergutschrift für
Erstkäufer von bis zu 8000 Dollar
verzerrt laut Experten den Markt.
Die Regierung erweiterte sie kürz-
lich sogar und verlängerte sie für
jene, die bis Ende April einen Ver-
trag unterschreiben und bis Ende
Juni abschließen.

Der wahre Zustand des Haus-
markts wird erst im Sommer deut-
lich werden“, meint Peter Boock-
var, Marktstratege bei Miller Ta-

In den letzten drei Jahren ist der Medianpreis für ein Einfamilienhaus um 16 Prozent gefallen. Foto: AP
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Verderben hätte ziehen können,
verstehe ich es. Aber danach hätte
man sich Korrekturen des Systems
überlegen müssen. Keine Bank
sollte so groß werden, dass sie sich
alles erlauben kann, weil sie nicht
fallengelassen werden darf. Auch
darüber wurde – außer in den USA
– nicht ernsthaft nachgedacht.
„Business as usual“ ist eine unver-
antwortliche Blauäugigkeit der Eli-
ten. Denn die nächste Krise wird
mit Sicherheit kommen, und ange-
sichts der angespannten Budgets
wird es niemanden mehr geben,
der irgendetwas auffangen kann.

Standard:Was sind die Gründe für
dieses Versagen?
Liessmann: Es fehlt die politische

Kontrolle über die Öko-
nomie. Das Credo der
letzten 30 Jahre lautete,
die Politik soll nicht die
Wirtschaft regulieren,
sondern selber wie ein
Unternehmen funktio-
nieren. Dann aber kann
der Staat keine Rah-
menbedingungen für
Unternehmen mehr
vorgeben. Dieselben
Rating-Agenturen, de-
ren Bewertungen für
die Krise mitverant-
wortlich waren, wer-
den jetzt beauftragt, die

„Wir haben nichts gelernt“

Standard: Es schaut so aus, als
hätte die Welt nicht viel aus der
Wirtschaftskrise gelernt. Ist die Kri-
se etwa zu glimpflich verlaufen?
Liessmann: Jeder muss ein Interes-
se haben, dass eine Krise glimpf-
lich verläuft. Niemand wünscht
sichhoheArbeitslosigkeit,Streiks,
Plünderungen oder Bürgerkrieg.
Aber wenn man die Krise als Fol-
ge einer Dysfunktionalität des Sys-
tems sieht, dann stellt sich rein pä-
dagogisch die Frage, wie schwer
eine Krise sein muss, damit etwas
daraus gelernt wird. Zu Beginn der
Krise herrschte bei den Systemver-
tretern eine Krisenrhetorik, die es
in sich hatte. Gemessen daran ha-
ben wir nichts gelernt. Man stellt
erleichtert fest, so
schlimm war es nicht,
und kehrt zu dem zu-
rück, was man vorher
gemacht hat.

Standard: Aber so
schlimm ist es wirklich
nicht gekommen.
Liessmann: Das liegt da-
ran, dass massiv mit öffentlichen
Geldern reagiert wurde. Die fana-
tischsten Vertreter des freien
Marktes haben plötzlich ihre Liebe
zum Staat entdeckt. Aber sie haben
nicht den Schluss gezogen, dass
das Verhältnis von Markt und Staat
neu überdacht werden muss. Wir
alle wissen, dass es ganz anders ge-
kommen wäre, wenn wir den frei-
en Markt hätten walten lassen,
wenn all die Banken, die sich ver-
spekuliert haben, und all die Auto-
mobilindustrien, die nicht mehr
konkurrenzfähig waren, pleitege-
gangen wären, wie es der freie
Markt eigentlich gefordert hätte.

Standard: Ist dadurch der pädago-
gische Effekt verlorengegangen?
Liessmann:Das Auffangen der Ban-
ken war ökonomisch richtig, pä-
dagogisch aber falsch. Und man-

che Hilfen für marode Industrien
waren vielleicht auch ökono-
misch falsch, etwa die Abwrack-
prämie oder die Opel-Rettung.

Standard: Sonst wären zehntau-
sende Jobs verlorengegangen.
Liessmann: Das stimmt, aber es
sind auch andere Industrien mit
vielen Beschäftigten in die Krise
gerutscht, und da hat keiner mit
dem Ohr gewackelt. Es ist kein Zu-
fall, dass ausgerechnet die Auto-
mobilindustrie anders behandelt
wurde. Sie hat eine besondere
Symbolkraft. Das Auto ist unser
aller Liebkind.

Standard: Stichwort Banken. In
Österreich wurde
selbst die Hypo Alpe
Adria für so systemre-
levant erklärt, dass sie
aufgefangen werden
musste. Hätte man das
stärker hinterfragen
können?
Liessmann: Die Hypo
Alpe Adria ist system-

relevant in einem anderen Sinn.
Sie ist Symbol für eine ganz be-
stimmte Verquickung von Politik
und Ökonomie, und einer hoch
riskanten Expansionspolitik. Es
entsteht der Eindruck, dass der so
viel geschmähte Staat
zu nichts anderem da
ist, als Management-
fehler und die Folgen
halbseidener Geschäf-
te aufzufangen.

Standard: Woher
kommt die Einstellung,
dass jeder aufgefangen
werden muss? Das
klingt fast wie sozialis-
tische Ideologie.
Liessmann: Bei Institu-
tionen, die so groß wa-
ren, dass ihr Ruin
Volkswirtschaften ins

neuen Richtlinien zu entwerfen.
Das ist absurd.

Standard: Man hätte da aus der
Bevölkerung mehr Druck erwartet.
Liessmann: Manche versuchen
sehr wohl, Konsequenzen zu zie-
hen. Ich glaube, dass die Studen-
tenproteste der letzten Monate da-
mit zu tun haben, dass das Bild der
Universitäten als Unternehmen,
das effizient Absolventen produ-
ziert, ins Wanken geraten ist. Das
ist auch ein Ausfluss der Krise.

Standard: In den 30er-Jahren gab
es radikale Reformprogramme, die
leider auch totalitär waren. So ab-
schreckend das ist, wäre etwas
mehr Radikalität im öffentlichen
Bewusstsein wünschenswert?
Liessmann: Ich wünsche mir über-
haupt keine Radikalität, sondern
einen Zustand, in dem Radikalität
nicht notwendig ist. In Deutsch-
land und Österreich gibt es radi-
kale Parteien, die das Unbehagen
auffangen; in Deutschland ist es
die extreme Linke, in Österreich
die extreme Rechte. An deren
Wählerstimmen kann man auch
ablesen, inwiefern es nicht gelun-
gen ist, diese Krise so zu bewälti-
gen, dass die Menschen sich nicht
verraten und verkauft fühlen.

Standard: Die FPÖ als Krisenge-
winnler?
Liessmann: Radikale Parteien sind
immer Krisengewinnler. Es ist
einfacher, den Protest zu formu-
lieren, als zu sagen, wie man die
Gegenwart gestalten könnte. Aber
gemessen an den totalitären Par-
teien der 20er- und 30er-Jahre
sind die extremen Parteien heute
höchst gemäßigt – bei allen verba-
len Exzessen, die sie sich leisten.
Das Beruhigende an der Krise ist,
dass sich solche totalitären Versu-
chungen als politisch wirksame
Konzepte noch nicht bemerkbar
machen. Aber ich würde das Po-
tenzial des sozialpolitischen Un-
behagens, das sich durch die Kri-
se bildet, nicht unterschätzen.

ZUR PERSON:
Konrad Paul Liessmann (56), ein
führender „public intellectual“
des Landes, lehrt Philosophie an
der Uni Wien und leitet u. a. das
Philosophicum Lech.

Langfassung:
derStandard.at/WoistdasGeld

„Prize Money“, © Justine Smith

K. P. Liessmann:
„Potenzial des

Unbehagens nicht
unterschätzen.“
Foto: Heribert Corn

Der Philosoph und Publizist Konrad Paul Liessmann
warnt vor einer Rückkehr zum „Business as usual“ wie

vor der Krise. Vom Versagen der Eliten profitieren
radikale Parteien, sagt er im Gespräch mit Eric Frey.

China auf Konfrontationskurs zu den USA
Scharfe Warnung Pekings vor Treffen Präsident Obamas mit dem Dalai Lama

Die Pekinger Führung heizt einen
Tag vor Beginn des traditionellen
Frühlingsfestes, der größten Fami-
lienfeier in China, die Stimmung
für einen Konfrontationskurs mit
den USA an. Das Außenministeri-
um und die für Tibet zuständigen
Parteigremien warnten US-Präsi-
dent Barack Obama davor, den Da-
lai Lama zu treffen. Das Weiße
Haus hatte am Donnerstag den
18. Februar als Termin für die seit
Monaten geplante Begegnung mit
dem geistlichen Oberhaupt der
Tibeter genannt.

„Wir fordern die USA auf, ihre
Entscheidung zum Arrangement

des Treffens unverzüglich rück-
gängig zu machen“, zitierte die
Nachrichtenagentur Xinhua den
Sprecher des Außenministeriums
schon in der Nacht auf Freitag in
einer Eilmeldung. Die TV-Haupt-
nachrichten sendeten die ultima-
tive Aufforderung.

Websites der Regierung veröf-
fentlichten am Freitag demonstra-
tiv erneut den Wortlaut einer sie-
ben Tage zurückliegenden Presse-
konferenz mit dem hohen Partei-
funktionär für die Tibetfrage, Zhu
Weiqun: „Vertrauen und Koopera-
tion zwischen uns werden unver-
meidlich bedroht, wenn US-Füh-
rer sich für ein Treffen mit dem
Dalai Lama entscheiden.“

In den USA wird mit einer Ver-
schiebung des für April geplanten
Staatsbesuchs von Präsident Hu
Jintao gerechnet. In Chinas Presse
warnte jedoch der Pekinger Insti-
tutsleiter für US-Studien Yuan
Peng, dass seine Regierung härter
reagieren könnte, als Washington
erwarte. Seit China als Antwort
auf US-Waffenverkäufe an Tai-
wan ankündigte, die Militärbezie-
hungen zu den USA vorläufig aus-
zusetzen und Sanktionen gegen
am Waffendeal beteiligte US-Fir-
men wie Boeing oder Lockheed
Martin einzuleiten, hat Peking
sich unter Erfüllungsdruck ge-
setzt. Das gilt nun für Tibet umso
mehr. Kommentar Seite 48

Johnny Erling aus Peking

Berlusconi verteidigt
belasteten Zivilschutz-Chef
Rom – Italiens Premier Silvio Ber-
lusconi verteidigt seinen Vertrau-
ensmann, Zivilschutzchef Guido
Bertolaso, der in den Sog eines
Korruptions- und Sexskandals ge-
raten ist. Berlusconi bezweifelte,
dass Bertolaso befreundeten Un-
ternehmern öffentliche Aufträge
als Gegenleistung für Geld und
Callgirls zugeschanzt haben soll,
wie aus Ermittlungen der Staats-
anwaltschaft hervorgeht. Bertola-
sos Rücktritt lehnte Berlusconi ab.
(APA, red) Kopf des Tages Seite 48

Clinton nach Herzoperation
aus Spital entlassen

New York – Einen Tag nach einer
Herzoperation hat Ex-US-Präsi-
dent Bill Clinton (63) am Freitag
das Columbia Presbyterian Hospi-
tal in New York wieder verlassen.
Clinton waren
am Vortag in
eine Herzarterie
zwei Stents ein-
gesetzt worden.
Im selben Spital
hatte er fünf
Jahre zuvor
schon einen
Vierfach-Bypass
bekommen.
Clinton nimmt
seinem Sprecher zufolge die Ar-
beit als UN-Sonderbeauftragter
für Haiti wieder auf. (dpa) F.: Reuters

Patrick Kennedy kandidiert
nicht mehr für US-Kongress
Washington – Der demokratische
Abgeordnete Patrick Kennedy
wird Ende des Jahres nicht für
eine weitere Amtszeit im US-Re-
präsentantenhaus kandidieren.
„Nach zwei Jahrzehnten in der Po-
litik nimmt mein Leben nun eine
andere Richtung“, sagt Kennedy
in einer vorzeitig bekannt gewor-
denen TV-Botschaft, die Sonntag
gesendet werden soll. Die Ent-
scheidung Kennedys kam wenige
Wochen nach der Niederlage der
Demokraten bei der Senatsnach-
wahl für den Sitz seines verstor-
benen Vaters Edward. (apn)

USA, EU und Nato
gratulieren Janukowitsch

Washington/Brüssel – US-Präsident
Barack Obama, EU-Präsident Her-
man Van Rompuy und Nato-Gene-
ralsekretär Anders Fogh Rasmus-
sen haben Wiktor Janukowitsch
zur Wahl zum ukrainischen Präsi-
denten gratuliert. Die unterlegene
Kandidatin Julia Timoschenko er-
kennt die Wahl nicht an. (Reuters)

GANZ KURZ
+++Waffenruhe Ein für Freitag an-
gekündigter Waffenstillstand im
Jemen zwischen Armee und schii-
tischen Rebellen im Norden wur-
de nach Militärangaben eingehal-
ten. +++ Nötigung Der polnische
Ex-Vizepremier Andrzej Lepper
wurde wegen sexueller Nötigung
zweier Partei-Mitarbeiterinnen
zu zwei Jahren und drei Monaten
Haft verurteilt.

KURZ GEMELDET
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Washington – Glaubt man Timothy
Geithners Worten, dann hat er
nicht darauf gedrängt, Finanzmi-
nister zu werden. Er wäre zöger-
lich gewesen, als Barack Obama
ihn im Spätherbst 2008 bat, die
Treasury zu übernehmen. Der de-
signierte Präsident, zitiert ihn vie-
le Monate später die Washington
Post, möge es noch einmal in Ruhe
bedenken. Er, Geithner, habe doch
maßgeblich dazu beigetragen, das
Rettungspaket für die Banken der
Wall Street zu schnüren. Für ei-
nen Minister könnte das eine all-
zu große Bürde sein.

Seit kurzem schlägt Obama
deutlich schärfere Töne an gegen-
über Brokern, die sich wieder sat-
te Bonuszahlungen gönnen, wäh-
rend Durchschnittsamerikaner
noch immer unter der Jobkrise lei-
den. Geithner gilt als Rücktritts-
kandidat.

Reibungslos funktioniert das
Personalkarussell zwischen Fi-
nanzwelt und politischer Macht-
zentrale. Es läuft so rund, dass
böse Zungen Goldman Sachs, den
Primus der Wall Street, gerne
auch „Government Sachs“ nen-
nen. Wer bei Goldman aussteigt,
steigt bei der Regierung ein und
umgekehrt. Robert Rubin und
Henry Paulson, beide „Goldmän-
ner“, beide Finanzminister, der
eine unter Bill Clinton, der ande-

re unter George W.
Bush, stehen am pro-
minentesten für die
enge Verflechtung.

Geithner stammt
zwar nicht aus den
Reihen des New Yor-
ker Investmentriesen,
doch er verstand es
geschickt, in dessen

Reihen einflussreiche Mentoren
zu finden. Zunächst arbeitete er in
Manhattan für Kissinger Associa-
tes, die Beraterfirma des früheren
Außenministers Henry Kissinger.
1988 stieß er zur Treasury, bald
wurde Rubin auf ihn aufmerksam,
der Topmanager von Goldman
Sachs, der 1993 als Vorsitzender
des National Economic Council
oberster Wirtschaftsberater des
Weißen Hauses wurde. Clinton
berief Rubin zum Finanzminister,
Rubin betraute Geithner in der
Treasury mit wichtigen interna-
tionalen Aufgaben, etwa im Zuge
der Russland- und der Asienkrise.

2003 übernahm der Aufsteiger mit
dem Bubengesicht nach einem In-
termezzo beim Internationalen
Währungsfonds die Leitung der
New Yorker Filiale der Notenbank
Fed, des Scharniers zwischen
Fed-Zentrale und Wall Street.

Als Geithner nach Washington
wechselte, um das Finanzressort
zu leiten, trat William C. Dudley,
ein langjähriger Goldman-Sachs-
Ökonom, seine Nachfolge als Prä-
sident der Fed-Außenstelle zu
Manhattan an. Henry Paulson
wiederum, Geithners Amtsvor-
gänger, hatte sieben Jahre an der
Spitze von Goldman gestanden,
bevor ihn George W. Bush als Fi-
nanzminister in sein Kabinett hol-
te. Vermittelt worden war die No-
minierung vom Stabschef im Wei-
ßen Haus, Josh Bolten, auch ein
Ehemaliger von Goldman Sachs.

Wer rutscht, wer nicht
In der Rolle des Krisenmanagers

ließ Paulson den Goldman-Kon-
kurrenten Lehman Brothers im
turbulenten September 2008 in
die Pleite rutschen. Kurz darauf
entschied er, den Versicherungs-
konzern AIG aufzufangen, einen
wichtigen Goldman-Geschäfts-
partner. Ed Liddy, bis dahin im
Aufsichtsrat bei Goldman Sachs,
übernahm das Ruder bei AIG. Und
als es darum ging, die 700 Milliar-
den Dollar aus dem Rettungspaket
des amerikanischen Fiskus an die
Banken zu verteilen, vergab Paul-
son den Job an Neil Kashkari, ei-
nen 35-Jährigen ohne größere Er-
fahrung. Erst 2006 war Kashkari
Paulsons Assistent geworden. Zu-
vor hatte er zwei Jahre als Invest-
mentbanker für Goldman Sachs in
San Francisco gearbeitet. Nach
seiner überraschenden Beförde-
rung gab man ihm schnell einen
Spitznamen, der bis heute an ihm
haftet: „The 700 Billion Boy“.

Goldman sei eine politische Or-
ganisation, die sich für eine In-
vestmentbank ausgebe, spitzt es
Christopher Whalen zu, Direktor
der Finanzberatung Institutional
Risk Analytics. „Die sitzen mit den
Topleuten der Regierung an ei-
nem Tisch.“ Nicht alle Kenner des
Geldgeschäfts sehen das so. Gold-
man ziehe nun mal die besten
Köpfe der Branche an, meint
Charles Ellis, Autor einer Doku-
mentation über das Geldinstitut.
Da sei es kein Wunder, dass viele
in der Politik landeten.

Erste Rettungspakete werden geschnürt
FEBRUAR 2008 Der US-Kongress billigt ein Konjunktur-
paket von 150 Mrd. Dollar. Der US-Versicherungsriese
American International Group (AIG) beginnt zu wa-
ckeln und gibt einen Verlust von 5,3 Mrd. Dollar für
das vierte Quartal 2007 bekannt. Die Citigroup schreibt

weitere 18 Mrd. Dollar ab, Mer-
rill Lynch verbucht einen Netto-
verlust von 8,05 Mrd. Dollar. Die
Subprime-Krise verursacht auch
in Japan einen Schaden von 6,5
Mrd. Dollar. Fed-Chef Ben Ber-
nanke warnt vor einer ansteigen-
den Zahl von Bankenzusammen-
brüchen.

Abschreibungen auf Rekordniveau
APRIL 2008 Auch die US-Bank Wachovia meldet
einen Quartalsverlust von 393 Mio. Dollar. JP
Morgan schreibt weitere 2,6 Mrd. Dollar auf
faule Kredite ab. Merrill Lynch schockt mit
weiteren Abschreibungen von mehr als sechs
Mrd. Dollar die Märkte. Die Citigroup bilanziert
einen Verlust von 5,1 Mrd. Dollar für das erste
Quartal 2008. Auch die Deutsche Bank kündigt
Milliardenabschreibungen an. Die Begriffe
„subprime“ (für Schuldner mit niedriger Boni-
tät) und „credit crunch“ (Kreditklemme) wer-
den in das Oxford English Dictionary aufge-
nommen.

Bear Stearns wird gerettet
MÄRZ 2008 Die Traditionsbank Bear
Stearns wird auf Druck der US-No-
tenbank Federal Reserve (Fed) kurz
vor dem Zusammenbruch an die
Großbank JP Morgan Chase verkauft.
Die US-Regierung springt mit Ga-
rantien ein. Der Deal sorgt später für
viele Diskussionen, weil er für JP
Morgan dank eines günstigen Prei-
ses und der Staatshilfe hohe Profite
abgeworfen hat.

Banklobbyisten haben eine Finanzreform in den USA
verhindert, sagt der Harvard-Ökonom

Richard Freeman. Bei einem Treffen in Cambridge
erklärte er András Szigetvari, warum er nun

Pensionisten für die große Hoffnung Amerikas hält.

Standard: In Europa würde man
jetzt fragen: Wo ist die Linke, die
dem Einhalt gebietet?
Freeman: Ich wär schon froh, wenn
wir eine verantwortungsbewusste
Rechte hätten. Hoffnungen setze
ich in eine neu gegründete Orga-
nisation, in die Americans for Fi-
nancial Reform. Der Gruppe gehö-
ren 200 Organisationen an, zu-
meist Konsumentenschützer,
Umweltaktivisten. Aber, und das
ist entscheidend, auch die Ameri-
can Association of Retired Per-
sons. Dieser Verband zählt 30 oder
40 Millionen Mitglieder. Sie sind
der größte Verband in den USA
und haben beinahe so etwas wie
ein Vetorecht bei al-
lem, was Sozialgesetz-
gebung angeht.

Standard: Was halten
Sie für die größte Bedro-
hung in den USA: die
Arbeitslosigkeit, die ho-
hen Schulden, neue
Bankpleiten?
Freeman: Das große Problem, das
die USA treffen wird, ist, dass un-
zählige lokale Verwaltungen riesi-
ge Bilanzlöcher aufweisen. Viele
Gemeinden werden Lehrer und
Angestellte feuern müssen, weil
sie kein Geld mehr haben. Aus
Mangel an Mitteln werden wir
auch Gefangene auf freien Fuß set-
zen. Der schlimmste Fall ist Kali-
fornien, das ist fast ein bankrotter
Staat. Aber jeder Bundesstaat hat
dieses Problem. Das wird zu ei-
nem Schock führen.

Standard:Warum?
Freeman: Was würden Sie über ein
Land sagen, das Lehrer und Uni-
versitätsprofessoren inmitten der
schärfsten Krise in der Nach-
kriegszeit entlässt? In einer Krise
bei Bildung zu sparen ist das
Dümmste, was man tun kann. Wir
tun das gerade.

ZUR PERSON:
Richard Freeman ist einer der
renommiertesten Ökonomen in
den USA. Er lehrt in Harvard
und leitet das National Bureau
of Economic Research, einen
Think-Tank in Cambridge.
Foto: Szigetvari

„Washington ist voll mit den
Freunden der Banker“

Standard:Als die Banken 2008 rei-
henweise kollabierten, versprach
die Politik, die Finanzwelt künftig
besser zu regulieren. Was wurde
bisher in den USA umgesetzt?
Freeman: So gut wie nichts. Die
amerikanischen Banken haben je-
des größere Gesetz erfolgreich be-
kämpft. Das beste Beispiel ist der
Consumer Protection Bill, ein Ge-
setz, das Kunden vor Bankbetrü-
gereien schützen sollte. Ich war
überzeugt, dass das Gesetz durch-
kommt. Wer sollte schon gegen
ein Antikorruptionsgesetz stim-
men. Aber ich habe mich geirrt.
Die Banken haben so massiv lob-
byiert, dass das Gesetz im Kon-
gress komplett verwässert wurde,
einige Bestimmungen wurden so-
gar ins Gegenteil verkehrt.

Standard: Ein Beispiel.
Freeman: Das Gesetz enthielt ur-
sprünglich eine Passage, wonach
jeder Bundesstaat und jede Stadt
noch strengere Bestimmungen be-
schließen können sollte. Die neue
Klausel sagt nun, dass kein Bun-
desstaat striktere Be-
stimmungen beschlie-
ßen darf.

Standard: Was ist das
Problem?
Freeman: Das Problem
ist, dass der Druck auf
die Banken in den
USA bisher fast aus-
schließlich von der lo-
kalen Ebene ausging.
Vor allem die General-
staatsanwälte in den
einzelnen Bundes-
staaten waren sehr ak-
tiv. Damit müssen die
Banken und ihre Lob-
byisten künftig auch nur an einer
Stelle, in Washington, Druck aus-
üben.

Standard:Das Ganze klingt fast zu
simpel: Banken schicken Lobbyis-

ten, die dafür sorgen, dass Gesetze
umgeschrieben werden.
Freeman: Die Banken beschäftigen
zwei bis dreitausend Lobbyisten.
Es gibt mehr Lobbyisten als Kon-
gressabgeordnete mitsamt ihren
Stäben. Diese Leute sind sehr gut
darin, sich einzelne Abgeordnete
auszusuchen, die in den richtigen
Ausschüssen sitzen, um die ent-
scheidenden Klauseln zu verän-
dern. Der zweite Punkt ist, dass
Washington voll mit den Freun-
den der Banker ist. Finanzminis-
ter Tim Geithner spricht fast jeden
Tag mit den Chefs der großen Ban-
ken. Geithner war Chef der New
Yorker Notenbank, er kennt diese
Leute von der Wall Street, er hält
sie für seriöse Leute, nicht für hin-
terlistige Schlangen, obwohl sie
genau das sind.

Standard: Allerdings sind viele
Menschen wütend: Politiker, die
auf die Banken einprügeln, könn-
ten an Popularität gewinnen?
Freeman: Jeder schimpft über die
Banken. Aber trotzdem nimmt fast

jeder Abgeordnete ihr
Geld. Die Banker sind
zurück mit derselben
oder ähnlichen Menge
Geld wie vorher, und
sie machen dieselben
Sachen. Ich meine, das
muss man sich einmal
vorstellen: Sie haben
das Geld von der US-
Regierung, vom Steu-
erzahler genommen
und es den Lobbyisten
gegeben, damit diese
im Kongress gegen
neue Regulierung
kämpfen. Ich bin also
sehr skeptisch, ob es

eine große Reform gibt. Kleinere
Schritte wird es wohl geben, und
wenn wir Glück haben, werden
die neu geschaffenen Institutio-
nen bei der nächsten Krise tat-
sächlich gestärkt werden.

Freeman: Das
größte Problem der
USA ist die lokale
Verschuldung.

Foto: Szigetvari

„Hot Money“, © Justine Smith

Regieren und finanzieren
Wie in den USA Banker zu Ministern werden

Frank Herrmann

Timothy
Geithner, Ex-
Banker und
Noch-Finanz-
minister,
dreht sich mit
im Personal-
karussell
zwischen
Regierung und
Finanzwelt.
Foto: Reuters
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Mit dem Bus zur Zwangsversteigerung
MAI 2008 Die weltweiten Abschreibungen der Banken
summieren sich laut Financial Times mittlerweile auf
450 Mrd. Dollar (327 Mrd. Euro). Die Zwangsversteige-
rungen von US-Immobilien nehmen zu. Agenturen ver-
anstalten bereits eigenen Bustouren zu Einfamilienhäu-
sern, die versteigert
werden müssen.
Gefällt ein Objekt
während der Tour,
kann noch im Bus
der Kaufvertrag un-
terzeichnet wer-
den.

Gesetz soll Hausbesitzer schützen
JULI 2008 Die kalifornische Hypothekenbank IndyMac
bricht zusammen und wird geschlossen – das markiert
den zweitgrößten Banken-Crash in den USA. Der US-
Senat beschließt ein Gesetz, das rund 400.000 ver-
schuldeten Hausbesitzern Entlastung verspricht. Die
US-Hypothekengiganten Fannie Mae und Freddie Mac
(ihre Aktien haben bereits mehr als 70 Prozent verlo-
ren) geraten immer mehr in Bedrängnis. Einem Analys-
tenbericht zufolge könnten die beiden Hypotheken-
finanzierer einen weiteren Kapitalbedarf von zusam-
men 75 Mrd. Dollar haben. Merrill Lynch schreibt wei-
tere 9,4 Mrd. Dollar ab. Mehrere US-Banken verbuchen
riesige Quartalsverluste. An den internationalen Kapi-
talmärkten geht es wieder abwärts.

Countrywide fällt
JUNI 2008 Die US-Invest-
mentbank Lehman
Brothers weist einen
Quartalsverlust in Höhe
von 2,8 Mrd. Dollar aus.
Die Bank of America übernimmt das Finanzinstitut
Countrywide. Die US-Börsenaufsicht SEC kündigt
Änderungen bei den Vorschriften für Rating-Agenturen
an.

Musterschüler mit Ölfeldern vor der Haustüre
Positivbeispiel Lateinamerika: Die meisten Staaten haben dank umsichtiger Wirtschaftspolitik die Krise gemeistert

Puebla – Lateinamerikas Ökono-
men von Mexiko bis Feuerland
sind sich einig: Diesmal ist der
Kontinent mit einem blauen Auge
davongekommen. Waren früher
Länder wie Argentinien oder Me-
xiko schon mal Auslöser weltwei-
ter Finanz- und Schuldenkrisen,
so traf die Wirtschaftskrise den
Subkontinent diesmal „unver-
schuldet“ – und deutlich besser
vorbereitet. Länder wie Chile, Me-
xiko oder Brasilien nutzten den
Rohstoffboom Ende der 90er-Jah-
re, um ihre Schuldenberge abzu-
bauen oder Rücklagen für Krisen-
zeiten zu bilden, die dann in den
vergangenen zwei Jahren einge-
setzt wurden, um die Rezession
abzufedern. „Chile hat dank einer
vorbildlichen antizyklischen
Wirtschaftspolitik die Krise ganz
gut gemeistert“, sagt Cornelia Son-
nenberg, Geschäftsführerin der
deutsch-chilenischen Handels-
kammer in Santiago.

Nach der Schrumpfung um 1,8
Prozent im Vorjahr wird Latein-
amerika 2010 laut Prognosen der

UN-Wirtschaftskommission Ce-
pal durchschnittlich um 4,1 Pro-
zent wachsen, angeführt von Bra-
silien, dem 5,5 Prozent Zuwachs
vorhergesagt werden.

Der südamerikanische Gigant
hat sich als deutlich krisenresis-
tenter erweisen als der regionale
Gegenspieler Mexiko mit seiner
exzessiv an die US-Konjunktur ge-
koppelten Wirtschaft. Während
Mexiko seine Wirtschaft übereilt
liberalisierte und im vergangenen
Jahr eine Rezession von sieben
Prozent erlitt, konzentrierte sich
Brasilien (Nullwachstum 2009)
zunächst auf seinen immensen
Binnenmarkt und machte die hei-
mische Industrie mit Investitio-
nen in strategische Sektoren wie
Luftfahrt, Stahl, Automobil und
Biotreibstoffe wettbewerbsfähig.
Dann baute es seine internationa-
len Wirtschaftsbeziehungen aus
und handelt heute zu etwa glei-
chen Teilen mit Asien, Europa,
den USA und dem Rest des Sub-
kontinents. Besonders der Handel
mit China trug dazu bei, die Wirt-
schaft im Vorjahr wieder zu dyna-
misieren.

Sandra Weiss Hinzu kommt auch ein biss-
chen Glück: Während Brasilien
vor seiner Küste neue Erdölfelder
entdeckte, gehen die Vorräte Me-
xikos zur Neige – und in die Er-
schließung neuer Felder wurde
wegen restriktiver Gesetze nicht
investiert.

Erdöl sei Dank
Andernorts hat die

Krise zu höherer Ar-
beitslosigkeit geführt,
was sich auch durch
das leichte Anziehen
der Konjunktur in den
vergangenen Monaten
kaum verbesserte. Ve-
nezuela überstand die Krise dank
seines Erdölreichtums, doch Prä-
sident Hugo Chávez verschleuder-
te Millionen für Prestigeprojekte,
während Modernisierungen der
heimischen Infrastruktur, insbe-
sondere im Energiebereich, aus-
blieben.

Venezuela dürfte 2010 zusam-
men mit dem durch das Erdbeben
zerstörten Haiti das regionale
Schlusslicht beim Wirtschafts-
wachstum bilden.

Auch die Musterschüler dürf-
ten sich nicht auf ihren Lorbeeren
ausruhen, warnt Andrés Oppen-
heimer, Kommentator des Miami
Herald, und dämpft damit Ambi-
tionen wie die von Brasiliens Prä-
sident Luiz Inácio „Lula“ da Silva,
der sein Land schon in den Kreis

der fünf größten Wirt-
schaftsmächte der
Erde vorstoßen sieht.
„Der Kuchen ist klei-
ner geworden, und
Lateinamerika muss
wettbewerbsfähiger
werden, wenn es
gegen die asiatische
Konkurrenz auf Dauer

bestehen will“, schreibt Oppen-
heimer. „Sonst versinkt der Kon-
tinent ins Mittelmaß.“

Lateinamerika habe es in 30 Jah-
ren nicht geschafft, seinen sechs-
prozentigen Anteil am Welthan-
del auszubauen. Ein strukturelles
Problem liegt in der hohen Abhän-
gigkeit von Rohstoffexporten.
„Fallen die Preise, stürzt Latein-
amerika ab“, sagt Nicolás Eyza-
guirre, Regionaldirektor des Inter-
nationalen Währungsfonds.

EU-Außenministerin Catherine Ashton will, dass
Europa für seine Partner relevant ist. Eine politisch
kleinwüchsige EU sieht sie nicht. Im Atomstreit mit
Iran müsse der UN-Sicherheitsrat endlich handeln.

Hard Power zu Verfügung. „Die
Frage ist vielmehr: Welche Mittel
und Instrumente sind effektiv?“

Mit welchen Mitteln also soll im
Atomstreit mit dem Iran eine Lö-
sung gefunden werden? Ashton:
„Wir müssen das Problem wieder
in den UN-Sicherheitsrat bringen.
Alle anderen Versuche haben bis-
her keinerlei Erfolg gebracht.“ Das
sei, auch wenn etwa der chinesi-
sche Außenminister, mit dem sie
unlängst zusammengetroffen sei,
weiterhin Gespräche mit Teheran
führen wolle, in dieser Situation
die einzig angemessene Vorgangs-
weise.

Lady Ashton: „Ich fühle mich nicht als Zwerg!“

Brüssel/Wien – Lady Ashton mag es
schlicht. Ein Sekretär, eine Mitar-
beiterin, ein Leibwächter. Mehr
Anhang bringt sie nicht mit. Nor-
malerweise zeigen Amtsträger ih-
res Kalibers gerne die gesamte Pa-
lette der Insignien politischer
Macht vor. Baroness Catherine
Ashton of Upholland aber, die
neue Außenministerin der EU,
scheint die Horden gestresster An-
zugträger, Sirenen, Blaulichter
und das ganze andere Bling-Bling
nicht zu brauchen. Suchte man ei-
nen Namen für personifiziertes
britisches Understatement, es
müsste wohl der ihre sein.

Donnerstagabend, Flughafen
Brüssel: Die Jets der Staats- und
Regierungschefs warten nach dem
EU-Gipfel auf ihre Starterlaubnis.
Ashton fliegt in der Maschine von
Bundeskanzler Werner Faymann
mit nach Wien. Opernball. Die
Stimmung ist gelöst. Das erste
Sondertreffen in der neuen Lissa-
bon-Ära ist ohne größeres Miss-
vergnügen über die Bühne gegan-
gen. Ashton, die seit Dezember
Hohe Repräsentantin des Rates
und seit Februar auch Vizepräsi-
dentin der EU-Kommission ist, hat
sich bisher in der Öffentlichkeit
bedeckt gehalten. Im Flieger nach

Wien erläutert sie vor Journalisten
erstmals ihre Pläne.

„Ich habe drei Prioritäten: Ers-
tens den Europäischen Auswärti-
gen Dienst implementieren, der
für Sicherheit und Stabilität in Eu-
ropa und der Welt sorgen soll. Wir
müssen zweitens relevant sein für
unsere unmittelbaren Nachbarn,
denn das bestimmt das Urteil da-
rüber, wie effektiv die EU ist. Und
drittens müssen wir ebenso rele-
vant sein für unsere strategischen
Partner USA, China oder auch
Brasilien.“ Ob sie Henry Kissinger
denn schon ihre Telefonnummer
zukommen lassen habe? Ashton
lächelt: „Ich habe Henry schon auf
einer Veranstaltung gesehen, aber
meine Telefonnummer hat er
noch nicht. Dafür telefoniere ich
ziemlich viel mit Hillary Clinton.“

„Mit einer Stimme sprechen“
Den Vorwurf, die EU sei ein

wirtschaftlicher Riese und ein po-
litischer Zwerg, will sie nicht auf
sich sitzen lassen: „Ich fühle mich
jedenfalls nicht als Zwerg! Es ist
nur wichtig, dass wir nach außen
mit einer Stimme sprechen.“ Als
Soft Power wahrgenommen zu
werden, impliziere ja noch nicht,
dass Europa nicht robust eingrei-
fen könne. Und als politische Op-
tionen stünden nicht nur Soft oder

Christoph Prantner

Im Gespräch mit Journalisten: EU-Außenministerin Catherine Ashton im Flugzeug unterwegs vom
EU-Gipfel in Brüssel zum Opernball nachWien. Daneben: Gastgeber Werner Faymann. Foto: Bernhard Holzner

Schon beim Gipfel selbst hatte
die Außenministerin der Union
eine militärische EU-Mission für
Haiti vorgeschlagen. Diese soll,
wie sie präzisiert, vor allem Pio-
nierleistungen wie Wasseraufbe-
reitung und Unterkünfte für rund
100.000 Menschen umfassen, die
nach wie vor ohne adäquate Ver-
sorgung sind. Darum hätten Haiti
und die Vereinten Nationen gebe-
ten. Österreich sei nicht konkret
um Truppen angefragt worden,
aber Kanzler Faymann signalisiert
gleich im Flugzeug grundsätzliche
Bereitschaft, Unterstützung zu ge-
währen.

Bleibt noch die Frage nach den
grundsätzlichen Zweifeln an ihrer
fachlichen Eignung, die nach ih-
rer Nominierung durch die euro-
päischen Sozialdemokraten so ve-
hement laut wurden. Ihren Kriti-
kern begegnet sie so ruhig wie je-
nem ORF-Ballreporter, der sie spä-
ter auf dem Opernball unentwegt
mit „Ma’am“ ansprechen sollte.
Zu Letzterem sagt sie: „Sie können
mich nennen, wie Sie möchten.“
Erstere, die Kritiker, lässt sie wis-
sen: „Seht euch an, was ich bisher
gemacht habe. Und beurteilt mich
nach dem, was ich jetzt tue. Wait
and see.“

Teheran / NewYork – In der Diskus-
sion über weitere Sanktionen ge-
gen den Iran sollte sich der Wes-
ten nach Ansicht Frankreichs die
Zeit nehmen, China mit ins Boot
zu holen. „Es ist absolut notwen-
dig, mit den Chinesen zusammen-
zuarbeiten – auch wenn dies be-
deutet, dass wir eine Weile warten
müssen“, sagte UN-Botschafter
Gerard Araud am Donnerstag in
New York. Paris führt im Februar
den Vorsitz im Sicherheitsrat.

Der iranische Präsident Mah-
mud Ahmadi-Nejad zeigte sich
von den Sanktionsdrohungen un-
beeindruckt: „Wenn jemand
denkt, dass er Wirtschaftsinstru-
mente verwenden kann, um dem
iranischen Volk irgendeine Idee
aufzudrängen, irrt er sich“, sagte
er in einem Interview. Mit dem
Androhen von Sanktionen verrate
der Westen seine Ideale.

Angesichts der gespannten Lage
im Iran bat Friedensnobelpreisträ-
gerin Shirin Ebadi die Uno um Hil-
fe. Es sei Zeit, dass die Regierung
„dem Volk zuhört, sonst gibt es
schon morgen eine Katastrophe“,
sagte sie in Genf. (Reuters, red)

Frankreich: Keine
Iran-Sanktionen

ohne China
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Zahl der Krisenopfer steigt
AUGUST 2008 Weitere US-Banken fallen der Krise zum
Opfer. Lehman Brothers führt geheime Verkaufsgesprä-

che mit südkorea-
nischen oder chi-
nesische Investo-
ren. Die Verhand-
lungen scheitern,
da Lehman einen
zu hohen Preis ver-
langt. Die US-Betei-
ligungsgesellschaft
Lone Star kauft die
angeschlagene
deutsche IKB.

Interbanken-Markt trocknet aus. Die
Notenbanken beginnen, die Märkte mit
Milliarden zu fluten, um den Geldkreis-
lauf vor dem Kollaps zu schützen. Auch
für europäische Institute hat der Ausfall
von Lehman Folgen, weil Lehman als

Garantiegeber bei vielen Produkten auftritt. In den USA
folgt die Filetierung des Instituts: Die britische Barclays
Bank sichert sich Teile des US-Geschäfts und das New
Yorker Hauptquartier von Lehman. Die europäischen
Anteile gehen an das japanische Investmenthaus No-
mura. Die Börsen sind ob der Vorfälle tief verunsichert.
Der US-Leitindex Dow Jones erleidet am 15. September
mit einem Minus von 4,42 Prozent den größten Tages-
verlust seit Juli 2002. Die Finanzkrise wird zur welt-
weiten Wirtschaftskrise.

Lehman kollabiert
SEPTEMBER 2008 Dieser Monat bringt
Meilensteine in der Finanzkrise: Die
US-Regierung übernimmt die Kon-
trolle bei Fannie Mae und Freddie
Mac, die Investmentbank Merrill Lynch wird von der
Bank of America aufgekauft – der Konkurrent Lehman
Brothers meldet am 15. September Insolvenz an. Alle
Rettungsbemühungen für Lehman scheitern daran,
dass die US-Regierung keine Garantien übernehmen
will. Heute neigen viele Experten zu der Ansicht, dass
diese Pleite maßgeblich zur Eskalation der Finanzkrise
beigetragen hat, weil sie das Misstrauen an den Märk-
ten massiv verstärkte. Die Folge der Lehman-Pleite:
Banken leihen einander fortan kein Geld mehr, der

Konsumiert wird sofort, bezahlt erst später
Schuldner in Deutschland: Für die Jugend sind meist Handy-Verträge der Einstieg

Pirmasens/Berlin – 20.445 Euro.
Diese Summe an Schulden hatte
am Freitag statistisch gesehen je-
der der 82 Millionen Deutschen,
egal, ob er gerade geboren wurde
oder bereits ein Konto führt. Heu-
te, Samstag, werden es schon wie-
der ein paar Cent mehr sein, denn
die Staatsverschuldung steigt per-
manent.

Dass sie eine solch imaginäre
Last auf ihren Schultern tragen,
wissen die meisten der jungen
Menschen, die zu Sabine Groh
kommen, gar nicht. Sie haben ge-
nug mit ihren eigenen Schulden
zu kämpfen. Groh ist Schuldner-
beraterin in Pirmasens, und die
41.000-Einwohner-Stadt in Rhein-
land-Pfalz hält deutschlandweit
einen negativen Rekord: Dort, wo
bis 1970 die Schuhindustrie
boomte, herrscht jetzt hohe Ar-
beitslosigkeit und ist die private
Verschuldung am höchsten.

„In den vergangenen Jahren
sind jene, die sich verschulden,

immer jünger geworden“, sagt
Groh. Meist beginnt die Misere
mit einem Handyvertrag. Kaum 18
geworden, wird schon der erste ei-
gene unterzeichnet. Dass
Telefonieren auch heute noch et-
was kostet, hat sich jedoch noch
nicht überall herumgesprochen.
„Man bezahlt nicht, dann kommt
der Brief vom Anwalt, schließ-
lich vom Inkassobüro.
So kann aus einer
200-Euro-Rechnung
schnell mal eine Be-
lastung von mehr als
1000 Euro werden“,
beschreibt Groh das
klassische Einstiegs-
szenario.

Zudem gibt es auch
abseits von Handy und Internet al-
lerlei Verlockungen: Den Fernse-
her aus dem Katalog A, die neue
Küche aus dem Katalog B. Der Ge-
neration der Großeltern war noch
klar: Wenn ich mir etwas leisten
möchte, dann muss ich zuerst da-
für sparen. Heute jedoch herrsche
vielerorts ein ganz anderer Glau-

be, meint Groh: „Konsumiert wird
sofort, bezahlt erst später.“ Nicht
nur Jugendlichen suggerieren Fir-
men, dass es kein Problem sei, zu-
nächst kein Geld zu haben.

Der Schock kommt dann in der
Schuldnerberatung. Groh: „Die
Leute haben meist den Überblick
verloren und fallen aus allen Wol-
ken, wenn sie zum ersten Mal zu-

sammenrechnen, auf
wie vielen offenen
Rechnungen sie sit-
zen.“ Um überhaupt
wieder aus der Mise-
re herauszukommen,
helfe nur eines: eiser-
nes Sparen und das
Eingeständnis, dass
man sich im Moment

nichts leisten kann.
Wäre ganz auf Kredite zu ver-

zichten eine Alternative? Davon
hält Groh auch nichts: „Man soll-
te den Mittelweg nehmen. Wer ein
Haus bauen will, kommt nicht da-
rum herum. Aber für Extras wie
den Urlaub oder den neuen Fern-
seher sollte man flüssig sein.“

Birgit Baumann

Einen glimpflichen
Ausgang dürfte der Fall
für die mutmaßlichen

Kindesentführer in Haiti
nehmen: Wegen fehlenden

„kriminellen Vorsatzes“
sieht die richterliche

Anordnung ihre
Freilassung vor.

Seliges Ende für angeklagte Baptisten

Port-au-Prince – Für die zehn Ame-
rikaner, die in Haiti wegen Kin-
desentführung angeklagt sind,
waren die letzten Tage mit Sicher-
heit keine leichten. Erst am Don-
nerstag (Ortszeit) konnten sie wie-
der aufatmen: Bernard Saint-Vil,
der für den Fall zuständige Rich-
ter, empfahl in seinem Schreiben
an die Staatsanwaltschaft die Frei-
lassung der selbsternannten Hel-
fer. Nach einer Anhörung sehe er
die „Möglichkeit, alle Angeklag-
ten in die Freiheit zu entlassen“,
berichtet die Washington Post.
Maßgeblich zu der Entscheidung
beigetragen haben dürften die
Aussagen der Eltern der Entfüh-
rungsopfer, die sich dazu bekann-
ten, ihre Kinder freiwillig den
Amerikanern überlassen zu ha-
ben.

Wie berichtet, war die mehr-
heitlich aus missionarischen Bap-
tisten bestehende Gruppe nach
dem Erdbeben auf der Anklage-
bank gelangt, weil sie versucht
hatte, 33 Kinder aus Haiti in die
Dominikanische Republik zu
bringen. Das von Missionsleiterin
Laura Silsby gegründete „New

Life Refuge“-Waisenheim sollte
ihnen eine neue Heimat bieten –
bis sich herausstellte, dass viele
der Kinder gar nicht elternlos
sind. Obwohl Silsbys Helfern die
Illegalität des Vorhabens bewusst
gewesen sein dürfte, hätten insge-
samt 100 Kinder „gerettet“ werden
sollen. Dass sie trotz allem unei-
gennützig gehandelt hätten, soll
Richter Saint-Vil zu seinem Ent-
schluss gebracht haben, schreibt
die Nachrichtenagentur Reuters.

Die nun zuständige Staatsan-
waltschaft will sich bis Montag
um den Fall kümmern. Theore-
tisch könnte sie die richterliche
Entscheidung noch anfechten;
wahrscheinlicher ist jedoch, dass
die Angeklagten bereits bald das
Land als freie Menschen verlassen
können. (bmg)

Die
angeklagten
Missionare
verlassen
das
richterliche
Gebäude
nach ihrer
Anhörung –
in Freiheit,
wenn es
nach
Richter
Saint-Vil
geht.
Foto: Reuters

Massimo Toschi, bis 2009 Chef der
UN Child Protection Unit in Haiti,

erklärt Tobias Müller, warum die Kinder
der Insel besonders gefährdet sind von

Menschenhandel und illegaler Adoption.

„Die Sache mit den
Amerikanern ist nichts Neues“

Standard: Vor zwei Wochen wur-
den zehn Amerikaner an der Gren-
ze verhaftet, weil sie 33 Kinder aus
Haiti bringen wollten. Jetzt sollen
sie entlassen werden. Was halten
Sie von der Entscheidung?
Toschi: Ich habe mich sehr gefreut,
als ich von der Verhaftung erfah-
ren habe. Ich habe in Haiti gehol-
fen, Grenzbeamte auszubilden.
Jetzt liegt der Fall bei der Justiz,
und die ist eines der größten Pro-
bleme des Landes. Sie ist fragil
und ineffizient. Die Polizei sagt,
sie sei korrupt. Ich kenne die De-
tails in diesem Fall nicht. Ich er-
innere mich aber an die Leiterin
eines Waisenhauses: Sie fälschte
Papiere, um Kinder, die noch El-
tern hatten, zur Adoption freizu-
geben – für Geld. Sie wurde ver-
haftet, am nächsten Tag war sie
wieder frei. Die Sache mit den
Amerikaner ist nichts Neues, es ist
schon oft passiert.

Standard: Die Amerikaner werden
freigelassen, weil die Eltern die
Kinder freiwillig hergegeben haben
sollen. Ist eine Adoption in solchen
Fällen in Ordnung?
Toschi: Nach dem Hurrican 2008
haben Eltern Kinder für zehn Dol-
lar verkauft, weil sie die anderen
nicht ernähren konnten. Wenn
ein Kind abgegeben wird, sollte
der Staat entscheiden, ob es zur
Adoption freigegeben wird. In
Haiti gibt es aber keinen funktio-
nierenden Staat. Temporäre
Adoption oder Unterbringung
wäre sehr willkommen. Aber: Ge-
nerell ist es besser für das Kind,
bei seiner Familie zu bleiben.

Standard: Gibt es eine Verbindung
zwischen Adoption und Menschen-
handel?
Toschi: Beamte, die für die Adop-
tion zuständig waren, haben Wai-
senhäuser betrieben. Sie haben
armen Familien auf dem Land ge-
sagt: Gebt uns eure Kinder, wir ge-
ben ihnen zu essen und erziehen
sie. Und plötzlich sind diese Kin-
der in Kanada aufgetaucht.

Standard:Wie kann man Kinder in
Haiti vor illegaler Adoption und
Menschenhandel schützen?
Toschi: Viele Kinder sind nicht re-
gistriert. Wenn ein Boot mit ihnen
über die Grenze in die Dominika-
nische Republik fährt, dann sind
sie weg. Ein Soldat hat mir einmal
gesagt: „Bevor nicht alle Kinder
eine Geburtsurkunden haben,
können wir nichts machen.“

Standard:Vor dem Beben gab es in
Haiti 300.000 Waisen, jetzt sind es
noch deutlich mehr. Was bedeutet
das für die Zukunft des Landes?
Toschi: Haiti hat neun Millionen
Einwohner, etwa die Hälfte davon
sind jünger als 18 Jahre. Die Unis
und die Schulen sind kaputt, die
Kinder haben kein Wasser und
kein Essen. Ich will mir nicht vor-
stellen, was passiert, wenn die Re-
genzeit losgeht.

ZUR PERSON:
Der Italiener Massimo Toschi war
von 2006 bis 2009 Chef der UN
Child Protection Unit in Haiti. Er
sprach bei der Eröffnung der Aus-
stellung „Children at War“ im
Heeresgeschichtlichen Museum.

Eurostar-Panne geklärt,
Millionen für Verbesserung
London – Fehlende Vorbereitung
auf den Winter soll zum mehr-
stündigen Stillstand des Eurostar-
Schnellzuges unter dem Ärmel-
kanal geführt haben, stellte eine
Untersuchungskommission nun
fest. Das Betreiberunternehmen
will 30 Millionen Euro in eine bes-
sere technische Ausstattung in-
vestieren. (dpa, apn)

Uganderin eineinhalb Jahre
in Gefangenschaft gehalten
Eschwege – Eine ugandische Asyl-
werberin soll eineinhalb Jahre von
einem Deutschen gefangengehal-
ten worden seien. Der Mann soll
die 37-Jährige zur Prostitution ge-
zwungen und sie später als „Sex-
sklavin“ gehalten haben. Die Poli-
zei hat eine Fahndung nach dem
Verdächtigen eingeleitet. (apn)

PANORAMA

Q „No Angels“-
Sängerin Nadja
Benaissa wurde
nun wegen ge-
fährlicher
Körperverlet-
zung ange-
klagt. Die

27-Jährige soll trotz ihrer HIV-
Infektion ungeschützten Sex mit
einem Mann gehabt haben, der
sich dabei infizierte. Foto: EPA
Q Popsängerin Sarah Connor muss
auf ihre Scheidung noch warten.
Ehemann Marc Terenzi erschien
nicht zum Termin vor Gericht,
weil er den Zug verpasste. (APA)

LEUTE
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Versicherer AIG wackelt
SEPTEMBER 2008 Der Versicherungsriese AIG gerät am
16. September durch Milliardenverluste in akute Kapi-
talnot und droht zu kippen. Die Weltbörsen setzen ihre
Talfahrt fort. Die US-Regierung kündigt ein 700 Mrd.
Dollar schweres Rettungspaket für die Finanzbranche

an. Kernidee ist, dass der
Staat den Banken notleidende
Wertpapiere und faule Kredi-
te abkauft. Die Notenbanken
pumpen fast 150 Mrd. Euro in
den Geldmarkt. Am 17. Sep-
tember rettet die US-Noten-
bank AIG mit einem Kredit
von 85 Mrd. Dollar vor dem

lukrative Geschäfte mehr eingehen. Am
25. September bricht die größte US-Spar-
kasse Washington Mutual zusammen
und wird von JP Morgan Chase aufgefan-
gen. Am 29. September erreicht die Krise
endgültig Europa: Für den deutschen Im-
mobilienfinanzierer Hypo Real Estate
wird ein 35 Mrd. Euro schweres Ret-
tungspaket geschnürt. Mit Staatshilfen
über 6,4 Mrd. Euro (Belgien, Frankreich,
Luxemburg) wird die Immobilienbank
Dexia gestützt. Die drei Länder steigen

bei Fortis ein – wenige Tage später wird Fortis zerschla-
gen. Immer mehr europäische Regierungen garantieren
die Spareinlagen in voller Höhe, um das Vertrauen in
die Banken zu stärken.

Zusammenbruch. Am 18. September fluten
die Zentralbanken weltweit die Märkte mit
frischen Milliarden. Die britische Großbank
Lloyds TSB übernimmt die kriselnde HBOS
für 12,2 Mrd. Pfund (15,4 Mrd. Euro). Am
19. September verbieten die USA und Groß-
britannien Leerverkäufe – also Wetten auf
sinkende Aktienkurse. Später werden Leer-
verkäufe auch in Deutschland und Öster-
reich verboten. Ein historischer Einschnitt
folgt am 21. September: Die beiden letzten
unabhängigen Investmentbanken Goldman
Sachs und Morgan Stanley verzichten auf ihren 75
Jahre alten Sonderstatus und werden zu gewöhnlichen
Geschäftsbanken. Sie stehen damit unter schärferer
Kontrolle und dürfen keine extremen Risiken für hoch-

ÖVP zu Dollfuß gesprächsbereit Montagsgespräch Seite 12 Pater Anselms Versuchung Interview Seite 15
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Der Jurist Gerhart Holzinger, Präsident des
Verfassungsgerichtshofs, hat kein Verständnis für die
Debatte über eine Internierung von Asylwerbern. Es

gebe andere Probleme. Mit ihm sprach Michael Völker.

ein Problem ist, dass Asylwerber
untertauchen und nicht mehr
greifbar sind, solche Fälle wird es
auch geben. Aber es wird so getan,
als ob das das einzige Problem
wäre. Das viel größere Problem ist
die Verfahrensdauer. Es muss da-
rum gehen, die Verfahren zu be-
schleunigen. Stattdessen haben
wir aber hektische Diskussionen
über eine Anwesenheitspflicht.
Das ändert am Gesamtproblem
nichts.

Standard: Sie meinen also, die De-
batte um die Kaser-
nierung von Asyl-
werbern ist nur ein
politisches Schein-
gefecht?
Holzinger: Solche
Kommentierungen
unterdrücke ich.

Standard: Woran
liegt es, dass die
Verfahren so lange
dauern?
Holzinger: Es gibt si-
cher Fälle, wo die
Betroffenen alles in
Bewegung setzen, um ihre Positi-
on durchzusetzen. Aber in der
Mehrzahl der Fälle ist es einfach
so, dass das Verfahren bei den ein-
zelnen Behörden oder Gerichten
so lange liegen bleibt.

Standard: Woran liegt das? Wird
schlampig gearbeitet, oder sind die
Behörden unterbesetzt?
Holzinger: Das weiß ich nicht. Ich
registriere nur das Ergebnis.

Standard: Wie hoch ist der Anteil

„Bewährungsprobe für die Justiz“

Standard: Haben Sie noch Hoff-
nung, dass in Kärnten die Erkennt-
nisse des Verfassungsgerichtshofs
zur Aufstellung zweisprachiger
Ortstafeln umgesetzt werden?
Holzinger: Ich bin von Natur aus
ein optimistischer Mensch, daher:
ja. Am Ende siegt immer der
Rechtsstaat. Wie lange das dauert,
weiß ich nicht.

Standard: Offensichtlich gilt der
Rechtsstaat aber nicht überall.
Holzinger: Österreich hat 1955 ei-
nen Staatsvertrag abgeschlossen
und einzelne Bestimmungen in
den Verfassungsrang gehoben.
Daran ist Österreich gebunden,
auch in Kärnten.

Standard: Aber was macht man,
wenn sich Kärnten nicht daran ge-
bunden fühlt?
Holzinger: Primär sind die Bezirks-
hauptmannschaften in Kärnten
aufgerufen, Ortstafelverordnun-
gen zu erlassen, die der Verfas-
sung entsprechen, und zwar von
sich aus. Die Aufgaben sind klar
verteilt. Wenn es keine bundesge-
setzliche Durchführungsregelung
gibt, ist der Staats-
vertrag unmittelbar
anwendbar. Wenn
der Anteil der slo-
wenischsprachigen
Bevölkerung über
einen längeren Zeit-
raum mehr als zehn
Prozent beträgt,
sind zweisprachige
Ortstafeln aufzu-
stellen. Der Bun-
desgesetzgeber ist
zuständig, eine ge-
setzliche Regelung
zu erlassen. Das hat
er im Volksgruppengesetz in einer
verfassungswidrigen Weise getan,
daher haben wir diese Bestim-
mungen im Volksgruppengesetz
aufgehoben. Verordnungen auf-
grund dieses Gesetzes hat die Bun-
desregierung zu erlassen.

Standard: Also ist die Regierung
am Zug?
Holzinger: Für eine allgemeine po-
litische Lösung: ja. Und solange
sie das nicht tut, muss von den
Kärntner Behörden unmittelbar
der Staatsvertrag umgesetzt wer-
den. Das ist geltendes Recht.

Standard:Ein Gesetzesentwurf der
Innenministerin sieht eine Anwe-
senheitspflicht für Asylwerber bis
zu sechs Wochen vor. Kritiker spre-

chen von einer Haft und meinen,
das sei verfassungswidrig. Was ist
Ihre Meinung dazu?
Holzinger: Sollte diese gesetzliche
Regelung kommen, ist mit Sicher-
heit damit zu rechnen, dass sie bei
uns landet und wir eine Entschei-
dung dazu zu treffen haben. Ich
kann und will mich daher jetzt
nicht präjudizieren. Aber ganz
grundsätzlich kann ich Ihnen ei-
nes sagen: Das verfassungsgesetz-
liche Recht auf persönliche Frei-
heit ist ein zentrales Grundrecht.

Standard: Sie sehen also schon
neue Arbeit auf sich zukommen?
Holzinger: Ich verstehe nicht, wa-
rum im Bereich des Asylrechts
und des Fremdenrechts alle Au-
genblicke neue gesetzliche Rege-
lungen erforderlich sein sollen.
Allein im Jahr 2009 ist das Asyl-
gesetz dreimal novelliert worden,
das Niederlassungs- und Aufent-
haltsgesetz viermal. Und jetzt ha-
ben wir schon wieder eine neue
Debatte. Sie werden von mir kei-
ne Beurteilung von Politikern hö-
ren. Aber ich verstehe nicht, wa-
rum in einem so heiklen Bereich

ständig ein neues
Thema aufge-
bracht wird. Jetzt
wird es so darge-
stellt, als ob Asyl-
werber, die unter-
tauchen, das
Hauptproblem
sind. Ich nehme
das ganz anders
wahr: Seit es die
Neuregelung des
Rechtsschutzes
von Asylwerbern
gibt, seit Mitte
2008, haben wir

5000 Entscheidungen in Asylfäl-
len getroffen. In zwei Drittel die-
ser Fälle war es so, dass die Asyl-
verfahren fünf, sechs, sieben Jah-
re und noch länger gedauert ha-
ben. Und zwar nicht, weil der Be-
troffene sich mit Händen und Fü-
ßen gewehrt hätte – sondern
schlicht und einfach, weil das be-
hördliche Verfahren so lange ge-
dauert hat. Das ist das wahre Pro-
blem. Und in keinem dieser Fälle
ist für uns deutlich geworden,
dass der Asylwerber unterge-
taucht wäre.

Standard: Dennoch setzt die Bun-
desregierung jetzt offensichtlich al-
les daran, Asylmissbrauch zu ver-
hindern.
Holzinger: Ich weiß schon, dass es

von Asylfällen am Arbeitsaufkom-
men des Verfassungsgerichtshofs?
Holzinger: Asylfälle machen bei
uns weit mehr als 50 Prozent aus.
Und das ist ein Zustand, der auf
Dauer nicht erträglich ist, weil wir
andere Kernaufgaben haben.

Standard: Die Justiz ist selbst ins
Gerede gekommen, Anzeigen wur-
den nicht bearbeitet, Staatsanwäl-
te haben ohne Grundlage gegen Ab-
geordnete ermittelt. Macht Ihnen
das Sorgen?
Holzinger: Dass die Justiz ins Gere-

de gekommen ist,
muss jeden, dem
der Rechtsstaat ein
Anliegen ist, mit
Sorge erfüllen. Vor-
weg ist zu sagen,
dass die Justiz in
tausenden Fällen
gute und hervorra-
gende Arbeit leis-
tet. Es hat aber be-
dauerlicherweise
in jüngster Zeit
Fehlleistungen ge-
geben. Das ist är-
gerlich. In der Cau-

sa Dörfler habe ich mich beson-
ders geärgert.

Standard: Sie meinen die Einstel-
lung des Verfahrens wegen der ver-
setzten Ortstafeln, weil Dörfler an-
geblich nicht bewusst war, was er
tat?
Holzinger: Solche Fehlleistung
sind bei einer Institution, die auf
das Vertrauen der Menschen an-
gewiesen ist, besonders schmerz-
lich. Man muss aber auch sehen,
dass die österreichische Justiz an

Unterdotierung leidet. Jetzt gibt es
einige besonders spektakuläre
Fälle, die Wirtschaftskriminalität
betreffen. Die Bewältigung dieser
Fälle ist eine Bewährungsprobe
für die Justiz.

Standard: Der deutsche Staat dis-
kutiert den Kauf einer Steuer-CD
mit gestohlenen Daten. Darf der
Staat Geschäfte mit Kriminellen
machen?
Holzinger: Steuerhinterziehung
muss als extrem gesellschaftsschä-
digendes Verhalten entschieden
verfolgt und geahndet werden.
Aber ebenso entschieden lehne ich
es ab, dass der Staat mit Kriminel-
len Geschäfte macht. Für einen
Rechtsstaat kommt es nicht in Be-
tracht, dass er auf diese Weise zu
Informationen kommt. Die Mittel,
die der Rechtsstaat hat, sind aus gu-
ten Gründen limitiert. Das ist so
wie mit der Demokratie. In gewis-
ser Hinsicht ist sie anderen Formen
der staatlichen Ordnung unterle-
gen. Aber auf Dauer ist sie erfolg-
reicher. Das Gleiche gilt für den
Rechtsstaat. Der kurze Prozess, der
kurze Griff auf das, was ich brau-
che, damit ich mein hehres Anlie-
gen der Strafverfolgung durchset-
ze, das ist dem Rechtsstaat verbo-
ten. Mir tut es wirklich leid, dass
die Verantwortlichen in einer Vor-
zeigedemokratie wie Deutschland
das offenbar anders sehen.

ZUR PERSON:
Gerhart Holzinger (62) ist Ver-
fassungsjurist mit dem Spezial-
gebiet Grund- und Menschen-
rechte. Seit Mai 2008 ist er Präsi-
dent des Verfassungsgerichtshofs.

Gerhart Holzinger versteht die derzeitige Debatte über Asylwerber nicht. Der Präsident des Verfassungs-
gerichtshofs ärgert sich aber auch über Fehlleistungen der Justiz. Foto: Cremer

Es muss darum
gehen, die Verfahren

zu beschleunigen.
Stattdessen haben wir

eine hektische
Diskussion über eine
Anwesenheitspflicht.

„

“
Asylfälle machen am
Verfassungsgericht
weit mehr als 50

Prozent aus. Und das
ist ein Zustand,

der auf Dauer nicht
erträglich ist.

„

“
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Bregenz – Manchmal ist sogar ein
ganz penibler Rechner wie Peter
Kopf froh, wenn er sich „ver-
schätzt“. Für 2009 hatte der Leiter
der Vorarlberger Schuldenbera-
tung einen sprunghaften Anstieg
der Klientenzahlen befürchtet.

„Ich habe mich Gott
sei Dank getäuscht“,
sagt der Diplomsozial-
arbeiter mit Bankaus-
bildung. Die Steige-
rung von plus zwei
Prozent könne man als
„gutes Ergebnis“ be-
zeichnen. Das Aus-
bleiben des großen

Ansturms begründet Kopf mit der
„Zurückhaltung“ der Banken. „Sie
haben nicht gleich Betreibungs-
schritte gesetzt oder Konten fällig-
gestellt. So wurde ein Puffer ge-
schaffen, der größtmögliche ei-
gentlich.“ Nachsatz: „Wie lange
der Puffer hält, wissen wir nicht.“

In Vorarlberg befinden sich
3230 Menschen in Schuldenregu-
lierungsverfahren. Im Vorjahr
wurden 680 Privatkonkurse ange-
meldet, der Großteil davon von
der Schuldenberatung. Insgesamt
suchten 2800 Männer und Frauen

Hilfe beim Team der Schuldenbe-
ratung. „Auffällig viele“ aus der
Altersgruppe der 45- bis 55-Jähri-
gen, stellt Kopf fest. Indirekt sei
dieser Anstieg auf die Krise zu-
rückzuführen: „Wenn man in
mittlerem Alter mit Arbeitslosig-
keit und Einkommensverlust kon-
frontiert ist, geht der Absturz
schneller. Denn man hat in dieser
Lebensphase finanzielle Ver-
pflichtungen, die man nicht so
einfach auffangen kann.“

Die finanzielle Hauptbürde in
Vorarlberg ist das „Hüsle“. Kopf:
„Wenn man mit Ende 20, Anfang
30 ein Haus baut, ist man auf 25
Jahre hinaus belastet.
Verliert man mit 45
den Job, trifft einen
das mitten in der Til-
gungsphase.“ Die
Crux: „Da hat jemand
ein Vermögen, kann
es jedoch nicht ent-
sprechend verwer-
ten, weil man das
Haus unter dem Wert
verkaufen muss.“

Die überproportio-
nalen Arbeitslosen-
zuwächse in Vorarl-
berg – im Jahres-
durchschnitt 2009

plus 32,6 Prozent – verändern auch
die Statistik der Schuldenbera-
tung: War bis 2009 ein Viertel der
Klientinnen und Klienten ohne Er-
werbsarbeit, ist es nun ein Drittel.

Auch nach 20 Jahren Schulden-
beratung hat Kopf die Empathiefä-
higkeit nicht verloren, lässt sich
von den „Lebensgeschichten hinter
den Schulden berühren“: Betroffe-
ne versuchten über Jahre, die Pro-
bleme aus eigener Kraft zu lösen,
schämten sich und kämen deshalb
erst in letzter Minute zur Beratung.
Gerade inKrisenzeitenwäreesaber
wichtig, sich nicht länger auf die ei-
gene Kraft zu verlassen. Denn die

Hoffnung „Wenn die
Krise vorbei ist, komm
ich auch wieder raus“
sei trügerisch. Auch
wenn sich die allgemei-
ne Wirtschaftslage wie-
der verbessert, „bis sich
der Arbeitsmarkt wieder
erholt, wird es dauern“.
warnt Kopf. Spitzt sich
die Situation weiter zu,
sieht Kopf schwarz:
„Dann wird es heftig.“

der StandardWebtipp:
www.ifs.at/schulden
beratung.html

Panik an den Märkten steigt
OKTOBER 2008 Der Monat steht im Zeichen von Panik
an den Börsen und Rettungspaketen: Das US-Rettungs-
paket wird gebilligt. Auch in Europa werden Hilfspake-
te geschnürt. Der österreichische Hilfsfonds hat ein
Volumen von 100 Mrd. Euro, der deutsche von 500
Mrd. Euro. Deutschland und Österreich verkünden eine
Komplettgarantie für private Bankeinlagen. Das Ret-

tungspaket für die Hypo Real
Estate wird von 35 auf 50
Mrd. Euro aufgestockt. Sechs
große Notenbanken senken
in einer konzertierten Aktion
die Leitzinsen. Die Panik an
den Börsen können sie damit

Rezession bedroht Industriestaaten
NOVEMBER 2008 Die Wiener Kommunalkredit wird not-
verstaatlicht, Ex-Mehrheitseigentümerin ÖVAG pumpt
den Staat um eine Milliarde Euro an. Der Internationale
Währungsfonds (IWF) prognostiziert, dass erstmals seit
dem Zweiten Weltkrieg praktisch alle Industriestaaten
in die Rezession abrutschen werden. In Deutschland
greifen die Commerzbank sowie die Landesbanken
HSH Nordbank und WestLB auf das Rettungspaket zu.
Deutlich wird auch die Krise der BayernLB – sie
braucht 30 Mrd. Euro und streicht 5600 Stellen sowie
das Auslandsgeschäft. Das trifft in der Folge auch die
damalige BayernLB-Tochter Kärntner Hypo Group Alpe
Adria, die später verstaatlicht wird. China kündigt ein
600-Mrd.-Dollar-Paket an.

nur kurz eindämmen. In
Wien wird die Constantia
Privatbank aufgegangen. Is-
lands Regierung warnt vor
einem Staatsbankrott und
übernimmt die Kontrolle
über die Banken des Landes. Die Talfahrt der Börsen
beschleunigt sich: Der Nikkei schmilzt binnen einer
Woche um fast ein Viertel, der Dax um 22 Prozent.
Der Dow Jones fällt erstmals seit Oktober 2004 unter
die 10.000-Punkte-Marke. Die Krise erfasst die Auto-
bauer: Opel, Daimler, Ford und BMW fahren ihre Pro-
duktion herunter. Die US-Autobranche – vor allem Ge-
neral Motors (GM) und Chrysler – kämpft ums Überle-
ben. In Österreich stellt sich die Erste Group als erstes
Institut um eine Staatshilfe von 2,7 Mrd. Euro an.

Über Bodenschwellen
zur nächsten Hausse

Positivbeispiel Australien: Glück und Rohstoffe helfen

Sydney – Wayne Swan ist ein ge-
fragter Mann. Auf der Liste der
weltweit beliebtesten Gastredner
steht der australische Schatzkanz-
ler derzeit ganz oben. London,
New York, Jakarta – der Mann, der
darüber wachte, dass sein Land
während der Finanzkrise als ein-
ziges unter den reichen Industrie-
nationen nicht in eine schmerz-
hafte Rezession rutschte, kann
sich vor Anfragen nicht retten.
Understatement ist sein Marken-
zeichen. Beim jüngsten Treffen
der Finanzminister der Apec-
Staaten meinte er trocken, die aus-
tralische Volkswirtschaft werde in
diesem Jahr „kaum schrumpfen“.
Stattdessen würde das Wachstum
„wohl eher zulegen“.

Understatement pur. Im No-
vember meldete die australische
Regierung, statt des noch im Mai
befürchteten Minuswachstums
von 0,5 Prozent werde das BIP im
laufenden Finanzjahr um 1,5 Pro-
zent zulegen. Mindestens, denn
Prognosen aus dem Finanzminis-
terium sind notorisch konserva-
tiv. Im Oktober wurden 24.000

neue Arbeitsplätze geschaffen.
Die Reserve Bank of Australia
(RBA) hatte schon Anfang Oktober
Inflationsgefahr gerochen. Als ers-
tes unter den Industrieländern er-
höhte Australien wieder die Leit-
zinsen, in drei Schritten, auf heu-
te 3,75 Prozent. „Die Frage ist
nicht, wie wir auf die Straße zur
Erholung kommen. Wir sind
schon drauf. Die Frage ist, wie wir
sie mit der Straße verbinden, die
zum Wohlstand führt“, meint
RBA-Chef Glenn Stevens.

Australischer Hattrick
Es war eine Kombination von

solider Regulierung, gescheiter
Politik und purem Glück, die Aus-
tralien vor dem Absturz bewahrt
hatte. Solide Regulierung: Dank
strikter gesetzlicher Rahmenbe-
dingungen waren australische
Banken faulen Krediten und zwei-
felhaften Anlagen weniger ausge-
setzt als europäische oder ameri-
kanische Institute.

Gescheite Politik: Kaum zeich-
nete sich die Finanzkrise ab, be-
gann die sozialdemokratische Re-
gierung von Premierminister Ke-

vin Rudd, Milliarden an Steuer-
geldern in die Wirtschaft zu pum-
pen. Einige Subventionen waren
Rohrkrepierer. Die seit Jahren in-
effiziente Automobilindustrie
bleibt trotz Milliardeninjektionen
dem Tode geweiht. Auch die Di-
rektüberweisungen von 900 aus-
tralischen Dollar pro Steuerzahler
verfehlten gelegentlich das Ziel
der Regierung, den Binnenkon-
sum anzukurbeln. Millionen gin-
gen nach Fidschi und Bali, für Bil-
ligurlaube. Die Finanzspritze hat
aber im Großen und Ganzen ihr
Ziel erreicht, die australische
Wirtschaft während des globalen
Sturms zu stabilisieren.

Der wohl wichtigste Faktor aber
war Glück. Die Nachfrage nach
australischen Rohstoffen brach
auch nicht zusammen, als sich die
Finanzkrise auf die Realwirtschaft
ausdehnte. Eisenerz und Kohle,
Kupfer und Nickel – sie sind das
Fundament der Wirtschaft, des
Wohlstandes der Nation. China,
der größte Abnehmer, nutzte die
schwächeren Preise, um seine La-
gerbestände aufzustocken und
sich in australische Unternehmen
einzukaufen. Denn die nächste
Hausse kommt bestimmt.

Größter aller Aufschwünge
Viele Kommentatoren glauben,

der Aufschwung in China und an-
deren Teilen Asiens könnte der
größte der Geschichte werden.
Und Australien als einer der be-
deutendsten Rohstoffförderer der
Welt stehe an vorderster Front, um
davon zu profitieren. Australien
kann – im Gegensatz zu vielen
westlichen Ländern – 2010 mit ei-
nem Wachstum von mehr als fünf
Prozent rechnen. Während man
also bei der wirtschaftlichen Ent-
wicklung guten Mutes ist, ist der
Klimawandel die Herausforde-
rung schlechthin für Regierung
und Wirtschaft. Australien ist
mehrfach betroffen; stärker als
viele andere westliche Länder.

Klimatische Veränderungen
werden dramatische
Konsequenzen haben
für die schon seit Jah-
ren von Dürre geplag-
te Landwirtschaft, so
die Prognosen. Bis
2100 sollen 250.000
Häuser, Flughäfen
und andere Infrastruk-
turanlagen Opfer des
steigenden Meeresspiegels wer-
den. Gleichzeitig ist Australien
der weltgrößte Exporteur von
Kohle, seinem wichtigsten einzel-
nen Ausfuhrgut. Kohle im Wert
von 52 Mrd. austr. Dollar geht pro
Jahr ins Ausland. Erst langsam
und mit Widerstand beginnen Re-
gierung und Industrie, sich mit
dem Gedanken zu befassen, dass
im kohlenstofffeindlichen Wirt-
schaftsklima der Zukunft dieser
Energieträger – einer der schmut-
zigsten überhaupt – immer weni-
ger Freunde haben wird.

Urs Wälterlin

Peter Kopf ver-
sucht, Hoffnung
auf realistische
Beine zu stellen.

Foto: privat

Die Geschichten hinter den Schulden
Schuldner in Österreich: Geduld ist notwendig, sagt ein Vorarlberger Berater

Jutta Berger
Wirtschaftlich sind die Australier
guten Mutes, beim Klimawandel
weniger. Foto: Reuters

Laut Statistik Austria
wurden 2009
die wenigsten

Staatsbürgerschaften seit
zwanzig Jahren verliehen.

Die Gründe dafür: die
strengeren Gesetze für den
Erhalt des Passes und der
Rückgang an Migranten.

Zahl der Einbürgerungen
sinkt um ein Fünftel

Wien – Die Zahl der Einbürgerun-
gen hat im Jahr 2009 den niedrigs-
ten Wert seit 20 Jahren erreicht –
das belegen die aktuellen Daten
der Statistik Austria. Im Vorjahr
wurde 7990 Personen die österrei-
chische Staatsbürgerschaft verlie-
hen und damit um 22,2 Prozent
weniger als 2008. Damals waren es
10.268 Personen (siehe dazu Gra-
fik rechts). Weniger Einbürgerun-
gen gab es zuletzt im Jahr 1989, als
sich diese Zahl auf 8470 belief.

Zurückzuführen ist der Rück-
gang seit dem Rekordjahr 2003 –
damals wurden 45.112 Personen
eingebürgert – mit den strengeren
Voraussetzungen für den Erhalt
des österreichischen Passes ab
2006, andererseits aber auch mit
der sinkenden Zahl an Zuwande-
rern ab 1993.

In allen Bundesländern wurden
2009 weniger Einwanderungsbe-
scheide ausgestellt – die stärkste
Abnahme verzeichnete Vorarl-
berg mit einem Minus von 37,5
Prozent. Darauf folgten die Steier-
mark (minus 30,8 Prozent), Kärn-
ten (minus 25,3 Prozent auf 319)
und Wien (minus 24,5 Prozent).

Die meisten neuen Staatsbürger
stammen aus dem mittlerweile
nicht mehr gemeinsam existieren-
den Staatenbund Serbien und
Montenegro mit insgesamt 2003
Personen – was einem Viertel al-
ler Eingebürgerten entspricht.
Aus Bosnien und Herzegowina
wiederum kamen 1457 Menschen
(18,2 Prozent) und aus der Türkei
1.242 (15,5 Prozent).

Insgesamt wurden 3822 Perso-
nen aufgrund eines Rechtsanspru-
ches eingebürgert, darunter 687
aufgrund einer Ehe mit einem
Österreicher beziehungsweise ei-
ner Österreicherin. 1385 Personen
wurden wiederum aufgrund eines
seit mehr als sechs Jahren beste-
henden Wohnsitzes in Österreich
eingebürgert. Unter dem Titel „Er-
streckung der Verleihung“ wur-
den 2602 Ehepartner und Kinder
eingebürgert. Unter den Rechts-
grund „Ermessen“ fielen 1566 der
Staatsbürgerschaftsverleihungen.
(APA, red) Quelle: APA/STAT

Einbürgerungen in Österreich

Einbürgerungen 2009
(Veränderung zum Vorjahr in %)

* Wohnsitz im Ausland
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Tirol 632 –21,0

Wien 2.855 –24,5

OÖ 1.313 –9,9

Sbg 518 –11,6

Vbg 425 –37,5

ÖST 7.990 –22,2
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Stmk 557 –30,8

Ausland* 12 +20,0
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Innsbruck – „Es besteht noch Hoff-
nung“, sagt Roland Schlamminger
aus Spiss und lacht: „Wenn über-
haupt, dann jammern wir erst im
Mai …“ Die Wirtschaftskrise zeige
aber auch in Spiss, einer Streu-
siedlung mit 143 Einwohnern auf
rund 1653 Metern entlang der
Spisser Landesstraße im „Oberen
Gericht“ ihre Auswirkungen. Die
Bevölkerung lebt dort nahezu aus-
schließlich vom Tourismus.

Der Großteil der Erwachsenen
arbeitet als „Grenzgänger“ im
schweizerischen Samnaun. „Aber
wenn du als Stubenmädchen oder
Kellner in einem Hotel in einem
Tourismusort arbeitest, ist dir der
Umsatz egal. Solange du deinen
Job hast“, erklärt Schlamminger:
„Es gibt vielleicht weniger Trink-
geld, aber du hast deinen Lohn.“
Vor allem die Privatzimmerver-
mieter hätten in Spiss heuer aber
ihre Probleme. Freie Zimmer gebe
es in den beiden Hotels eigentlich
immer noch, und auch die Ferien-
wohnungen seien nie alle besetzt.

Alles hängt am Gastgewerbe
Im Bezirk Landeck erreichte die

Arbeitslosenquote im November
2009 österreichweit den Höchst-
stand: Mit 16 Prozent führte Land-
eck die Bundes-Statistik an. Der
Leiter der regionalen Geschäfts-
stelle Günther Stürz spricht von
einem „Saisoneffekt“, „nichts Dra-
matisches“. Die Arbeitslosenquo-
te sei in Landeck im November all-
jährlich hoch. Die „Gastgewerb-
ler“ seien in diesem Monat noch
arbeitslos. „Da geht’s erst im De-
zember los“, erklärt Stürz: „Mit
Glück haben die Leute dann jedes
Jahr wieder ihre Jobs.“

Heuer war es noch so, im De-
zember lag die Quote in Landeck
schon wieder bei 5,3 Prozent,
rechnet Stürz vor. Im November
seien die Zahlen einfach immer
hoch, im Bezirk Landeck habe
man aber mit Langzeitarbeitslo-
sigkeit überhaupt kein Problem.
Und der Bezirk sei nun einmal ab-
hängig vom Tourismus. Es gebe
wenig Industriebetriebe, keine
„Big Player“. Im Bau- und Baune-
bengewerbe des Bezirkes musste
kein einziger Betrieb während der
Wirtschaftskrise Kurzarbeit an-
melden. Und der einzige „Big
Player“, die Firma „Speck Handl“
laufe gut.

Ein Tal weiter im Tiroler Ober-
land, im Paznaun, sitzt Hotelier
und Tourismus-Pionier Günther
Aloys in seinem Büro „Workshop“
im Nobelskiort Ischgl. Alljährlich
holte er Superstars in die Berge.
2004 trifft etwa Supermodel Nao-
mi Campell den ehemaligen US-
Präsidenten Bill Clinton in Ischgl.
Aloys „denkt Tourismus weiter“.
Er will etwa einen Swimming-
Pool mit 40 Grad heißem Wasser
mitten im Skigebiet Ischgl-Sam-
naun errichten.

Den Tourismusvordenker
schreckt eine Wirtschaftskrise
nicht. „Man muss in guten Zeiten
so gut vorbauen, dass die Krise ei-
nen nicht trifft.“ Erfolg sei ohne-
hin gefährlich für die Zukunft,
philosophiert Aloys: „Man denkt
nicht. Man ist nicht mehr hung-
rig.“ Er selbst werde mit seinen
Ideen in der Tourismusbranche
aber immer wieder ausgelacht.

Weniger für Essen
Doch auch in der fast 11.000

Betten-Hochburg des Paznaunta-
les macht sich die Krise bemerk-
bar. Gespart würde hauptsächlich
bei den Nebenausgaben, bei der
Konsumation: Es werde weniger
für Essen und Trinken ausgege-
ben, sagt eine Kellnerin. Sei man
früher zweimal pro Tag essen ge-
gangen, gehe sich jetzt eben nur
mehr ein Lokalbesuch pro Tag
aus. „Gejammert wird aber nicht“,
sagt Josef Kurz vom Tourismus-
verband Ischgl. Für Wilma Him-
melfreundpointner, Touristikerin
aus St. Anton am Arlberg, wieder
ein Tal weiter, im Stanzertal, zeigt
sich die Krise in „kürzeren Skiur-
lauben“. „Die Leute können nicht
mehr die ganze Woche von Sams-
tag bis Samstag weg-
fahren, sie fahren oft
nur am Wochenende
in die Berge.“ Gejam-
mert werde nicht im
Ort, die Hoteliers ver-
suchten, ihre Angebot
und die Qualität zu
halten. Zimmer seien
allerdings – im Gegen-
satz zu früher – immer zu bekom-
men, in jeder Kategorie. Roland
Schlamminger aus Spiss im „Obe-
ren Gericht“ sieht sich trotz Krise
auf einer „Insel der Glückseligen“.
Wir im Tourismus sind lang nicht
so betroffen wie die Leute, die in
Industrie und Bauwirtschaft ar-
beiten.“

US-Regierung rettet Citigroup
NOVEMBER 2008 Die Fed legt ein 800 Mrd. Dollar Pro-
gramm zum Aufkauf von mit Krediten besicherten
Wertpapieren auf. Das gewaltige Volumen gilt als
Alarmsignal – es zeigt, wie ernst die Lage ist. Die EU-
Kommission schlägt ein 200 Mrd. Euro Konjunkturpa-

ket vor. Opel bittet um Bürg-
schaften von einer Milliarde. Die
Krise erreicht die Chemiebran-
che, Konzerne drosseln die Pro-
duktion. Deutschland schlittert
in die Rezession und schnürt ein
Zwölf-Mrd.-Euro-Konjunkturpa-
ket. Die US-Regierung rettet die
taumelnde US-Bank Citigroup.

Madoff: Pyramidenspiel fliegt auf
Durch die Krise ziehen viele Investoren ihr Geld aus
Veranlagungen ab, sie wollen ihr Vermögen lieber si-
cher angelegt wissen. Weil zu viele Großinvestoren
aus den Madoff-Fonds Geld abziehen, kollabieren die
Fonds. Es wird klar: Hinter dem System Madoff steckte
ein Betrugssystem. Der Investor Bernard Madoff wird
am 12. Dezember festgenommen und im Mai 2009 zu
150 Jahren Haft verurteilt. Er hat im größten Betrugs-
skandal der US-Geschichte in einem gigantischen
Pyramidenspiel Anleger um 65 Mrd. Dollar geschädigt.
Auch die Bank Austria und ihre 25-Prozent-Beteiligung
Bank Medici sind betroffen. Letztere verliert ihre Bank-
lizenz. Hollywood-Stars sowie viele karitative Stiftun-
gen sind von der Madoff-Pleite betroffen.

Zinsen und Jobs fallen
DEZEMBER 2008 Die Kärntner Hypo
erhält 900 Mio. Euro Staatshilfe. Die
Mutter BayernLB sagt der Hypo 700
Mio. Euro zu. Weitere 1,5 Mrd. wol-
len die Kärntner vom Staat. Der Not-
verkauf der AUA an die Lufthansa wird beschlossen –
die Übernahme erfolgt im September 2009. Der Staat
muss der AUA eine halbe Milliarde Euro Schulden
nachlassen. Die EZB senkt den Leitzins auf 2,50 Pro-
zent. Die Krise erreicht die IT-Branche. Nokia senkt
die Absatzprognose zum zweiten Mal in drei Wochen,
Sony baut 16.000 Jobs ab. Paukenschlag in der US-
Medienbranche: Der US-Zeitungskonzern Tribune be-
antragt ein Insolvenzverfahren unter Gläubigerschutz.

Die Ära der westlichen Ökonomie sei
zu Ende, meint die Patriarchatskritikerin

Claudia von Werlhof. Sie fordert eine
neue Subsistenzwirtschaft und eine

neue Ethik. Irene Brickner fragte nach.

„Kapitalismus, ein Zerstörungsprojekt“

Standard: Als Ausweg aus der Kri-
se gilt weiteres Wirtschaftswachs-
tum. Sie gehen von anderen Not-
wendigkeiten aus, richtig?
Werlhof: Wachstum ist das Gegen-
teil dessen, was hilft. Mein Aus-
gangspunkt ist Westend, das Ende
der westlichen Moderne und ihrer
Versprechen. Das waren Lügen.

Standard: Wohlstand für alle
schien in den 1970er-Jahren er-

reichbar, zumindest in
den reichen Teilen der
Welt. Eine Illusion?
Werlhof: Ja, weil das
Projekt der Moderne –
die Produktionsweise,
die Technik, die Poli-
tik – ein Weltzerstö-
rungsprojekt ist: Man
muss sich fragen, was

geschah, dass sogar das Klima als
planetarisches Phänomen global
verändert wurde.

Standard:Was geschah denn?
Werlhof: Begonnen hat es im 17.
und 18. Jahrhundert mit dem Ent-
stehen der modernen Naturwis-
senschaft. Sie versprach eine
neue, reiche Welt – und dass der
Reichtum demokratisch verteilt
würde. Das war und ist Propagan-
da, denn selbst Gewerkschaften
und Linke bedenken nicht, dass
das Problem in der Erwirtschaf-
tung der Reichtümer liegt: Kapita-
lismus ist eine Zerstörungsweise.

Standard: Eine Zerstörungsweise,
die mit der Industrie begann?
Werlhof: Geistig schon viel früher,
nämlich mit der Entstehung des
Patriarchats vor 5000 bis 7000 Jah-

ren. Damals hat sich die Idee einer
„Schöpfung aus Zerstörung“
durchgesetzt. Im Gegensatz zum
realen Lauf der Dinge, wo immer
weibliche Gestalten Ursprung des
Lebens sind, definieren sich seit-
dem die Männer als Schöpfer von
Leben und Wohlstand. Ich nenne
dies das alchemistische Prinzip.
Seit dem 18. und 19. Jahrhundert
tritt es als neue Technologie, als
Maschine in Erscheinung. Man
nimmt natürliche Stoffe auseinan-
der, nimmt ihnen dabei das Leben
und setzt sie neu zusammen.

Standard: In der heutigen Zeit kri-
tisieren Sie diese Lebensfeindlich-
keit am Beispiel des GATS-Abkom-
mens. Warum?
Werlhof: Im Rahmen von GATS
soll etwa das Wasser privatisiert,
werden. Tut man das, werden vie-
le Menschen verdursten. Und der
Kreislauf des Wassers auf der Erde
wird zerstört, weil man Wasser
nicht unbegrenzt transportieren
kann. Und das ist nur ein Beispiel.

Standard:Wo liegen die Alternati-
ven zum globalen Markt?
Werlhof: In der Subsistenzproduk-
tion. Sie allein kann die kapitalis-
tische Warenproduktion ersetzen.
Die Zapatisten im Mexiko etwa
wollen nicht mit dem Staat zu-
sammenarbeiten, sondern die
Wirtschaft von unten aufbauen.

Standard: Kann das auch im zen-
tralisierten Europa funktionieren?
Werlhof: In Europa muss man es
historisch angehen. Mit einem
Blick auf die Bauernkriege etwa,
als auch hier Ausstiege versucht

wurden. Sie wurden mit Gewalt
verhindert, die Leute in Arbeits-
häuser und Fabriken gequetscht.
Außerdem müssen wir am Natur-
verständnis arbeiten, weil wir
über die natürlichen Zyklen und
Rhythmen nur wenig wissen. Wir
müssen die vormodernen An-
schauungen studieren, auf dass
eine neue Ethik entsteht. Damit
nicht weiter passiert, was in Haiti
geschehen ist.

Standard: Das Erdbeben?
Werlhof: Ja, es könnte ja ein künst-
lich produziertes Erdbeben gewe-
sen sein.

Standard.Wie das?
Werlhof: Im Projekt HAARP, einem
Militärforschungszentrum in
Alaska, wurden Maschinen herge-
stellt, die künstliche Erdbeben
hervorrufen. Sie werden benutzt,
um Erdölreserven aufzuspüren,
wie es sie auch zwischen Haiti
und Kuba geben soll. Das Beben in
Haiti könnte maschinell erzeugt
worden sein, um die US-Beset-
zung des Landes zu ermöglichen.

Standard: Glauben Sie das wirk-
lich? Das klingt nach Verschwö-
rungstheorie.
Werlhof: Ich glaube gar nichts, aber
Fakt ist, dass es die Technologie
für künstliche Erdbeben gibt. Au-
ßerdem: Öffentlich wird so etwas
überhaupt nicht diskutiert.

Standard: Ein blinder Fleck?
Werlhof: So ist es – und nicht nur
hier. Auch die Wirtschaftskrise
wird ja nicht zum Anlass genom-
men, um irgendetwas anders zu
machen.

ZUR PERSON:
Claudia von Werlhof (66) ist Pro-
fessorin für Frauenforschung an
der Uni Innsbruck. Foto: Weismann

Langfassung auf
derStandard.at/Woistdasgeld

Trotz Krise auf der
„Insel der Glückseligen“

Landeck, Bezirk mit der höchsten Arbeitslosigkeit

Verena Langegger

„Oil Money“, © Justine Smith

Keine Gäste, mehr Arbeitslose – auch im schönen Zillertal. Der Tiro-
ler Bezirk Landeck hat die meisten Arbeitslosen Österreichs. Foto: APA
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»Projektmanagement« – MBA
Infoseminar: 11. Mär, 20 Uhr, ARGE-Haus
Start: 16. Apr

»Traumaberatung & Traumatherapie« – MSc
Infoseminar: 23. Feb, 20 Uhr, ARGE-Haus
Start: 16. Apr
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Start: 20. Mär
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Obamas Rekord-Krisenpaket
JÄNNER 2009 Barack Obama wird als neu-
er US-Präsident angelobt und will bis zu
einer Billion Dollar in die Krisenbewälti-
gung investieren sowie die Gagen der Ma-
nager limitieren. Die Bank of England
senkt die Leitzinsen auf 1,5 Prozent und
damit auf den niedrigsten Stand seit 315
Jahren. Die Arbeitslosigkeit in den USA
springt auf 7,2 Prozent – höchster Stand
seit 16 Jahren. Unternehmen in den USA
und Europa kündigen an einem Tag 76.000 Stellenkürzungen
an. Die deutsche Regierung steigt mit rund 18 Mrd. Euro bei der
Commerzbank ein und erhält dafür 25 Prozent plus eine Aktie
an dem Geldinstitut.

Die eigenen vier Wände unterm Hammer
Österreicher bangen zunehmend um Haus und Heim – Absprachen drücken Preise bei Zwangsversteigerungen

Wien – Vor dem Verhandlungssaal
des Wiener Bezirksgerichts macht
ein Packerl Geldscheine die Run-
de. Tausende Euro verschwinden
in der ausgebeulten Tasche seines
neuen Besitzers. Die kleine Grup-
pe an Männern rundum nickt sich
zu, bevor sie auseinanderstieben
und sich in den verwinkelten Gän-
gen des Justizgebäudes verlieren.

Einer hat das Ganze aus den Au-
genwinkeln scheinbar unbeteiligt
verfolgt. Die Hände tief im Anorak
vergraben, wartet er, bis der letzte
ums Eck verschwunden ist, dann
macht er seinem Ärger Luft. „Ille-
gale Absprachen sind das, und die
Richter wissen es. Alle wissen es,
aber keiner tut was dagegen.“

Wenige Minuten zuvor hat er im
dicht besetzten Auktionssaal um
eine 50 Quadratmeter große Woh-
nung in Wien-Wieden mitgestei-
gert. Rufpreis waren 24.300 Euro.
Erst zögerlich, dann immer rasan-
ter schraubten sich die Angebote
auf 57.000 Euro. „Um diesen Preis
ist das nur auf den Zwangsverstei-
gerungen zu holen“, fügt er hinzu.
Aber die seien etwas für Profis,
„Private verbrennen sich dabei nur
ihre Finger.“ Er stieg bei 45.000
Euro aus, schon vor dem gereizten
Ordnungsruf des Richters, die Her-
ren mögen ihre Privatgeschäfte ge-
fälligst unterlassen. Dass es ein ab-
gekartetes Spiel war, sei ihm klar
gewesen, er sei selbst aus der Bran-
che. „Es floss Geld, damit der Preis
nicht nach oben getrieben wurde.“

Einige Türen weiter hinter Ak-
tenbergen sitzt Markus Riedl. Je
schlechter die Liegenschaft, desto
mehr Abreden gebe es, seufzt der
Richter. Sie zu unterbinden sei in
der Praxis fast unmöglich. Anders
sei das bei den Gustostückerln: An
ihnen sei das Interesse enorm, da
regle der freie Markt die Preise.

„Natürlich gibt es Absprachen –
immer von denselben Pappenhei-
mern“, ergänzt sein Kollege Ernst
Gleichweit, Richter in Wien-Fünf-
haus. Vor allem auf dem Land teil-
ten sich Spekulanten Immobilien
unter sich auf – oder kassierten ein
paar Tausender von Privaten, um
sich aus der Versteigerung rauszu-
halten. Anzeigen gibt es kaum.

8000 Zwangsversteigerungen
Jedes Jahr laufen in Österreich

8000 Zwangsversteigerungen. Ih-
nen voraus gehen mehr als 14.000
gerichtlich erzwungene Räumun-
gen von Haus, Heim und Gewer-
beobjekten. Das meiste ist mit Hy-
potheken und Pfandrechten belas-
tet. Gläubiger sind vor allem Ban-
ken. Eilige Exekution betreiben je-
doch auch die Eigentümergemein-
schaften: Um in die Mühle der Jus-
tiz zu geraten, genügen oft ein paar
Betriebskostenrückstände. Bei ei-
ner Versteigerung stehen dann ge-
ringe Forderungen hohen Werten
gegenüber, meint Riedl. Das alles
diene eben gerne als Druckmittel,
„es ist eine Frage der Taktik“.

Gerhard Tiefenthaler beobach-
tet seit rund einem halben Jahr ei-
nen starken Anstieg der Zwangs-

Verena Kainrath auktionen. Er gab einst internatio-
nale Ferienjobführer heraus, doch
das Geschäft mit Versteigerungen
war ergiebiger. Seit 18 Jahren ver-
öffentlicht er nun Monat für Mo-
nat die neuesten Immo-Angebote.

In Bayern habe sich die Zahl der
zu ersteigernden Lie-
genschaften auf 1200
im Monat nahezu ver-
doppelt. In Österreich
liste er über 500 auf,
um 150 mehr als noch
im vergangenen Som-
mer, kräftige Zuwäch-
se gebe es in Wien und
Niederösterreich.

Früher seien Häuser und Woh-
nungen überwiegend nach Schei-
dungen und Erbstreitigkeiten auf
den Markt gekommen. Mittlerwei-
le steckten jedoch vor allem finan-
zielle Probleme dahinter. Die Kri-
se und die damit verbundene stei-
gende Arbeitslosigkeit werde die
Zwangsversteigerungen in Öster-
reich weiter antreiben, glaubt er.
Und es seien durchaus etliche Per-
len dabei, versichert er. Einfamili-
enhäuser mit einem satten Schätz-
wert von 600.000 Euro etwa, oder
Hotels in Bestlagen. Manches las-
se sich um bis zu einem Drittel bil-
liger als am freien Markt kaufen.

Peter Kolba sieht die eigentliche
Welle an Zwangsversteigerungen
erst kommen. Denn ab 2013 wür-
den viele Fremdwährungskredite
fällig und ihr neues Heim für etli-
che nicht länger finanzierbar. Der
Rechtsexperte des Konsumenten-

informations-Vereins
erzählt von Familien,
die sämtliche Erspar-
nisse auf Druck von Fi-
nanzberatern in Papie-
re von Immoeast und
Immofinanz investier-
ten. Für den Hausbau
wurden Kredite aufge-
nommen. Dann stürzte

der Aktienkurs ein, nun droht der
Verlust der eigenen vier Wände.

Eine Versteigerung sei vor allem
auf dem Land eine Tragödie, sagt
Schuldnerberater Alexander Ma-
ly. Viele Häuser seien unverkäuf-
lich oder nur deutlich unter ihrem
Wert zu versteigern. Die Erlöse da-
raus reichten in der Regel nicht
aus, um alle Schulden zu tilgen.

Es sei wie beim Pokern, umreißt
ein Makler die Stimmung im Auk-
tionssaal. „Früher oder später bre-
chen bei den Bietern die Schran-
ken. Dann glaubt man, Geld ist ab-
geschafft. Dann kocht der Raum.
Dann regiert nur noch die Gier.“

Selbst heute spaltet die Person Engelbert
Dollfuß immer noch die Lager. Aber:
Über die Rehabilitierung seiner Opfer

wird seit kurzem wieder gerungen.
Auch die ÖVP zeigt sich gesprächsbereit.

Rathkolb. Das sei „nötig, um den
Diskurs voranzutreiben“. Dollfuß
stünde am Ende einer „antidemo-
kratischen Entwicklung, so der
Historiker: „Er ist der Exekutor.“

Bauer versuchte, Mythen zu re-
lativieren: Dollfuß als erstes Op-
fer? „Es gab schon vor ihm Opfer
Hitlers.“ Und: Das Dollfuß-Re-
gime habe versucht, „mit den Na-
tionalsozialisten in Deutschland
ins Geschäft zu kommen“.

Rathkolb wiederum, der nicht
ständig über „Traditionspflege re-
den“ wollte, holte das Thema ins
Hier und Heute. Als einer von 97

„Begraben wir Dollfuß noch ein zweites Mal“

Wien – Arbeitermörder, Patriot,
Imitationsfaschist – noch heute
fallen die Zuordnungen für den
Ständestaat-Kanzler Engelbert
Dollfuß je nach politischem Lager
eindeutig aus. Dass die Gräben
zwischen Rot und Schwarz tief
sein können, zeigte die Standard-
Diskussion am Donnerstagabend –
einen Tag vor dem 12. Februar, an
dem der Bürgerkrieg 1934 begann.
Auf der einen Seite: der frühere
Nationalratspräsident Andreas
Khol von der ÖVP, auf der ande-
ren Wolfgang Moitzi, Chef der So-
zialistischen Jugend Österreichs.

Den Titel der Veranstaltung
„Wieso wird immer noch über
Dollfuß gestritten?“ – moderiert
von Standard-Chefredakteurin
Alexandra Föderl-Schmid, be-
sucht von rund 280 Gästen – be-
stätigend, blieben sie in ihrer Be-
wertung unnachgiebig: „Ich weh-
re mich mit allen Fasern gegen den
Begriff Austrofaschismus“, sagte
Khol. Das sei eine „Verharmlo-
sung des Nationalsozialismus“,
ärgerte er sich und sprach lieber
von einer „weichen Demokratie“.

Dollfuß sei „Patriot“ und „Märty-
rer“ als erstes Opfer der National-
sozialisten gewesen.

Eben nicht, konterte Moitzi und
nannte Dollfuß „Arbeitermörder“.
Und sicher nicht Märtyrer, denn:
„Bringt ein Mafiapate einen ande-
ren Mafiapaten um, so bleibt er
dennoch ein Mafiapate.“

Mit Oliver Rathkolb und Kurt
Bauer saßen auf dem Podium im
Wien Museum zwei Historiker, die
für die Versachlichung des emo-
tionalisierenden Themas kämpf-
ten. „Begraben wir Engelbert Doll-
fuß noch ein zweites Mal“, sagte

Peter Mayr

Forschern, die in einem offenen
Brief (der Standard berichtete)
die Politik aufgeforderten haben,
endlich die Opfer des Dollfuß-
Regimes zu rehabilitieren, legte
er auch gleich ein „Zieldatum“
vor: „Ich würde mir als sehr schö-
nes Datum den 22. Jänner 2011
wünschen, den 100. Geburtstag
von Bruno Kreisky“, der selbst be-
kanntlich Dollfuß-Opfer war.

Wer von Khol Widerspruch in
dieser Frage erwartete, wurde ent-
täuscht. Wie bei der mittlerweile
vollzogenen Rehabilitierung der
Wehrmachtsdeserteure, zeigte er

Streiten über
Dollfuß: Kurt
Bauer, Oliver
Rathkolb,
Andreas Khol,
Wolfgang
Moitzi und
Standard-Chef-
redakteurin
Alexandra
Föderl-Schmid
(v. li.).
Foto: Urban

sich auch hier aufgeschlossen.
„Wenn es Handlungsbedarf gibt,
sollte man darüber reden. Und die
vielleicht finden, bei denen noch
Wunden zu heilen sind.“

Einig war man sich, dass Einzel-
fallprüfungen notwendig seien,
damit man nicht auch „Nazis ex-
kulpiert“ (Khol). Vor einer Heran-
gehensweise an das Thema warn-
te der Ex-Nationalratspräsident:
„Wenn man mit Schuld argumen-
tiert, sitzen wir noch in 100 Jah-
ren hier.“ Am 17. Februar wird im
Justizausschuss jedenfalls weiter
verhandelt.

Wien – Es ist der lange Abschied
von einer lieb gewordenen Erfin-
dung: Peu à peu rückt auch die
SPÖ von der Hacklerregelung ab –
zumindest in der aktuellen, aus-
ufernden Form. Sozialminister
Rudolf Hundstorfer will das Privi-
leg, das Menschen mit vielen Ver-
sicherungsjahren einen vorzeiti-
gen Pensionsantritt ohne Einbu-
ßen erlaubt, ab 2014 schrittweise
abbauen. In Halbjahressprüngen
soll das Antrittsalter für Männer
auf 62 (derzeit 60 Jahre) und für
Frauen auf 57 (derzeit 55 Jahre)
steigen. Ein Vorteil würde aller-
dings bleiben: Die „Hackler“ der
Zukunft sollen künftig zwar Ab-
schläge hinnehmen, allerdings
nicht so hohe wie „normale“ Pen-
sionisten, die im gleichen Alter in
den Ruhestand treten.

In die Kritik war die Regelung
wegen der explodierenden Kosten
geraten: Die Verlängerung bis
2013 wird sich mit mindestens 1,5
Milliarden zu Buche schlagen. Vi-
zekanzler Josef Pröll forderte ein
rasches Aus – Applaus aus der
ÖVP erntet Hundstorfer nun trotz-
dem nicht. Außenminister Micha-
el Spindelegger, Chef des schwar-
zen Arbeitnehmerbundes ÖAAB,
weint der Hacklerregelung im Ge-
gensatz zu seinem Parteichef Pröll
nach und spricht von einer „mas-
siven“ Verschlechterung: Nicht
der Passus an sich sei schlecht,
sondern der von der SPÖ durch-
gesetzte leichtere Zugang, wo-
durch „die ganze Regelung in
Misskredit geraten ist“. (jo, APA)

„Hackler“ sollen den
Großteil ihrer

Vorteile verlieren
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Helsinki – Anfang der 1990er-Jah-
re schlitterte Finnland im Sog der
Wende in die schwerste Wirt-
schaftskrise seiner Geschichte.
Der plötzliche Wegfall des Wirt-
schaftspartners Sowjetunion ließ
300.000 Menschen innerhalb kur-
zer Zeit arbeitslos werden. Das traf
jene besonders hart, die im Ver-
trauen auf ein Anhalten des Auf-
schwungs der 1980er-Jahre groß-
zügig Schulden gemacht hatten.

Damals waren Menschen quasi
über Nacht von Kunden zu Leib-
eigenen ihrer Banken geworden.
1993 folgte daher ein Gesetz zur
Einrichtung eines staatlichen
Beratungsnetzes. Privatpersonen
wurde es erstmals möglich, mit-
hilfe von bindenden Rückzah-
lungsprogrammen und Sozialkre-
diten (maximal 15.000 Euro und
zu Niedrigzinsen: zwölf Monate
Euribor) finanziell wieder auf die
Beine zu kommen.

Pekka Mäki und Juha Neuvonen
sind als staatliche Schuldnerbera-
ter Pioniere der ersten Stunde.
Seit 17 Jahren erstellen sie in der
größten Beratungsstelle Finn-
lands im Helsinkier Arbeitervier-
tel Kallio persönliche Entschul-
dungspläne.

Mäki und Neuvonen rechnen
für die kommenden Monate und
Jahre mit einem neuerlichen

Ansturm: „Es
fängt wieder
an“, sagt Neu-
vonen. „Es
kommen jetzt
sehr viele un-
serer alten
Kunden zu-

rück, weil sie ihre bestehenden
Schuldentilgungsprogramme
nicht bewältigen.“ Gleichzeitig
wachse die Zahl der Neukunden.

Sofortkredit mit SMS
Als Folge der exorbitanten

Wohnungskosten stehen die Fin-
nen heute in der Kreide wie nie zu-
vor: Die Verschuldung der Haus-
halte betrug im Jahr 2008 110 Pro-
zent. Zum Vergleich: Selbst 1989,
dem Jahr vor der letzten großen
Krise, waren die Haushalte „nur“
zu 87 Prozent verschuldet.

Ein spezielles Problem stellen
nach Meinung der beiden Schuld-
nerberater die sogenannten SMS-
und Sofortkredite dar. Diese sind
extrem hoch verzinst – „typischer-
weise 500–600 Prozent im Jahr,
aber das ist den meisten nicht
klar“, sagt Beratungsstellenleiter
Mäki. Vor allem die Sofortkredite
führen dazu, dass manche Kun-
den über 200 verschiedene Posten
zurückzahlen müssen: „Dadurch
wird das Erstellen des Rückzah-
lungsprogramms zu einer sehr
kniffligen Sache.“

Solche Kreditgeschäfte werden
oft nächtens mit bereits gepfände-
ten Personen und sogar Minder-
jährigen gemacht: „Von rund 60
Schnellkredit-Anbietern haben
sich nur vier oder fünf zur Einhal-
tung ethischer Regeln verpflich-
tet“, erläutert Neuvonen.

Damit ist wieder die Regierung
am Zug. Noch heuer ist ein Gesetz
in Aussicht, das die Gewährung
von Sofortkrediten einer Reihe
von Einschränkungen unterwirft.
Über die genauen Regeln herrscht
aber noch politisches Tauziehen.
Dennoch ist Neuvonen optimis-
tisch: „Wir haben seit 1993 zumin-
dest ein Gesetz – es gibt in Form
des Sozialkredits und der binden-
den Tilgungspläne immer irgend-
eine Hoffnung für die Leute. Und
das ist in dieser Form vermutlich
einzigartig in Europa – oder sogar
auf der ganzen Welt.“

Andreas Stangl

Achtung.

Heute letzte
r Tag.

Mit Sozialkrediten
aus der

Schuldenfalle
Schuldner in Finnland:

Staatliches Beratungsnetz

Aus dem Führerscheinantrag eines nigerianischen
Asylwerbers wurde ein Passentzug durch die

Fremdenpolizei: für Volksanwältin Terezija Stoisits ein
schwerer Missstand – und noch dazu kein Einzelfall.

sicher kein Recht auf das Doku-
ment. „Dass aus Sicht der Behör-
de die Einbehaltung des Reisepas-
ses für eine künftige mögliche
‚Rückführung‘ in den Heimatstaat
günstig wäre, legitimiert nichts“,
begründet sie die Missstandsfest-
stellung. Denn Abani stehe mit

Pass weg: Rüge fürs Innenministerium

Wien/Gmünd – Seit bald zwei Jah-
ren geht dem 25-jährigen nigeria-
nischen Asylwerber James Abani
(Name geändert) der Pass ab.
Nicht, dass das von der nigeriani-
schen Botschaft in Wien ausge-
stellte Dokument verschwunden
wäre. Vielmehr lagert es in einem
Aktenschrank des fremdenpoli-
zeilichen Büros in der Bezirks-
hauptmannschaft (BH) Gmünd
(NÖ): trotz schriftlicher Proteste
behördlich einkassiert.

Ein Umstand, der jetzt Volksan-
wältin Terezija Stoisits zu einer
offiziellen Rüge des Innenminis-
teriums bewogen hat. Als vorge-
setzte Behörde der BH habe das
Ministerium nicht dafür gesorgt,
dass Abani sein Identitätsdoku-
ment zurückerhalten hätte: ein
Missstand in der Verwaltung.

Begonnen hat die Affäre im
März 2007, als Abani die Um-
schreibung seines nigerianischen
auf einen österreichischen Füh-
rerschein beantragte. Die Lenker-
berechtigung aus Westafrika
weckte das Misstrauen der Gmün-
der Beamten und des Landeskri-
minalamts: Fälschungsverdacht.

Also zeigte der Nigerianer zu
Vergleichszwecken seinen Pass
her. Er bekam ihn nie zurück. An
seiner Identität bestünden Zwei-
fel, bringt das Ministerium in sei-
ner Stellungnahme vor, die Frem-
denpolizei müsse ermitteln. Au-
ßerdem: Was brauche ein Asyl-
werber einen Pass, immerhin dür-
fe er während des Asylverfahrens
Österreich nicht verlassen?

Das zu erwägen, sei – wenn
schon – Aufgabe der Asylbehör-
den, meint dazu Stoisits. Die
Fremdenpolizei jedoch habe ganz

seinem Problem nicht allein da:
„Die Praxis, Identitätsdokumente
von Asylwerbern einbehalten, ist
mir von mehreren Seiten her be-
kannt.“

Im Innenministerium sagt Ru-
dolf Gollia, man werde die Sach-
lage binnen sechs Wochen klären.

Irene Brickner
Ein solcher
nigeria-
nischer Pass
lagert seit
zwei Jahren
bei der
Fremden-
polizei in
Gmünd: laut
Volksanwäl-
tin Terezija
Stoisits ein
Fehler.
Foto: Reuters
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Abwrackprämie beflügelt Autohandel
JÄNNER 2009 Hilferuf von neun westeuropäischen Groß-
banken, darunter Raiffeisen International (RI) und Erste
Group, für einen umfassenden Hilfsplan für Osteuropa.
Der Internationale Währungsfonds erwartet für 2009
den größten Konjunktureinbruch seit dem Zweiten

Weltkrieg. Deutschland be-
schließt ein 50-Milliarden-Euro-
Konjunkturpaket. Teil davon ist
die Abwrackprämie, die den Ab-
satz von Neuwagen belebt. Der
angeschlagene US-Autoherstel-
ler Chrysler und der italienische
Konkurrent Fiat gehen eine
Allianz ein.

Leitzinsen so niedrig wie nie
MÄRZ 2009 Die Europäische Zentralbank senkt den Leit-
zins für den Euroraum um 0,5 Prozentpunkte auf 1,5
Prozent. Damit liegt der Leitzins so niedrig wie noch
nie seit Gründung der Europäischen Währungsunion
im Jahr 1999. Das ist allerdings noch nicht das Ende
der Fahnenstange – im Mai sinkt der Leitzins auf 1,0
Prozent. Die US-Notenbank Fed pumpt durch den Kauf
von hypothekenbesicherten Wertpapieren und Staats-
anleihen nochmals mehr als eine Billion Dollar in die
Finanzmärkte, um die lahmende Wirtschaft in Gang zu
bringen. Der Leitzins bleibt unverändert, denn schon
jetzt beträgt er nur 0 bis 0,25 Prozent. Die Volksbanken-
Gruppe erhält vom Staat eine Milliarde Euro Partizipa-
tionskapital.

Österreich unter Druck
FEBRUAR 2009 Das mit 787 Milliar-
den Dollar größte Konjunkturpaket
in der Geschichte der USA ist be-
schlossene Sache. Die Krise greift
auf Osteuropa über: Laut Weltbank
braucht die Region mit Russland, Ukraine und Türkei
120 Mrd. Dollar, um Banken zu rekapitalisieren. Das
Rating für österreichische Staatsanleihen kommt nun
unter Druck, die Schuldenaufnahme verteuert sich. Die
Erste Group beschließt die Aufnahme von 2,7 Mrd.
Euro frischem Kapital, davon bis zu 1,89 Mrd. Euro
staatliches PS-Kapital. GM und Chrysler legen der US-
Regierung ihre Sanierungspläne vor. Man rechnet mit
bis zu 30 Mrd. Dollar Staatshilfe.

Die Schnürl-Steher des Opernballes
Standard-Redakteur Thomas Rottenberg war vor und während der Balleröffnung als Zaunpfosten im Einsatz

Wien – Es ist an der Zeit, ein Miss-
verständnis aufzuklären: Der
Opernball ist mitnichten eröffnet,
sobald es „Alles Walzer“ heißt:
Erst wenn Fritz „Gemma!“ sagt, ist
der Ball eröffnet. Vorher, also be-
vor Fritz „gemma!“ ruft und sich
die livrierten Herren, die im ORF
bloß abschätzig „die Kordelhalter“
genannt werden, im Gänsemarsch
vom Parkett machen, ist an öffent-
liches Walzertanzen nicht zu den-
ken. Da kann man hinter der Samt-
kordel gerade einmal stehen,
schauen und atmen. Obwohl auch
Letzteres da mitunter schwerfällt.

Fritz hat auch einen Nachna-
men. Bestimmt sogar. Aber „in der
Livree“ – also weißbesockt, weiß-
behandschuht, kordelhaltend –
„reden wir uns nur mit den Vor-
namen an“, sagt Fritz. Fritz steht
links von mir. Rechts steht Kon-
stantin. Gemeinsam sind wir drei
der 120 lebenden Zaunpfähle des
Balles. Wir sind die Grenze. Die
Wand aus Shakespeares Sommer-
nachtstraum. Wir trennen Volk
von Kunst. Wir halten das Eröff-
nungsparkett frei. Mit einer roten
Schnur.

Drei Stunden stehen. Ein
Schnürl halten. Der Lohn: ein Ti-
cket, 48 Euro – und der beste Blick,
erste Reihe fußfrei. Das klingt
nach einer leichten Übung.

Aber außer mir glaubt das hier
keiner. „Sie werden Ihr blaues
Wunder erleben“, lachte Janos

Molnar eine Woche vor dem Ball.
Molnar war früher beim Staats-
opernballet. Heute leitet er die
Opern-Komparserie. Er teilt Sta-
tisten und Hausmitarbeitern den
Zaun-Job zu. Wieso da nur Män-
ner stehen? Molnar grinst. Wieso?
Das würde ich schon merken.

„Blaues Wunder“ steht für
„blaue Flecken“: Im American
Football hießen wir „Defense
Line“ – und wären gut gepanzert.
Wir würden nicht nur von hinten
attackiert. Wir hätten Pausen zwi-
schen den Angriffswellen. Und:
Wir dürften uns wehren.

Kein Druckausgleich
Der Druck baut sich langsam

auf. Unmerklich zunächst. Mütter
wollen debütierende Töchter
knipsen, ein schwedisches Paar
will hin, wo ich nicht weg darf:
„Das ist seit 15 Jahren unser
Platz.“ Bald ist hinter mir nur noch
ein kompakter Leiber-Block. Aber
immer noch strömen Menschen
dazu. Ich will gar nicht wissen,
welche Körperteile sich gegen und
in meinen Rücken, meinen Hin-
tern oder meine Beine drücken.
Oder wem sie gehören.

Die Gesichter, die ich aus dem
Augenwinkel sehe, lächeln. Alle.
Man sagt „Pardon“ und „Hoppla“.
Eine Männerstimme identifiziert
alle Wirtschaftsköpfe in den Lo-
gen. Eine Frau fände es toll, wenn
Ulrich Habsburg statt Heinz Fi-
scher in die Mittelloge einzöge.
„Das wäre doch eleganter.“ Wäh-

Thomas Rottenberg rend der Hymne tritt mir jemand
mehrfach ins Wadel. Richtig fest.

„Nimm nichts persönlich“ hat-
te Konstantin gewarnt, „und geh ja
keinen Millimeter vor.“ Aus dem
Augenwinkel sehe ich, dass sich
auch Fritz und er mit ihrem gan-
zen Gewicht nach hinten lehnen.
Lächelnd, versteht sich.

Der zwischen uns knieede Foto-
graf, mosert vor sich hin: „Ich seh
nix. Ich seh nix.“ Dabei versucht
er, unbemerkt und die Kordel am
Kehlkopf, vor zu rutschen: Kon-
stantin und ich spüren seinen
Atem in der immer straffer wer-
denden Schnur. Konstantin zwin-

kert. Wir haben die gleiche, böse,
Idee: Sollen wir einmal scharf mit
dem Handgelenk zucken? Wir wi-
derstehen. Und lächeln.

Knapp bevor er sich selbst
stranguliert, steht der Paparazzo
auf. Wutgeheul von hinten: Die
Ballbesucher hatten ihn nach vor-
ne gelassen, weil er versprochen
hatte, am Boden zu bleiben.

Nur: Dort hätten ihn die Debü-
tanten totgetrampelt. Zwischen
die Paare am Rand und die Kordel
passte beim Donauwalzer kein
Fuß mehr. „Alles Walzer!“

Fritz löste die Spannung in Bei-
nen und Oberkörper: „Gemma!“

Der
kniende
Paparazzo
arbeitete
sich
langsam
weiter vor –
bis seine
Flüche in
der Kordel
zu spüren
waren:
Rottenberg
(stehend) im
Zauneinsatz.
Foto: Cremer

Nach dem glanzvollen Auftritt
strömten bereits nach Mitter-
nacht die ersten Ballgäste wieder
über die Feststiege in Richtung
Ausgang (oben). Viele, wie Tho-
mas Gottschalk, labten sich da-
nach noch schnell am Würstel-
stand. Fotos: Cremer, Toppress Austria

Nach dem Ausfall von Lindsay
Lohan eine der wenigen interna-
tionalen Stars: Katie Price mit
Gastgeberin Irene Mayer. Foto: APA

Die hohe Politik im beengenden Gang-Gedrängel, eine
ganz besondere Logen-Einladung und der frühe

Abgang der Promis. Wie eine 70-jährige Debütantin
ihren ganz persönlichen Zauber des Opernballs erlebte.

Der Abend einer

Wien – „Ich bin ein anderer
Mensch“, seufzt Helga Nechwatal.
„Dieser Ball ist einfach unbe-
schreibbar.“ Die alte Dame ist
nicht gekommen um gesehen zu
werden, nur um zu sehen. Das
ganze Gschisti-Gschasti um abge-
hobene oder nicht abgeflogene
Stars, das ist nicht Ihres – in ihren
Augen ist der „Ball der Bälle“ nur
„menschlich, so menschlich“.

Seit Jahren hatte sich Frau
Nechwatal schon gewünscht, ein-
mal, ein einziges Mal nur, diesen
Abend im Opernhaus miterleben
zu können – jetzt, zu ihrem 70.Ge-
burtstag, hatte die Familie ihr eine
Karte geschenkt. Und so sitzt sie
denn oben auf der Galerie und in-
haliert den Zauber der Eröffnung.

Die Kommentare der anderen Be-
sucher über den Herrn Direktor –
„ui, der singt ja wie der Lugner“,
„als Fiaker war er besser“ – das al-
les ist nicht ihre Welt.

Auch nicht jene Scheinwelt des
„Red Carpet“ vor der Oper, wo sie
den Promis auflauern, um sie mit
Zoten unterhalb der Frack-Schös-
sel-Linie zu bedenken: „Boah, die
Katie hat Holz vor der Hütte, da
kannst ja den ganzen Winter hei-
zen“ – „Brennt Silikon?“ Einfach
menschlich, so menschlich.

Sprüche klopfen können sie
aber auch weiter oben, in der Lo-
genwelt des Glamours. Dieter
Bohlen etwa auf die Frage, wie er
sich als Ersatz für Lindsay Lohan
fühle: „Ich habe Österreich schon
zweimal den Arsch beim Song-
contest mit einer Komposition ge-

Roman David-Freihsl

Ein beinharter Job und die Faszination abseits der großen Promi-Jagd: Die anderen Wirklichkeiten
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Nobelpreisträger sorgt für Wirbel
APRIL 2009 Die 20 wichtigsten Industrie- und Schwel-
lenländer (G-20) stellen zur Krisenbewältigung zusätz-
lich 1,1 Billionen Dollar zur Verfügung. Bis Ende 2010
sollen fünf Billionen Dollar zur Ankurbelung der Wirt-
schaft ausgegeben werden. US-Banken überraschen mit

hohen Quartalsgewinnen. Wirt-
schafts-Nobelpreisträger Paul
Krugman sorgt für Aufregung.
Er meint, Österreich sei nach Is-
land und Irland das Land mit
dem größten Risiko einer Staats-
pleite. Finanzminister, Noten-
bankgouverneur und IWF-Chef
widersprechen heftig.

Peinliche IWF-Rechenfehler
MAI 2009 Die Europäische Zentralbank sieht erste Hin-
weise auf ein Ende der schwersten Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise seit den 1930er-Jahren. Deutschland richtet
„Bad Banks“ zur Auslagerung „toxischer“ Papiere ein.
Die Inflationsrate der Eurozone hat mit 0,0 Prozent ei-
nen historischen Tiefststand erreicht. Der Internationa-
le Währungsfonds muss peinliche Rechenfehler bei der
Einschätzung des Ost-Risikos eingestehen. In seinem
„Global Financial Stability Report 2009“ habe es „Dop-
pelzählungen und Eingabefehler“ gegeben, gesteht der
IWF ein. IWF-Chef Dominique Strauss-Kahn entschul-
digt sich dafür bei Finanzminister Josef Pröll. Öster-
reich hatte vor allem im angelsächsischen Raum wegen
des Ost-Engagements als Bankrottkandidat gegolten.

Im Zuge der Finanzkri-
se haben die Banken
weltweit seit dem drit-
ten Quartal 2007 bisher
1.268,4 Mrd. Dollar ver-
loren. Dem stehen
1.034,5 Mrd. Dollar an
Staatshilfen oder auf anderen Wegen aufgebrachtes
neues Kapital gegenüber. Zwei Drittel des Abschrei-
bungsbedarfs entfallen auf US-Banken. Der österrei-
chisch-kanadische Autozulieferer Magna will zusam-
men mit russischen Partnern, dem Autohersteller GAZ
und der Sberbank, beim deutschen Autobauer Opel,
der zum US-Konzern GM gehört, einsteigen und rund
fünf Mrd. Euro für die Rettung aufbringen. Es folgt eine
monatelange Bieterschlacht.

Der falsche Maßstab und
gierige Manager sind für
Anselm Bilgri, Priester

und früherer Manager des
Klosters Andechs, die

Wurzeln der Krise.
Birgit Baumann fragte ihn

auch nach seiner
eigenen Versuchung.

Bilgri: Klar, ich hatte auch manch-
mal den Wunsch, mehr herauszu-
holen. Aber da war dann immer
die Gemeinschaft der Mönche, die
sagte: Das passt nicht zu uns. Also
hielten wir uns an eine sehr kon-
servative, gemischte Geldanlage.
Aber es hat fast jeden Tag jemand
angerufen und hat mehr geboten.

Standard: Wenn Sie auf die Fi-
nanz- und Wirt-
schaftskrise zurückbli-
cken, wer hat versagt?
Bilgri: Dieses Thema
kommt bei meinen
Vorträgen immer wie-
der zur Sprache. Ich
spreche ja sehr viel
mit Mittelständlern,
die in Deutschland

die tragende Säule der Wirtschaft
sind. Viele meinen ja: Das System
hat versagt. Aber wir müssen uns
fragen: Wer ist das System? Das
besteht ja aus einzelnen Men-
schen. Auch wer in der Wirtschaft
arbeitet, muss sich immer über ei-
nes im Klaren sein: Jeder Einzelne
kann den ersten Schritt machen.
Einfach alles auf „das System“ zu
schieben, ist zu einfach.

Standard: In der Theorie klingt das
gut. In der Praxis sind viele wirk-
lich kleine Rädchen.
Bilgri: Wir müssen daher viel frü-
her beginnen, die Grundlagen zu
legen. Wirtschaftsethik darf an
den Universitäten kein Orchi-
deenfach sein, sondern sollte
Pflichtfach werden. Führungs-
kräfte müssen ihren Auszubilden-
den mitgeben, dass es wichtig ist,
sich an Werten zu orientieren.

Standard: Was würde der heilige
Benedikt Deutsche-Bank-Chef Jo-
sef Ackermann raten?
Bilgri: Finde das richtige Maß.

ZUR PERSON:
Anselm Bilgri (56) studierte Philo-
sophie und Theologie. 1980 wur-
de er zum Priester geweiht. Von
1986 bis 2004 war er als Cellerar
für die wirtschaftliche Leitung des
Benediktinerklosters Andechs/Bay-
ern zuständig. 2004 verließ er das
Kloster und gründete das „Zen-
trum für Unternehmenskultur“.

„Nie mehr als fünf Prozent“

Standard: Die Deutsche Bank
macht schon wieder fünf Milliar-
den Euro Gewinn. Finden Sie das
erfreulich oder erschreckend?
Bilgri: Für die Aktionäre der Deut-
schen Bank ist das schön, und es
ist ja auch gut, wenn ein Unter-
nehmen erfolgreich ist. Aber es ist
erschreckend, dass die Gewinne
wieder hauptsächlich im Invest-
mentbanking erzielt werden,
nicht im realen Bankgeschäft.

Standard:Die Deutsche Bank wür-
de sagen: Wir müssen auf der inter-
nationalen Bühne mitspielen.
Bilgri: Ich weiß. Um
den Druck von Ban-
kern nachzuvollzie-
hen, muss man gar
nicht die Deutsche
Bank bemühen. Ich
wollte neulich bei ei-
ner kleinen Bank ein
normales Girokonto
eröffnen. Und da wur-
den mir gleich zig an-
dere Produkte angebo-
ten. Also sag ich zu
dem Banker: Ich will
das nicht, warum las-
sen Sie es nicht? Meint
der: Ich muss, Anwei-
sung von oben.

Standard: Haben Banker und Un-
ternehmer aus der Finanz- und
Wirtschaftskrise gelernt?
Bilgri: Mein Eindruck ist: Wer vor-
her schon kritisch war, der ist es
jetzt erst recht. Aber bei vielen an-
deren braucht es noch ein paar
Krisen, damit sie begreifen, dass
man auch anders wirtschaften
kann und es nicht vorrangig um
die unmittelbare Befriedigung von
Bedürfnissen gehen darf.

Standard: Der heilige Benedikt
lebte 500 nach Christus. Ist seine
Lehre zeitlos, oder ist das mehr
frommes Wunschdenken?
Bilgri: Benedikt sagt: Man muss
vom Kurzzeitdenken wegkom-
men. Das ist ein Wert, der nach
wie vor gilt. Wer ein Unternehmen
führt, sollte seinen Untergebenen
gegenüber achtsam sein. Nur so
bekommt er mit, was Menschen
bewegt. Kommunikati-
on muss offen und
transparent sein. Vor-
gesetzte dürfen nie
vergessen: Manage-
ment ist Funktion,
nicht Position. Mana-
ger wären gut beraten,
sich nicht nur in der ei-
genen Klasse zu bewe-
gen. Geht die Bodenhaftung verlo-
ren, steigt die Gefahr der Gier.

Standard:Die Gier wurde während
der Krise sehr verdammt. Anderer-
seits zählt die katholische Lehre
seit Jahrtausenden die Gier zu den
sieben Todsünden.
Bilgri:Auch die Gier ist ein Grund-

muster des menschli-
chen Daseins, darin
liegen wie im Begriff
„Neugier“ auch positi-
ve Aspekte. Wenn der
Mensch an nichts
Neuem mehr interes-
siert ist, dann steht er
still. Florierende Un-
ternehmen sind ja
auch wichtig für die
Gesellschaft. Aber es
kommt auch auf das
rechte Maß an.

Standard: Was bedeu-
tet dieses rechte Maß
für Sie persönlich?

Bilgri: Dass der Mensch sich nicht
von materiellen Dingen beherr-
schen lassen soll. Ich zitiere auch
meinen Vater, der Wirt war und
mir schon vor Jahrzehnten erklär-
te: Bub, wenn dir einer mehr als
fünf Prozent verspricht, dann sei
vorsichtig. Daran habe ich mich
immer gehalten.

Standard: Waren Sie als Verant-
wortlicher für das Kloster Andechs
denn nie in Versuchung?

Das
Benedikti-
nerkloster
zu Andechs
wirtschaftet
seit 555
Jahren
erfolgreich.
U. a. mit der
vorsichtigen
Strategie
von Pater
Anselm.
Foto: AP

Anselm Bilgri rät
bei Geldgeschäften
zum Einklang mit
dem hl. Benedikt.

Foto: internet

BOULEVARD

„Der gesamte Integrations- und
Flüchtlingsbereich muss raus
aus dem Innenministerium“,
meint Willi Resetarits als
Ehrenobmann des Wiener
Integrationshauses. Also gab es
am Freitagabend kurz vor dem
16. Flüchtlingsball im Wiener
Rathaus noch eine Protestveran-
staltung in der nahegelegenen
Herrengasse. Anschließend
eröffnete Stadträtin Sandra
Frauenberger den Ball, dem
Integrationshaus-Geschäfts-
führerin Andrea Eraslan-Weninger
heuer das Motto „Tanzen gegen
das Einsperren von
Asylwerbern“ gab. (red)

späten Ballkönigin
ein Glas Sekt eingeladen. Schwei-
gend sitzt sie und lauscht, wie Mi-
chael Häupl eine Anspielung aufs
Alter abtut: „Genug. Meine Mutter
hat immer gesagt: Wer nicht alt
werden will, stirbt jung.“

Um ein Uhr wird Katie Price
über die Feststiege hinab zum
Ausgang eskortiert. Frau Nechwa-
tal steht oben an der Balustrade
und lässt sich ein Paar Sacher-
würstel schmecken. „Ein wunder-

schönes Kleid“, ur-
teilt sie. Die Frau da-
rin sagt ihr eigentlich
nichts. Genauso we-
nig wie jener Blond-
schopf, der sich kurz
darauf den Weg zum
Abgang bahnt und
dem sie „Tommy!
Tommy!“ nachrufen.
Die Sendung Wetten,
dass ..? hat sie in
Ermangelung eines
Fernsehers noch nie
gesehen.

Zu später Stunde
kehrt die betagte De-
bütantin wieder zur

Galerie zurück und kann sich na-
hezu stundenlang nicht am Ball-
saal sattsehen. „Eigentlich tanzen
sie da unten in einem Achter“,
kommentiert sie den parkettver-
einten Bühnen- und Publikums-
raum, auf dem sie wie in die Un-
endlichkeit hinein tanzen. Und
die kleinen Unterschiede faszinie-
ren sie: „Man sieht genau, welche
Tanzschulpaare sind und welche
schon lange verheiratet.“

Gegen halb vier in der Früh
drängt ihre Begleitung schließlich
zum Aufbruch. Frau Nechwatal
lächelt nur schelmisch: „Ich will
ja nichts sagen. Aber um fünf
könnten wir einen wunderschö-
nen Rosenstrauß mit nach Hause
nehmen.“ Stattdessen nimmt sie
am Ausgang dankbar zwei ge-
schenkte Krapfen entgegen. Die
sie am nächsten Vormittag genie-
ßen wird. Als anderer Mensch.

Kommentar der anderen Seite 47

rettet. Jetzt kann ich das beim
Opernball auch.“

In Ermangelung echter Promis
hecheln die Journalisten mögli-
chen Stories nach. Bundespräsi-
dent Heinz Fischer etwa wird mit
dem Vorschlag konfrontiert, den
„Staatsball“ in die Hofburg zu ver-
legen – doch der lehnt milde ab:
„Dann wäre er einer von zwanzig
Bällen. Das kann keine gute Idee
sein“.

Für Frau Nechwa-
tal hat das Haus am
Ring noch eine ganz
andere Geschichte.
„Ich war noch ein
kleines Kind, als ich
im Krieg die Margare-
tenstraße hinunter
lief, um die brennen-
de Oper zu sehen.“
Zehn Jahre später
war sie dann in einer
der ersten Fidelio-
Vorstellungen nach
der Wiedereröff-
nung. „Ich hab keine
Ahnung, woher ich
die Karte hatte, Geld
hatten wir damals ja überhaupt
keines.“ Aber diese Aufführung,
„das war wie eine Auferstehung“.

Jetzt steht Frau Nechwatal in
schlichtem schwarzen Kleid und
weißer Stola am Rand eines Lo-
genganges gedrückt und beobach-
tet die Repräsentanten des Staa-
tes, die sich von Kamerateams ver-
folgt an ihr vorbeidrängeln. Bun-
deskanzler Werner Faymann und
Vizekanzler Josef Pröll spenden
Worte, Finanzstadträtin Renate
Brauner plaudert mit Siemens-
Chefin Gitti Ederer. Einen kennt
die 70-Jährige von früher, aber
nicht von der Polit-, sondern von
der Theaterbühne: Helmut Loh-
ner, der sich geduldig neben Eli-
sabeth Gürtler Seite an Seite mit
Desirée Treichl-Stürgkh und Ers-
te-General Andreas Treichl ab-
lichten lässt.

Und dann wird Frau Nechwatal
in die Loge des Bürgermeisters auf

des 54. „Staatsballes“ in der Oper

Das späte Geschenk:
Frau Nechwatal auf
demOpernball. F.: David

Tanzen statt Einsperren

Willi Resetarits: Ministerium den
Asylbereich entziehen. Foto: Corn



16 der Standard Sa./So., 13./14. Februar 2010Chronik

Feilschen um Porsche-VW-Deal
MAI 2009 Nach monatelangen Querelen zwischen VW
und Porsche, wobei es zunächst so ausgesehen hatte,
als würde der kleine Autobauer den großen Bruder
schlucken, haben die Vertreter der Familien Porsche
und Piëch beschlossen, aus Volkswagen und Porsche
einen integrierten Autokonzern zu
machen. Jede der zehn Marken soll
ihre Eigenständigkeit behalten. Der
Abschluss des Prozesses sollte noch
bis 20. November dauern. Der deut-
sche Finanzminister gibt kurz vor den
Bundestagswahlen bekannt, dass
Magna Opel von seiner US-Mutter
GM übernehmen werde.

teilt. Seinem Schneeballsys-
tem fielen auch Anleger in
Österreich zum Opfer. Der
Gesamtschaden wird auf bis
zu 65 Milliarden Dollar (43,4
Mrd. Euro) geschätzt. US-
Präsident Barack Obama stellt
einen Plan für die größte Fi-
nanzreform seit 70 Jahren vor,
Hauptpunkte sind eine Kon-
zentration der Aufsicht bei der Zentralbank sowie die
Einrichtung einer neuen Verbraucherschutzbehörde.
Der deutsche Reifenkonzern Continental schließt die
Reste des ehemaligen Semperit-Reifenwerks im nieder-
österreichischen Traiskirchen und kündigt 195 Be-
schäftigte.

Karstadt ist pleite
JUNI 2009 Der deutsche Konzern Arcandor stellt Insol-
venzantrag wegen drohender Zahlungsunfähigkeit.
Auch für die Gesellschaften Karstadt Warenhaus, Pri-
mondo und Quelle wird Insolvenz beantragt. Quelle
Österreich hält sich bis November, muss dann aber
auch Insolvenz anmelden. Die Billigfluggesellschaft
SkyEurope beantragt am Sitz der Gesellschaft in der
Slowakei Gläubigerschutz, will aber trotzdem weiter-
fliegen. Der Autobauer General Motors (GM) beantragt
bei einem New Yorker Insolvenzgericht Gläubiger-
schutz. Das bisher größte Chapter-11-Verfahren der US-
Wirtschaftsgeschichte soll GM eine Sanierung ermög-
lichen. Der geständige Finanzbetrüger Bernard Madoff
(71) wird in New York zu 150 Jahren Gefängnis verur-

Die „Kriminalstatistik Neu“ des
Innenministeriums wird künftig nur

noch quartalsweise und nicht monatlich
veröffentlicht. Sie soll dafür aber bessere

Daten über Straftaten liefern.

begangen werden, die erst im Jän-
ner in der Statistik aufscheinen“,
argumentiert Felderer. Aller-
dings: Die Ermittlungsdauer ist
unabhängig von der Statistik – da-
her werden auch die Quartalsbe-
richte längst vergangene Ereignis-
se spiegeln.

Fehler bei der bisherigen Daten-
erfassung der jährlich rund
600.000 Delikte gestand Lang al-
lerdings ein. Denn da immer de-
taillierte Angaben zu Delikten ge-
fordert wurden, konnte ein Beam-
ter beispielsweise ein Rad, das aus

Kriminalstatistik wird seltener veröffentlicht

Wien – Einbruchsopfer werden
sich künftig länger gedulden müs-
sen, um zu erfahren, wie viele Lei-
densgenossen sie haben. Denn das
Innenministerium veröffentlicht
die Kriminalstatistik künftig nicht
mehr monatlich, sondern quar-
talsweise. Damit hofft man im ver-
antwortlichen Bundeskriminal-
amt (BK), ein realistischeres Bild
der Verbrechenslage zu bieten.

„Wir haben uns mit der Umstel-
lung auf eine monatliche Veröf-
fentlichung im Jahr 2003 einem
gewissen Masochismus ausge-
setzt“, argumentiert BK-Chef
Franz Lang. „International sind
überhaupt nur Jahresstatistiken
üblich.“ Unterstützung holte er
sich von Bernhard Felderer, Leiter
des Institutes für Höhere Studien
(IHS), und Christian Grafl vom
Strafrechtsinstitut der Uni Wien,
die das Projekt geleitet haben.
„Aus wissenschaftlicher Sicht ist
für eine Beurteilung der Lage ei-
gentlich eine einjährige Bilanz die
untere Grenze“, meinte Grafl.

Für Felderer lag das Problem
bisher an der unklaren Datenlage.
„Für die Polizisten gab es einen
Wildwuchs an Tabellen, die sie im
Computersystem ausfüllen muss-
ten, wobei dennoch wichtige In-
formationen, die beispielsweise
über Kriminalitätsschwerpunkte
wissenschaftlich aussagekräftig
sind, fehlten.“

Bei der „Kriminalstatistik Neu“
muss nun der Beamte nach der
Übermittlung des elektronischen
Aktes an die Staatsanwaltschaft
die Statistik ausfüllen, ehe er den
Akt schließen kann. Felderer und
Lang versprechen sich davon „we-
sentlich aktuellere Daten.“

Warum, bleibt allerdings un-
klar. Denn die bisherige zeitliche
Verzögerung zwischen Straftat
und Aufnahme in der Statistik be-
trug bis zu sechs Monaten bei grö-
ßeren Fällen. „Es kommt daher oft
vor, dass Einbrüche im Oktober

Michael Möseneder

einem versperrten Kellerabteil ge-
stohlen wurde, als Einbruch,
Diebstahl oder Fahrraddiebstahl
kategorisieren. „Die Kollegen hat-
ten recht, es wurde immer mehr
aufgesetzt.“

Besser als im Vorjahr
Dass die Umstellung politische

Hintergründe hat, da bei einem
dreimonatigem Beobachtungs-
zeitraum statistische Spitzen ge-
kappt werden, bestreitet Lang aus-
drücklich. „Wir liegen im heuri-
gen Jänner im zweistelligen Be-

Autoeinbruch
und -diebstahl
sind in
jüngster Zeit
ein steigendes
Problem. Wie
viele es gibt,
wird man
künftig aber
nur noch alle
drei Monate
erfahren, da
das Innen-
ressort
die Statistik
ändert.
Foto: APA

reich unter dem Vorjahr, das ver-
öffentlichen wir jetzt aber auch
nicht extra.“

Ein Fernziel ist die EU-weite
Vergleichbarkeit der Statistiken,
was aber noch Jahre dauern wird.
Selbst eine jährliche Veröffentli-
chung würde übrigens an der
durchwachsenen Bilanz des Vor-
jahres nichts ändern: Im Vergleich
zu 2008 wurden im Jahr 2009 um
3,3 Prozent mehr Delikte began-
gen – in absoluten Zahlen wurden
fast 19.000 mehr Menschen Opfer
von Straftaten.

WIEN

Jovan Mirilo kann vorerst
in Österreich bleiben

Wien – Der serbische Aufdecker
des Massakers von Srebrenica, Jo-
van Mirilo, dessen Asylantrag ers-
ter Instanz vergangenen Woche
abgelehnt worden ist, darf den
Ausgang seiner Berufung in Öster-
reich abwarten. Das Bundesasyl-
amt hat ihm – entgegen seiner ei-
genen Entscheidung – am Freitag
aufschiebende Wirkung zuer-
kannt. (bri)

NIEDERÖSTERREICH

Schüsse im Supermarkt:
Prozessbeginn am 10. März
Krems/Korneuburg – Jener Polizist,
der in der Nacht zum 5. August
2009 in einem Kremser Super-
markt einen 14-Jährigen erschos-
sen hat, steht am 10. März in Kor-
neuburg vor Gericht. Die Anklage
lautet auf fahrlässige Tötung un-
ter besonders gefährlichen Ver-
hältnissen. (APA)

KURZ GEMELDET
Von der Lederhose bis zu „Hosi“ Steiermark

Volkskundemuseum Graz: Ausstellung auf den Spuren von Schwulen und Lesben

Graz – Eine „ruhige, parteylose
Schilderung der Hauptleiden-
schaften, Meinungen, Gebrechen,
Vorurtheile, Aberglauben usw.“
forderte Erzherzog Johann von sei-
nen Untertanen ein, als er 1811 die
„statistische Rundfragen“ startete,
die auch eng mit der Gründung
des heutigen Universalmuseums
Joanneum standen. Dass der stei-
rische Prinz liberal war, wurde im
Vorjahr anlässlich seines 150. To-
destages oft thematisiert.

„Auf die Rundfragen kamen
auch Antworten über homosexu-
elle Liebe“, sagt Hans-Peter Wein-
gand, der zusammen mit Elke
Murlasits zwei Jahre an einem
Forschungsprojekt über die Ge-
schichte von Homosexualität in
der Steiermark arbeitete. Das Er-
gebnis ist die Publikation L(i)eben
und Begehren zwischen Ge-
schlecht und Identität, und am

Sonntag wird im Grazer Volks-
kundemuseum die Schau L(i)eben
uferlos und andersrum eröffnet.

Problematisch sei vor allem die
Quellenlage, weiß Weingand:
„Vielleicht hat jemand die Briefe
der lesbischen Tante oder die Ta-
gebücher des schwulen Onkels ge-
funden, aber die wurden dann
meist weggeschmissen.“ Das Mu-
seum schuf selbst Quellen, indem
man anonymisierte Interviews
mit Homosexuellen führte.

Die Ausstellung bewegt sich auf
drei Ebenen: Sie erzählt die Ge-
schichte der lesbisch-schwulen
Bewegung (der Verein Hosi wurde
1983 auch in der Steiermark ge-
gründet), die rechtlichen Ent-
wicklungen in Österreich – von
der Strafrechtsreform 1971 bis zu
den eingetragenen Partnerschaf-
ten heute – und zuletzt auch viele
Einzelschicksale. Ziel war aber
keine Geschichte der Diskriminie-
rung, sondern „wir werben für To-

leranz und eine selbstbewusste
Haltung“, erklärt Murlasits.
Schulklassen haben sich bereits
für Führungen angemeldet.

Gezeigt werden Zeitdokumente
oder Stücke wie die Originaltür
des Clubcafé Werner, einer der
ersten offiziellen Schwulen-Treffs
in Graz, aber auch Exponate der
traditionellen Sammlung des
Volkskundemuseums, die „wir
einfach quergelesen haben“, so
Eva Kreissl vom Ausstellungs-
team. Dabei machte man sich auf
die Suche nach Manifestationen
von Liebe im Alltag. Man fand
Eheverträge, in denen dieses Wort
nie vorkam, und Holztruhen, in de-
nen sich befand, um was es wirk-
lich ging: die Mitgift. Die „prüde“
Hetero-Gesellschaft wird anhand
ihrer frivolen Codes geknackt:
Dirndln, aus denen die Brüste fast
herausfallen, oder Lederhosen mit
reich verzierten „Hosentürln“
sprechen eine deutliche Sprache.

Colette M. Schmidt Wien – „Natürlich bin ich ent-
täuscht, wie lange es dauert, bevor
irgendetwas passiert“, klagt Mi-
chael Brennan. Vor einem Jahr
wurde der US-Amerikaner von
zwei Polizisten niedergerungen,
die ihn in der Wiener U-Bahn mit
einem Dealer verwechselt haben.
Brennan wurde nach seinen An-
gaben verletzt und war vier Mona-
te im Krankenstand. Ob der Vor-
fall aber auch straf Konsequenzen
hat, steht noch immer nicht fest.

„Ich habe keine Ahnung, wa-
rum, alle Beteiligten sind bereits
befragt worden, aber seit damals
habe ich nichts mehr gehört“,
schildert Brennan. Selbst in der
Vienna International School, wo
er unterrichtet, würden Schüler
und Lehrer an der Justiz zu zwei-
feln beginnen. Bei der Staatsan-
waltschaft Korneuburg sagt man,
dass noch Gutachten nötig waren,
nun müsse die Oberstaatsanwalt-
schaft entscheiden. (moe)

Ein Jahr nach
Polizeiattacke noch
keine Entscheidung
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Das Finanzsystem braucht mehr Kontrolle, das hat die Krise gezeigt. Gemein-
sam mit der Finanzmarktaufsicht sorgt die Oesterreichische Nationalbank
für stabile und sichere Verhältnisse.

Haben Sie auch Fragen an die OeNB?
Wir beantworten Ihre Fragen auf www.direktzurnationalbank.at

„Finanzkrise:
Wer sorgt
für Sicherheit?“

Stabilität und Sicherheit

Stresstest für die Banken
JULI 2009 Eineinhalb Jahre nach Beginn der
schweren Rezession in den USA spricht die
US-Notenbank erstmals wieder von Anzei-
chen einer Stabilisierung der Wirtschaft. Die
heimischen Banken werden von der Oester-
reichischen Nationalbank (OeNB) einem Här-
tetest unterzogen. Im Extremszenario würden
bis Ende 2010 rund 30 Milliarden Euro an Kreditwertberichti-
gungen für Österreich und Osteuropa nötig werden, schätzen die
Notenbanker. Deutschland lockert seine Bilanzvorschriften für
Banken. Die Schweizer Großbank UBS einigt sich in einem seit
Monaten schwelenden Steuerstreit mit dem US-Justizministeri-
um. Es geht um die Herausgabe von Kundendaten des Schwei-
zer Instituts.

Europas Wirtschaft ohne Schwung Seite 22 Die tiefen Probleme Griechenlands Seite 18
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Impulspaket schnüren
Budgetäre
Institutionen
können eine
rationale, ef-
fektive und
effiziente so-
wie langfris-
tig ausge-
richtete Mit-
telverwen-

dung unterstützen. Mit ihrer
Hilfe soll der Budgetprozess
dem Zugriff wahltaktisch mo-
tivierter Politiker entzogen
werden. In Österreich ist be-
sonders das neue Haushalts-
recht positiv hervorzuheben:
Die Möglichkeit, nicht ausge-
gebene Finanzmittel als Reser-
ven in die nächsten Jahre mit-
zunehmen, und eine mittel-
fristige Finanzplanung mit
Ausgabenobergrenzen fördern
eine größere Sparsamkeit der
öffentlichen Hand. Ob fiskali-
sche Regeln tatsächlich grei-
fen, hängt von ihrer Glaub-
würdigkeit und der Verbind-
lichkeit ab, die ihnen von den
Akteuren beigemessen wird.
Dass diese sich dessen nicht
immer ausreichend bewusst
sind, zeigt sich beim angekün-
digten Procedere für die Bud-
gets 2011 bis 2013.

Demnach ist zunächst
eine Verschiebung des
laut Verfassung eigent-

lich im Herbst vorzulegenden
Budgetentwurfs für 2011 auf
Anfang 2011 geplant: Mit der
Begründung, die Konkretisie-
rung der ab 2011 geplanten
Konsolidierungsmaßnahmen
könne nicht bis zum Herbst
bewältigt werden. Sachlich
gibt es für diese Verschiebung
wenig Grund. Die Regierung
muss ohnehin bis Anfang Juni
spezifizierte Maßnahmen an
die EU-Kommission melden.

Und soll tatsächlich 2011 mit
der Konsolidierung begonnen
werden, sollten die Maßnah-
men bis zum Herbst fixiert
sein. Die angekündigte Bud-
getverschiebung nimmt auch
den Druck aus den laufenden
Verhandlungen für die Ver-
waltungsreform.

Außerdem wurde für 2012
und 2013 ein bereits 2011 zu
beschließendes Doppelbudget
in Aussicht gestellt. Grund-
sätzlich ist das in Ausnahme-
fällen seit der Haushalts-
rechtsnovelle 2009 zulässig.
Es birgt aber die Gefahr, zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens
bereits veraltet und zu unfle-
xibel zu sein. Selbst wenn der
anvisierte Zeitplan formal ver-
fassungskonform wäre: Er ent-
spräche wohl kaum dem Geist
des soeben reformierten Haus-
haltsrechts des Bundes.

Neben Glaubwürdigkeit
und Commitment ist
aber auch die flexible

Handhabung budgetärer Re-
geln wichtig. So hat etwa der
Bund im Budgetvollzug 2009
fast eine Milliarde Euro durch
strikte Budgetdisziplin „echt“
eingespart und entsprechende
Reserven gebildet – grundsätz-
lich ein positiver, im Tief-
punkt der Rezession aber un-
erwünschter Effekt. Würde da-
her mit den gebildeten Reser-
ven baldestmöglich ein „Im-
pulspaket 2010“ geschnürt,
das Wachstum und Beschäfti-
gung ankurbelt, könnte für die
anstehende Konsolidierung
eine bessere Ausgangssitua-
tion geschaffen werden.

Margit Schratzenstaller ist Refe-
rentin für Öffentliche Finanzen
des Wirtschaftsforschungsinstitu-
tes (Wifo). Foto: Cremer

MARGIT SCHRATZENSTALLER
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Europäisches Schwarzgeld in der Schweiz

Quelle: Le Matin/Helvea; Foto: AP

Das Ausmaß der Steuerhinterziehung in der Schweiz
ist laut einer neuen Untersuchung weit größer als

bisher vermutet. Demnach versteuern Anleger nur ein
Fünftel der Gelder, Österreicher sogar nur ein Zehntel.

von 2,2 Billionen Franken aus.
Diese Summe lag 2007 noch bei
3,1 Billionen und ist 2008 infolge
der diversen Steueraffären und
des verstärkten Drucks internatio-
naler Finanzermittler sowie we-
gen rückläufiger Wertentwick-
lung an den Finanzmärkten deut-
lich zurückgegangen. Laut
Schweizer Nationalbank stam-
men 60 Prozent der in dem Land
veranlagten Vermögen aus dem
Ausland.

Doch die diversen Steueraffä-
ren setzen dem Finanzplatz zu.
Die Zahl der Selbstanzeigen bei
den deutschen Behörden ist in
den vergangenen Tagen einer
Umfrage der Nachrichtenagentur
DAPD zufolge sprunghaft gestie-
gen. 850 Anleger wandten sich
demnach an die Finanz. (as)

Studie: Zwölf Milliarden
Euro schwarz in der Schweiz

Genf/Wien – Viel Schwarzgeld liegt
in der Schweiz. Doch über diese
Binsenwahrheit hinaus wusste
man bisher wenig über Herkunft
und Ausmaß der nicht deklarier-
ten Mittel in der Eidgenossen-
schaft. Eine neue Untersuchung
des auf Finanzrecherchen spezia-
lisierten Genfer Unternehmens
Helvea führt nun zu einer Auflis-
tung, die ausländische Steuerbe-
hörden interessieren dürfte. Dem-
nach haben Anleger aus EU-Staa-
ten 862,9 Mrd. Franken in der
Schweiz gebunkert. Davon wur-
den 16 Prozent deklariert.

Österreicher horten demnach
20,4 Milliarden Franken im Nach-
barland, von denen nur elf Prozent
deklariert sind. Die größte Inves-
toren-Community im Bankenpa-
radies stellen nicht ganz überra-
schend Deutsche dar, die auf 280
Milliarden Franken kommen. Im-
merhin deklarieren die Deutschen
ihr Vermögen zu fast einem Drit-
tel. Die Untersuchung, die dem
Standard vorliegt, wird wohl für
zusätzlichen Gesprächsstoff bei
dem für Sonntag anberaumten
Treffen der deutschsprachigen Fi-
nanzminister sorgen.

Auch die aggressive Vorgangs-
weise der italienischen Finanz in
Sachen Steuerhinterziehung über
die Alpen wird mit dem Bericht

plausibel. Die Italiener bilden laut
Helvea nicht nur die zweitgrößte
Gruppe der Anleger in der
Schweiz, sondern sind mit 99 Pro-
zent Schwarzgeld gemeinsam mit
Griechen die intensivsten Hinter-
zieher.

Da stellt sich natürlich die Fra-
ge, wie das Unternehmen ange-
sichts der hohen Diskretion zu
den Zahlen gelangt. Als Basis fun-
gierten die Quellensteuereinnah-
men, die zu drei Vierteln an die
Finanzämter der Herkunftsländer
der ausländischen Investoren
überwiesen werden. Aus Durch-
schnittswerten über Portfoliover-
anlagungen werden Umgehungs-
produkte, bei denen die EU-weite
Zinsertragssteuer nicht anfällt,
eingerechnet. Damit hätten die
Experten einmal die Summe der
Gelder geschätzt. Zudem gibt es
die Option, die Erträge in die Steu-
ererklärung aufzunehmen. 2007
zählte Helvea 64.516 derartige
Fälle. Aus der Häufigkeit dieser
Deklarierungen nach Nationalität
der Anleger wird in der Untersu-
chung der Anteil der Schwarzgel-
der hochgerechnet.

Obwohl der größte Brocken der
Schweizer Gelder aus der EU
stammt, macht er nur etwas mehr
als ein Drittel der insgesamt von
Ausländern gebunkerten Mittel
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Wir freuen uns, den Eintritt von

in unsere Rechtsanwaltskanzlei bekannt zu geben.

Wien, im Jänner 2010

Mag. Barbara Helene Steindl,
LL.M. (Columbia), MCIArb
Rechtsanwältin

Spezialgebiete:
Schiedsverfahren, Anlagenbau,
Energierecht, Investitionsschutz

Brauneis Klauser Prändl Rechtsanwälte GmbH
A-1010 Wien · Bauernmarkt 2
Tel.: +43 (0)1 532 12 10-0 · Fax: +43 (0)1 532 12 10-20
E-mail: a.bauer@bkp.at · b.steindl@bkp.at

bkp
Rechtsanwälte

Dr. Andreas Bauer
Rechtsanwalt

Spezialgebiete:
Mineralöl- und Vertriebsrecht, Arbeitsrecht,
Stiftungsrecht, Gesellschaftsrecht
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Boni-Debatte beginnt
AUGUST 2009 Die Bank of Eng-
land stockt ihr Finanzhilfspaket
auf 175 Mrd. Pfund auf.
Die globale Wirtschaftskrise
verflacht sich. Frankreichs Prä-
sident Sarkozy facht die Dis-
kussion um Banker-Boni neu
an. Er plädiert für gesetzliche Beschränkungen.
Das österreichische Bankgeheimnis wird für
Ausländer gelockert, damit Österreich von der
„Grauen Liste“ der OECD gestrichen wird. Für
Inländer bleibt das Bankgeheimnis aber weiter
aufrecht.

AUA-Verkauf ist besiegelt
SEPTEMBER 2009 Der Lufthansa-AUA-Deal wird
besiegelt – die AUA ist ab sofort Teil des Luft-
hansa-Konzerns. ÖIAG-Chef Peter Michaelis be-
zeichnet den Verkauf als die „komplizierteste
Transaktion“ der ÖIAG bisher. Die AUA kündigt
dramatische Personalkürzungen an. Bis Ende
2010 soll der Personalstand um rund 1000 auf
6000 Mitarbeiter sinken. Die italienische Groß-
bank UniCredit, Mutter der Bank Austria, ver-
zichtet offiziell auf Staatshilfe von Italien und
Österreich. Zur Stärkung des Eigenkapitals soll
stattdessen eine Kapitalerhöhung von bis zu vier
Mrd. Euro dienen.

Das jüngste Kapitel der
Finanzkrise wird gerade
in Athen geschrieben.
Ein Jahrzehnt lang hat

Griechenland seine
Statistiken frisiert. Jetzt

bedroht das EU-Land
aus dem Süden die

Währung der Union.

das damals schon so. Jetzt, mitten
in der Finanzkrise, hat die Regie-
rung Papandreou einen Gesetzes-
entwurf schreiben lassen, der die
in Verruf geratene nationale Sta-
tistikbehörde Elsta unabhängiger
machen soll. Das Parlament, nicht
länger der Finanzminister, wird
künftig zum Beispiel den Direktor

der Behörde bestellen.
Es ist ein Zeichen da-
für, wie tief die Fi-
nanzkrise in Wahrheit
ins politische System
des Landes reicht.

Praktisch seit der
Gründung des moder-
nen griechischen
Staats gebe es ein

komplexes System der Klientel-
wirtschaft, das Reformen verhin-
dere und ein zynisches Verhältnis
zwischen Politikern und dem Rest
der Bevölkerung hervorgebracht
habe, sagt Spyros Sofos, ein grie-
chischer Politikwissenschafter,
der an der Universität von King-
son in Großbritannien lehrt.
„Staat und Politik waren traditio-
nell der Idee der Transparenz ab-

Böse Überraschung „made in Greece“

Athen/Wien – Mit den Reisekatalo-
gen aus Griechenland war es auch
immer so: sah gut aus auf dem Pa-
pier, aber war man erst einmal
dort, hat die Hälfte nicht ge-
stimmt. Die Griechen sind so ge-
sehen jetzt in ihrem eigenen Land
angekommen: Im vierten Quartal
2009 schrumpfte die Wirtschaft –
anders als vorausgesagt – noch-
mals um 0,8 Prozent. Die offiziel-
len Zahlen vom Freitag ergeben
damit ein Minus von zwei Prozent
für die griechische Volkswirt-
schaft 2009 und weckten neue
Zweifel, wie die Regierung in
Athen ihren großen Sanierungs-
plan für dieses Jahr überhaupt be-
werkstelligen will.

Nur Stunden nach dem Krisen-
gipfel der EU am Donnerstag in
Brüssel fiel der Euro zunächst auf
den Finanzmärkten in Asien. Zu
vage waren offensichtlich die Ver-
sicherungen der Staats- und Re-
gierungschefs gewesen, die dem
hoch verschuldeten Griechenland
Unterstützung zusagten und abso-
lute Budgetdisziplin verlangten.

„Die Griechen haben uns rund
zehn Jahre lang zum Narren gehal-
ten. Deshalb hat es auch niemand
eilig, ein großes Hilfspaket auf den
Tisch zu legen“, zitierte Reuters
am Freitag einen Regierungsver-
treter der Union. Die EU-Finanz-
minister würden aus diesem
Grund am kommenden Montag in
Brüssel auch keine konkreten Zu-
sagen machen.

Die Regierung in Athen muss
dieses Jahr voraussichtlich 53
Mrd. Euro aufstellen, um ihr Bud-

get zu finanzieren, und einen
Schuldenberg bedienen, der auf
290 Mrd. Euro anwachsen wird.
Premierminister Giorgos Papan-
dreou versprach, das Haushalts-
defizit dieses Jahr um vier Pro-
zentpunkte zu drücken; 12,7 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts
als Defizit musste der Sozialist
nach der Regierungs-
übernahme im vergan-
genen Oktober nach
Brüssel melden, dop-
pelt so viel wie von der
Vorgängerregierung
angegeben.

„Ein ordentliches
Defizitverfahren mit
strengen Sparaufla-
gen“ hat ein deutscher Haushalts-
politiker der CDU verlangt – im
September 2004. Da waren die
griechischen Bilanzierungsküns-
te erstmals einer breiteren Öffent-
lichkeit in der EU bekannt gewor-
den. Athen hatte die Militärausga-
ben einfach nicht ins Budget mit
einberechnet, angeblich mit Zu-
stimmung von Eurostat, dem Sta-
tistik-Amt der EU. Vier Jahre ging

Markus Bernath
Trojani-
sches Pferd
als Export-
schlager:
Griechen-
lands lange
vertuschte
Finanz-
krise
bedroht
jetzt den
Euro und
die
Banken.
Foto: Reuters

geneigt, weil Klientelismus unter
solchen Bedingungen nicht funk-
tionieren kann“, erklärte Sofos
dem Standard gegenüber. Er hof-
fe nur, dass die neue griechische
Regierung nicht den „leichten Lö-
sungen der Vergangenheit“ ver-
fällt und Reformen unterlässt,
weil sie die Abhängigkeit der Grie-
chen von ihren Politikern kleiner
machen würde.

Zwei griechische Wirtschafts-
wissenschafter sind in einer
jüngsten Studie noch weiter ge-
gangen: Nicht nur Klientelwirt-
schaft und schwerfällige Bürokra-
tie erklären die Reformunfähig-
keit des griechischen Staats, son-
dern grundsätzlich die Mängel bei
der Formulierung politischer Vor-
schläge. Experten würden von der
Regierung entweder gar nicht ge-
hört oder je nach Parteizugehörig-
keit in Kommissionen berufen, de-
ren Schlussfolgerungen dann oh-
nehin nicht berücksichtigt wür-
den, stellten Vassilis Monastirio-
tis und Andreas Antoniades fest,
belegt am Scheitern von Pensions-
und Arbeitsmarktreformen.

Warren Buffett jetzt für
Kleinanleger leistbar

New York – Eine der elitärsten Ak-
tien der Welt wird erschwingli-
cher für Kleinanleger: Durch ei-
nen Aktiensplit kosten die B-An-
teile an der Gesellschaft von US-
Investor Warren Buffett nur noch
knapp 77 statt zuvor gut 3800 Dol-
lar. Der Aktiensplit im Verhältnis
50:1 ist ein Nebeneffekt des milli-
ardenschweren Kaufs der Fracht-
eisenbahn-Gesellschaft Burling-
ton Northern Santa Fe. (dpa)

Auch Stundenhotels
genießen Steuersenkung

Wiesbaden – Die zum Jahresbeginn
vollzogene Mehrwertsteuersen-
kung gilt auch für Stundenhotels.
Dies geht aus einer Antwort des
hessischen Finanzministers Karl-
heinz Weimar auf eine Anfrage
der SPD hervor: „Soweit Stunden-
hotels von anderen Leistungen ab-
grenzbare Beherbergungsleistun-
gen erbringen, ist der ermäßigte
Umsatzsteuersatz anzuwenden.“
Die SPD reagierte empört. (dpa)

Österreicher ab 2011
im Allianz-Vorstand

München – Die Allianz baut den
Vorstand um. Neu in das Füh-
rungsgremium der Holding soll ab
Jänner 2011 der 55-jährige Manu-
el Bauer, ein Österreicher, kom-
men. Bauer leitet seit Jahresbe-
ginn die Allianz-Aktivitäten in
Zentral- und Osteuropa sowie im
Mittleren Osten und in Nordafri-
ka. Bauer übernimmt künftig die
Verantwortung für alle Wachs-
tumsmärkte in Osteuropa und
Asien. (dpa)

Welcome Air und Air Berlin
fliegen nach Graz

Graz – Der Flughafen Graz wird im
Sommerflugplan ab 28. März zwei
wichtige Flugverbindungen nach
Deutschland im Programm haben:
Welcome Air fliegt dreimal wö-
chentlich nach Köln. Vor kurzem
wurde die Verbindung mit Air
Berlin ab 1. Mai fixiert. Air Berlin
fliegt an allen Tagen außer Diens-
tag und Donnerstag in die deut-
sche Hauptstadt. (APA)

Ikea verkauft auch in
Deutschland Reihenhäuser
Hofheim – Ikea will gemeinsam mit
Bien-Zenker sein Hauskonzept
Boklok von Skandinavien und
Großbritannien auf Deutschland
ausdehnen. Die ersten Reihen-
häuser in Holzrahmenbauweise
sollen im Rhein-Main-Gebiet ent-
stehen. Für Österreich gibt es kei-
ne derartigen Pläne. (APA)

GANZ KURZ
+++ Flughafen Am Terminal Sky-
link wird ab Montag weiter ge-
baut. +++ Opel Daimler-Chef
Dieter Zetsche lehnt Staatshilfen
für Opel ab.

KURZ GEMELDET

MELANGE

Tilo Berlin als Kammerfunktionär
Beim Hypo-Debakel hat der In-
vestor Tilo Berlin schon wieder-
holt für Schlagzeilen gesorgt.
Die Münchner Staatsanwalt-
schaft ermittelt gegen ihn. Mit
seiner Investorengruppe soll er
170 Mio. Euro am Hypo-Ver-
kauf verdient haben.

Wie die Grünen herausgefun-
den haben, ist Berlin aber auch
noch immer Wirtschaftskam-
mer-Funktionär für den ÖVP-
Wirtschaftsbund. Er ist Mit-
glied des Fachverbands der
Landes-Hypothekenbanken. Bei
der kommenden Kammerwahl,

die Ende Februar startet, kandi-
diert ein weiterer prominenter
Hypo-Mann. Peter Harold, Vor-
stand der niederösterreichi-
schen Hypo-Investmentbank,
möchte in die Fachvertretung
einziehen. Gegen sein Institut
wird wegen des Verdachts auf
Bilanzfälschung ermittelt. Vol-
ker Plass von der Grünen Wirt-
schaft fordert nun von WKÖ-
Präsident Christoph Leitl „klare
Worte, ob er diese Leute weiter
akzeptiert“. Plass möchte die
Banken überhaupt aus der
Kammer verbannen. (go)
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Bruce Marks macht Dampf
Schuldner in den USA: Beratung als Massenveranstaltung

New York – Hinterher ist man im-
mer klüger, aber damals, in den
Fieberzeiten der Konjunktur, hat-
te Greg Frusci einfach nur Angst,
den Zug zu verpassen. „Alle mei-
ne Freunde kauften ein Häuschen.
Also bin auch ich aufgesprungen.“

2005 war das, New York florier-
te, der amerikanische Immobi-
lienmarkt boomte, die Preise klet-
terten und kletterten. Bevor es
noch teurer wird, dachte Greg
Frusci, musst du es unter Dach
und Fach bringen. Sein Job bei der
Feuerwehr war und ist krisensi-
cher, stolz trägt er die wattierte
Dienstjacke mit dem gezackten
Emblem, das ihm seinen Platz zu-
weist: Bataillon 44, Maschine 231,
Leiter 120.

Manhattan mit seinen sündteu-
ren Appartements kam sowieso
nicht infrage. Aussichtslos. Vier

Zimmer auf Staten
Island, dem fünften –
oft ein wenig belä-
chelten Bezirk der
Megacity – die glaub-
te er sich gerade noch
leisten zu können. Er
borgte sich 375.000
Dollar, die komplette
Kaufsumme. Es war

kinderleicht, die Bank stellte
kaum Fragen. Dummerweise war
es eine Bruchbude, die er da in
aller Eile erwarb. Wasserrohre,
Elektrik, Fußbodenbelag, alles
musste ausgetauscht werden.
800.000 Dollar Kredit nahm er für
die Renovierung auf, teilweise zu
Wucherzinsen. Der Stress führte
zur Scheidung von seiner Frau,
heute muss er die Schulden allein
abstottern. Monatlich sind 3120
Dollar fällig, beim New York City
Fire Department verdient er vier-
tausend.All seine Hoffnungen ru-
hen daher auf Bruce Marks.

Es ist nicht ganz leicht, Bruce
Marks auf den Fersen zu bleiben.
Wie ein Wirbelwind flitzt er durch
die gewaltige Halle. Als er endlich
stillsteht, klingelt sein Handy.

„Sekunde, bin gleich wieder da.“
Im Javits Center, einem gläsernen
Konferenzzentrum am Hudson Ri-
ver, hat Marks für fünf Tage den
gesamten Keller gemietet. Hun-
derte Tische sind aufgebaut, alle
besetzt. Auf der einen Seite sitzen
Bankberater, auf der anderen ver-
zweifelte Kunden, um die sich die
Banken erst nicht kümmern woll-
ten. Bis Marks kam und ihnen
Dampf machte. „Wir besuchen die
Direktoren auch gern mal am Wo-
chenende. Sie sollen merken, dass
sie eine persönliche Verantwor-
tung haben, wie es üblich ist beim
American Way.“

Den Traum retten
Bruce Marks war bei der ameri-

kanischen Notenbank, heute leitet
er die Neighborhood Assistance
Corporation of America (Naca), ei-
nen gemeinnützigen Verein, der
sich auf Hilfe zur Häuser-Finan-
zierung spezialisiert.

„Save the Dream Tour“ heißt die
Serie von Massenspektakeln, die
er an den Brennpunkten des Im-
mobiliencrashs organisiert. Ob in
Las Vegas, Los Angeles oder Atlan-
ta: Überall kamen 50.000 bis
60.000 gebeutelte Häuselbauer,
die sich verkalkuliert haben. Al-
lein 2009 verloren rund vier Mil-
lionen ihr Heim; die 2006 geplatz-
te Spekulationsblase zieht ihre
Kreise.

„Alle leiden darunter“, weiß
Marks. Trotz rekordniedriger Zin-
sen, die sie weitergeben könnten,
blieben die Gläubiger oft merk-
würdig stur. Damit riskierten sie
die nächste Zwangsvollstre-
ckungswelle, „wie ein Schiffska-
pitän, der den Eisberg sieht und
ihn dennoch ansteuert“.

In diesen Fällen handelt NACA
Nachlässe aus – man hat Verträge
geschlossen, mit Wells Fargo, Citi,
Chase, GMAC, der Bank of Ameri-
ca. Nach Angaben der Organisati-
on verlassen vier Fünftel des Pu-
blikums die Veranstaltungen mit
einem Papier, das ihnen niedrige-
re Zinsen garantiert.

Frank Herrmann

Schuldner-
erleichterung
im Javits
Center am
Hudson River.
Gebeutelte
Häuselbauer
bekommen
professionelle
Beratung.
Foto: Herrmann

Griechenlands Schulden
sind für ihn ein Schein-

problem. Der französische
Spitzenökonom Jean-Paul
Fitoussi fordert von der

EU wirkliche Maßnahmen
– wie etwa die Ausgabe
von Eurobonds, sagt er

zu Stefan Brändle.

Standard:Was also wäre zu tun?
Fitoussi: Wachstumsankurbelung
ist nötig, aber nicht genügend. Ich
schlage seit Jahren vor, dass die
EU Eurobonds herausgeben sollte.
Damit könnte man solchen Situa-
tionen begegnen – und nicht nur
in Griechenland. Zuvor hatte die
EU die Osteuropa-Mitglieder fal-
lenlassen. Brüssel schickte sie
zum Internationalen
Währungsfonds.

Standard: Eine euro-
päische Budgetpolitik
ist derzeit utopisch.
Worauf könnte eine
„Exit Strategy“ hinar-
beiten?
Fitoussi: Ein Vorschlag
wäre die Bildung einer Europä-
ischen Gemeinschaft für Umwelt,
Energie und Forschung – nach
dem Modell der Montanunion
für Kohle und Stahl 1951. Dies-
bezüglich haben wir große
Trümpfe. Europa sollte seinen
Vorsprung bei den neuen Techno-
logien und der Umwelt ausnüt-
zen, indem es eine solche Gemein-
schaft bildet.

ZUR PERSON:
Jean-Paul Fitoussi (67) ist der
bekannteste Ökonom Frankreichs.
Der in Indonesien geborene
Leiter des Konjunkturinstituts
Observatoire Français des Con-
jonctures Economiques (OFCD)
warnt seit Jahren vor der Zunah-
me von Spekulationsblasen.

„Der Finanzsektor frisst
die übrige Wirtschaft“

Standard: Droht nach der Finanz-
krise bald eine neue Krise?
Fitoussi: Nicht sofort. Regierungen
und Zentralbanken haben gut rea-
giert. Wenn das Finanzsystem
nicht reguliert wird und wenn nie-
mand die inkompetenten Rating-
Agenturen kontrolliert, drohen
neue Probleme. Außer Einzelfäl-
len – die Bonus-Besteuerung in
England und Frankreich – haben
die G-20-Staaten wenig unternom-
men. Der Obama-Plan ist ehrgeizi-
ger, stößt aber auf Widerstand. Vor
der Krise hatten die US-Banken 40
Prozent aller Gewinne im Land er-
zielt. Jetzt nehmen ihre Profite
und Boni wieder zu. Der Finanz-
sektor frisst die übrige Wirtschaft.

Standard: Die europäische Wirt-
schaft ist noch nicht über den Berg?
Fitoussi: Das Grundproblem der
EU ist, dass sie sich zunehmend in
nationale Interessen verstrickt.
Gerade in der Krise wäre ein soli-
darisches Verhalten gefragt gewe-
sen. Die EU-Kommission glänzte
aber durch Abwesenheit. Jetzt er-
greift sie wegen Defizitüberschrei-
tungen Maßnahmen gegen 20 von
27 Mitgliedstaaten. Was kann man
schon von einem Gesetz halten,
das zwei Drittel der Bevölkerung
ins Gefängnis wirft? Solches Fehl-
verhalten hat Folgen.

Standard: Sie plädieren für eine
Wirtschaftsregierung in der EU?
Fitoussi: Sogar für eine Regierung
mit Kompetenz über das wichtigs-
te Steuerungsmittel, das Budget.
Wenn die USA schneller zum
Wachstum zurückfinden, dann,
weil sie beschließen können, sich
die notwendigen Budgetmittel zu
geben. Während der Ankurbe-
lungsplan der EU 1,6 Prozent des
Bruttoinlandproduktes betrug,
machte er in den USA im gleichen
Zeitraum (2008–2010) 5,6 Prozent
aus. Nun fordert Brüssel auch
noch eine große Zahl europäi-
scher Staaten auf, Sparpläne auf-
zulegen. Dabei ist der derzeit zen-
trale Punkt nicht das Budgetdefi-
zit, sondern die Arbeitslosigkeit.

Standard:Bleibt aber der Problem-
fall Griechenland ...
Fitoussi: Ich sehe nicht ein, warum
Griechenland ein Problem sein
soll. Seine Haushaltschuld ist
nicht höher als die deutsche.

Standard: Weil die Finanzmärkte
die Wirtschaft Athens angreifen.
Fitoussi: Sie vergessen, dass sie
ihre eigene Rettung den Staaten
verdanken. Griechenland wiegt
bloss drei Prozent der Eurozone.

Standard: Droht mit Portugal und
Spanien nicht ein Dominoeffekt?
Fitoussi: Die EU hat insgesamt ein
größeres Budgetdefizit und eine
niedrigere öffentliche Schuld als
die USA. In dieser Hinsicht sehe
ich kein Problem.

Standard:Wo liegt es dann?
Fitoussi: Griechenland ist ein
Symptom für das Nichtfunktio-
nieren der EU. Sie hat sich im Lis-
sabon-Vertrag selbst die Hände ge-
bunden. Die „No-Bail-out“-Klau-
sel sagt, dass ein Euroland nicht
für Verbindlichkeiten und Schul-
den der anderen Länder geradeste-
hen muss. Warum hat man diese
Doktrin nicht auf die Banken an-
gewendet? Da wurde auch „bail-
out“ betrieben – und zwar mit ei-
ner Branche, die einzig für den ei-
genen Profit und zum Nachteil der
Öffentlichkeit gehandelt hatte.
Von den Griechen verlangt man,
dass sie den Gürtel enger schnal-
len und sozial leiden sollen.

„Europa
sollte
seinen
Vorsprung
bei den
neuen
Technolo-
gien und
der Umwelt
ausnützen“,
sagt
Ökonom
Jean-Paul
Fitoussi.
Foto:
Leif Carlsson
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Keine Bank darf mehr so groß sein, dass sie
Regierungen erpressen kann.
Deutsche Bundeskanzlerin Angelika Merkel

25 Prozent.
So das jährliche Renditeziel der Deutschen Bank laut

Vorstandsvorsitzendem Josef Ackermann vor Ausbruch der Krise

Wir haben hier eine große Sauerei,
die wir aufräumen müssen.
US-Präsident Barack Obama zu Bonuszahlungen an Manager des
Versicherungskonzerns AIG, dem mit Staatsgeld geholfen werden musste.

Banken verrichten Gottes Werk.
Goldman-Sachs-Chef Lloyd Blankfein

Quellen: APA, IMF, EZB; Eurostat, WKO, Wifo, Commerzbank, Deutsche Bank, EPFR, Le Monde Diplomatique; Autoren: Johanna Ruzicka, Eduard Müller, Lukas Sustala, András Szigetvari, Fatih Aydogdu, Peter Frey. Wissenschaftliche Beratung: Franz Hahn (Wifo).

Einfache Kredite
Mit dem Platzen der Internet-
Blase und den Terrorangriffen
von 9/11 senkt die US-Noten-
bank Fed die Zinsen.

Häuser-Boom
Die Vergabe von Hypotheken-
krediten an private Haushalte in
den USA wird erleichtert.

Subprime-Geschäft
Die einfache Kreditvergabe bringt
es mit sich, dass mehr und mehr
auch Kredite an Schuldner
niedriger Bonität („Subprime“)
vergeben werden.

Auslagerung &
Neuportionierung
Um das Risiko zu streuen und
die Kredite handelbar zu
machen, lagern die Banken ihre
Schulden in Zweckgesellschaften
(„Special Purpose Vehicles“)
aus. In diesen Gesellschaften
werden die Kredite aufgesplittet
und neu gebündelt. Es entstehen
handelbare Wertpapiere (Asset
backed securities)

Bonität & Marktaufnahme
Ratingagenturen stellen den
Papieren ein gutes Zeugnis aus.
Fonds, Investmenthäuser und
Banken reißen sich um die
Wertpapiere mit Triple-A-Rating.

Überangebot
Der Immobilienmarkt ist gesättigt
und kühlt ab. Es kommt zu den
ersten Zwangsversteigerungen bei
Hausbesitzern.

Subprime-Krise
Die auf Subprime-Papiere speziali-
sierten Institute, vor allem Hypo-
thekenfinanzierer aber auch Hedge-
fonds, kommen ins Trudeln.

Giftige Papiere
Mehr und mehr Marktteilnehmer
sind betroffen. Banken stoppen
ihre Kreditvergabe an Hausbauer.
Nun zeigt sich die Gefährlichkeit
der scheinbar sicheren Wertpa-
piere: Die Bewertung der einzel-
nen Kreditnehmer wurde durch
die Bündelung unmöglich.

Internationalisierung
Da die giftigen Wertpapiere interna-
tional gehandelt wurden, schwappt
die US-amerikanische Immobilien-
krise auf den Rest der Welt über.

URSPRUNG & VERLAUF
Der Kreislauf des G

Als im September 2008 die Investmentbank
Notenbanken und Regierungen auf: Weltwei
Rettung des Finanzsektors. Billionen werden

Die Rettung ist geglückt, die Kos
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Wohin das Geld geflossen ist

am Beispiel Österreichs – in Milliarden Euro
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Österreich hat ein Bankenpaket in Höhe von 100 Mrd.
Euro aufgelegt. Ein Großteil sind Haftungen. Bisher
wurden 5,7 Mrd. Euro zur Kapitalstärkung ausgegeben.
Für dieses Partizipationskapital sind bei Gewinn der
Institute eine Dividende von 9,3 % zu zahlen. Die
EU-Kommission bemängelte, dass höhere Zinsen
möglich gewesen wären. Keine Dividende zahlen
Volksbanken und notverstaatlichte Institute.
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Jeder Staat macht Schulden un
Wertpapiere, auf. In der Krise s
förderung die Staatsschulden
der Lehman-Pleite im Septemb
Ende 2009. Mehr Schulden h
sich gut weiterverkaufen lasse
Anleihen. Auch die Unterneh
stiegen kräftig.

%

Rekordentwicklung bei

Die Nationalbanken
pumpten Rekordmengen an Geld in die Banken.
Geld gedruckt wurde nicht: Die Mittel sind nur als
elektronische Gutschrift vorhanden. Damit wurde
derGeldhandelzwischendenBankenwiederbelebt.
Ein Teil des Geldes steckt also im täglichen internen
Handel der Banken. Das Geld muss am Ende der
Hilfsprogramme an die Nationalbank retour.
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Geldes in der Krise
k Lehman-Brothers pleite geht, schrecken
it begann eine gigantische Operation zur

n ins Systems gepumpt. Heute wissen wir:
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1971 Abschaffung der
Goldkonvertibilität
des Dollars

1987 Börsenkrach
vom 19. Oktober 1987
(Black Monday)

1991 Erster Golfkrieg

Neue technologische Ent-
wicklungen wie Internet
und Mobilfunk entfachten
irrational hohe Gewinn-
erwartungen bei Techno-
logieunternehmen.

Aufgrund der Niedrigzins-
politik der US-Zentralbank
sowie einer deutlichen
Ausweitung des Kredit-
angebots wurde vermehrt
in Immobilien investiert.
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STAATEN AUF DER KIPPE
Bosnien Von 2000 bis 2007 legte die
Wirtschaft um bis zu sieben Prozent pro
Jahr zu, dann kam die Krise. Um einen
Kollaps zu verhindern, musste auch
Bosnien zum IWF und erhielt einen
Notkredit von 1,2 Milliarden Euro.

Dubai Übersättigung am Immobilien-
sektor führt zu rasantem Preisverfall,
Investoren flüchten. Im Herbst 2009
muss Dubai seine Gläubiger um
Zahlungsaufschub bitten. Abu Dhabi
muss mit 6,87 Mrd. Euro einspringen.

Griechenland verschleierte wieder-
holt die Höhe seiner Verschuldung –
auch 2009. Ratingagenturen stufen
Bonität herunter, Sorge um Pleite des
Landes belastet Euro. EU-Staaten
erwägen Rettungseinsatz.

Island Bankensystem bricht 2008 zu-
sammen, Staat muss zwei Großbanken
übernehmen. Land bekommt Notkredit.
Am 6. März 2010 wird über die Rück-
zahlung von 3,8 Mrd. Euro ausländi-
schen Bankvermögens abgestimmt.

Lettland Abhängig vom massiven aus-
ländischen Kapitaleinfluss. Als die Ströme
2008 versiegen, droht der Kollaps. Nordi-
sche Staaten, IWF und EU gewähren Kre-
dite. Seither wird eisern gespart (z. B.:
Gesundheitsausgaben um 30 % gekürzt).

Rumänien muss einen Notkredit des
IWF und der EU über 18 Milliarden Euro
nehmen. Wegen politischer Turbulenzen
wurde Unterstützung zwischenzeitlich
auf Eis gelegt, neue Regierung will rigide
sparen.

Serbien Wegen hoher Verschuldung
und großen Außenhandelsdefizits muss
Belgrad um Hilfe beim IWF ansuchen,
Serbien erhält drei Milliarden Euro.

Ukraine Das BIP bricht 2009 um fast
15 Prozent ein. Nur IWF-Zahlungen von
rund 13 Milliarden Euro vermeiden
weitläufige Zahlungsausfälle der
Ukraine.

Ungarn Wegen hoher Schulden
bekommt Ungarn Ende 2008 kein Geld
mehr am Kapitalmarkt. Budapest erhält
20 Milliarden Notkredit (IWF, EU). Nach
harten Einsparungen finanziert sich
Ungarn derzeit selbst.
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In die Rohstoffmärkteft mit den Schulden
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nd nimmt dafür am Markt Anleihen, also verzinste
steigen durch Bankenhilfspakete und Wirtschafts-
n. Allein in der Eurozone stiegen die Schulden seit
ber 2008 von ca. 4,63 auf rund 5,3 Billionen Euro
heißt also mehr Anleihen, die Zinsen bringen und
en. Banken und Fonds sind die größten Käufer von
hmensanleihen (die in den Volumen kleiner sind)
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Wirtschaft wächst wieder
OKTOBER 2009 Nach der schwersten Re-
zession der Nachkriegsgeschichte kehrt
die Wirtschaft überraschend schnell
wieder auf Wachstumskurs zurück.
Der IWF korrigiert seine Prognosen für
2010 auf 3,1 Prozent nach oben, ange-
trieben von Schwellenländern wie Chi-
na und Indien. Erstmals in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutsch-
land übernimmt der Staat eine Bank
komplett. Der Bund drängt ein Jahr
nach der Notrettung die letzten verblie-
benen Aktionäre aus der angeschlage-
nen Immobilienbank Hypo Real Estate.

Bei der Kärntner
Hypo Group Alpe
Adria (HGAA) und
ihrer Mutter Bay-
ernLB finden Haus-
durchsuchungen
statt. Die BayernLB
soll für den Kauf der
Kärntner Tochter vor zwei Jahren rund
400 Mio. Euro zu viel gezahlt haben. In
Naples (Florida) geht die 100. US-Bank
im Jahr 2009 pleite. Bis zum Jahresende
werden von den US-Aufsichtsbehörden
140 Banken geschlossen. Es handelt
sich um die größte Zahl an Bankpleiten
seit 1992.

Wien – Seit mehr als einem
Jahr ist die globale Finanz-
wirtschaft auf Droge. Infu-
sionen mit billigem Geld im
Ausmaß von 2,5 Billionen
Euro (entspricht der jährli-
chen Wirtschaftsleistung
Deutschlands) und Kon-
junkturpakete haben die
Weltwirtschaft vor dem
Schlimmsten bewahrt.
Doch die Wirtschaftspolitik
versucht jetzt, die Patienten
von den rettenden Medika-
menten zu entwöhnen. So
sollen nach und nach die
Geldinfusionen in das Ban-
kensystem zurückgefahren
werden und die Staatsdefi-
zite über Steuererhöhungen
und/oder Ausgabenkürzun-
gen zurückgeführt werden.

Am Mittwoch skizzierte
US-Notenbankchef Ben Ber-
nanke seine Vorstellung
von einer gelungenen geld-
politischen Exit-Strategie.
Bernanke betonte zwar,
dass die US-Wirtschaft die
geldpolitischen Maßnah-
men noch benötigen würde,
aber die Notenbank (Fed) ar-
beite daran, „Werkzeuge zu
haben, um zum passenden
Zeitpunkt das sehr hohe
Ausmaß an geldpolitischem
Stimulus zurückzufahren“.

Drei zentrale Bereiche
können dabei identifiziert
werden: Instrumente, die
zum normalen Repertoire
der Notenbank zählen. Da-
bei operiert eine Notenbank
am Geldmarkt und kann

dem Bankensystem ohne
Verwerfung Geld entziehen
oder zufließen lassen.

Darüber hinaus haben die
Notenbanken in England,
Japan und den USA auch
„Quantitative Easing“ be-
trieben. Diese quantitative
Lockerung senkte die lang-
fristigen Zinsen für Staaten
und private Kreditnehmer,
indem langfristige Staatsan-
leihen gekauft wurden. Die
Programme wer-
den bei den
meisten Zentral-
banken im März
auslaufen und
laut Experten
ohne Marktver-
werfungen zu-
rückzuführen
sein, handelt es
sich doch um li-
quide Wertpapiere. Doch
bei den Direktkäufen von
Hypotheken und verbrief-
ten Krediten könnten die
Notenbanken als wichtiger
Marktteilnehmer die Preise
belasten. Drei Fragen zur
Exit-Strategie bleiben daher
ungeklärt:
Q Wann? Das Timing macht
eine gute Exit-Strategie aus.
Lieber spät als früh, lautet
dabei die derzeit ausgegebe-
ne Devise. So betont Domi-
nique Strauss-Kahn, Chef
des Internationalen Wäh-
rungsfonds, dass es teurer
wäre, zu früh als zu spät aus
den Rettungsprogrammen
auszusteigen. Denn das
könnte die Wirtschaft wie-
der in eine tiefe Rezession

stürzen. Wartet sie hinge-
gen zu lange zu, könnte das
viele Geld in der Finanz-
wirtschaft inflationäre Ten-
denzen entfesseln und die
Preisstabilität gefährden.
QWo? Die Notenbanken ha-
ben Regierungen, Unter-
nehmen und Geldinstituten
unter die Arme gegriffen.
Ein Ende der Hilfsmaßnah-
men heißt auch, in Kauf zu
nehmen, dass sich etwa Un-

ternehmen nur
teurer am Kapi-
talmarkt refi-
nanzieren kön-
nen und dass
insgesamt das
Zinsniveau an-
steigt.
QWie? Zwei He-
bel werden an-
gesetzt: höhere

Zinsen von der Geldpolitik
und weniger Subventionen
oder mehr Steuern auf
der finanzpolitischen Seite.
Zwar werden Steuererhö-
hungen und Ausgabenkür-
zungen deutlich heftiger
diskutiert, doch höhere Zin-
sen, insbesondere für län-
gerfristige Kredite, werden
von vielen Ökonomen als
größte Gefahr für den jetzi-
gen Aufschwung gesehen.
Morgan-Stanley-Ökonom
David Greenlaw sieht den
Aufschwung von deutlich
höheren Zinsen gefährdet.
Unternehmen würden dann
weniger investieren. Kein
Wunder, dass die Noten-
banken konkrete Exit-Stra-
tegien schuldig bleiben.

Notenbank sucht Notausgang
Wirtschafts- und Geldpolitiker wollen Notmaßnahmen zurückfahren

Lukas Sustala

Die Wirtschaft in
Europa kommt nicht

so richtig in
Schwung. Experten

warnen daher davor,
Programme zur

Konjunkturbelebung
zu schnell auslaufen

zu lassen.

Wachstumsdynamik vor-
erst nicht weiter“, heißt
es beim Wirtschaftsfor-
schungsinstitut. Über das
gesamte Jahr 2009

Wenig Fahrt für Europas Wirtschaft

Wien – Trotz zum Teil riesi-
ger Konjunkturpakete er-
holt sich Europa nur sehr
langsam von der Wirt-
schaftskrise. Vom dritten
auf das vierte Quartal 2009
sind die 16 Länder der Eu-
rozone nur um 0,1 Prozent
gewachsen, hat das EU-Sta-
tistikamt Eurostat in einer
Schnellschätzung ermittelt.
In den drei Monaten davor
betrug das Wachstum im-
merhin noch 0,4 Prozent.
Bleibt es bei diesen Zahlen,
ist die Wirtschaft im Ge-
samtjahr 2009 in der Euro-
zone um 4,0 Prozent ge-
schrumpft.

Analysten zeigten sich
von den neuen Daten eher
negativ überrascht: „Es ist
enttäuschend. Nur ein paar
Länder, vor allem Frank-
reich, haben die Erwartun-
gen erfüllt“, sagte der Öko-
nom Jürgen Michels von der
Citigroup.

Tatsächlich war Frank-
reich, die zweitgrößte
Volkswirtschaft in der Euro-
zone, mit einem Wachstum

von 0,6 Prozent im letzten
Quartal ein Ausreißer nach
oben. Am stärksten kam
der Wachstumsmotor in
Deutschland ins Stottern.
Die deutsche Wirtschaft ist
im vierten Quartal 2009
überhaupt nicht mehr ge-
wachsen, nachdem sie im
Vierteljahr davor noch um
0,7 Prozent zulegen konnte.

Fragile Erholung
Österreich schnitt zwar

besser ab als der Nachbar,
die heimische Wirtschaft
verlor aber auch an Fahrt.
Nach einem Wachstum von
0,5 Prozent im dritten Quar-
tal wuchs das Brutto-
inlandsprodukt im letzten
Vierteljahr um 0,4 Prozent.
„Damit verstärkt sich die

schrumpfte die österrei-
chische Wirtschaft nach
vorläufigen Berechnungen
um 3,6 Prozent.

Den Vergleich mit Ameri-
ka können die europäischen
Länder damit jedenfalls
nicht aufnehmen. Die US-
Wirtschaft legte im vierten
Quartal 2009 nämlich be-
reits wieder um 5,7 Prozent
zu. Nach europäischen Be-
rechnungsmethoden ent-
spricht das einem Wachs-
tum von 1,4 Prozent.

Analysten warnen in Eu-
ropa nun daher davor, staat-
liche Hilfsprogramme rasch
zu beenden: „Wegen der
Fragilität der Erholung müs-
sen sowohl die Regierungen
als auch die Europäische
Zentralbank (EZB) behut-
sam vorgehen und dürfen
die Konjunkturprogramme
nicht zu schnell und zu ag-
gressiv zurückfahren“, sagt
Howard Archer, Cheföko-

nom vom Institut IHS Glo-
bal Insight. Er geht auch da-
von aus, dass die EZB den
Leitzins bis weit in das Jahr
2010 oder sogar bis Anfang
2011 bei 1,0 Prozent belas-
sen wird.

Die niedrigen Wachs-
tumsraten in Europa wur-
den von Analysten auch auf
die hohen Arbeitslosenzah-
len zurückgeführt. Diese
führen zu niedrigeren Kon-
sumausgaben, erklärte Nick
Kounis von der Finanzgrup-
pe Fortis. Ausgeglichen
werde dieser Trend durch
höhere Exporte und Be-
schaffungen durch die öf-
fentliche Hand.

Auch in Österreich wur-
de die Exportwirtschaft be-
lebt (plus 1,5 Prozent). Ge-
gen den internationalen
Trend legte aber auch der
Inlandskonsum, wenn auch
nur um 0,3 Prozent, zu.
(APA, Reuters, go)

Entwicklung BIP real in % (Saison- und arbeitstagbereinigt)
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Konjunkturentwicklung 2009
Mailand – Die italienische
Konzernmutter UniCredit
stockt im März das Kapital
bei der österreichischen
Tochter Bank Austria auf.
Aus der Anfang Februar ab-
geschlossenen Aktienemis-
sion der UniCredit im Volu-
men von vier Mrd. Euro flie-
ßen zwei Mrd. Euro nach
Wien zur Bank Austria.

Am Donnerstag, dem 4.
März, findet zum Thema Ka-
pitalerhöhung eine außeror-
dentliche Hauptversamm-
lung bei der Bank Austria in
Wien statt, wie der Website
der Bank Austria zu entneh-
men ist.

Die HV wird nicht viel
Zeit beanspruchen, es gibt
nur einen einzigen Tages-
ordnungspunkt, und neben
UniCredit als Aktionärin
sind nur noch der Betriebs-
ratsfonds und die AVZ Stif-
tung mit ihren kleinen Ak-
tienpaketen an Bord.

Beschlossen wird am 4.
März die Erhöhung des
Grundkapitals um
212.262.771,60 Euro auf
Nominale 1.681.033.521,40
Euro – durch die Ausgabe
von 29.197.080 Inhaber-
aktien. Zum Ausgabepreis
von 68,50 Euro je Stückak-
tie errechnet sich eine Sum-
me von zwei Mrd. Euro für
die Bank Austria. Auf im
Vorjahr monatelang verhan-
delte Staatshilfe hatte Uni-
Credit in Italien und Öster-
reich verzichtet. Vereinbart
wurde ebendiese Kapital-
erhöhung. (APA)

Bank Austria
bekommt zwei

Milliarden Kapital



Sa./So., 13./14. Februar 2010 der Standard 23Wirtschaft

Ihre Anlage steht auf
festem Fundament.

Mit dem Raiffeisen-Immobilienfonds investieren Sie in stabile Werte: Gewerbeobjekte in den besten
Lagen Europas. Profitieren Sie vom Know-how unserer Immobilienprofis schon ab 30 Euro pro Monat.
Und bleiben Sie dabei so flexibel, wie Sie wollen.

Mehr unter www.rcm.at oder bei Ihrem Raiffeisenberater.

Der veröffentlichte Prospekt des Raiffeisen-Immobilienfonds in seiner aktuellen Fassung inklusive sämtlicher Änderungen seit Erstverlautbarung
steht dem Interessenten unter www.rcm.at zur Verfügung. Raiffeisen Immobilien Kapitalanlage-Gesellschaft m.b.H.

Noch ist die Finanzkrise
nicht überwunden, schon
sehen manche bereits die
nächsten Blasen aufgehen.

Insbesondere für die
Emerging Markets, allen
voran China, aber auch
für Rohstoffe wie Gold
wird Alarm gegeben.

man einen überkauften Markt, der
sich von der realen Wirtschafts-
entwicklung total abgekoppelt
hat. Angestachelt von der Aus-
sicht auf schnellen und mühe-
losen Reichtum springen immer
mehr Anleger auf den fahrenden
Zug auf, kaufen bereits zu über-
höhten Preisen, rechnen aber den-
noch mit einer raschen Wertstei-
gerung ihrer Investition.

Bis sich irgendwann doch die
Erkenntnis durchsetzt, dass der
reale Wert des jeweiligen Speku-
lationsobjektes nicht dem ent-
spricht, was man gezahlt hat. Käu-
fer, die zu noch höhe-
ren Preisen einsteigen
müssten, bleiben aus,
es kommt zum Krach,
die Werte verfallen in-
nerhalb kürzester Zeit.

Im Laufe der Ge-
schichte gab es viele
solcher Blasen – vom
Tulpenfieber im 17.
Jahrhundert bis zur Öl-Hausse in
den 1980er-Jahren und der Dot-
com-Bubble zur Jahrtausendwen-
de. Der Immobilienboom in den
USA, dessen abruptes Ende vor
zwei Jahren Auslöser für die glo-
bale Finanz- und Wirtschaftskrise
war, ist die jüngste Blase, die ge-
platzt ist, aller Wahrscheinlich-
keit nach aber nicht die letzte.

Rohstoff-Blasen
Das sieht auch Nouriel Roubini

so, Professor an der zur New York
University gehörenden Stern
School of Business. „Es entstehen
schon wieder Blasen, etwa im
Rohstoffbereich. Wir müssen wei-
terhin besorgt sein“, warnte der
US-Ökonom kürzlich in einem
Standard-Interview. Er war einer
der wenigen, die das Platzen der
jüngsten Blase samt Folgen für die
Wirtschaft richtig vorausgesagt
hat.

Der Online-Wirtschaftsdienst
The Business Insider hat in ähnli-
cher Einschätzung eine Reihe von

Nach der Blase ist vor der Blase

Wien – Es sind nicht die schönen,
in tausend Farben schillernden
Gebilde aus Seifenlauge, die im-
mer mehr Wissenschaftern ins
Auge stechen; es sind die hässli-
chen, neuerlich durch Spekula-
tion aufziehenden Blasen, die
manchen Ökonomen Kopfzerbre-
chen bereiten.

Anlass zur Sorge gibt die Masse
an billigem Geld, das von den No-
tenbanken zur Bekämpfung der

Wirtschaftskrise in Umlauf ge-
bracht wurde. Auf der Suche nach
möglichst hohen Erträgen haben
Milliarden und Abermilliarden
von Dollar, Euro und Yen den Weg
in Rohstoffe und Aktien, insbe-
sondere aber in die schnell wach-
senden Wirtschaften Asiens oder
Lateinamerikas genommen.

Obwohl Leute wie beispielswei-
se der Ex-Chef der US-Notenbank
Fed, Alan Greenspan, sagen, Spe-
kulationsblasen ließen sich erst
im Nachhinein als solche identifi-
zieren, zweifeln dies viele an.

Jeremy Grantham, Mitbegrün-
der und Chef des in Boston behei-
mateten Finanzanlageunterneh-
mens GMO (Grantham Mayo Van
Otterloo), etwa meint, dass eine
Blasenbildung sehr wohl schon
im Moment ihres Aufgehens fest-
gestellt werden kann. So sei etwa
das Hinausschießen der Preise
und Bewertungen über einen frü-
heren Trend so ein Zeichen.

Worum geht es überhaupt bei
einer Blase? Damit bezeichnet

Günther Strobl

„Big Money“, © Justine Smith

Blasen aufgelistet, die uns in
nächster Zeit noch zu schaffen
machen könnten. Dazu gehört die
QChina-Blase Ungeachtet der Krise
haben sich die Aktienmärkte im
Reich der Mitte ungleich dynami-
scher entwickelt als anderswo.
Das große Fragezeichen ist, ob die
Aktienkurse tatsächlich von Fun-
damentaldaten hochgepusht wur-
den. Oder ob nicht doch, was be-
fürchtet wird, die vom Staat zur
Verfügung gestellte Liquidität, die
aus Mangel an Projekten an der
Börse platziert wurde, dafür ver-
antwortlich war.

Q Grüne Blase So gut
wie in allen Ländern,
von den USA bis Ko-
rea, gibt es irgendeine
Form staatlicher Hilfe
für Erneuerbare Ener-
gie und Umwelttech-
nologien. Manche se-
hen schon ein saube-
res, umweltfreundli-

ches Zeitalter anbrechen. Tat-
sächlich aber könnten bei Wieder-
anspringen der Konjunktur diese
Projekte wieder fallengelassen
werden und die Liquidität anders-
wohin fließen.
Q Gold-Blase Seit mehr als sieben
Jahren schon befindet sich der
Goldpreis auf Bergfahrt; nach der
1000-Dollar-Marke pro Feinunze,
die im Vorjahr genommen wurde,
sehen manche schon die 2000 Dol-
lar (1460 Euro) in Griffweite.
Wenn aber immer mehr Leute auf
einen fahrenden Zug aufspringen
wollen, ist Gefahr in Verzug.
Q Junk-Blase Experten tun sich
schwer, den Höhenflug von Wert-
papieren diverser Unternehmen
mit schlechtem Rating (Junk-Ak-
tien) wie Fannie Mae, Freddy Mac,
AIG, Citigroup, Bank of America
oder General Motors zu erklären.
Es besteht der Verdacht, dass
Kleininvestoren auf der Suche
nach dem vermeintlich schnellen
Geld ihre Ersparnisse dafür lo-
ckergemacht haben.

Wien – Dreimal hat Ernst Hackl die
Ultimaten für eine Rettung der in
die Insolvenz geschlitterten Quel-
le verschoben. Der Masseverwal-
ter wollte keinen Strohhalm unge-
nützt lassen. Innerhalb der Beleg-
schaft des Versandhauses in Ös-
terreich war man sich freilich be-
reits zu Weihnachten weitgehend
darüber einig, dass die Zeit für ei-
nen Neustart abgelaufen ist. Auch
wenn Linzer Politiker auf runden
Tischen trommelten, sie seien vol-
ler Zuversicht ob einer Lösung.

Am Freitag rückte das Ende er-
neut mit Riesenschritten näher. Es
gebe keine Einigung mit den Inte-
ressenten über einen Verkauf, ver-
meldeten die Insolvenzverwalter
nach der Prüfungstagsatzung. Bis
Ende Februar könnten zwar noch
mögliche Verträge fixiert werden,
auf ein Zocken um den Kaufpreis
lasse man sich aber nicht ein.

Martin Lenz hatte angekündigt,
500 Arbeitsplätze sichern zu wol-
len. Hinter ihm steht ein Schwei-
zer Fonds mit Geldgebern aus den
USA. Sie prüften die Businessplä-
ne und sollen zurückgezuckt sein.
Die Anlaufkosten von bis zu zehn
Mio. Euro im ersten Jahr seien zu
hoch, wie das Risiko insgesamt.

Interessent Nummer zwei, Mike
Lielacher, gibt die Investoren, die
hinter ihm stehen sollen, nach wie
vor nicht preis. Ihm gehe es jedoch
ohnehin nicht ums operative Ge-
schäft und die Mitarbeiter, ist zu
hören, sondern allein um die ein-
zelnen Vermögensgegenstände.

Im Hintergrund verhandelt ha-
ben soll auch Wolfgang Binder, bis
zur Pleite Chef des Konzerns. Ge-
fruchtet hat es nicht. Es scheitert
auch hier an der Finanzierung.

Schrittweise Auflösung
Von den zuvor 1100 Mitarbei-

tern dürften mittlerweile 150 neue
Jobs gefunden haben, schätzt der
Betriebsrat. Rund 160 kommen in
der Auffanggesellschaft der Mas-
severwalter unter. Insgesamt dürf-
ten bis zu 600 Leute in die Stiftung
eintreten. 130 sollen in den kom-
menden Monaten vor allem offene
Kundenforderungen eintreiben.

Offen ist, ob Quelle einen Käu-
fer für die ausständigen Rechnun-
gen im Wert von bis zu 80 Millio-
nen Euro findet. Um sie einzutrei-
ben, braucht es mindestens fünf
Jahre. An den Adressen hat unter
anderem Otto Versand Interesse.

Die Ware ist abverkauft, Restbe-
stände nehmen Großhändler zum
Kilopreis ab. Die Callcenter sind
verstummt, die Homepage ist off-
line. Die Quelle-Shops sperrten
weitgehend zu, da und dort hoffen
Händler noch auf Partner. Otto er-
teilte eine Absage. Die Massever-
walter rechnen für Gläubiger mit
einer Quote von 40 Prozent. (vk)

Quelle Versand
will keine Zocker

als Retter
Keine Einigung über Verkauf
Österreich-Geschäft zerfällt

China strafft Geldpolitik
Maßnahme gegen exzessive Kreditvergabe und Blasen

Peking/Wien – China hat die inter-
nationalen Kapitalmärkte mit ei-
ner weiteren Straffung der Geld-
politik überrascht. Geschäftsban-
ken in der Volksrepublik müssen
nun 0,5 Prozentpunkte mehr Min-
destreserve bei der Zentralbank
halten. Damit versuchen die Wäh-
rungshüter die Kreditvergabe zu
drosseln. Die People Bank of Chi-
na steigt mit der Maßnahme zum
zweiten Mal in nur vier Wochen
auf die geldpolitische Bremse.

Die Notenbank befürchtet auf-
grund der hohen Kreditvergabe
der vergangenen Monate höhere
Inflation in der Volkswirtschaft.

Zudem zeigen sich auf Wertpa-
pier- und Immobilienmärkten bla-
senähnliche Entwicklungen.

Die Straffungen zeigen bereits
erste Wirkung: Die Kreditvergabe
im Jänner belief sich zwar auf 1,39
Billionen Yuan (knapp 150 Milli-
arden Euro), mehr als von Analys-
ten erwartet. Jedoch wurde ein
Gros in der ersten Monatshälfte
vergeben, bevor die Zentralbank
die geldpolitischen Zügel angezo-
gen hat. Auch die Entwicklung am
Aktienmarkt wurde gebremst: Die
Börse in Schanghai ist seit Jahres-
beginn um knapp zehn Prozent ge-
fallen. (sulu, Reuters)
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Europas Vorzugsschüler
Positivbeispiel Polen: 2010 mit drei Prozent Wachstum

Polen hat, wie von Ökonomen seit
Monaten prognostiziert, das Jahr
2009 nicht nur als einziges Land
der Europäischen Union mit ei-
nem Zuwachs des Bruttoinlands-
produktes abgeschlossen, son-
dern auch die Erwartungen über-
troffen. Der vorläufige Bericht des
Statistischen Zentralamtes (GUS)
weist dem sechstgrößten EU-Land
im Vorjahr ein Wachstum vom 1,7
Prozent (Schätzung der EU-Kom-
mission: 1,5 Prozent aus) aus.

Dass Polen von der Wirtschafts-
krise nicht so hart wie viele ande-
re getroffen wurde, ist für Mark Al-
len, Regional Representative des
Internationalen Währungsfonds,
eine Mischung aus „guter Politik
und Glück“. „Polen hat zu Beginn
des letzten Jahrzehnts eine ziem-
lich restriktive Politik geführt,
und das führte dazu, dass der Auf-
schwung hier nicht außer Kontrol-
le geraten ist“, sagte Allen im Ge-
spräch mit dem Standard. In Po-
len kam es – anders als in anderen
Ländern wie Ungarn – nicht zu
dieser rasanten Entwicklung des
Kreditvolumens. „Wir haben hier
auch nicht das schnelle Wachs-
tum bei Fremdwährungskrediten
gesehen“, sagte Allen. Dadurch sei
Polen von Kredit- oder Immobi-
lienblasen verschont geblieben.

Export und Konsum stützten

den polnischen Zloty. Dieser hat
sich im Vorjahr mit einem durch-
schnittlichen Wechselkurs von
4,3 (2008: 3,5) gegenüber dem
Euro positiv auf die Exporte aus-
gewirkt. Die Inlandsnachfrage,
seit Jahren eine der tragenden
Säulen des polnischen Wirt-
schaftswunders, ist 2009 um 0,3
Prozent gesunken (2008: plus 5,0
Prozent), die Konsumausgaben
stiegen aber um zwei Prozent.

Leicht rückläufig zeigte sich die
Entwicklung der Investitionen. So
sank die Investitionsrate im ver-
gangenen Jahr auf 21 Prozent nach
22,1 Prozent. Für das laufende
Jahr rechnet die polnische Regie-
rung unter Donald Tusk mit einem
BIP-Zuwachs von 1,2 Prozent. Au-
ßerdem, so Allen, hat Polen den
Staatshaushalt unter Kontrolle
gehalten. Die Staatsschulden er-
reichten 2009 einen BIP-Anteil
von etwa 51 Prozent (EU-27-
Durchschnitt: 73 Prozent).

Der Preis dieser konservativen
Haltung der Politik war ein ver-
gleichsweise nicht schnelles, da-
für stetiges Wirtschaftswachstum.
Ein weiteres Plus für Polen waren
in den letzten Jahren Transferzah-
lungen der EU, die vor allem den
Infrastrukturbereich stützten. So
hat Polen in einem nationalen
Masterplan für die Jahre 2008 bis
2012 den Ausbau des Autobahn-
und Schnellstraßennetzes um
3000 Kilometer projektiert.

Herbert Dietrichstein
aus Warschau

Kundenbetreuer in den
Banken hatten auf dem
Höhepunkt der Krise
einen harten Job. An
ihnen hat sich Angst

und Schuldzuweisung
entladen.

Jochen Linnerz spricht
mit Karin Bauer.

Mit eineinhalb Kilo
Gold in der Tasche

aus der Bank

Standard: Kurz vor dem Weltspar-
tag nach der Lehman-Pleite hatten
befreundete Kundenbetreuer Trä-
nen in den Augen. War es bei Ihnen
auch so schlimm? Wurden Sie böse
angeschrien?
Linnerz: So weit ist es nicht gegan-
gen. Aber aufgrund der Medien-
berichterstattung über die Finanz-
krise und der Aussagen von Krug-
mann haben wirklich viele ge-
glaubt, die Welt geht unter. Als die
Diskussion um die Einlagensiche-
rung losging, haben Kunden mit
großen Sparkonten, so um die Mil-
lion, Geld abgehoben, in den Safe
gelegt und den dann versichert.

Standard: Das vermutlich nicht in
großer Gelassenheit?
Linnerz: Nein. Viele wollten rasch
abheben, haben das ganze Bargeld
mit nach Hause genommen. Oder
physisches Gold gekauft. Wir hat-
ten dann auch schon statische
Probleme mit den Safes, weil die
für so viel Gewicht nicht konstru-
iert sind. Ich hatte auch Kunden,
die sind mit eineinhalb Kilo Gold
in der Hosentasche aus der Bank
gegangen. Fast jeder hat damals an
Hyperinflation geglaubt. Schlim-
mer waren die Situationen für
mich mit den Wertpapieranlegern
und ihren Verlusten.

Standard: Nämlich?
Linnerz: Na ja, ich habe dutzende
Male am Tag die Situation erklärt,
über die USA gesprochen, über

die Geschäftsaufstellung der Ban-
ken. Die Beratungszeit von 7 bis
19 Uhr wurde stark genützt. Da hat
uns die Bank auch sehr unter-
stützt mit der Informationsoffen-
sive. Ich habe Zeitungsausschnit-
te bereitgehabt, die Leute sind
auch teilweise mit den Zeitungen
gekommen. Ich habe versucht zu
argumentieren, dass wir nicht
1929 haben. Aber die Reaktion
war oft: Ihnen soll ich das glau-
ben? Sie sind ja auch mit schuld.

Standard: Mittlerweile
hat sich Ihre „Mit-
schuld“ für Wertpa-
pierbesitzer wieder in
die andere Richtung
gekehrt ...
Linnerz: Es hat sich
da seit Frühjahr 2009
merklich entspannt.

Standard: Bankkaufmann zu sein
war schon lustiger, vielleicht sogar
ehrenhafter, oder?
Linnerz: Also: Für mich ist es ge-
nau der richtige Job.

Standard: Sie reden gerne?
Linnerz: Ja. Aber es war auch eine
schöne Herausforderung, den
Kunden zu zeigen, dass wir sie
nicht allein lassen.

ZUR PERSON:
Jochen Linnerz (33) ist seit 2006
Individualkundenbetreuer in der
Erste Bank am Wiener Graben.

Vermögen
in
Österreich
gleich-
gehalten:
Banker
Bernhard
Ramsauer.
Foto: Regine
Hendrich

„Privatstiftungen haben uns viel erspart“
Privatbanker Ramsauer ortet mehr Informationsbedürfnis bei Vermögenden

Wien – Es sind die Privatstiftun-
gen, die nach Meinung von Bern-
hard Ramsauer, dem Vorstands-
vorsitzenden der Bank Sal. Op-
penheim, Österreich vor vielen
Problemen bewahrt haben. Mit ih-
rer eingeschränkten Steuerpflicht
würden diese dafür sorgen, dass
nicht so viel Kapital zwecks Steu-
ervermeidung ins Ausland geflos-
sen sei. Die Privatstiftungen seien

der Grund, weshalb
im Vergleich zu
Deutschland verhält-
nismäßig wenige
Österreicher auf Steu-
ersünder-Dateien auf-
scheinen.

Auch an Verbrie-
fung, also der Um-
wandlung von Forde-
rungen oder Krediten

in Anleihen (die Verbriefung von
US-Immobilienkrediten war der
Grund für die schnelle Ausbrei-
tung der Finanzkrise) kann der
Banker nichts Schlechtes sehen:
„Verbriefung ist eine Technik.
Man muss nur sagen, was in den
Produkten drinnen ist.“

Mehr Transparenz ist die Lehre,
die der Privatbanker für seine
Branche zieht. Denn natürlich hat
das Image der Banken durch die
Finanzkrise Kratzer bekommen.
„Wir definieren uns jetzt mehr als
Risikomanager“, sagt er. Vor der
Finanzkrise hätten sich die Kun-

den für Risiko nicht besonders in-
teressiert – und häufig trotzdem
hohe Renditen eingefordert. Mit
der Finanzkrise geht die Entwick-
lung nun in eine andere Richtung.
Vorsicht, Bonität, die Frage „Wer
steht hinter dem Produkt?“ – alles
dies wurde wichtig. „Die Kunden
interessieren sich jetzt genau für
die Produkte.“

Sal. Oppenheim sind Privatban-
kiers seit 1789. Seit kurzem unter
dem Dach der Deutschen Bank,
worüber Ramsauer nicht spricht –
die Fusion ist noch nicht völlig
abgewickelt. Die traditionsreiche
deutsche Privatbank hatten die
Verluste im Investmentbanking
und ein Großkredit an den mittler-
weile insolventen deutschen Han-
delskonzern Arcandor die Unab-
hängigkeit gekostet.

In Österreich laufe das Geschäft
des Private Banking wie eh und
je und sei von vorneherein sehr

„sophistiziert“, wie es Ramsauer
beschreibt. Die Privatstiftungen
mit ihren Stiftungsvorständen
hätten viel zu Professionalität
beim Finanzmanagement beige-
tragen. „Denen braucht man ge-
wisse Dingen nicht zu erklären.“
Insbesondere bei den großen Stif-
tungen und Privatpersonen mit ei-
nem Vermögen von jenseits der
zehn Millionen Euro – „und da ha-
ben wir eine ganze Menge davon“
– herrsche Professionalität.

Sehr vermögende Personen,
meint Ramsauer, sind auch beson-
ders Risiko-avers, was sich darin
äußert, dass sie ihre Risikomodel-
le diszipliniert durchhalten. Die
Investments konservativer Anle-
ger haben im Jahr 2009 zwischen
acht und neun Prozent zugelegt –
„eine sehr anständige Perfor-
mance“. Und im noch schwierige-
ren Jahr 2008 seien viele Kunden
ohne Verlust ausgestiegen.

Johanna Ruzicka
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„Das Marktrisiko ist vergleichsweise leicht zu
kontrollieren“: Von der Finanzkrise unbeeindruckt

locken Banken einfache Sparer, ihr Geld an der Börse
zu setzen. Auf Besuch in einem Grundkurs für Zocker.

ten im Jahr eins der Krise trotzdem
widerfahren ist, gibt allerdings so-
gar Unternehmenschef Dirk Piet-
he zu. Bis zu 30 Prozent hätten sei-
ne Kunden, insgesamt sind es
47.000, beim Kollaps von 2008
verloren, räumt er ein, schickt
aber gleich nach, dass im Vorjahr
vieles wieder wettgemacht wor-
den sei. Piethe freut sich nicht nur
über wachsenden Zulauf, sondern
auch über die „Emanzipation“ der
Anleger, die mit Einbrüchen um-
gehen gelernt hätten. „Sie lassen
die Kurse nicht mehr einfach ab-
rauschen“, sagt der Brokerjet-Boss
und sieht seine Kernbotschaft be-
stätigt: „Das mit dem ,Profi‘ klingt
so abgehoben – man muss keiner
sein, um Erfolg zu haben. Einer
unserer Kunden fing mit 15.000

Euro an. Nun ist sein
Depot eine halbe Mil-
lion wert.“

Bravourstücke wird
Piethe eines Tages
vielleicht auch von ei-
nem der Novizen in
der Bulls & Bears-Aca-
demy erzählen. Man-
che der Gäste wähnten

sich bereits nahe dran am Big
Point, sie hätten halt mehr riskie-
ren müssen. Ein ergrauter Berufs-
fotograf etwa hat im goldrichtigen
Moment 5000 Euro investiert:
„Wären es 100.000 Euro gewesen,
hätte ich jetzt ausgesorgt.“

Das Feuer ist entfacht, der Fei-
erabendanleger holt sich in der
Brokerjet-Zentrale nun neue
Tipps. Mit Holzfällerjacke und
breitkrempigem Hut wirkt er et-
was deplatziert im grau-kühlen
Ambiente, Spekulieren ist ihm an
sich auch gar nicht sympathisch.
Aber als seine Freundin mit einem
Fonds, den ihr just die Erste Bank
eingeredet habe, eingefahren ist,

Wien – René Gregorich ist abge-
sprungen, gerade noch rechtzei-
tig. Vor zwei Jahren verkaufte er
alle seine Aktien, um das Geld ins
Häuslbauen zu stecken – „glückli-
cherweise“, wie Gregorich heute
weiß. Wenige Monate später hätte
er paralysiert dabei zugesehen,
wie in den Keller rasselnde Kurse
sein Vermögen vernichten, un-
gläubig staunend, ohne die Reiß-
leine zu ziehen. „Der klassische
Fehler eben“, sagt Gregorich: „Ich
hätte sicher viel verloren.“

Gregorich, der Glückspilz, er-
zählt das keiner Selbsthilfegruppe
für Krisenopfer – im Gegenteil. Er
animiert sein Publikum dazu,
Geld genau dort zu setzen, wo er
sein eigenes im letzten Augen-
blick abgezogen hat: In der welt-
größten Spielhölle namens Börse.

Geködert werden Einsteiger in
einem nüchternen Zweckbau in
der Mariahilfer Straße. Über ein
Fassadendisplay tickern, wie am
New Yorker Times Square, Bör-
senkurse, drinnen verraten Uhren
die Zeit in Sidney, London, Tokio.
Es sind vorwiegend Männer zwi-
schen 30 und 60, die dem Referen-
ten Gregorich lauschen. Auch
nach dem großen Crash freut sich
die „Bulls & Bears-Academy“ über
ausgebuchte Seminare.

Eine Tochterfirma der mit 1,2
Milliarden Euro Staatsgeld aufge-
päppelten Erste Bank unterrichtet
hier potenzielle Kunden in der
„faszinierenden Tätigkeit des Tra-

dens, die Sie auf ihrem Lebensweg
viel weiterbringen wird“. In fron-
talen Grundkursen erfahren Spe-
kulanten in spe, wie sie über die
Internetplattform Brokerjet „se-
kundenschnellen Onlinehandel“
betreiben können. Feinschliff –
und Profit – versprechen dann
„Webinare“ im virtuellen Raum:
„Sie werden lernen, dass das
Marktrisiko vergleichsweise
leicht zu kontrollieren ist.“

Offenbart wird dieses Kunst-
stück jedem, der sich ein Headset
und eine Stunde Zeit
vor dem PC nimmt.
„Um in diesem
Dschungel zu überle-
ben“, empfiehlt die
Stimme aus dem Inter-
net „die Profis“ als
Vorbild und setzt zu
einem Exkurs über die
Verheerungen auf den
Märkten an. Von „Hexensab-
baten“ erzählt der Moderator –
und von der Masse der Privatanle-
ger, die jährlich 2,2 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes verspie-
le. Dann die Pointe: Wie viele Lo-
ser da draußen auch ihr Geld ver-
brennen mögen – wer sich in die
„Produkte“ vertiefe, Disziplin wal-
ten lasse und automatische Aus-
stiegslimits setze, um Verluste zu
begrenzen, werde am Ende auf der
Seite der Sieger stehen. Conclu-
sio: „Sie sind nicht gezwungen, in
irgendeiner Marktlage im größe-
ren Stil zu verlieren.“

Dass dieses Schicksal dem Gros
der zwanglosen Brokerjet-Klien-

hat ihn doch der Ehrgeiz gepackt.
Und die niedrigen Zinsen würden
ohnehin nicht dazu einladen, An-
gespartes einfach liegen zu lassen.

Tatsächlich? Wer vor zehn Jah-
ren Geld in gängige Wertpapiere
gesteckt hat, wäre im Schnitt mit
einem faden Sparbuch besser ge-
fahren. Repräsentative Aktienin-
dizes wie der deutsche CDax, der
britische FTSE oder der japani-
sche Nikkei notieren heute unter
den Werten von damals. Dazwi-
schen fand eine rasante Berg- und
Talfahrt statt, schlechtes Timing
bedeutete horrende Verluste. Um-
gekehrt gilt aber auch: Nervenstar-
ke Zocker, die im Tief nach 9/11
kauften und vor der jüngsten Kri-
se wieder absprangen, haben ei-
nen fetten Reibach gemacht.

Die perfekte Welle erwischen
Dass Amateure die perfekte

Welle erwischen und den sprich-
wörtlichen Börsen-Bullen reiten,
hält Wirtschaftsforscher Stephan
Schulmeister allerdings für die
Ausnahme: „In der Regel sind sie
die Schafe, die geschoren wer-
den.“ Weder hätten Nebenbei-
gambler genug Kapital, um Durst-
strecken zu überstehen, noch aus-
reichend Informationen; von Ana-
lysten schlecht beraten, würden
Laien zu spät ein- und aussteigen.
Jede Börsenrallye, sagt Schul-
meister, sei deshalb ein Umvertei-
lungsspiel, „das die Brieftaschen
der Profitrader dicker macht.“

Allerdings sind in der Krise
schon Favoriten gestorben – der
Umkehrschluss treibt die Außen-
seiter in Seminare à la Brokerjet.
Ein Zuhörer hat sich eine todsi-
chere Investmentstrategie zurecht-
gelegt: „Nur heimische Unterneh-
men. Da gibt es so einen Politfilz,
die werden nie fallengelassen.“

Gerald John

Wenn Schafe den Bullen reiten

Warum Lipizzaner weiß sind Wissenschaft Seite 31 Hitech, aber unkompliziert NetBusiness Seite 32
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Die europäischen Börsen haben am
Freitag schwächer geschlossen.
Getrübt wurde die Stimmung von
Daten zurKonjunkturentwicklung in
Europa. Die 16 Länder der Eurozo-
ne sind Ende 2009 kaum mehr ge-
wachsen.

Zur Verunsicherung trug Händ-
lern zufolge auch ein weiterer
Schritt zur Straffung der chinesi-
schen Geldpolitik bei, mit der Ex-
perten zufolge die Notenbank in
Peking eine Überhitzung der Wirt-
schaft verhindern könnte.

China erhöhte zum zweiten Mal
binnen vier Wochen die Mindest-
reserve-Anforderung für Banken.
Die Geschäftsbanken der Volksre-

publik müssen ab 25. Februar eine
um 0,5 Prozentpunkte höhere
Mindesteinlage bei der Notenbank
halten. China sowie die ungelös-
ten Probleme des hoch verschul-
deten Griechenlands drückten neu-
erlich auf den Euro, der zeitweise
unter die Marke von 1,36 Dollar
auf ein Neunmonatstief fiel, dann
aber diese Schwelle wieder knapp
überschritt.

Der Dax schloss mit einem klei-
nen Minus von 0,06 Prozent. Der
Wiener Leitindex ATX gab 0,80
Prozent nach. DieUS-Börsengaben
ebenfalls nach: Der Dow Jones ver-
lor 0,44 Prozent. Die Stimmung
an der Wall Street wurde von Kon-
junkturdaten gedrückt. Zwar war
der Einzelhandelsumsatz im Jänner
stärker gestiegen als erwartet, da-
für hatte sich das Konsumklima in
den USA im Februar überra-
schend eingetrübt. (red)

derStandard.at/Marktberichte

Griechenland
und China

drücken Euro
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Schuldner in Italien: Wer seinen Job verliert
und Probleme mit der Kreditrückzahlung hat, dem

droht oft der Verlust seines Eigenheims. Eine staatliche
Maßnahme erlaubt eine einjährige Atempause.

um zwölf Prozent gesunken. Ver-
doppelt hat sich dagegen die Zahl
derer, die ihre Raten nicht mehr
zahlen können – sie beläuft sich
auf drei Prozent. Weitere acht Pro-
zent der Kreditnehmer sind ge-
zwungen, ihren Le-
bensstandard einzu-
schränken. Der durch
die Krise bedingte
Verlust von über zwei
Millionen Arbeitsplät-
zen hat das ersehnte
Eigenheim für viele in
einen Albtraum ver-
wandelt: Die Zwangs-
versteigerung von Immobilien ist
2009 um 25 Prozent gestiegen.
Nach Schätzungen kamen im letz-
ten Jahr Gebäude im Gesamtwert
von zehn Milliarden Euro unter
den Hammer. Um den Schuldnern
entgegenzukommen, haben sich
Banken und Verbraucherschutz
auf eine Sondermaßnahme geei-
nigt: Arbeitslose und Kurzarbeiter

Ein Jahr Ratenpause

Rom – Die Verschuldung der ita-
lienischen Bevölkerung wächst,
bleibt aber deutlich unter dem EU-
Durchschnitt. Seit Einführung des
Euro hat sie um 81 Prozent zuge-
nommen, doch erreicht der Schul-
denberg mit 524 Milliarden Euro
nur ein Drittel des deutschen Vo-
lumens. Der Unterschied ist vor
allem auf das in Italien hohe Spar-
aufkommen der älteren Generati-
on zurückzuführen. Im Schnitt ist
jede italienische Familie mit
15.000 Euro verschuldet, Rom
und Mailand liegen mit knapp
21.000 Euro an der Spitze. Unter
den Bedürfnissen der Italiener hat

der Erwerb einer Wohnung deut-
liche Priorität: 63 Prozent aller
Darlehen werden für den Kauf von
Erstwohnungen aufgenommen,
nur elf Prozent für den Erwerb mo-
biler Güter. In Italien liegt die Zahl
der Eigenheimbesitzer weit über
dem europäischen Schnitt. Mie-
ten sind wegen des geringen An-
gebots besonders in Städten für
Lohnempfänger oft unerschwing-
lich.

Warten auf bessere Zeiten
Wegen der Krise mussten viele

Familien den Wunsch auf eine ei-
gene Wohnung auf bessere Zeiten
verschieben: Die Zahl der Kredit-
anträge ist im vergangenen Jahr

Gerhard Mumelter

können ihre Ratenzahlungen ab 1.
Februar für ein Jahr aussetzen.
Von dem Angebot dürften rund
120.000 Schuldner Gebrauch ma-
chen. Ein Drittel aller Darlehen
liegt unter 150.000 Euro, fast 70

Prozent aller Kredit-
nehmer sind jünger
als 30.

Seit einigen Mona-
ten registrieren die
Banken bei Kreditan-
trägen einen Zuwachs
von acht Prozent. Eine
den Banken zugängli-
che Datenbank erfasst

alle in Italien verschuldeten Per-
sonen. „Wir unterstützen diese
Maßnahme“, erklärt Gianluca Di
Ascenzo, Vizepräsident der größ-
ten Verbraucherschutzvereini-
gung Codacons. „Sie verhindert,
dass sich Personen, die bereits
Geld geliehen haben, weiter ver-
schulden und in die Hände von
Wucherern geraten, die für Re-

Hier zieht der Papst ein. Für alle
anderen Römer ist das Eigenheim
die größte Investition. Foto: APA

kordzinsen Bargeld anbieten. Um
leichtfertige Verschuldung zu ver-
hindern, verweist Di Ascenzo auf
eigene Computerprogramme, mit
denen Familien die Höhe und
Dauer der fälligen Raten genau be-
rechnen können.

I NVESTMENTFONDS / F ONDSGEBUNDENE PRODUKTE
Fondsname ISIN Whrg. NAV

Ausg.Rückn.

Lupus alpha KAG mbH
Lupus alpha DynInv* DE0002635364 EU 108,36 104,19
Lupus alpha StrInt* DE000A0HHGD9 EU 110,34 106,10
Lupus alpha StrInv* DE0006329055 EU 145,71 140,11
Volatility Invest* DE000A0HHGG2 EU 110,62 106,37
LS Duration Invest* DE000A0M9946 EU 103,41 100,40
LS Durat.Corp.Inv.* DE000A0RDTA6 EU 103,92 99,92
Japanese REIT’s* DE000A0RDS91 EU 118,79 113,13

ETF COM CRB NE* FR0010346205 EU 16,24
ETF COMODITIES* FR0010270033 EU 18,79
ETF DAX* LU0252633754 EU 54,46
ETF DAXPLUS COV.* LU0252635023 EU 49,25
ETF DJ EUR. A* FR0007054358 EU 27,18
ETF DJ GLOB50* FR0007075494 EU 15,95
ETF DJS DIV 30* FR0010378604 EU 13,96
ETF DOW JONES* FR0007056841 EU 73,82
ETF EASTERN EU* FR0010204073 EU 17,72
ETF EUROMTS 10-15Y* FR0010037242 EU 135,51
ETF EUROMTS 1-3Y* FR0010222224 EU 116,66
ETF EUROMTS 3-5 Y* FR0010037234 EU 127,68
ETF EUROMTS GL.* FR0010028860 EU 131,58
ETF EUROMTS INFL* FR0010174292 EU 116,19
ETF HSI* FR0010361675 EU 18,82
ETF JAPAN* FR0010245514 EU 71,76
ETF LEVERAGED DAX* LU0252634307 EU 32,83
ETF MSCI EMU S* FR0010168773 EU 139,42
ETF MSCI EMU V* FR0010168781 EU 103,49
ETF MSCI GROWT* FR0010168765 EU 65,86
ETF MSCI INDIA* FR0010361683 EU 10,18
ETF MSCI KOREA* FR0010361691 EU 28,20
ETF MSCI USA* FR0010296061 EU 74,64
ETF RUSSIA* FR0010326140 EU 25,73
ETF TURKEY* FR0010326256 EU 41,58

M.M.Warburg-LuxInvest S.A.
RP GlMarkSel R (D)* LU0293296488 EU 72,27
RP GlSecRot R (D)* LU0293293030 EU 70,69

MAT Asia Pacific DE0008484072 EU 90,55 86,02
MAT Euro Plus DE0008484098 EU 43,66 42,39
MAT Fundam. Europa DE0008484445 EU 40,05 38,14
MAT Fundam. Japan DE0008484411 EU 37,58 35,79
MAT Japan Aktien DE0008484122 EU 27,88 26,49
MAT Medio Rent DE0008484106 EU 65,54 64,23

Merrill Lynch International
FCP ML UMBRELLA
ML Bluetrd Ucits B* LU0394915838 EU 100,95
ML Bluetrd Ucits C* LU0394916216 EU 97,51
ML Euro Cash A* FR0010489948 EU 1049,65
ML Euro Cash I* FR0010477810 EU 21107
ML Global Bonus C* FR0010490425 EU 57,59
ML Global Garant C* FR0010490458 EU 103,87
ML Mar.WaceTpsUc.A* LU0333226230 EU 102,68
ML Mar.WaceTpsUc.A* LU0333226586 EU 104,29
ML Mar.WaceTpsUc.B* LU0333226826 EU 99,65
ML Mar.WaceTpsUc.B* LU0333227394 EU
ML Mar.WaceTpsUc.C* LU0333227550 EU 100,46
ML Mar.WaceTpsUc.C* LU0333227717 EU
ML Rohstoff Gar. C* FR0010521765 EU 100,85
TORRUS FUND SICAV
M.Inv. Divid.Bonus* LU0338457400 EU 47,44
M.Inv.Struc.Alp.A* LU0431652089 US
M.Inv.Struc.Alp.C* LU0431652758 US 100,19
M.Inv.Struc.Alp.HA* LU0431651511 EU 10009
M.Inv.Struc.Alp.HA* LU0431652246 GB 10157
M.Inv.Struc.Alp.HC* LU0431652592 EU
M.Inv.Struc.Alp.HC* LU0431653053 GB 100,14
M.Inv.Struc.Alp.HC* LU0431662047 SE
M.Inv.Struc.Alp.HD* LU0431651784 EU 10151
M.Inv.Struc.Alp.HD* LU0431661825 SE

IAM Basis Portf.* LU0232088657 EU 10,58 10,26
IAM Fair Val.Basis* LU0275529351 EU 9,43 9,10
IAM Fair Val.Zuk.* LU0275529435 EU 7,74 7,35
IAM Gbl Trendr.* LU0261234297 EU 11,44 10,87
IAM Stab. Portf.* LU0206715210 EU 13,23 12,57
IAM Stra.Gbl.Port.* LU0275528890 EU 9,67 9,19
IAM Systemat.Fds* LU0237588222 EU 7,28 6,92
IAM Targ.Gbl.Port.* LU0275529195 EU 9,45 8,98
IAM W.Strat.Port.* LU0275530797 EU 7,86 7,47
IAM-CRP-Flex Ass* LU0224193077 EU 11,02 10,47
IAM-ProVita* LU0206716028 EU 9,13 8,67

NOMURA FUNDS SICAV
Jap.Act.Open Euro LU0250243200 EU 882,41
Jap.Act.Open JPY LU0250245080 JP 62064
Jap.Act.Open USD LU0258928521 US 829,93

ÖkoVision Classic LU0061928585 EU 83,17 79,21
Ökotrend Bonds LU0183092898 EU 51,85 50,10
Klima LU0301152442 EU 32,63 31,08
ÖkoVision Europe LU0309769247 EU 30,43 28,98
ÖkoVision Gar.20C LU0332822906 EU 107,93 102,79
Water For Life C LU0332822492 EU 90,47 86,16
ÖkoTrust LU0380798750 EU 109,55 104,33
New Energy EUR* LU0121747215 EU 6,18 5,83

Albatros EUR* DE0008486465 EU 59,83
Bd Euro Corporate* DE000A0H0W81 EU 44,91
Best Em.Mk.Con OP* LU0173001560 EU 175,65
Best Eur. Con. OP LU0173001487 EU 115,81
Best Gl. Con. OP* LU0173001644 EU 96,97
Best Gl.Bd.Con. OP LU0173001990 EU 117,67
Best Opp.Con. OP* LU0173002295 EU 95,11
Best Spe.Bd.Con.OP LU0173002378 EU 118,64
Bond Global A* LU0063665201 EU 50,52
Bond Global Opp.* DE0001207322 EU 38,36
Bond Spezial K* DE0005547152 EU 56,55
DELB.B.Maf. Int.* DE0009778472 EU 32,65
DELB.B.Maf.Clas.OP* DE0009799312 EU 32,80
EuCash Liquid $ A LU0065128448 US 408,74
EuCash Liquid $ B LU0060812749 US 466,07
EuCash-Money Plus A LU0065128877 EU 373,37
EuCash-Money Plus B LU0047997399 EU 388,57
Exkl. Aktien Sel.R* DE000A0M6W69 EU 82,18

Bankhaus Sal. Oppenheim Österreich
Palais Equitable, Stock im Eisen-Platz 3, 1010 Wien
www.oppenheim.at Tel.: (01) 518 66-2300

MK LUXINVEST S.A.
Info: MK München, Tel: 0049 89 51492-201 Fax -159

Tel.: +49-69 15 30 93-020 www.maintrust.com

Telefon + 49 (0) 69 717 44 44
www.LyxorETF.at info@LyxorETF.at

Exkl.Renten Chance* DE000A0M6W77 EU 108,71
F.FuggerPrWachstOP* DE0009799452 EU 53,48
GR DYNAMIK OP* DE000A0H0W99 EU 35,98
Japan Eq Quant I* DE000A0M6XG6 EU 90,60
Japan Eq.Quant R* DE0009799270 EU 24,23
MedBioHealth EUR LU0119891520 EU 115,94
Multi Invest OP R LU0103598305 EU 41,71
NOAH-MIX OP* DE0009799536 EU 46,83
OP AktStrat MulMan* DE0009799460 EU 41,27
OP America-Equit.* DE0008478645 EU 75,59
OP Bond Active* DE0008485541 EU 50,67
OP Bond Euro K* DE0008486226 EU 42,24
OP Bond Euro L* DE0008486390 EU 64,40
OP Bond Euro M* DE0008486473 EU 59,44
OP Bond Euro Plus* DE0009799510 EU 62,84
OP DAX-Werte* DE0008486382 EU 145,91
OP Dyn Europe Bal* DE000A0EAWB2 EU 61,10
OP Dynamics* DE0009799247 EU 21,10
OP East Asia* DE0008486622 EU 100,41
OP Eastern Europe* DE0009799593 EU 95,01
OP Eu. Stoxx 50 We* DE0009778563 EU 51,53
OP Eur.Mid&Sm.Caps* DE0005117410 EU 67,23
OP Exk.Akt.Eurol.R* DE000A0KEYK8 EU 28,99
OP Extra Portf.* DE0008485699 EU 52,22
OP ExtraBond.Euro* DE0009788026 EU 56,61
OP Food* DE0008486655 EU 133,83
OP FX Opportuni.* DE000A0EAWJ5 EU 57,21
OP Global Securiti* DE0008486606 EU 68,70
OP Portfolio G* LU0076530269 EU 56,58
OP Renten Strat K* DE0009799528 EU 52,91
OP USA-Werte* DE0009788174 EU 32,22
OP Value Europ. Eq* DE0008486234 EU 37,02
PHARMA/HEALTH LU0047275846 US 234,93
RP Glbl Abs. Ret.* DE000A0KEYF8 EU 102,71
RP Glbl Real Est.A* DE000A0Q9892 EU 101,94
RP Glbl Real Est.T* DE000A0KEYG6 EU 115,87
Special Opp. LU0099601980 EU 43,78
Spezial 3* DE0008486051 EU 94,59
Stratkonzept II* DE0009799429 EU 57,04
Top Ten Balanced LU0099591223 EU 52,94
Top Ten Classic LU0099590506 EU 61,66
VK Akt. Euroland R* DE000A0M6XB7 EU 92,20
Weisenh.Europa LU0117009935 EU 25,40

Em. Mkt Fix Inc. A* LU0084664241 US 17,03
Em. Mkt Fix Inc. A* LU0251933858 EU 13,74
Em. Mkt Fix Inc. I* LU0111635727 US 17,08
Em. Mkt Fix Inc.AX* LU0168400413 US 18,92
Em. Mkt Fix Inc.IX* LU0168401650 US 22,58
Gl. RealEst. Sec.A* LU0208357292 US 8,78
Gl. RealEst. Sec.A* LU0208357458 EU 6,31
Gl. RealEst. Sec.I* LU0208357615 US 8,65
Gl. RealEst. Sec.IX* LU0232809490 US 9,54
Mid Cap Gr. Fd A* LU0140785170 EU 17,63
Mid Cap Gr. Fd A* LU0069633401 US 25,13
Mid Cap Gr. Fd I* LU0111634910 US 27,04
Opp.Eq. Fd A* LU0140785683 EU 33,80
Opp.Eq. Fd A* LU0037722500 US 47,70
Opp.Eq. Fd I* LU0111633276 US 53,34
US High Yield A* LU0068732865 US 7,36
US High Yield AX* LU0168400173 US 7,74
US High Yield I* LU0111634670 US 7,39
US High Yield IX* LU0168401221 US 10,47

Payden & Rygel Global Ltd.
Gl.Em.Mkts Bd €* IE00B04NLM33 EU 14,60 14,60
Gl.Em.Mkts Bd €* IE00B290F097 EU 14,40 14,40
Gl.Equity $* IE00B03FC270 US 9,30 9,30
Gl.Equity €* IE00B03FC494 EU 9,01 9,01
Glb.Em.Mkts.Bd.FD $* IE0030928885 US 21,56 21,56
International Bd $* IE0007440070 US 18,94 18,94
International Bd €* IE0031865870 EU 12,72 12,72

PEH-Q.Emerg.Markets LU0070356240 EU 84,74 81,48
PEH-Q.Europa LU0070356083 EU 69,25 66,59
PEH-Q.Goldmines LU0070355788 EU 66,88 64,31
PEH-Q.Renten Glb I LU0350900451 EU 104,40 100,38
PEH-Q.Renten Glb P LU0350899695 EU 103,94 99,94

PEH SICAV
Empire Pdist LU0086120648 EU 77,44 74,46
EURO PLUS cap LU0291409794 EU 1015,03 975,99
Renten EvoPro Pcap LU0291408713 EU 110,47 106,22
RentenEvoProVR2 d LU0432813052 EU 50,79 49,55
RentenEvoProVRdist LU0343003991 EU 52,03 50,76
Royal Pdist LU0081912395 EU 35,98 34,60
Strat.Flexibel P d LU0086124129 EU 71,39 68,64

Robeco 130/30NAEqD LU0187077135 EU 26,65
Robeco AlStr.€BdsD LU0085135894 EU 68,99
Robeco AsiaPac.EqD LU0084617165 EU 72,48
Robeco ChineseEq. D LU0187077309 EU 47,78
Robeco Con.Tr.Eq.D LU0187079347 EU 56,50
Robeco Em Mkts Eq D LU0187076913 EU 121,80
Robeco Eur Eq Cl D LU0187077218 EU 27,74
Robeco EurMidCap D LU0187078539 EU 67,76
Robeco Flex-RenteD LU0230242504 EU 107,89
Robeco GlbVal Eq D LU0203975437 EU 97,94
Robeco Global Eq.D LU0085134061 EU 37,42
Robeco GlobBonds D LU0085136512 EU 71,06
Robeco HighYield D LU0085136942 EU 83,32
Robeco Hth&We.Eq.D LU0187077994 EU 40,90
Robeco N.V. A NL0000289783 EU 20,30
Robeco N.Wld.Fin.D LU0187077481 EU 29,95
Robeco Nat.Re.Eq.D LU0187079693 EU 85,08
Robeco Prop.Eq. D LU0187079180 EU 72,46
Robeco USPrem.Eq.D LU0226953718 US 104,57
Robeco USPremEq.DH LU0320896664 EU 96,30
Rolinco N.V. A NL0000289817 EU 17,30
Rorento N.V. ANN757371433 EU 45,38

SAM
SAM Sm Energy B* LU0175571735 EU 18,19
SAM Smart Mat. B* LU0175575991 EU 97,43
SAM Sust Eur. Ac B* LU0199234955 EU 113,40
SAM Sust Gbl Act B* LU0188782162 EU 96,86
SAM Sust Global B* LU0175574911 EU 101,75
SAM Sust Multi B* LU0425665519 EU 111,80
SAM Sust Water B* LU0133061175 EU 135,15
Sust.Climate B* LU0280767897 CH 120,85
Sust.Climate B* LU0280772111 US 112,15
Sust.Climate B* LU0280770172 EU 83,43
Sust.Climate C* LU0280767970 CH 123,99
Sust.Climate C* LU0280772202 US 115,14
Sust.Climate C* LU0280770255 EU 85,63
Sust.Hlth.Living B* LU0280770768 EU 86,04
Sust.Hlth.Living C* LU0280770842 EU 87,51
SustainableEuropeB* LU0280771576 EU 65,95
SustainableEuropeC* LU0280771659 EU 66,94

Raiffeisen Zentralbank Österreich AG
Am Stadtpark 9 Tel.: (01) 717 07-0
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SARASIN MULTI LABEL SICAV
New Energy EUR* LU0121747215 EU 5,89

Asian Bd A* LU0106250508 US 12,23 11,62
Asian Bd A Hd* LU0327381843 EU 103,97 98,77
Asian Bd C* LU0106251068 US 12,91 12,52
Asian Bd C Hd* LU0327382064 EU 103,39 100,29
AsiaPac PropSec. A* LU0269905997 US 103,66 98,48
AsiaPac PropSec. C* LU0269906375 US 103,84 100,72
China Opp. A Hd* LU0326950275 SG 7,16 6,80
Em.Asia A* LU0181495838 US 21,76 20,67
Em.Asia A* LU0248172537 EU 15,87 15,08
Em.Asia C* LU0181496059 US 22,26 21,59
Em.Asia C* LU0248173857 EU 16,22 15,73
Em.Europe A* LU0106817157 EU 19,16 18,20
Em.Europe C* LU0106820292 EU 20,10 19,50
Em.Mkts A* LU0106252389 US 11,80 11,21
Em.Mkts A* LU0248176959 EU 8,59 8,16
Em.Mkts C* LU0106252546 US 12,52 12,14
Em.Mkts C* LU0248177411 EU 9,14 8,87
Em.Mkts C* LU0272091736 AU 14,10 13,68
Em.Mkts Debt AR A* LU0106253197 US 27,53 26,15
Em.Mkts Debt AR C* LU0106253437 US 29,39 28,51
Eur.Governm.Bd A* LU0106235962 EU 8,93 8,48
Eur.Governm.Bd C* LU0106236184 EU 9,18 8,90
Euro Bd A* LU0106235533 EU 15,71 14,92
Euro Bd C* LU0106235889 EU 15,93 15,45
Euro Eq. A* LU0106235293 EU 19,43 18,46
Euro Eq. C* LU0106235459 EU 20,93 20,30
Euro Sh.Term Bd A* LU0106234643 EU 7,02 6,67
Euro Sh.Term Bd C* LU0106234999 EU 7,12 6,91
Europ.Def.6 M.A* LU0292321485 EU 89,19 84,73
Europ.Def.M.A* LU0292319661 EU 92,12 87,51
Europ.Div.Maxim. A* LU0319791538 EU 70,86 67,32
Europ.Div.Maxim. C* LU0319791884 EU 70,56 68,44
Europ.Eq.Alpha A* LU0161305163 EU 36,65 34,82
Europ.Eq.Alpha C* LU0161305759 EU 37,58 36,45
Europ.Eq.Yld A* LU0106236267 EU 10,76 10,22
Europ.Eq.Yld C* LU0106236770 EU 11,86 11,50
Europ.Large Cap A* LU0106236937 EU 136,15 129,34
Europ.Large Cap C* LU0106237315 EU 147,48 143,06
Europ.Sm Comp. A* LU0106237406 EU 17,74 16,85
Europ.Sm Comp. C* LU0106238552 EU 19,05 18,48
European Defensive* LU0105125578 EU 10,16 9,65
Gl Bd A* LU0106256372 US 10,60 10,07
Gl Bd C* LU0106257180 US 11,23 10,89
Gl Cli.Ch.Eq. A Hd* LU0306804302 EU 7,95 7,55
Gl Cli.Ch.Eq. C Hd* LU0306805028 EU 7,91 7,67
Gl Climate Ch.Eq.A* LU0302445910 US 8,43 8,01
Gl Climate Ch.Eq.A* LU0302446645 EU 8,31 7,89
Gl Climate Ch.Eq.A* LU0312595415 SG 8,06 7,66
Gl Climate Ch.Eq.C* LU0302446132 US 8,40 8,15
Gl Climate Ch.Eq.C* LU0302447452 EU 8,26 8,01
Gl Corp Bd A* LU0106258311 US 8,58 8,15
Gl Corp Bd C* LU0106258741 US 8,96 8,69
Gl Div.Maxim. A* LU0306806265 US 6,78 6,44
Gl Div.Maxim. A* LU0321505439 SG 6,78 6,44
Gl Div.Maxim. C* LU0306807156 US 6,74 6,54
Gl Energy A* LU0256331488 US 33,76 32,07
Gl Energy A1* LU0279460975 EU 23,92 22,96
Gl Energy C* LU0256331728 US 33,90 32,88
Gl Eq.Alpha A* LU0225283273 US 114,91 109,16
Gl Eq.Alpha A* LU0248168428 EU 83,76 79,57
Gl Eq.Alpha C* LU0225283786 US 116,72 113,22
Gl Eq.Alpha C* LU0248167883 EU 84,43 81,90
Gl Eq.Yld A* LU0248166992 EU 71,61 68,03
Gl Eq.Yld C* LU0248167701 EU 72,53 70,35
Gl Hi.Yld A* LU0189893018 US 28,38 26,96
Gl Hi.Yld C* LU0189893794 US 28,68 27,82
Gl Inf Lkd Bd A* LU0180781048 EU 25,32 24,05
Gl Inf Lkd Bd C* LU0180781394 EU 25,25 24,49
Gl Sm Comp. A* LU0240877869 US 104,43 99,21
Gl Sm Comp. A1* LU0279460892 EU 74,85 71,86
Gl Sm Comp. C* LU0240878321 US 104,40 101,27
Greater China A* LU0140636845 US 34,48 32,76
Greater China C* LU0140637140 US 35,72 34,65
Hong Kong Eq. C Hd* LU0334663159 EU 83,49 80,99
Indian Equity A* LU0264410563 US 119,02 113,07
Indian Equity C* LU0264410993 US 119,24 115,66
Italian Eq. A* LU0106238719 EU 22,41 21,29
Italian Eq. C* LU0106239527 EU 25,20 24,44
Jap.Eq. A Hd* LU0236737465 EU 59,05 56,10
Jap.Eq.A* LU0106239873 JP 572,45 543,83
Jap.Eq.Alpha C* LU0308241487 EU 7,08 6,87
Jap.Eq.C* LU0106240533 JP 625,12 606,37
Jap.Sm Comp A* LU0106242315 JP 51,27 48,71
Jap.Sm Comp C* LU0106243982 JP 55,14 53,49
Latin American A* LU0106259046 US 47,85 45,46
Latin American A* LU0248181363 EU 34,72 32,98
Latin American A* LU0256859116 SG 67,56 64,18
Latin American C* LU0106259392 US 50,28 48,77
Latin American C* LU0248184110 EU 36,71 35,61
Middle East A* LU0314587907 US 7,71 7,32
Middle East A* LU0339279753 SG 6,71 6,37
Middle East C* LU0314589358 US 7,68 7,45
Pacific Eq. A* LU0106259558 US 9,59 9,11
Pacific Eq. A* LU0248184466 EU 6,98 6,63
Pacific Eq. C* LU0106259988 US 10,73 10,41
Pacific Eq. C* LU0248183658 EU 7,82 7,59
QEP Gl.Act.Val.A* LU0248176017 EU 90,43 85,91
QEP Gl.Act.Val.Ahd* LU0305899550 EU 71,94 68,34
QEP Gl.Act.Val.C* LU0248173931 EU 91,97 89,21
QEP Gl.Act.Val.Chd* LU0305901398 EU 71,29 69,15
QEP Gl.Core C* LU0106255481 US 14,72 14,28
QEP Gl.Quality A* LU0323591593 US 81,29 77,23
QEP Gl.Quality A* LU0323591833 EU 84,07 79,87
QEP Gl.Quality C* LU0319795521 US 80,42 78,01
QEP Gl.Quality C* LU0323592138 EU 83,23 80,73
Swiss Eq. A* LU0106244287 CH 26,77 25,43
Swiss Eq. C* LU0106244444 CH 28,66 27,80
Taiwanese Eq. A* LU0270814014 US 9,86 9,37
Taiwanese Eq. C* LU0270815920 US 9,81 9,52
UK Eq. A* LU0106244527 GB 2,63 2,50
UK Eq. C* LU0106246225 GB 2,90 2,81
US $ Bd A* LU0106260564 US 18,55 17,62
US $ Bd C* LU0106261026 US 18,93 18,36
US Large Cap A* LU0106261372 US 61,68 58,60
US Large Cap A* LU0248185190 EU 44,94 42,69
US Large Cap A Hd* LU0271483876 EU 82,61 78,48
US Large Cap C* LU0106261539 US 67,39 65,37
US Large Cap C* LU0248185604 EU 48,92 47,45
US Large Cap C Hd* LU0271484684 EU 82,78 80,30
US S&M Cap Eq.A* LU0248178732 EU 96,09 91,29
US S&M Cap Eq.A Hd* LU0334663233 EU 87,58 83,20
US S&M Cap Eq.C* LU0248177502 EU 97,76 94,83
US S&M Cap Eq.C Hd* LU0334663407 EU 87,06 84,45
US Sm Comp. A* LU0106261612 US 65,54 62,26
US Sm Comp. C* LU0106262180 US 70,33 68,22
World Def.3 M. A* LU0292322376 EU 83,06 78,91
! Floor Price 11.69
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UBS (LUX)
100 Index Switzerl* CH0002788807 CH 4282,30
Bd AUD P* LU0035338325 AU 333,97
Bd CAD P* LU0033048686 CA 337,34
Bd Conv Europe P* LU0108066076 EU 119,69
Bd EUR P* LU0033050237 EU 305,36
Bd GBP P* LU0035346187 GB 159,88
Bd Global (CHF) P* LU0071006638 CH 672,58
Bd Global (EUR) P* LU0073129115 EU 390,92
Bd JPY P* LU0035348555 JP 157577
Bd USD P* LU0035346773 US 258,53
BdS Convert Global P* LU0203937692 EU 9,46
BdS EUR Corp P* LU0162626096 EU 11,77
BdS Europ.Converg P* LU0214905043 EU 125,45
BdS Flex.TermEUR P* LU0151774626 EU 111,63
BdS Infl.-linked P* LU0396354291 EU 104,18
BdS USD Corp. P* LU0172069584 US 12,60
Eq Asian Consump P* LU0106959298 US 78,35
Eq Australia P* LU0044681806 AU 661,15
Eq Biotech P* LU0069152568 US 173,80
Eq Canada P* LU0043389872 CA 695,78
Eq Central Europe P* LU0067027168 EU 165,91
Eq Communication P* LU0098993750 EU 36,56
Eq Eco Perform P* LU0076532638 CH 486,24
Eq Emerg Mkts EUR P* LU0171394447 EU 20,43
Eq Emerg Mkts USD P* LU0171395170 US 24,33
Eq EMMAInfrastructP* LU0322492728 US 57,62
Eq Euro Count.Accel P* LU0359906079 EU 74,07
Eq Euro Count.Def. P* LU0359906152 EU 87,05
Eq Euro Count.Navig. P* LU0359906236 EU 80,59
Eq Euro Count.Opti. P* LU0359906319 EU 86,49
Eq Euro Countries P* LU0089880644 EU 101,21
Eq Euro CountrOpp P* LU0085870433 EU 51,68
Eq Europ Growth P* LU0118128569 EU 25,28
Eq Europ Opp P* LU0006391097 EU 416,65
Eq EurSTOXX50 ad P* LU0141377779 EU 88,36
Eq EuroSTOXX50 P* LU0072912990 EU 131,96
Eq FinServices P* LU0099863671 EU 61,38
Eq Global Innovators P* LU0130799603 EU 53,38
Eq GreatBritain P* LU0098994139 GB 95,92
Eq Greater China P* LU0072913022 US 193,46
Eq Health Care P* LU0085953304 US 120,54
Eq HongKong P* LU0067412154 US 590,36
Eq Japan P* LU0098994485 JP 4794,00
Eq Malaysia P* LU0067411347 US 538,82
Eq MidCapsEurope P* LU0049842692 EU 431,97
Eq MidCaps USA P* LU0049842262 US 776,13
Eq S&M Cap Japan P* LU0049845281 JP 9137,00
Eq Singapore P* LU0067411776 US 826,23
Eq Small CapsUSA P* LU0038842364 US 334,34
Eq Taiwan P* LU0085870607 US 118,58
Eq US Opportunity P* LU0101706215 US 89,53
Eq USA P* LU0098995292 US 79,44
Eq2 Global Growth P* LU0383958823 US 91,36
Eq SBrazil P* LU0286682959 US 98,44
Eq SEMMA Growth P* LU0328353924 US 109,07
Eq SEMMA Innov. P* LU0346595837 US 90,19
Eq SEurop.Value P* LU0198838335 EU 10,24
EqS Russia P* LU0246274897 US 121,69
EqS Sm.C.Europe P* LU0198839143 EU 140,83
EqS USA Growth P* LU0198837287 US 12,54
EqS USA Value EUR P* LU0236040357 EU 123,64
EqS USA Value USD P* LU0070848113 US 159,12
Islamic Global Eq B* LU0108058487 US 389,95
KSS Active Def 10 P* LU0353516478 EU 105,13
KSS Active Def 5 P* LU0353515827 EU 101,05
KSS Asian Eq. P* LU0235996351 US 117,45
KSS EUR Bonds P* LU0235997086 EU 107,81
KSS Euro.Core Eq.P* LU0153925689 EU 12,38
KSS Glob.All Europe P* LU0263318890 EU 8,84
KSS Glob.All Europe P* LU0263319435 US 8,89
KSS Glob.All.EUR P* LU0197216558 EU 9,87
KSS Glob.All.USD P* LU0197216392 US 10,78
KSS Glob.Eq.EUR P* LU0161942635 EU 11,08
KSS Glob.Eq.USD P* LU0161942395 US 13,71
KSS US Equi. USD P* LU0153925929 US 12,89
KSS2 US Eq.130/30 P* LU0300928990 US 6,77
MedTermBd EUR B* LU0057957291 EU 183,92
MoneyMarket EUR P* LU0006344922 EU 826,44
MoneyMarket Sic.EUR* LU0142661270 EU 118,50
Strat.Fd Bal. EUR B* LU0049785446 EU 1837,13
Strat.Fd Eq. EUR B* LU0073129206 EU 269,09
Strat.Fd FixInc. EUR B* LU0039703029 EU 2235,99
Strat.Fd Growth EUR B* LU0033036590 EU 2162,68
Strat.Fd Yield EUR B* LU0033040782 EU 2554,72
Strat.S RICI P* LU0239752115 EU 80,15
Eq Global Multi Tech P* LU0081259029 US 143,57

UNI GLOBAL SICAV
Beta Mana.Mi.Vari.* LU0110865192 EU 1066,85
Min.Varian. Europe* LU0191819951 EU 1483,70
Min.Varian. Japan* LU0246474711 EU 752,02
Min.Varian. Japan* LU0246474125 JP 75002
Min.Varian. US* LU0334251120 US 860,92
Min.Varian. US* LU0334251476 EU 843,58
Min.Varian. World* LU0337270119 US 884,12
Min.Varian. World* LU0337270200 EU 1188,47
Min.Varian. World* LU0337271356 GB 867,96

AAA-Zinsstrat-Inv.* LU0158214006 EU 9485,13 9485,13
Convert.Prot.-Inv.* LU0200666799 EU 66,39 64,46
DividendenAss A* LU0186860408 EU 44,36 42,65
EuropeanEq.-Invest* LU0136664744 EU 4850,74 4850,74
EuropeanEquities A* LU0136659587 EU 50,82 48,87
EuroRent.Corp.2012* LU0238232689 EU 0,00 43,34
KCD Uni.Renten+* DE0005326524 EU 48,46 48,46
LIGA-Pax-Bal.S.U.* DE0005314215 EU 29,79 29,79
LIGA-Pax-Cattol.-U* LU0152554803 EU 1047,62 1029,60
LIGA-Pax-Corp.-U.* LU0199537852 EU 40,50 39,32
LIGA-Pax-Rent-Unio* DE0008491226 EU 25,70 24,95
NorthAmerican Eq.* LU0441270831 EU 0,00 114,14
UMM:Eur-Corporates* LU0247467987 EU 35,98 35,98
Uni21.Jahrh.-net-* DE0009757872 EU 18,41 18,41
UniAsia* LU0037079034 EU 37,11 35,34
UniAsia Pacific A* LU0100937670 EU 79,33 76,28
UniBalancePlus* DE0009750489 EU 109,12 106,46
UniCommodities* LU0249045476 EU 66,00 62,86
UniDeutschland* DE0009750117 EU 104,36 100,35
UniDyn.Europa A* LU0085167236 EU 46,05 44,28
UniDynamic Gl. A* LU0089558679 EU 25,74 24,75
UniEM Fernost* LU0054735278 EU 1002,34 954,61
UniEM Osteuropa* LU0054734388 EU 2204,71 2099,72
UniEMGlobal* LU0115904467 EU 67,76 64,53
UniEu.Re.Governm.A* LU0094926580 EU 72,00 69,90
UniEu.Rent.Ab.Ret.* DE0008007576 EU 41,76 40,54
UniEuRenta Em.Mkt.* LU0149266669 EU 51,45 49,95
UniEurKap Corp-A* LU0168092178 EU 36,45 35,74
UniEuroAspirant* LU0097169550 EU 50,23 48,77
UniEuroKapital* LU0046307343 EU 69,34 67,98
UniEuropa* LU0047060487 EU 1215,04 1157,18
UniEuropaRenta* LU0003562807 EU 43,86 42,58
UniEuroRenta* DE0008491069 EU 66,60 64,66
UniEuroRenta Sp.13* LU0383782520 EU 128,67 123,05
UniEuroRentaCor.A* LU0117072461 EU 43,12 41,86
UniEuroRentaCor.T* LU0045581039 EU 81,26 78,89
UniEuroRentaHigh Y* DE0009757831 EU 33,44 32,47
UniEuroSt.50 A* LU0090707612 EU 38,93 37,43
UniEurRentRealZins* LU0192293511 EU 58,33 56,63
UniExtra EuroSt.50* LU0186860234 EU 72,32 69,54
Unifavorit: Aktien* DE0008477076 EU 51,03 48,60
UniFonds* DE0008491002 EU 32,27 30,73
UniGl.Titans50 A* LU0103244595 EU 22,26 21,40
UniGlobal* DE0008491051 EU 102,25 97,38
UniJapan* DE0009750125 EU 29,27 27,88
UniKapital* DE0008491085 EU 108,40 106,27
UniM.&S.Caps:Eur.* LU0090772608 EU 24,62 23,67

Tel.: 00352/26 40-6400 Fax: 00352/26 40-9888
http://www.union-investment.at
In Österreich erhalten Sie Informationen bei der
Volksbanken KAG (T: 01/313 40-3217) sowie bei
anderen ausgewählten Vertriebspartnern

UniNordamerika* DE0009750075 EU 106,22 101,16
UniOpti4* LU0262776809 EU 101,52 101,52
UniOptimus-net-* LU0061890835 EU 725,82 725,82
UniOptiRenta 2010* LU0270188153 EU 54,97 53,89
UniOptiRenta 2013* LU0332329340 EU 109,31 105,07
UniProt.Europa II* LU0168936093 EU 117,96 114,52
UniProtect:Europa* LU0165183871 EU 115,36 112,00
UniRak* DE0008491044 EU 73,04 70,91
UniRak Em. Mkts* LU0383775318 EU 132,82 127,71
UniRenta* DE0008491028 EU 18,39 17,85
UniRenta Corp A* LU0039632921 EU 71,63 69,54
UniSec. Bas. Ind.* LU0101442050 EU 72,25 69,47
UniSec. BioPha.* LU0101441086 EU 46,44 44,65
UniSec. Cons.Goods* LU0101441912 EU 52,88 50,85
UniSec. Finance* LU0101441839 EU 31,77 30,55
UniSec. GenTech A* LU0125232032 EU 54,38 52,29
UniSec. High Tech.* LU0101441672 EU 32,29 31,05
UniSec. MultiMe.* LU0101441169 EU 16,08 15,46
UniSec.Klimawandel* LU0315365378 EU 26,50 25,48
UniVa. Europa A* LU0126314995 EU 36,57 35,16
UniVa. Global A* LU0126315885 EU 47,70 45,87
Wirtsch. Aspirant* LU0252123129 EU 45,17 43,85

VERITAS INVESTMENT TRUST
GmbH
A2A Basis* DE0005561633 EU 13,94 13,40
A2A Chance* DE0005561658 EU 13,53 12,76
A2A Defensiv* DE0005561666 EU 12,07 11,72
A2A Wachstum* DE0005561641 EU 13,39 12,75
ASS-Global* DE0005561625 EU 28,86 27,49
ETF-DACHFONDS P* DE0005561674 EU 12,18 12,18
VERI-SELECT* DE0009763326 EU 18,43 17,72

Acatis AktienD ELM LU0158903558 EU 116,42
Acatis Value Perf* LU0334293981 EU 101,49
Stabilit.Gold&ResP LU0229009351 EU 62,66
Stabilit.Sil&WeißP* LU0265803667 EU 40,65
Wallb Di-StratGl I* LU0334926267 EU 525,76
Wallb. Acatis V I LU0140872143 EU 54,32
Wallb.AfricanASt P LU0357146421 EU 10,54
Wallb.Gl.Mircof.F.* LU0375612230 EU 103,86
Wallb.Real EstateP LU0322787366 EU 9,87
Wallberg ProtManSe* LU0111456637 EU 90,75

Western Asset Management
EUR Core+ FI € Acc* IE00B0HZN979 EU 953,70
EUR Core+ FI € Dis* IE00B0G1JW15 EU 766,28
EUR Core+ In € Acc* IE00B06BVD67 EU 1246,99
EUR Core+ InII€Acc* IE0031339819 EU 1227,84
EUR HY Bd LM € Acc* IE00B40Z4Y40 EU 1058,77
EUR HY LM € Dis* IE00B3KF5H72 EU 1276,62
EUR HY LM H $ Dis* IE00B3KF5J96 US 1838,74
Gbl C B FI USD Acc* IE00B42RJS72 US 1076,81
GI.C In H € Acc* IE00B17MYL43 EU 1085,80
GI.Core+ FI $ Acc* IE00B1LJVT86 US 1077,76
GI.Core+ In H € Acc* IE00B0DBVZ12 EU 1079,32
GI.Core+ In H €Dis* IE00B0W0Z131 EU 941,50
GI.Core+ Ins $ Acc* IE00B09T7F14 US 1105,35
GI.Infl Ins $ Acc* IE00B0Z12J04 US 1153,80
GI.Infl LM $ Acc* IE00B3B2KN82 US 1068,41
GI.Se In H € Acc* IE00B06BWV15 EU 1259,50
US$ Core+ In $ Acc* IE0032043154 US 1437,70
US$ Core+ LM $ Acc* IE00B0DBW038 US 1215,15
US$ H Y FI $ Acc* IE00B1LBKJ71 US 1063,21
US$ H Y Ins $ Acc* IE00B011ZH31 US 1048,01
US$ H Y LM $ Acc* IE00B06BVB44 US 1286,58
US$ Ltd D In $ Acc* IE00B0NLN555 US 1034,50

Investmentfonds
Inland

Konservativ* AT0000615836 EU 14,38 13,66
Multi A. Ausgewog.* AT0000810643 EU 11,18 10,62
Multi Asset* AT0000607577 EU 11,69 11,11
Global* AT0000765383 EU 8,57 8,14
Wachstum* AT0000810650 EU 8,69 8,26
Trend* AT0000720172 EU 10,00 9,50

Active* AT0000767660 EU 83,17
Basic* AT0000767678 EU 103,15
E-Special** AT0000767686 EU 59,99

S5 AT0000A08RS4 EU 104,27
INNO cash premium AT0000A0B5W6 EU 103,03
s/rich&liquid AT0000781679 EU 118,97
S3 AT0000664792 EU 124,36
S700 AT0000727383 EU 146,92
s/european.bonds AT0000818059 EU 107,73
s/global.bonds AT0000818067 EU 104,57
s/glob.corp.bonds AT0000704598 EU 129,80
s/emerg-mark.bonds AT0000817846 EU 159,41
s/conv.glob-mark AT0000724166 EU 112,26
s/conv.emerg-mark AT0000819784 EU 167,53
s/equity.w-europe AT0000819792 EU 86,57
s/equity.n-america AT0000819800 EU 87,58
s/equity.pacif-rim AT0000819818 EU 103,39
s/equit.emerg-mark AT0000789797 EU 172,61
INNOVEST beta plus AT0000A05WA8 EU 94,40
INNOVEST dur. plus AT0000A07H80 EU 118,48
INNO cash beta pl AT0000A0B2A9 EU 94,90
INNO cash dur. pl AT0000A0B281 EU 102,54
INNO cash neutr.eq AT0000A0B2C5 EU 101,53
s/comfort.class AT0000673793 EU 125,69
s/upper.class AT0000499256 EU 107,62
s/portfolio.protect AT0000500327 EU 109,22
s/portfolio.one AT0000781562 EU 144,69
s/portfolio.two AT0000781570 EU 135,81
s/portfolio.three AT0000781588 EU 134,93
s/portfolio.four AT0000781596 EU 109,12
siemens/alpha.max AT0000721303 EU 101,04
s/business.class AT0000737697 EU 105,67

INNOVEST Kapitalanlage AG, Telefon +43 1 90 400-0
info@innovest.at www.innovest.at

Fonds-Hotline: 0800-22 1000 www.basler.co.at

ARIQON Asset Managment AG T: 0316-820400
www.ariqon.com office@ariqon.com

Fonds gemanagt

von ARIQON

Telefon: +352 - 27 35 - 72 - 1
Email: info@wallberg.eu Internet: www.wallberg.eu

WE TOP Dynamic I* AT0000723895 EU 103,72

Fondsgebundene
Lebens- u. Pensions-
versicherungen

ASPECTA GEMANAGTE PORTFOLIOS

Wertentwicklung in % Auflage seit seit

Auflage p.a. Jahresbeg.

Wachstum Ö 1.8.1995 0,40 2,00
Ausgewogen Ö 1.8.1995 1,00 2,00

Konservativ Ö 1.8.1995 1,50 2,00

1000Plus Ö 8.8.2001 2,10 3,00

Basket 100 1.8.1995 -1,10 2,00
Basket 80 1.8.1995 -0,50 2,00

Basket 60 1.8.1995 0,20 2,00
Basket 40 1.8.1995 0,90 2,00

Basket 20 1.8.1995 1,60 1,00

MANAGED FUNDS DER GERLING LV-AG

Rendite in % 2007 2008 2009 Jahres- 5 J.

beginn p.a.
Sicherheit -0,6 -15,3 9,8 1,2 1,0

Tendenz 0,2 -21,2 15,3 1,4 1,6
Wachstum -0,2 -34,0 25,0 2,1 1,7

Top Mix Strategie 3,5 -32,7 34,2 2,2 -
Chance 1,2 -47,4 34,4 2,8 2,1

Trend 18,1 -48,4 48,3 2,9 5,7
Zukunft 4,3 -38,5 29,5 1,6 3,2

Total Return 4,0 -16,9 6,7 0,7 -

ARTS TotR.Dyn. T AT0000634738 EU 159,60

JB Strat.Growth B* LU0108179945 EU 77,02

Select Stock T* AT0000819057 EU 5,85

WWF Stock Umwelt T AT0000705678 EU 75,53

MUSTERPORTFOLIOS

unabhängige Fonds und unabhängige Vertriebspartner

Wert 2006 2007 2008 28.12. Ø p.a.%

seit Aufl.

Portf. Konserv. 1) 196,57 194,86 180,65 198,56 4,76
Portf. Dynamisch 1) 237,05 229,47 158,00 188,99 4,41
Portf. Offensiv 2) 81,34 77,10 46,66 57,87 -5,44
Portf. Spekula. 1) 225,96 220,92 127,82 162,03 3,33
Portf. Swiss 3) 136,45 132,60 111,45 127,37 2,18
Portf. Interna. 3) 144,53 145,55 92,97 114,00 1,17
Auflage mit Wert 100 1) 03.04.95, 2) 16.03.00, 3) 01.10.98

Sparkasse Schwaz AG, Tel.: 050100 77 358
www.we-top.at

Unabhängige Fonds und unabhängige Vertriebspartner
Transparent, Flexibel, Ertragreich
Skandia Leben AG, Lebensversicherung - AG
Wildpretmarkt 2-4, 1013 Wien,
Tel.: 01/536 64 Fax: 01/535 16 62
www.skandia.at e-mail: wien@skandia.at

Unsere Erfahrung. Ihr Gewinn.

1010 Wien, Schottenring 15
Tel.: 050 330 330, Fax:050 330 997 2212

http://www.donauversicherung.at
donau@donauversicherung.at

www.aspecta.at www.hdi-gerling.at
ASPECTA Lebensversicherungs AG

HDI-Gerling Financial Services GmbH
Galaxy 21, Praterstraße 31, A-1020 Wien

Tel.: (01) 207 09 - 0 Fax: (01) 207 09 - 900

Info | Martin Urke | www.vwd.com
Tel: +49 69 50701-237
fondsservice@vwd.com

vwd fonds service

* Preise vom Vortag oder letzt verfügbar
NAV = Nettoinventarwert bzw. Rechenwert. Falls nur der
Rücknahmepreis vorliegt, wird dieser kursiv dargestellt.
Falls die ausschüttende Tranche nicht aus dem Fondsnamen
erkenntlich ist, wird die Währung unterstrichen dargestellt
(z.B. EU).
Währungen: AU=Australischer Dollar, CH=Schweizer Franken,
CA=Canadischer Dollar, DK=Dänische Krone, EU=Euro,
GB =Brit. Pfund, JP=Japanische Yen, NO=Norwegische Krone,
SE=Schwedische Krone, US=US-Dollar.
Weitere Fonds-Infos auf www.vwd.com/fondsservice

Alle Angaben ohne Gewähr

SEB ÖkoRent* LU0041441808 EU 48,51 48,51

Japan* LU0245680086 EU 515,87

Alpha cap* LU0244072178 EU 148,11
Alpha cap* LU0301247150 US 202,89
Alpha cap* LU0301246855 CH 217,06
Alpha cap* LU0457693215 GB 98,28
Alpha II cap* LU0423700029 CH 163,90
Alpha II cap* LU0423699858 EU 111,84
Alpha II cap* LU0423699932 US 153,20
Classic cap* LU0244071956 EU 224,13
Classic cap* LU0301246772 CH 328,47
Classic cap* LU0301247077 US 307,02
Classic cap* LU0457694296 GB 105,75
Classic II cap* LU0423699775 CH 176,36
Classic II cap* LU0423699429 EU 120,34
Classic II cap* LU0423699692 US 164,85
Glb Energy Val.cap* LU0244072335 EU 114,34
Glb Energy Val.cap* LU0301246939 CH 167,57
Glb Energy Val.cap* LU0301247234 US 156,63
Glb Energy Val.cap* LU0457696077 GB 100,47

SMN Div. Fut. Fund* LU0070804173 EU 239,07
OPAL Alt.Inv. Fd.T* LU0286074231 EU 934,14
OPAL Alt.Inv. Fd.A* LU0286074827 EU 875,98
(Details zu unseren Kursen finden Sie unter www.smn.at)

StarCapital
STARCAP-Arg A-EUR LU0137341789 EU 1371,69 1331,74
STARCAP-Pergamon A LU0179077945 EU 1202,59 1145,32
StarCapPl-HubSt1 A LU0350239504 EU 1028,59 998,63
STARCAP-Pria A-EUR LU0137341359 EU 1280,77 1219,78
StarCapS-German Ma LU0105752140 EU 73,72 70,21
STARCAP-Special Va LU0150613833 EU 1478,81 1408,39
StarCapS-Starp A* LU0114997082 EU 1438,21 1369,72
StarCapS-Winbond A LU0256567925 EU 1329,08 1290,37

Superfund A EUR* LU0199179911 EU 733,00
Superfund A USD* LU0199179838 US 676,00
Superfund B EUR* LU0199180414 EU 620,00
Superfund B USD* LU0199180257 US 695,00
Superfund C EUR* LU0199181651 EU 528,00
Superfund C USD* LU0199181222 US 582,00
Superfund Gold A* LU0302258057 US 932,00
Superfund Gold B* LU0302258487 US 883,00
Superfund A Genuss°* AT0000641162 Index 810,00
Superfund B Genuss°* AT0000641170 Index 657,00
Superfund C Genuss°* AT0000641188 Index 500,00
Superfund GCT EUR°* LU0138077283 EU 1291,00
Superfund GCT USD°* LU0067494376 US 1794,00
Superfund HF A°* KYG7311D1034 EU 23,29
Superfund Q-AG°* AT0000979794 Index 5786,00
Superfund Q-AG ASP°* AT0000662283 Index 1291,00
alle Kurse sind indikative Kurse, ° = geschlossene Fonds

CH Eq Fd Green Inv* CH0009074300 CH 93,61
Conti. Asia* CH0000422474 US 75,15
Conti. Europe* CH0002779657 EU 105,82
Conti. North Am.* CH0000422433 US 202,83
Emerging Markets* CH0004661267 US 181,99
Energy* LU0102843504 EU 630,74
Eq. Fd. Euroland* CH0000422573 EU 92,33
Health Care* LU0102842449 EU 355,72
Japan CH0005910689 JP 4672,00
S+M Caps Switz. A* CH0002779608 CH 337,10
Sm. + M.C. Japan LU0123487463 JP 13935
Sm. + M.C.Europe* LU0123487208 EU 96,40
Switzerland* CH0002779640 CH 261,53
Technology* LU0102842878 EU 133,11
Tiger* CH0005910697 US 81,15
Valca* CH0002779632 CH 261,66

American Select AU* LU0112528004 US 10,36 9,77
Currency Alpha AE* LU0235193561 EU 16,50 16,50
Currency Alpha+ AE* LU0235199683 EU 16,52 16,52
Gbl.HY&EM Euro AE* LU0112520878 EU 19,54 18,43
Gl.Energy Eq AU* LU0143868585 US 32,00 30,19
LocCurEmMkInPt AE* LU0211874960 EU 10,68 10,68
World Equities AU* LU0061474960 US 26,35 24,86

UBS (CH)
Eq Asia CH0002788708 US 962,12
Eq Eastern Europe* CH0006893843 EU 843,99
Eq Emerg.Markets* CH0001071940 US 2349,05
Eq South Africa* CH0002785738 US 291,13
Eq Switzerland* CH0002791769 CH 707,18
UBS (D)
3 Sector RE Europe DE0009772681 EU 10,81
Eq Global Opp.* DE0008488214 EU 80,40
Euroinvest Immo DE0009772616 EU 15,20
Mixed Plus I* DE0005320410 EU 55,58
Mixed Plus III* DE000A0HMKZ4 EU 58,89

Wächtergasse 1, 1010 Wien, Tel.: 01-25398-2000
Alle Fondsinfos unter: www.ubs.com/oesterreichfonds

� ��

Repräsentant: Vorarlberger Landes- und
Hypothekenbank AG, Hypo-Passage 1,
A-6900 Bregenz, Tel.: 05574/414-447

Superfund Asset Management GmbH
Marc Aurel Straße 10-12, 1010 Wien
Tel.: 0800 21 20 21 www.superfund.com

smn Investment Services GmbH, A-1010 Wien
Rotenturmstr. 16-18, Tel.:+43 1 513 25 51 Fax:
+43 1 513 79 41, office@smn.at

smn

Tel: +41 055 617 28 70
www.s-i-a.ch info@s-i-a.ch

www.selectormanagement.com
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Magnas Opel-Traum zerplatzt
NOVEMBER 2009 In den USA meldet der 100 Jah-
re alte Mittelstandsfinanzierer CIT Insolvenz an.
Mit Schulden von
knapp 65 Mrd. Dollar
bei 71 Mrd. Dollar Ver-
mögenswerten ist es
eine der größten Fir-
menpleiten in den USA
überhaupt und die
größte einer Bank seit
dem Kollaps von Leh-
man Brothers im Sep-
tember 2008. Für Magna
platzt der Traum vom

Opel-Kauf: General Motors will die europäische
Tochter Opel nun doch behalten. Die deutsche
Regierung ist empört. Hiobsbotschaften kommen
auch aus Klagenfurt: Die Kärntner Hypo Group
Alpe Adria schreibt 2009 „deutlich mehr als eine
Milliarde“ Euro Verlust und bringt damit auch
ihre deutsche Mutter BayernLB wieder tief in die
roten Zahlen. Grund: teure Abschreibungen auf
faule Kredite, vor allem auf dem Balkan. Bis De-
zember muss frisches Kapital aufgestellt werden.
Der Bedarf wird auf 1 bis 1,5 Mrd. Euro ge-
schätzt, den größten Teil müssen die Bayern
stemmen. Das Emirat Dubai gibt bekannt, dass
es die staatlichen Schulden nicht pünktlich be-
zahlen kann und löst damit Schockwellen an
den lokalen Börsen aus.

Frage: Wie und was aß man im alten Rom?
Antwort: Die Ernährung der alten Römer (zirka
8. Jahrhundert vor bis 7. Jahrhundert nach Chris-
tus) war je nach Einkommensschicht verschieden.
Die Reichen verzehrten etwa am Abend Oliven
und Thunfisch und danach ein Stück gebratenes
Fleisch. Das Dessert war oft mit viel Ho-
nig gesüßt. Gerne lud man Gäste ein.
Dann wurde im sogenannten Triclinium
gespeist, einem Esszimmer mit dem da-
mals üblichen steinernen oder hölzer-
nen Speisesofa, das aus drei Liegen be-
stand. Die armen Bevölkerungsschich-
ten hatten dagegen meist nicht viel mehr
alsWasser undBrot zumFrühstück,mit-
tags eine Kleinigkeit und abends Brei oder Suppe.

Frage: Gab es Geld?
Antwort: Zunächst existierten sehr viele verschie-
dene Münzen, Kaiser Augustus (der in der Zeit um
Christi Geburt lebte) führte dann eine einheitliche
Währung ein. Ein Aureus (aus Gold) war 25 Sil-

bermünzen namens Denare wert. Denare bekam
man wiederum für Messingmünzen (vier Sester-
zen oder acht Dupondien). Ein Dupondius war
zwei Kupfermünzen namens Asse wert.

Frage: Wie kleideten sich die Menschen im Alten Rom?
Antwort: Reichen Römern war die Kleidung sehr
wichtig, dazu der Schmuck und die Haartracht.
Männer trugen keine Hosen, sondern ihr wohl be-
kanntestes Kleidungsstück dieser Zeit war ein
Tuch, das verschiedenartig um den Körper ge-
schlungen wurde: die Toga. Außerdem gab es die
hemdartige Tunika, die auch Frauen trugen –
wahlweise mit oder ohne Ärmel.

Frage: Was waren Gladiatoren?
Antwort: Das Wort Gladiator leitet sich
vom lateinischen Wort für Schwert ab –
GladiatorenwarenalsoSchwertkämpfer.
Sie kämpften vor Publikum: entweder
gegeneinander oder gegen Tiere.

Die nächste Ö1-Kinderuni am Sonntag
um 17.10 Uhr widmet sich dem Thema

„Wie ernähre ich mich gesund? Über Grünzeug,
Fast Food und die wichtigste Mahlzeit am Tag.“ Am
Freitag im Standard.

der Standard Webtipp:
http://oe1.orf.at
www.kinderuni.at

Geld und Gelage im alten Rom

Ö1-KINDERUNI

präsentiert von

Vergabe
Jour Fixe
Mit den Top-Vergabeexperten Österreichs
jeweils Donnerstag ab 17 Uhr
Ort: Bartensteingasse 2 (3. Stock), 1010 Wien, Vortragssaal

mit Fruhmann (BKA), Gruber (VwGH, BVA),
Kropik (TU Wien), Pachner (BMWFJ),
Fellner (bau-control), Grasböck (BVA), Prusa (Postbus)

Info + Anmeldung unter
kanzlei@schramm-oehler.at, www.schramm-oehler.at

keine
Teilnahme-
gebühr

Gudrun Springer

Wer es sich leisten konnte, aß in der
Hauptstadt der Antike mehrgängige

Abendmenüs. Auch auf gutes
Aussehen wurde großer Wert gelegt.
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LABOR
Schokolade könnte vor
Schlaganfällen schützen

Toronto – Zwei von drei Studien le-
gen nahe, dass Schoko womöglich
vor Hirnschlägen schützen könn-
te. Eine Untersuchung mit rund
44.000 Teilnehmern ergab, dass
derKonsumeiner PortionSchoko-
lade pro Woche die Gefahr eines
Hirnschlag um 22 Prozent (gegen-
über Nicht-Konsum) senkt. In der
zweiten Studie an rund 1200 Per-
sonen ging ein wöchentlicher Ver-
zehr von 50 Gramm mit halbier-
tem Risiko einher. Die dritte Un-
tersuchung fand indes keinen
Schutzeffekt. Mögliche Ursache
seien die Flavonoide im Kakao, so
kanadische Mediziner. (tasch)

Schnelle Elefanten laufen
und gehen zugleich

London – Wenn sich Elefanten ge-
schwind durch die Gegend bewe-
gen, laufen oder gehen sie dann?
Ein internationales Biologenteam
ging der Frage nun im Journal of
Experimental Biology nach, fand
heraus, dass die schnellsten Mehr-
tonner mit immerhin 18 km/h un-
terwegs sind und dabei mit den
Vorderfüßen laufen und den Hin-
terfüßen gehen. (tasch)

Deutsche Haidame
befruchtete sich selbst

Karlsruhe – Im Naturkundemu-
seum Karlsruhe legt ein Haifisch-
Weibchen Eier ab, ohne das Viva-
rium mit einem männlichen Hai
zu teilen. Nach Untersuchungen
handelt es sich um die erste Hai-
Jungfernzeugung in Europa. (dpa)

derStandard.at/Wissenschaft

Ihr weißes Fell bringt
Lipizzanern und anderen
Schimmeln ein größeres

Hautkrebsrisiko und
anderes Ungemach.
Forscher fanden nun

heraus, dass die weiße
Farbe auch einen überra-

schenden Vorteil hat.

ablegen. Aber offensichtlich nicht
nur dafür. Bremsen werden auch
vondunkel glänzendenPferde-At-
trappen anzogen, stellten die For-
scher fest. Weiße fanden die In-
sekten dagegen uninteressant.

Die Reflexion macht’s. Bei ei-
nem dunklen Fell ist die Intensi-
tät des nur schwach polarisierten,
gestreuten Lichts viel geringer als
der polarisierte Anteil, schreiben
Horváth und Kollegen in den Pro-
ceedings of the Royal Society B.
Weißes Fell dagegen hat eine viel
höhere rückstrahlende Kompo-
nente mit geringer Polarisierung.
Dadurch sind die Tiere für Brem-
sen nicht so gut sichtbar.

Ein struppiges Fell ist ebenfalls
vorteilhaft, wie Gábor Horváth ge-
genüber dem Standard erklärt.
„Während eine glänzend braune
Pferdemutter kontinuierlich ange-
griffenwurde, blieb ihr Fohlenmit
mattem Fell direkt neben ihr ver-
schont.“

Gleichwohl orientieren sich die
Insekten nicht nur optisch. „Der
Geruch der Wirtstiere und deren

Eine Frage der Reflexion

Budapest – Ein heißer Sommertag
im nordungarischen Hügelland.
Auf einer Wiese grasen zwei Pfer-
de, ein braunes und ein weißes.
Die Tiere machen einen unruhi-
gen Eindruck. Ständig schwingen
sie ihre Schweife, lecken sich oder
scheuern ihren Bauch mit einem
Hinterbein. Zwei Personen stehen
seelenruhig daneben. Immer wie-
der fotografieren sie die Pferde
und machen Notizen. Was geht
hier vor?

Die Menschen sind Angehörige
eines internationalen Forscher-
teams unter Leitung des ungari-
schen Biophysikers Gábor Hor-
váth von der Budapester Eötvös
Universität. Die Unrast der Pferde
hat einen guten Grund: Sie wer-
den ständig von blutsaugenden
Bremsen attackiert und versuchen
diese zu vertreiben. Doch das Ab-
wehren hält die Tiere immer mehr
vom Fressen ab. Gegen 13 Uhr ge-
ben sie schließlich entnervt auf
und ziehen sich in ein angrenzen-
des Waldstück zurück. Dort wer-
den sie weniger gestört.

Das Beobachten der Pferde soll
einen Verdacht bestätigen: Die
Forscher vermuten, dass weiße
Pferde aufgrund ihrer Fellfarbe
deutlich weniger von den geflü-
gelten Plagegeistern heimgesucht
werden als dunkel gefärbte Artge-
nossen. Die Vermutung bestätigt
sich. Auf den hochauflösenden
Bildern sind die Bremsen klar er-
kennbar. Beim braunen Pferd zäh-
len die Forscher 450 solcher In-
sekten, beim weißen nur 110.

Die Augen der Bremsen
Der unterschiedliche Grad der

Belästigung ist eine Frage der Op-
tik. Die Augen von Bremsen rea-
gieren äußerst sensibel auf hori-
zontal polarisiertes Licht. Die Tie-
re nutzen diese Fähigkeit unter
anderem dazu, um Gewässer auf-
zuspüren, in denen sie ihre Eier

Kurt de Swaaf

ausgeatmetes Kohlendioxid sind
ebenfalls wichtig“, sagt Horváth.
Allerdings hätten sich die Brem-
sen bei einem Versuch eher von
einer dunkel glänzenden Oberflä-
che anlocken lassen als von einem
matten, mit Pferdeschweiß durch-
tränkten Tuch. Anscheinend sei
unter bestimmten Bedingungen
der optische Reiz wichtiger als der
olfaktorische, so der Forscher.

Dies ist das erste Mal, dass Wis-
senschafter einen biologischen
Vorteil für Lipizzaner und andere
Schimmel gegenüber dunkler ge-
färbten Tieren entdecken. An-
sonsten leiden die Weißfelligen
überdurchschnittlich oft unter
Hautkrebs und einer genetisch be-
dingten Sehstörung. In freier
Wildbahn sind weiße Pferde zu-
dem besser sichtbar für Raubtiere
und somit leichtere Beute.

Menschen könnten sich durch-
aus mit weißer Bekleidung vor
Bremsen schützen, meint Hor-
váth, aber dieser Schutz sei wohl
nicht vollständig. Schließlich ge-
ben auch wir Duftsignale ab.

Im Winter
macht ein
weißes Fell
wenig Unter-
schied. Im
Sommer be-
wahrt es
Schimmel vor
lästigen Brem-
sen, die Weiß
schlechter
sehen können.
Foto: EPA
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Gold im Hoch, Griechenland im Tief
DEZEMBER 2009 Gold erreicht mit über 1200 Dollar ei-
nen historischen Rekordwert. Anleger konnten 2009
auf Dollar-Basis knapp 27 Prozent Ertrag lukrieren.
Griechenland gerät wegen des hohen Staatsdefizits von
12,7 Prozent des BIP immer mehr unter Druck. Die Ra-
tingagentur Fitch verbannt Griechen-
land aus der obersten Klasse der si-
cheren Schuldner. Ministerpräsident
Georgios Papandreou muss einen har-
ten Sparkurs fahren. Großbritannien
macht bei Banker-Boni ernst. Die Ban-
ker müssen bei Boni-Zahlungen über
25.000 Pfund die Hälfte an den Staat
abführen.

Boni-Zahlungen fließen wieder
JÄNNER/FEBRUAR 2010 Die Schuldenkrise Griechenlands
führt zu einer deutlichen Abwertung des Euro gegen-
über dem Dollar. Auch die Schuldensünder Portugal
und Spanien verfehlen die Stabilitätsvorgaben der
Währungsunion bei Weitem. Die Euro-Länder erklärten
sich beim EU-Sondergipfel grundsätzlich dazu bereit,
dem Land beizustehen, um die Stabilität des Euro zu
bewahren. Bei den US-Banken, die in der Zwischenzeit
den Großteil der Staatshilfen zurückbezahlt haben, flie-
ßen bereits wieder massiv die Boni-Zahlungen. JPMor-
gan Chase etwa schüttet für das Jahr 2009 die Rekord-
summe von 9,3 Mrd. Dollar an die Investmentmitarbei-
ter aus. Auch die Citigroup plant ähnlich hohe Boni
wie im Jahr davor. (bpf, go) Fotos: AP, APA, Reuters

Die Kärntner Hypo Group Alpe
Adria wird notverstaatlicht: Der
Mehrheitseigentümer BayernLB
(67,1 Prozent) sowie die Mit-
eigentümer Land Kärnten (12,4
Prozent) und Grazer Wechselsei-
tige Versicherung/Grawe (20,5
Prozent) erhalten jeweils einen
symbolischen Euro vom Bund.
Bei der BayernLB, die das Hypo-Debakel rund 3,7 Mrd.
Euro gekostet hat, muss Bank-Chef Michael Kemmer
den Hut nehmen. In Österreich beginnen die Aufräum-
arbeiten. Von der Staatsanwaltschaft Klagenfurt wird
ein Strafverfahren eingeleitet. Ermittelt wird gegen
„Verantwortliche der Bank“ primär in Richtung Un-
treue und Betrug.

Chinas Zögern zwischen Gas- und Bremspedal
Gute Wachstumszahlen kaschieren Sorgen über die zunehmenden Risiken des Staatskapitalismus

Peking – Chinas Politiker lieben
blumige Umschreibungen. Vize-
premier Li Keqiang, der für 2012
designierte Nachfolger von Pre-
mier Wen Jiabao, rief beim Welt-
wirtschaftsforum in Davos: „Ob-
wohl noch Winter ist, fühlen wir
schon den Frühling der wirt-
schaftlichen Erholung nahen.“
Chinas Wirtschaft 2009 sei um 8,7
Prozent gewachsen. China wolle
auch 2010 die Rolle eines „Motors
der Weltwirtschaft“ spielen: „Wir
sind gut aufgestellt, um langfristi-
ges, schnelles und stetiges Wachs-
tum zu erzielen.“ Am selben Tag,
als sich der Vizepremier so zuver-
sichtlich gab, hörte
man aus der Zentral-
bank in Peking War-
nungen vor Inflation,
Finanz- und Wäh-
rungsrisiken. 2009
habe China 9600 Milli-
arden Yuan (960 Mrd.
Euro) an Krediten ver-
geben und stehe nun
vor „Risiken“ mit schlechten Kre-
diten bis zur Blasenwirtschaft.

Auch im Ausland ist man skep-
tisch. Anfang 2009 unterboten
sich Weltbank und IMF mit pessi-
mistischen Prognosen über Chi-
nas Wachstum. Die Weltbank
tippte auf nur 6,5 Prozent, der IWF
auf fünf Prozent. Ein Jahr später
überbieten sie sich für das Jahr

2010. Von 8,9 Prozent geht die
Asiatische Entwicklungsbank
aus, von neun Prozent der IWF
und die Weltbank. Wirtschaftsan-
walt Gordon Chang, der 2001 den
„kommenden Zusammenbruch
Chinas“ voraussagte, wiederholt
seine Warnung für 2010. Nobel-
preisträger Paul Krugman sieht
auch schwarz: „2010 wird das Jahr
Chinas, aber anders, als die meis-
ten denken.“

Auch in China selbst ist man ge-
spalten. Pekings Statistiker be-
fürchteten Anfang 2009 Wirt-
schaftseinbruch und Deflation.
Anfang 2010 beschwören sie die
Gefahr der Überhitzung. Die
Schlagzeilen der chinesischen

Wirtschaftspresse
spiegeln den Aufhol-
kurs wider: China hat
Deutschland als Ex-
portweltmeister und
die USA als größten
Automarkt der Welt
abgelöst und steht
kurz davor, Japan als
zweitgrößte Volks-

wirtschaft der Welt zu ersetzen.
Die Regierung kurbelt mit Rekord-
vorhaben die Wirtschaftsentwick-
lung an. Die Bürger sollen stolz
sein, aber keine Fragen stellen. Pe-
king will etwa die Atomenergie im
großen Stil bis 2020 ausbauen. Es
gibt keine Debatte über Gefahren,
keine Aufklärung über Atommüll-
lagerung. Es gibt auch keine Dis-

Johnny Erling

kussion über den gigantischen
Ausbau des Schienennetzes mit
42 neuen Hochgeschwindigkeits-
strecken.

Staatskompetenz
Den Erfolg argumentiert die

Propaganda mit einer Kombina-
tion aus Zentralismus und der
Rückkehr zur modernen Form der
Planwirtschaft. Die „Volkszei-
tung“prägt denBegriff der „Staats-
kompetenz“. Während das westli-
che „Modell des neuen Liberalis-
mus in der Sackgasse landete“,
fuhr Chinas Sozialismus „an der
Kreuzung“ auf die Überholspur.
Staatskompetenz bedeute, alle
Kräfte auf ein Ziel zu konzentrie-
ren, schnelle Entscheidungen zu
treffen und umzusetzen.

Aber Chinas Wirtschaft ist nicht
effizienter geworden. Im Gegen-
teil. Das Wachstum bringt neue Ri-

siken: Inflation, Überkapazitäten,
Handels- und Währungsstreit mit
dem Ausland, Immobilienblasen:
Der Verbrauch von Rohstoffen ist
extrem. Die Stahlbranche erzeug-
te mit 563 Millionen Tonnen den
meisten Stahl der Welt, musste
aber 630 Millionen Tonnen Eisen-
erz einführen. Auch der Automo-
bilbau, Motor der Konjunktur, gibt
zuvielGas.DiePlanungsbehörden
errechnen für 2010 Überkapazi-
täten von drei Millionen Fahrzeu-
gen. Als positiv bewertet man die
Stimulierung der Landwirtschaft.
Chinas Bauern konnten 2009 Ge-
treide-Rekordernten von 530 Mil-
lionen Tonnen einbringen. In ei-
nem Land mit 700 Millionen Bau-
ern und 150 Millionen, die weni-
ger als einen US-Dollar pro Tag
verdienen, ist das die beste Stabi-
litätssicherung für wechselhafte
Zeiten.

In Peking
versucht man
die Zukunft
mit „Staats-
kompetenz“
zu
kalkulieren.
Foto: Reuters

Urban Tools, die Wiener Taschen-
designer für digitale Gadgets, sind
bereits von Kopf bis Fuß auf App-
les iPad eingestellt. PocketBar bie-
tet der neuen Wundertafel ein mit
einem wasserdichten Reißver-
schluss und widerstandsfähigem
Material geschützte Schulterta-
sche im Jeanslook. Weitere Fächer
beherbergen, was digitale Noma-
den so mit sich schleppen, von
Handy und MP3-Player bis zu
Kopfhörern und Geldbörsel. Wer
keine Hüfttasche will, findet bei
Urban Tools auch Gürtel- und
Schultertaschen. PocketBar gibt
es ab Ende März um 80 Euro, bei
www.urbantool.com. (red)

Wiener Designer
schon iPad-ready

HOT STUFF

TICKER
Motorola legt

Teilungsplan vor
Schaumburg – Motorola legte offi-
ziell den Teilungsplan vor, der
Anfang 2011 vollzogen werden
soll. Aus Consumer-Produkten
(Handys, Settop-Boxen) und Netz-
werk- und Funktechnik werden
eigene Firmen, die Aktionäre er-
halten Aktien von beiden. (red)

Microsoft Office für Mac
bekommt wieder Outlook

Redmond–DienächsteVersiondes
Microsoft-Pakets für den Mac, Of-
fice 2011, erhält wieder Outlook
als Organizer, passt sein Interface
an die Windows-Version an und
erscheint Ende 2010. (red)

Die Balance, wie
komplexe Geräte einfach
zu gestalten sind und sie

dennoch Zugang
zu vielen Funktionen

bieten, ist das Geheimnis
guten Designs.

Usability-Forscher sind
ihm auf der Spur.

Auf der Suche
nach einfachen

Wegen zur Vielfalt

Wien – Wer selbst schon einmal
von einem Handy der Marke X auf
ein Handy der Marke Y umgestie-
gen ist, kennt das Problem: Der
Ein- und Ausschaltknopf liegt an
einer anderen Stelle, statt auf Tas-
ten wird vielleicht auf einer be-
rührungsempfindlichen Oberflä-
che (sprich Touchscreen) herum-
getippt, selbst die Einstellungen
für die Weckerfunktion ist bei je-

Karin Tzschentke

dem Gerät eine andere. Es braucht
einige Zeit, bis der Nutzer mit sei-
nem neuen Mobiltelefon wieder
auf Du und Du ist.

Was für die „young generation“,
für die Lernen neuer Konzepte auf
der Tagesordnung steht, ein Kin-
derspiel ist, kann für ältere Men-
schen Ärger, Frust und das Gefühl
erzeugen, von einer wichtigen
Entwicklung in der Kommunika-
tion ausgeschlossen zu sein.

Usability-Forscher wie Ian Hos-
king vom Engineering Design Cen-
trederUniversity ofCambridge ge-
hen deshalb seit vielen Jahren der
Fragenach,warumGeräte allerArt
nicht leichter zu nutzen sind. „Wir
wollen damit auch herausfinden,
wie viele Leute von der Benutzung
ausgeschlossen sind und wie wir
sie hereinholen können“, erläutert
der Wissenschafter, vor kurzem zu
Gast in Wien bei der Konferenz
„Mobile Communication in an
Ageing Society“ – ausgerichtet von
Emporia, einem Linzer Familien-

unternehmen, das sich auf die Pro-
duktion von Seniorenhandys spe-
zialisiert hat.

„ÄltereMenschen sind etwamit
Konzepten aufgewachsen, dass
das Drücken auf einen Schalter
eine konkreteAktion auslöst, etwa
beim Lichtschalter“, schildert
Hosking im Standard-Gespräch.
„Auf einem Handy hingegen gibt
es viele Knöpfe für viele unter-
schiedliche Funktionen.“

Daraus abzuleiten, dass das
Ein-Knopf-Handy der Weisheit
letzter Schluss wäre, führt jedoch
aufs Abstellgleis – auf dem sich
Senioren so wenig wie alle ande-
ren Bevölkerungsgruppen abge-
schoben sehen möchten. „Es gibt
zwar automatische Klaviere, nur
ist damit der Spaß, die Herausfor-
derung, ein Klavier beherrschen
zu können, nicht gegeben“, nennt
Hosking einen weiteren Punkt,
der beimDesignvonGerätennicht
außer Acht gelassen werden dürfe.

Es gehe bei Usability darum, die
Balance zu finden, Geräte einfach
zu gestalten und doch gleichzeitig
Zugang zu mehr Features zu fin-
den. Deshalb sei eine Art eierle-
gende Wollmilchsau nicht erstre-
benswert. „Wenn wir beginnen zu
verstehen, dass jeder Mensch un-
terschiedliche Bedürfnisse hat,
verstehen wir auch, wie wichtig
Auswahlmöglichkeiten sind.“

Eine glückliche Fügung bei Mo-
biltelefonen und Computern sei
dabei die Touchscreen-Technolo-
gie. „Mit ihr lassen sich ohne gro-
ßen Kostenaufwand über Soft-
ware viele individuelle Einstel-
lungen und Anwendungen ein-
richten.“ Nutzer, gleich welchen
Alters, werden so zu Designern in
eigener Sache.

Senioren
wollen
leicht zu
bedienende
Handys,
deshalb
aber noch
lange keine
„simplen“
Geräte.
Foto: AP
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müssen, ist aber, so lehrt es der
Sport, kein Zufall. Nicht umsonst
war im Schatten des Franz Klam-
mer der Werner Grissmann bloß
der „Zwischenzeit-Weltmeister“.
À la longue setzt sich, allen mög-
lichen Ausreißern zum Trotz,
eben doch der Bessere durch.

Der nimmt dann – so weit
spricht Abba die
Wahrheit – alles,
während die Griss-
manns dieser Welt
klein danebenstehen
mit großen Augen
und leeren Taschen,
in die sich nun die
Finanzminister erst
recht anschicken hi-

neinzugreifen ein weiteres Mal.
Ein wenig ist es so, als hätte ei-

ner gegen den Buchmacher gewet-
tet, muss aber am Ende feststellen,
dass dieser eigentlich ein Totali-
sator war. Im Vertrauen darauf,
dass die Quote, die jener verkaufs-
fördernd unters Volk gebracht hat,
hält, hielten die – sagen wir – Pen-
sionsfonds dagegen. Aber dann
stellte sich zum Entsetzen aller
Beteiligten heraus, dass es keine
Quote gibt, sondern alles durch
alle dividiert werden muss.

Die Ausländer – um jetzt nach
Österreich zu kommen – haben es
da leicht. Erstens bekommen sie
sowieso alles hineingesteckt. Und
zweitens erfinden sie nötigenfalls
– ist es nicht schonwieder soweit?
– ein Wunderwachs. Und das
bringt dann wohl auch die schwe-
re Frage auf den Punkt: Wo ist das
Geld? – Na, sicher nicht bei uns!

Sondern. Eben.

Der Buchmacher als Totalisator
Der Sport ist das Theater der durchökonomisierten Welt, und Abba sang schon 1980 deren Hymne

DerSport –das ist jetzt keineswegs
eine scharfsinnige Beobachtung,
sondern wenig mehr als ein öder
Allgemeinplatz – der Sport ist das
Theater des entfesselten Kapita-
lismus. Früher, als dieser sich
noch durch so altvaterische Ge-
mütsregungen wie Scham oder
Gottesfurcht gehemmt fühlte, war
das Theater „des sittlichen Bür-
gers Abendschule“, wie die Wie-
ner Theaterwissenschafterin Hil-
de Haider das einmal formulierte.
Diese gesellschaftliche Rolle hat
sich längst zugunsten einer x-be-
liebigen Belanglosigkeit, ja Erbau-
ung aufgelöst. Wer sich selbst als
quasi allegorische Figur in einer
symbolisch überhöhten Situation
erleben will, geht auf den Sport-
platz. Weil, eh schon wissen: The
winner takes it all.

Waren es früher bloß gehobelte
Bretter, so sind es mittlerweile
kurzgeschorene Rasenflächen,
schneebedeckte Hänge, Asphalt-
pisten, Tartanbahnen oder mit fei-
nemSandgefüllteGruben,welche
die Welt bedeuten. Was zuerst
war, die Bedeutung oder die Welt,
ist unerheblich. Die diesbezügli-
che Frage gliche der nach der Hen-
ne und ihrem Ei.

Welt wie Bedeutung fokussie-
ren ihre ungeteilte Aufmerksam-
keit auf den Winner. Denn, so du-
delten es Abba schon anno 1980
allen Sportlern und Börsianern
ins Stammbuch: „The loser stan-
ding small.“ Welcher Lehman
Brother wollte das schon ernsthaft
abstreiten?

Gut, wird oft eingewendet, aber
sportlicherseits gibt es doch im-
merhin das „Ideal der Fairness“. Ja
freilich, muss da geantwortet wer-
den. Das gibt es nicht nur in der
Bedeutung, sondern spiegelgleich
in der Welt. Dort heißt es „Markt-
regel“. Die sieht zum Beispiel ein
strenges Verbot gegen alles Kar-
tellartige und Wettbewerbsverzer-
rende vor. Und das – nur zum Bei-
spiel – ist ja auch der Grund dafür,
dass es gerade in Österreich eine
so blühende, weil unter solch fai-
ren Bedingungen florierende Me-
dienlandschaft gibt.

Wer wollte da etwa dem Bern-
hard Kohl vorwerfen, unerlaub-
terweise mediamiliger sein zu
wollenalsMediamil erlaubterwei-
se? Es hätte doch auch gutgehen
können. So wie das mit den Sub-
prime-Derivaten auch hätte gut
ausgehen können (wenn auch

wahrscheinlich nur in einer ande-
ren Welt). So gesehen war es – und
hören wir das nicht eh schon wie-
der Tag für Tag? – schlicht ein
Pech, quasi Gottes Wille, der halt
die Bäume nicht und nicht in den
Himmel wachsen lassen will.

Was also will man machen,
wenn der Herrgott nicht will? Wer
nicht aufs Stockerl
kommt, erntet – wie die
sagen, die Blech reden
– Blech. Dann hat man,
so tröstet sich jeden-
falls der Österreicher,
wenigstens „praktisch
gewonnen“, was so viel
bedeutet, dass man es
theoretisch eh zumin-
dest so draufgehabt hätte wie, sa-
gen wir: Wolfgang Kulterer und
seine smarte HAAG.

Dass es immer die Gleichen
sind, die sich mit Blech begnügen

Wolfgang Weisgram

„Hit Money“, © Justine Smith

Englands Fußballer
verweigern Kampagne

London – Eine Kampagne des eng-
lischen Fußball-Verbandes FA ge-
gen die Diskriminierung von Ho-
mosexuellen ist wegen mangeln-
der Beteiligung verschoben wor-
den. Die Spieler-Vereinigung PFA
konnte keinen einzigen Profi für
die Erstellung eines entsprechen-
den TV-Spots finden. „Alle den-
ken, dass Fußballer voller Selbst-
bewusstsein sind, aber solche
Themen sind nicht einfach“, sag-
te PFA-Generaldirektor Gordon
Taylor. „Das war beim Kampf ge-
gen Rassismus auch lange so, als
nicht einmal farbige Spieler zum
Thema Fremdenfeindlichkeit
Stellung beziehen wollten.“ (sid)

Judo-Weltcup als EM-Test
für Paischer und für Wien

Wien – Zwei Monate vor der Judo-
Heim-EM (22. bis 25. April) kann
man sich am Wochenende (Vor-
runde jeweils 10, Finalrunde 16
Uhr) mit dem Weltcup im Wiener
Dusika-Stadion auf das Großereig-
nis einstimmen. Viele der 23
Österreicher treten zum ersten
Mal im Weltcup an und wollen
sich Cheftrainer Udo Quellmalz
empfehlen. Schärfster Rivale des
Olympiazweiten Ludwig Paischer
dürfte am Samstag der japanische
Junioren-Weltmeister Hirofumi
Yamamoto sein. (red, APA)

Segeln: Oracle führt im
America’s Cup mit 1:0

Valencia – Nach zweimaliger Absa-
ge konnte am Freitag die Auftakt-
regatta beim 33. America’s Cup
vor Valencia stattfinden. Der
Schweizer Titelverteidiger Aling-
hi war gegen Herausforderer
BMW-Oracle aus den USA chan-
cenlos, hatte im Ziel mehr als drei
Kilometer Rückstand. Wer zwei-
mal siegt, hat den Cup. Fortset-
zung am Sonntag. (red)

KURZ GEMELDET

TERMINE

Basketball/Bundesliga, 22. Runde, SAMSTAG:
Clubs Vienna – Güssing, Traiskirchen – Kapfen-
bergh, Graz – Fürstenfeld (alle 18), Wels – Oberwart
(19), SONNTAG: Klosterneuburg – Wörthersee Pira-
ten, St. Pölten – Gmunden (beide 17)
Handball/HLA, SAMSTAG: aon Fivers – Linz, Tulln –
Hard, Union Leoben – Schwaz, Bregenz – West Wien
(alle 19)
HandballChallenge Cup,HERREN, SAMSTAG, Ach-
telfinale, Hinspiel: medalp Tirol – Bologna United
(18.30, Innsbruck)
Judo/Weltcup/Wien,SAMSTAG,SONNTAG(Dusika-
Stadion, jeweils 10)
Pferdesport/Traben/Krieau, SONNTAG (14), Tipps:
1 Arc Rambo Mo, 2 Timmy H, 3 Farith’s Shakira, 4
Tom Sawyer, 5 Victoria Venus, 6 Carry Dwen, 7 Vici,
8 Made In Play R, 9 Twister K, 10 Bodos Sturm, 11
Dancing Queen
Volleyball/MEL, 17. Runde, DAMEN, SAMSTAG:
Klagenfurt – Maribor (18.30), SONNTAG: SVS Post –
Bratislava (15.30)

EISHOCKEY

Asiago-Cup: Österreich – Frankreich 4:3 n. V. (1:1,
0:0, 2:2 – 1:0) – Tore: Grabher Meier (2.), Nageler
(60.), Rebek (60.), Unterluggauer (62./PP); Bellema-
re (10.), Gras (51., 60.)
NHL: Carolina –BuffaloSabres (1Assist ThomasVa-
nek) 4:3 n. V., Ottawa – Washington 6:5, Florida –
Vancouver 0:3, Detroit – San Jose 2:3 n. P., Tampa
Bay – Boston 4:5, Calgary – Dallas 1:3, LA Kings – Ed-
monton 2:3 n.P

FUSSBALL

Deutschland, 22. Runde, SAMSTAG: Leverkusen –
Wolfsburg, Stuttgart – Hamburg, Bochum (Fuchs) –
Hoffenheim (Iberstberger), Hannover – Bremen
(Prödl), Hertha BSC – Mainz (Ivanschitz), Bayern
(Alaba) – Dortmund; SONNTAG: Schalke – Köln,
Frankfurt (Korkmaz) – Freiburg
Spanien/Cup, Halbfinale, Rückspiel: Racing San-
tander – Atletico Madrid 3:2 (Hinspiel: 0:4), damit
Madrid im Finale (26. Mai) gegen FC Sevilla

RADSPORT

Katar-Rundfahrt, Endstand nach 6 Etappen: 1. Mol
(NED), 19 Eisel (AUT) +3:41

TENNIS

Rotterdam, 1,445 Mio. Euro, HERREN, Viertelfinale:
Dawidenko (RUS/2) – Melzer (AUT) 6:3, 6:2, Djoko-
vic (SRB/1) – Mayer (GER) w.o., Söderling (SWE/3) –
Benneteau (FRA) 6:0, 6:1
San Jose, 600.000 Dollar, HERREN, Achtelfinale:
Roddick (USA/1) – Mayer (ARG) 6:3, 6:2, Verdasco
(ESP/2) – Becker (GER) 7:5,6:2
Paris,700.000 Dollar, DAMEN, Viertelfinale: Pennet-
ta (ITA/2) – Garbin (ITA) 6:1, 6:3
Pattaya City, 220.000 Dollar, DAMEN, Viertelfinale:
Swonarewa (RUS/1) – Bammer (AUT/5) 6:0, 7:6 (5)

GANZ KURZ

TIPP3-BUNDESLIGA

FREITAG
LASK – Rapid (nach Redaktionsschluss)

SAMSTAG
Austria Wien – Kapfenberger SV
Horr-Stadion, 18, Brugger
bisher: 3:0 (h), 0:1 (a)

SV Mattersburg – SCWr. Neustadt
Pappel-Stadion, 18, Lechner
bisher: 0:3 (a), 1:3 (h)

SV Ried – Red Bull Salzburg
Keine-Sorgen-Arena, 18, Eisner
bisher: 1:0 (h), 1:1 (a)

SONNTAG
Austria Kärnten – Sturm Graz
Hypo-Group-Arena, 15.30/live ORF, Drachta
bisher: 1:3 (h), 0:4 (a)

FUSSBALL
Rapid 19 12 5 2 44:18 41
Red Bull Salzburg 19 11 6 2 37:17 39
Austria Wien 19 11 3 5 33:23 36
Sturm Graz 19 8 6 5 28:19 30
SV Ried 19 7 6 6 24:19 27
Wr. Neustadt 19 7 3 9 33:36 24
Mattersburg 19 7 2 10 26:34 23
LASK Linz 19 4 6 9 40:52 18
Kapfenberg 19 5 3 11 22:37 18
Austria Kärnten 19 1 4 14 14:46 7

TORSCHÜTZEN
14: Wallner (Salzburg/LASK)
12: Salihi (Rapid)
10: Janko (Salzburg)

NÄCHSTE RUNDE

Freitag, 19. 2.: Wiener Neustadt – Rapid (19.30)

Samstag,20.2.:Sturm–Mattersburg,Austria –Kärn-
ten, Kapfenberg – Ried (alle 18)

Sonntag, 21. 2.: Salzburg – LASK (15.30/ORF 1)

Der Fußball trotzt dem Schnee und
beginnt sein Frühjahr. Die Austria
setzt gegen Kapfenberg auf Stürmer

Roland Linz, Salzburg wird das Spiel
in Ried mit Respekt bestreiten.

Auch Fußball ist ein Wintersport

Ried/Wien – Die programmgemäße
Abwicklung der österreichischen
Fußballbundesliga an diesem Wo-
chenende ist weit wahrscheinli-
cher als die planmäßige Durch-
führung so manch olympischer
Bewerbe in Kanada (Abfahrt, Ski-
springen), jedenfalls sollten die
vier Stadion benützbar sein. Am
Samstag gastiert Meister Red Bull
Salzburg in Ried, da kann man sa-
lopp von einem Angstgegner spre-
chen (0:1 und 1:1). Trainer Huub
Stevens sagt: „Wir haben Res-
pekt.“ Auf die überaus bescheide-
ne Leistung beim 0:2 im Cup ge-
gen Sturm Graz ist Stevens nicht
näher eingegangen. „Die Platzver-
hältnisse sind keine Ausrede, ein
Profi muss sich auf alle Bedingun-
gen einstellen können. Das ist rei-
ne Kopfsache.“

Die Wiener Austria ist daheim
gegen Kapfenberg schwer zu favo-
risieren, Trainer Karl Daxbacher
erwartet eine steirische Abwehr-
mauer. Nicht nur um diese zu
überwinden, wurde der in der
Türkei unglücklich gewesene Ro-
land Linz verpflichtet (schon zum
dritten Mal). Daxbacher lobt den
Ehrgeiz des 28-jährigen Stürmers.
„Man muss ihn fast bremsen.“
Linz hat sich festgelegt. „Unser
Ziel ist der Meistertitel, der Rück-
stand ist nicht groß.“ Daxbacher
schwächt ab: „Wir haben die Visi-
on, vorne dabei zu sein.“

Die Austria hat seit geraumen
Zeiten Probleme mit den eigenen
Fans (natürlich nicht mit allen),
negativer Höhepunkt waren die
Geschehnisse vom 3. Dezember
2009, da wurde beim 0:3 gegen

Athletic Bilbao der Platz quasi ge-
stürmt. Die 65 Stadionverbote für
Angehörige der Fanclubs „Fana-
tics“ und „Unsterblich“ wurden
allerdings wegen rechtsextremer
Kundgebungen während dieser
Partie verhängt. Vor die Tribünen
Ost und West wurden Netze auf-
gehängt, wer eine Karte für Ost
kaufen möchte, muss einen Aus-
weis vorlegen. Vorstand Thomas
Parits hofft, „dass sich, wenn wir
konstant gute Leistungen zeigen,
alles wieder beruhigt.“

Peter Schöttel wiederum hofft
in Mattersburg auf einen gelunge-
nen Einstand als Trainer von Wie-
ner Neustadt. Hoffnungslos abge-
schlagen ist Austria Kärnten,
trotzdem wird am Sonntag Sturm
begrüßt. (red)

Fleißige
Menschen
sorgen
dafür, dass
der Schnee
in den
Stadien
geräumt
wird. Den
Rest erledigt
dann die
Heizung
unterm
Rasen.
Foto: Reuters
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Auch Persönlichkeiten des
gesellschaftlichen Lebens
sind heutzutage nicht da-

vor gefeit, von ihren seelischen
Erschütterungen vor der Öffent-
lichkeit Zeugnis ablegen zu müs-
sen. Das hängt mit dem zusam-
men, was in Österreich nun ein-
mal „die Gesellschaft“ ausmacht.
Diese Woche traf es eine gewisse
Katzi, die zwischen der Lugner-
City und einem Gentlemen Club,
sowie einen Grafen Ali, der zwi-
schen London und Luising pen-
delt. Auf beiden liegt ein schnö-
der Verdacht, wenn auch leicht
unterschiedlicher Natur, von
dem sich reinzuwaschen sie eini-
ges daransetzten.

Besagte Katzi versuchte das in
einem Brief an „Österreich“, oder
genauer gesagt in einer Stellung-
nahme von Frau Anastasia Sokol
zu den gegen sie in der Ausgabe
der Zeitung „ÖSTERREICH“ vom
09. 02. 2010 erhobenen Vorwür-
fen („Lugners ,Katzi‘ war ein Call-
girl“).Dashatte dieZeitung inder
Tat groß auf Seite 1 behauptet,
ein Vorwurf dubioser Geschäfts-
anbahnung, den Lugners Katzi
mit ähnlicher Verve zurückwies

wie der Graf Ali, was insoferne
nahelag, als sich die jeweiligen
Dienstleistungen nur in der Sa-
che, nicht aber im Prinzip unter-
scheiden.

Vor allem galt es, die Behaup-
tung von Katzis Puff-Kollegin „Sie
hatte zwei bis drei Freier pro
Nacht“ glaubwürdig zu widerle-
gen, was Frau Anastasia Sokol ge-
lang, ohne dass der Gentlemen
Club auch nur einen Cent, ge-
schweige denn 328 Millionen
Euro zahlen musste. Dem Ri-
chard und allen Leserinnen und
Lesern von ÖSTERREICH versi-
chere ich, dass ich niemals als
„Callgirl“ gearbeitet habe. Und:
DieFotos vonmir, dieaufderWeb-
seite des „Gentlemen-Club“ veröf-
fentlicht wurden, waren zu einem
gänzlich anderen Zweck angefer-
tigt worden.

Doch wie leicht rutscht man in
etwas hinein! Mit dem Mann, den
ich dort kennen gelernt hatte – ich
weiß nicht, ob er „Gast“ oder
„Angestellter“ des Clubs war (in
meiner naiven Verliebtheit war

mir dasauchegal) – verbandmich
in der Folge für wenige Monate
eine sehr lockere Beziehung, da er
kein Interesse an einer fixen
Partnerschaft zeigte. Nicht jeder
ist ein Lugner. Ich hatte ihm dann
noch im Sommer 2009 einen
„Online-Liebesbrief“ geschrieben
(nachzulesen unter www.wien-
konkret.at/leute/liebe/liebesbriefe

/ani), danach habe ich jedoch nur
mehr einmal etwas von ihm ge-
hört. Seine Telefonnummer habe
ich auch nicht mehr, seit mir mein
Handy während des Thailand-Ur-
laubs mit Richard ins Wasser ge-
fallen ist.

Katzis Schicksal ähnelt ten-
denziell dem des Grafen Ali. Der

beteuerte in einem Interview –
exklusiv! – mit „News“: ,Niemand
hat mich freigekauft. Ich war nur
Spielball.‘ Auch diese Aussage
könnte für Katzi gelten: Denjeni-
gen möchte ich sehen, der Millio-
nen für meine Freilassung be-
zahlt. Nur, dass sie bei ihr glaub-
würdiger klängen, denn irgend-
wer hat sich das Spiel ja doch
eine dreistellige Millionensum-
me kosten lassen. Aber anders als
Katzi ist ihm nicht das Handy ins
Wasser gefallen, er sagt vielmehr:
Die Umstände sind mir nicht be-
kannt.

Katzi kann sich zwar erklären,
warumsie zumSpielball gemacht
wurde, aber noch nicht von wem:
Ich weiß nicht, von wem diese
Kampagne gegen mich gestartet
wurde, allein der Umstand, dass
diese nur zwei Tage vor dem
Opernball losgetreten wurde, soll-
te aber jedem zu denken geben.
Offensichtlich will irgendjemand
dem Richard damit schaden. Da
sieht Graf Ali schon klarer: ,Es ist
billige Parteipolitik. Ich genieße

eben keine hohen Sympathiewer-
te.‘ Nicht einmal beim Chefre-
dakteur von „News“, der fand:
Durchaus rührend, wie dieser im
NEWS-Interview erzählt, was er
alles in der englischen Haft erlebt
hat. Freilich, das Mitleid hält sich
in überschaubaren Grenzen. Vor
allem, wenn man weiß, wie der
Graf sonst so seine Tage verbringt.

Vielleicht rührte das begrenz-
te Mitleid auch davon, dass
„Österreich“ den Waffen-Grafen
schon am Dienstag im Interview
sagen ließ: Na, mir geht es furcht-
bar. Was glauben denn Sie, wie es
einem in so einer Situation geht?
Weiteres verweigerte er mit der
Absage: Ich kooperiere nicht mit
Medien, mein Anwalt sagte schon,
wir kooperieren nur mit der Justiz.
Zwei Tage später fand die Koope-
ration mit „News“ auf fünf Seiten
ihren Niederschlag. Ich habe ge-
hört, es geht Ihnen furchtbar, gab
sich der „News“-Interviewer da-
bei als „Österreich“-Leser zu er-
kennen, nur um gerüffelt zu wer-
den: Quatsch. Das ist erstunken
und erlogen. Ich habe „Öster-
reich“ kein Interview gegeben und
werde dieser Zeitung nie eines ge-
ben. Schön, dass es noch Men-
schen mit Prinzipien gibt.

Man ist ja nur SpielballGünter Traxler

Meinrad Rahofer
1956–2010

Salzburg – Die Medienbranche
trauert um den Manager des Kura-
toriums für Journalistenausbil-
dung. Meinrad Rahofer starb mit
54 an den Folgen eines Schlagan-
falls. Rahofer setzte sich für Qua-
lität im Journalismus ein. (red)

Wiener Volksbefragung:
Ein Drittel für die „Krone“

Wien – Martin Margulies von den
Wiener Grünen hat erhoben, wo
die Stadt ihre Volksbefragung be-
wirbt: Ein Drittel des Werbevolu-
mens floss in die Krone, weit vor
Eva Dichands Heute und Öster-
reich. (fid) derStandard.at/Medien

GANZ KURZ
+++ Gegen eine zeitversetzte „ZiB 2“
auf 3sat spricht sich der ORF aus.
+++ Wolfgang Fuchs leitet die Re-
daktion der ORF-Onlinedirektion.

MEDIENJOURNAL

Vom Dach aus gegen Ahmadi-Nejad: Weltbeste Pressefotos

Frauen machen von einem Dach in Teheran aus
ihrem Ärger Luft über die Umstände der Präsi-
dentschaftswahlen im Iran, rufen am 24. Juni
2009 ihren Protest in den Nachthimmel. Der ita-
lienische Fotograf PietroMasturzo hielt diese Sze-
ne fest: Laut Jury der World Press Photo Awards
in Amsterdam das beste Pressebild der Welt aus

dem Jahr 2009. Es zeigt den Beginn „einer großen
Story, und es berührt Auge und Emotion“, findet
die Jury. Der Hauptpreis ist mit 10.000 Euro und
einer Kamera dotiert. Die Wiener Galerie West-
licht zeigt alle Preisträger heuer von 7. Oktober
bis 4. November. Foto: Pietro Masturzo / EPA

Mehr prämierte Fotos unter derStandard.at/Preise

Medienmultis gewinnen wieder
Murdoch & Co im Plus: Filme, DVDs, Sparen, Werbung

New York / München / Wien – Wirt-
schaftskrise ist Werbekrise ist Kri-
se der Medien, denen zudem das
InternetKonkurrenzmacht.Umso
überraschender melden Medien-
multis wieder Gewinne.
Q Viacom (MTV, Paramount) stei-
gertedenGewinn imviertenQuar-
tal von 173 vor einem Jahr auf 694
Millionen Dollar – mehr DVDs
verkauft, etwa Star
Trek, Transformers 2.
QRupertMurdochs News
Corp. setzte Ende 2009
mit Filmen (Avatar),
DVDs, besserem Wer-
begeschäft mehr um.
254 Millionen Dollar
Gewinn nach 6,4 Mil-
liarden Verlust. Mur-
dochs Zeitungen (Times, Sun,
Wall Street Journal) sparten hart,
steigerten ihre Gewinne um ein
Drittel. Murdoch verkauft den In-
dex Dow Jones nun für 608 Millio-
nen Dollar der Futurebörse CME.

QTimeWarner schrieb nach 16 Mil-
liarden Dollar Ende 2008 im letz-
ten Quartal 2009 627 Millionen
Gewinn, dank DVDs (Hangover),
TV-Zuwächsen, Sparen.
Q Disney überraschte mit stabilem
Quartalsgewinn von 844 Millio-
nen Dollar (nach 845). mit mehr
Werbung und TV-Abos; Filmstu-
dios (Touchstone, Pixar) kamen

aus den roten Zahlen.
QBertelsmann, Europas
größter Medienkon-
zern, dürfte dank RTL
und 900-Millionen-
Sparprogramm seinen
allerersten Verlust
doch abwenden.
Q ProSiebenSat.1 über-
rascht mit 144,5 Mil-

lionen Euro Überschuss 2009
nach 129 Millionen Miese. Der
Werbemarkt habe angezogen. Der
Konzern, mit 3,3 Milliarden Euro
verschuldet, spart heftig, etwa bei
Nachrichten. (fid)

Tagelang in Kitzbühel, auf
allen großen Bällen: Die

Feierlaune der ORF-Chefs
findet eine Aufsichtsrätin
„inakzeptabel“. Immerhin:
Alexander Wrabetz kann

dem Aufsichtsrat für
2009 weniger Verlust
als geplant melden.

2009 lief für ORF
besser – trotz

feiernder Chefs

Wien – Der Medienrummel um
Lindsey Lohan, Dieter Bohlen &
Co lohnte sich ein wenig für den
ORF: 88.000 Livezuschauer mehr
als 2009 interessierte die Eröff-
nung des Opernballs im Schnitt.
Damit ist der klare Abwärtstrend
der ORF-Übertragung vorerst ge-
stoppt.

1,78 Millionen verfolgten die
Eröffnung des Staatsgewalzes
2007 im ORF. 1,52 Millionen wa-
ren noch 2008 dabei. 2009 interes-
sierte der Ball noch 1,34 Millio-
nen. Diesmal waren immerhin
1,43 Millionen dabei.

Unter ihnen: Huberta Gheneff,
ORF-Stiftungsrätin, entsandt vom
BZÖ. Wieder einmal vor den Ka-
meras: General Alexander Wra-
betz und andere Mitglieder der
ORF-Führung. Gheneff platzte
spätestens da der Kragen.

Gheneff kritisiert im Gespräch
mit dem Standard „vehement,
dass die Geschäftsführung des
ORF ständig bei Societyevents zu
sehen ist“. Und: „Es ist inakzepta-
bel, dass ein großer Teil der Ge-

schäftsführung
tagelang in Kitz-
bühel ist. Es
kann mir auch
niemand erklä-
ren, warum der
ORF-Generaldi-
rektor auf sämt-
lichen großen
Bällen präsent
sein muss.“
Gheneff will im
Stiftungsrat

eine Diskussion über die Manage-
mentkultur eröffnen. Der ORF sei
„nach wie vor ein Sanierungsfall“,

Harald Fidler

noch könne sich „niemand zu-
rücklehnen im Vertrauen, dass es
schon bergauf geht“.

Noch immer deutlich in den ro-
ten Zahlen, aber besser als be-
fürchtet, dürfte nach Standard-In-
fos die Bilanz des ORF für 2009
ausfallen. Die Rohdaten, vor all-
fälliger Bilanzgestaltung: rund 40
statt gefürchteter 53 Millionen
Euro Verlust 2009 (nach knapp 80
2008) für den Konzern. Der ORF
ohne Töchter dürfte statt erwarte-
ter 72 rund 60 Millionen Verlust
schreiben. „Noch liegen die Zah-
len nicht vor“, erklärte ein ORF-
Sprecher dem Standard dazu.

derStandard.at/ORF

Wien – „Was daran unternehmens-
schädigend ist, wird Wrabetz er-
klären müssen“: Franz Medwe-
nitsch, bürgerlicher ORF-Stif-
tungsrat, rätselt, warum General
Alexander Wrabetz Wolfgang
Buchner, Topjurist und Chef des
Gremienbüros, dienstfrei stellte.

Buchner initiierte eine Be-
schwerde gegen die Faxwahl von
Publikumsräten. Medwenitsch:
„Die Beschwerde richtet sich
nicht gegen den ORF und will
nicht die jetzige Wahl aufheben –
sie will verhindern, dass es noch
einmal eine Faxwahl gibt, die den
ORF 1,5 Millionen Euro kostet.
Das nützt doch dem ORF und ent-
spricht genau der Meinung des
Publikumsrats.“ Ähnlich kritisiert
Betriebsratschef Gerhard Moser
den „völlig überzogenen“ Raus-
wurf der „moralischen Instanz“.
Buchner musste – überwacht von
Sicherheitsleuten – sein Büro räu-
men. „Ein souveräner Generaldi-
rektor agiert nicht so“, sagt Stif-
tungsrat PeterRadel (VP).Wrabetz
habe die Chefs von Publikumsrat
(der die Aktion kritisiert) und Stif-
tungsrat nicht konsultiert. Be-
triebsrat Heinz Fiedler verlangt,
den Rausschmiss zurückzuneh-
men. (fid)

Wo ist der Schaden?
Räte fragen Chef des

ORF zu Rauswurf

ORF-Rätin
Gheneff. F.: ORF
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Seit langem schon setzt sich Martin Suter in seinen
Kolumnen mit unfähigen Managern auseinander. Mit
Stefan Gmünder sprach er über seinen neuen Roman

„Der Koch“, Geldvermehrung und Kulturlosigkeit.

mand eine Kunst beherrscht, mit
der er Menschen beeinflussen
kann, und diese Fähigkeit würde
vonanderen für ihreZweckemiss-
braucht? Es ging nun darum, eine
besondere Fähigkeit, die der Held
haben muss, zu finden und ich
kam vom Zauberer über den Hyp-
notiseur zum Koch.

Standard: Sie haben das Buch Ih-
rem dreijährigen Sohn gewidmet,
der im vergangenen Jahr unter tra-
gischen Umständen gestorben ist.
Suter: Man ist, wie soll ich sagen,
auf so etwas nicht gefasst. Das Le-
ben geht zwar weiter, es geht
schon wegen unserer Tochter wei-

„Die Businessleute haben uns in der Hand“

Wien – In der Schweiz diskutieren
sie gerade, ob es so etwas schon
einmal gegeben hat. Drei Wochen
nach dem Verkaufsstart (Erstauf-
lage 100.000 Exemplare) steht
Martin Suters neuer Roman Der
Koch (Diogenes-Verlag) an der
Spitze der österreichischen, deut-
schen und Schweizer Bestseller-
listen. Die Hauptfigur des mittler-
weile in der vierten Auflage aus-
gelieferten Buches ist Maravan,
ein Asylwerber aus Sri Lanka, der
in der Schweiz als Küchenhilfe
arbeitet. Gemeinsam mit einer
Kollegin gründet der begnadete
Koch die Firma Love Food, die
sich auf erotisierende Menüs spe-
zialisiert. Allerdings geht es in
dem in den Jahren 2008 und 2009
handelnden Buch nicht nur um
den Verzehr aphrodi-
sischer Speisen. We-
niger bekömmlich
sind die weiteren
Stränge: Waffenhan-
del, Bürgerkrieg in Sri
Lanka und „Manager“,
die trotz Finanzkrise
aus alldem Profite
schlagen.

Standard:Maravan ist nicht bereit,
für Geld alles zu tun.
Suter: Es geht in diesem Buch auf
verschiedenen Ebenen darum,
wie viel man für Geld zu tun be-
reit ist. Fast alle Figuren sind in ir-
gendeiner Form mit dieser Frage
konfrontiert. Ich habe allerdings,

wenn ich einen Roman schreibe,
keine moralischen Vorsätze. Das
Thema eines Buches sucht sich
seinen Weg selbst. Es war ein
künstlerischer oder struktureller
Entscheid, die Geschichte vor
dem Hintergrund der Aktualität,
also des Krieges in Sri Lanka, der
Finanzkrise und des internationa-
len Waffenhandels spielen zu las-
sen.

Standard: Ihre Hauptfigur bemüht
sich, anständig zu bleiben.
Suter: Und er besitzt eine Vorstel-
lung davon, was dies bedeutet. Er
hat einen anderen kulturellen
Hintergrund und ist mit den Fra-
gen konfrontiert: Was darf ich
tun? Darf ich in dieser Situation
und kulturellen Umgebung ande-

re Maßstäbe an mich
anwenden?

Standard: Spielt nicht
auch sein Glaube eine
große Rolle?
Suter: Der hat mit sei-
ner Kultur zu tun. Er
ist Tamile und daher
Hindu. Die große

Mehrheit der Tamilen sind Hin-
dus. Für die meisten Tamilen ist
es selbstverständlich, gläubig und
in das große Netz der himmli-
schen Mächte eingebunden zu
sein. Wenn ich einen Roman
schreibe, überlege ich mir immer:
Was wäre, wenn? Hier lautet die
Musterfrage: Was wäre, wenn je-

ter. Es wäre unfair ihr gegenüber,
sich dem Alkohol hinzugeben, de-
pressiv oder suizidal zu werden.
Sie hilft mir und meiner Frau da-
bei und zwingt uns dazu, dass es
weitergeht. Verarbeiten? Ich weiß
nicht, wie man so etwas verarbei-
tet. Ich glaube auch nicht, dass es
eine Wunde ist, die heilt. Es ist et-
was, das – jedenfalls bis heute –
geblieben ist. Ich glaube, nichts
wird mehr so sein wie früher. Es
gibt eine Zeit davor und eine da-
nach.

Standard: Der
Schriftsteller Ger-
hard Meier sagte,
er möge die Litera-
tur, das Schreiben,
weil es mit dem Be-
wusstsein um die
eigene Schwäche,
der Hinfälligkeit zu
tun habe.
Suter: Dieses Be-
wusstsein trifft,
glaube ich, auf alle
meine Helden zu.
Sie sind selten
Handelnde, fast al-
les passiert ihnen
einfach. Es gibt
zwar den Punkt,
an dem sie sich zu
wehren beginnen,
aber eigentlich ge-
raten sie in die jeweiligen Situa-
tionen immer durch das Leben,
das Schicksal.

Standard: Kommen wir zu den
Topmanagern, die in diesem Ro-
man eine große Rolle spielen und
über die Sie zahlreiche satirische
Kolumnen schrieben.
Suter: Die Businessleute sind die
Aristokratie unserer Tage, sie ha-
ben uns in der Hand. Von ihrer
Gnade sind wir bis zu einem ge-
wissen Punkt abhängig. Sie haben
die Macht, nicht die Politiker, die
es nur mehr braucht, um den
Schutt wegzuräumen und zu ret-
ten, was es noch zu retten gibt. Ich

wundere mich, dass Manager in
der Literatur, jedenfalls der
deutschsprachigen, nicht eine
viel größere Rolle spielen.

Standard: Man wird den Eindruck
nicht los, manche Wirtschaftsfüh-
rer seien unbelehrbar?
Suter:DieseLeute sindeinfachnur
sehr spezialisiert, so wie das Bil-
dungswesen heute immer spezia-
lisierter wird. Man geht nicht
mehr in die Breite, es besteht die

Gefahr, dass wir
Fachidioten aus-
bilden. Es gibt
zahlreiche Men-
schen, die durch
das viele Geld, das
sie verdienen, in
eine gesellschaftli-
che Rolle geraten,
der sie nicht ge-
wachsen sind. Die
Steifheit, die Un-
beholfenheit, die
diese Leute auf
dem gesellschaft-
lichen Parkett an
den Tag legen, tut
einem fast leid.
Weil sie gut im
Geldvermehren
sind, wurden sie
unglaublich reich.
Plötzlich wohnten
sie in den Seevil-

len der Kulturstädte. Und anstatt
dass sie sich die Extravaganz leis-
teten, im Zwölfspänner durch die
Stadt zu fahren, zogen sie nach
Wollerau (Anm.: ein kleiner Ort im
Kanton Schwyz) – um Steuern zu
sparen.

ZUR PERSON:
Martin Suter (61) war erfolgrei-
cher Werber, „Geo“-Reporter und
Journalist. Bekannt wurde er mit
seiner Kolumne „Business Class“.
Seit 1997 schreibt er Romane und
Drehbücher. Er lebt mit seiner
Frau und einer Adoptivtochter auf
Ibiza, in Guatemala und der
Schweiz.

„No Money“, © Justine Smith

Viele Manager
geraten in eine
gesellschaftliche

Rolle, der sie nicht
gewachsen sind.

Martin Suter

„

“

Herzblut mit Grenzen
„Der Fürst als Sammler“ im Liechtenstein-Museum Wien

Wien – Ein Sommerabend auf ei-
ner Insel in der Ägäis endet für Jo-
hann Kräftner mit einer Schreck-
sekunde. Niemals würde ihn die
Tankfüllung seines Mietwagens
bis zum Flughafen bringen. Der
anderntags um fünf Uhr morgens
angesetzte Flug Richtung London
ist aber zwingend.

Peter Paul Rubens’ Massaker
der Unschuldigen (Bethlehemiti-
scher Kindermord) gelangt dort
bei Sotheby’s zur Auktion. Die
einzige Tankstelle ist längst ge-
schlossen. Der Chefkurator und -

einkäuferderLiechtensteinischen
Sammlungen schnappt sich einen
Kanister und schnorrt sich durch
die Dorfgemeinschaft.

Vergeblich. Nicht der leere
Tank, sondernderkanadischeMe-
dientycoon Kenneth Thomson er-
teilte ihm und Fürst Hans-Adam
II. als hartnäckiger Gegenbieter
eine Abfuhr. Rund 70 Millionen
Euro waren mehr, als der Fürst zu
zahlen bereit gewesen wäre. Trotz
Kräftners Herzblut: Eine Budget-
grenze gab und gibt es immer.

Seit dessen Berufung zum Di-
rektor der fürstlichen Sammlun-
gen (Vaduz) 2002 gilt das Liech-
tenstein-Museum (Wien) als jenes
mit der derzeit aktivsten Ankaufs-
politik in Europa, wenn nicht
weltweit.

Reorganisationen
Bis indas 17. Jahrhundert reicht

die Sammeltätigkeit des Fürsten-
hauses zurück.NachdemZweiten
Weltkrieg sah man sich jedoch ge-
zwungen, Kunstwerke zu verkau-
fen. Lücken, die damals die Exis-
tenz der Familie sicherten, aber
bis heute schmerzen, wie der
Fürst eingesteht. Chancenlos,
Leonardos Porträt der Ginevra de’
Benci, 1967 an die National Galle-
ry (Washington) verkauft, jemals
wieder zum Bestand zählen zu
dürfen.

Eine Reorganisation der Ver-
waltung und des Vermögens spä-
ter begann der aktuelle Regent
wieder mit Ankäufen. Weniger
aus Interesse an der Kunst als der

Tradition verpflichtet, wie Fürst
Hans-Adam II., der am 14. Febru-
ar seinen fünfundsechzigsten Ge-
burtstag feiert, erklärt. Ein Dilet-
tant sei er nach wie vor, aber mit
stärkerem Interesse und besserem
Verständnis.

Mehr als 700 Neu- und Rücker-
werbungen darf sich der Jubilar
an die fürstlichen Fahnen heften,
darunter Quentin Massys’ Steuer-
eintreiber, das mitten in einer Fi-
nanzkrise in Antwerpen, der da-
maligen Wiege des Kapitalismus,
entstand und die Gefahren der
Habgier und des Geizes themati-
siert.

Die 2008 aus dem englischen
Kunsthandel erworbene Holzta-
fel ist eines der 140 zu einer Aus-
stellung komponierten Meister-
werke: Unter der Regie Johann
Kräftners entstand mit Der Fürst
als Sammler eine fachlich ausge-
wogene und inhaltlich wohlpro-
portionierte Präsentation, in der
spannende Dialoge ein fixer Be-
standteil sind. Etwa zwischen ei-
nem Sèvres-Dejeuner aus feins-
tem Porzellan von 1812, dessen
Dekor die legendären Pietra-
Dura-Arbeiten der Florentiner
Meister zitiert.

Schräg vis-à-vis thront mit dem
Badminton Cabinet der vier Meter
hohe Superlativ des Medici-
Tischlers, für den man 2004 bei
Christie’s etwas mehr als 27 Mil-
lionenEuro springen ließ.Bisheu-
te das teuerste Möbel der Welt und
der kostspieligste Ankauf des re-
gierenden Fürsten. Bis 24. 8.

Olga Kronsteiner

Dokument einer Finanzkrise:
Quentin Massys’ „Steuereintrei-
ber“ aus der Sammlung des Fürs-
ten Liechtenstein.

Foto: Liechtenstein-Museum Wien
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Gewinnspiel
Kampf um die Stadt.
Politik, Kunst und Alltag um 1930

Gewinnen Sie mit dem STANDARD
10 x 2 Karten plus 10 Kataloge zur
Ausstellung „Kampf um die Stadt.
Politik, Kunst und Alltag um 1930“.

Noch bis 28. März zeigt das Wien
Museum im Künstlerhaus ein Zeit-
geschichte- und Kulturpanorama
jener entscheidenden Jahre, als
die Zukunft der jungen Republik
auf der Kippe stand – zwischen
Demokratie und Diktatur, Aufbruch
und Resignation. Tiefe Risse zeigten
sich in der Haltung zum Urbanen:
Heimatkult gegen Offenheit, Scholle
gegen Asphalt, „Rotes Wien“ gegen
„schwarze“ Alpenrepublik.

Bis 28. März 2010
Wien Museum im Künstlerhaus
www.wienmuseum.at

Gewinnfrage:

Welche Frisur wurde in den
1920er Jahren zum Feindbild der
Konservativen?
1. Der Bubikopf
2. Der Popperschnitt
3. Die Föhnwelle

Einsendeschluss:
Montag, 22. Februar 2010
derStandard.at/Gewinnspiele
Teilnehmen unter:
DER STANDARD, Gewinnspiel
Herrengasse 19–21, 1014 Wien
E-Mail: quiz@derStandard.at
Formular: derStandard.at/Gewinnspiele
Fax: 01/531 70-9216
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Revuegirl Rita Georg, 1920er Jahre
© Wien Museum

Die Zeitung für Leserinnen
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»Das Land des Lächelns«
von Franz Lehár. Steinitz, Blankenship,
Hauser u. a.

Volksoper Wien, 19 Uhr
9., Währinger Straße 78
tickets@volksoper.at, Fax: 01/514 44-3669
W I E N

O P E R E T T E
(Un)erhörte Liebe
Literarischer Spaziergang durch das Oberösterreichische
Literaturmuseum mit der „Austria Guide“ Ute Sailer.
Anschließend laden wir zu Kaffe und Krapfen!

StifterHaus, Linz, Adalbert-Stifter-Platz 1, So 12.15 Uhr
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Justine Smith investiert Geld in
Kunst – buchstäblich.

London – Warum ist ein Stück Pa-
pier so viel mehr wert als ein an-
deres? Die englische, in London
lebende Künstlerin Justine Smith
arbeitete seit ihrer Studienzeit mit
Papier. Ihr Papier hatte einen be-
stimmten Wert beim Ankauf und
einen anderen, nachdem es zu
Kunst verarbeitet wurde. Und
wieder einen anderen, wenn es als
käufliches Werk auf den Kunst-
markt gelangt und somit seine
Wertschöpfung erfährt. Welche
Kräfte in dieser letzten Phase am
Werk sind, hat Justine Smith be-
sonders interessiert. Kernstück ih-
rer letzten Ausstellung war eine
Serie mit dem Titel Prices. Hun-
dert signierte Arbeiten wurden zu
einem vom Zufallsgenerator be-
stimmten Preis verkauft. Die un-
terschiedlichen Preise mussten
sich an den individuellen Wert-
empfinden des Publikums messen
und generierten so eine weitere

Ebene der künstleri-
schen Auseinander-
setzung für Justine
Smith.

Geld als Hochspan-
nungsleitung für
Macht und Einfluss,
für Aggression und
Zerstörung hat Justine
Smith sich zum The-

ma gemacht. Das Faszinierende
am Geldschein ist die Distanz
zwischen dem hübschen Blatt Pa-
pier und dem dahinterliegenden
Potenzial. Der Unterschied zwi-
schen dem Gesagten und dem Ge-
meinten ist Ironie. Der Geldschein
mit der ungeheuren Differenz
zwischen dem Nominellen und
dem Substanziellen bietet der
Künstlerin einen riesigen Spiel-
platz. Wenn sie aus Geldscheinen
mit Konterfeis von Diktatoren
liebliche florale Skulpturen formt,
erweiterte sie diese semantische
Schlucht. Wenn sie aus Dollarno-
ten eine Handgranate oder einen
Colt formt, gibt’s nichts mehr zu
interpretieren.

Doch nicht genug der Ironie.
Seit der Finanzkrise ist Justine
Smith gefragter denn je. Sie illus-
triert Buchcovers, taucht mit ih-
ren Collagen und Skulpturen in
der Financial Times, im Indepen-
dent und in dieser Schwerpunkt-
ausgabe des Standard auf und ist
auf großen Kunstmessen wie der
eben zu Ende gegangenen London
Art Fair zu sehen.

Das Geld,
sein Schein und

sein Wert
Justine Smith macht Geld
zu Kunst und umgekehrt

Bettina Stimeder

Weil der heimische
Sponsorenpool

fast leergefischt ist,
tourt Salzburgs Festspiel-
präsidentin Helga Rabl-
Stadler um die Welt.

In Krisenzeiten wie diesen
wird die Roadshow aber

oft zum Erklärstück.

Sondern man muss ein maßge-
schneidertes Projekt entwickeln –
so wie etwa Jürgen Flimm das
Young Director’s Project mit
Montblanc.“

Geheime Mission in Brasilien
So stolz war die „Sponsor-Euro-

pameisterin“, dass ihr im abgelau-
fenen Krisenjahr nicht ein einzi-
ger Geldgeber abhanden gekom-
men war, im Gegenteil: In Sachen
Sponsoring war 2009 das beste
Jahr in der Geschichte der Fest-
spiele überhaupt. „Und dann die-
ser Tiefschlag! Wir werden viel er-
klären müssen, keine Frage. Aber
ich glaube, dass meine Argumen-
tation sehr positiv aufgenommen
wurde: Kriminelle Dinge können
in jedem Unternehmen passieren.
Es kommt darauf an, dass man sie
gründlich und schnell bekämpft.“

Offensive Sponsoren-Informa-
tion, im Guten wie im Schlechten.
Am 22. Februar sollen Lösungs-

Charmeoffensive der Präsidentin

Salzburg – New York, London, Zü-
rich, München, Istanbul sind
schon abgeklappert, am 4. März
steht São Paolo auf dem Besuchs-
plan, zwei Tage später Rio de
Janeiro. Einerlei, ob globale Krise
oder Salzburger Finanzskandal,
eisern hält Salzburgs Festspiel-
präsidentin Helga Rabl-Stadler
Kurs, „auch wenn ich mich in die-
sen skandalumwitterten Tagen
des Öfteren geniere. Nach den
Malversationen bei den Osterfest-
spielen werden wir den Sponso-
ren noch viel deutlicher klarma-
chen müssen, dass ihr Geld selbst-
verständlich zu hundert Prozent
in das Programm fließt. Niemand
in unserem Haus hat je auch nur
einen einzigen Cent an Provisio-
nen genommen.“

Die Präsidentin in der Charme-
offensive: Begleitet von einem
Mitglied des Festspieldirektori-
ums, tourt sie mit einer Art Road-
show rund um den Erdball, emsig
auf der Suche nach neuen Spon-
soren und zahlungskräftigen Fest-
spielbesuchern. „Wir können uns
nicht selbstzufrieden zurückleh-
nen, weil wir eh erfolgreich sind –
sondern wir müssen interessierte
Menschen auf uns aufmerksam
machen und nach Salzburg ho-
len.“ Immer mit dabei: Plakate,
Programmhefte, Slideshow, junge
Künstler, die den Promo-Abend
musikalisch umrahmen. Vor Ort
versorgt ein hilfsbereiter Sponsor
das Festivalteam mit illustrer Ein-
ladungsliste und passender Loca-
tion: in New York etwa die Mor-
gan Library; organisiert hatte den
edlen Rahmen Cynthia Polsky,
Cousine jenes Donald Kahn, der
den Salzburger Festspielen 4,8
Millionen Euro für das Haus für
Mozart zu geben bereit war. „Aber
das richtige Geld habe ich dann
bei einem kleinen Abendessen mit
vierzehn Leuten bekommen.“

In London wiederum fand die
edle Verkaufsparty in der österrei-
chischen Botschaft statt; einer der
anwesenden Gentlemen will die
Präsentation nun für 150 beste
Freunde in seinem Privathaus
wiederholen.

Und gemeinsam mit ihrer
jüngsten spendierfreudigen Er-
oberung, dem türkischen Indus-
trie-Tycoon Ahmed Kocabiyik,
der ab 2011 drei Jahre lang inter-
nationale Gastorchester finanziell
absichern wird, versammelte sie
Istanbuls Hautevolee im Nobelho-
tel Les Ottomans. „Natürlich darf
man nicht erwarten, dass jemand
sofort 100.000 Euro zückt. Aber
eine Dame hat gleich den ganzen
Sommer gebucht. Bei ihr habe ich
das Gefühl, dass wir durchaus
eine Chance hätten, wenn wir ihr
ein gutes Projekt anbieten. Man
kann keinen Sponsor gewinnen,
indem man schlicht sagt: Bitte
stopfen Sie unsere Finanzlücke.

Andrea Schurian

vorschläge der Wirtschaftsprüfer
vorliegen, tags darauf werden in
einer Sonderkuratoriumssitzung
allfällige Konsequenzen beschlos-
sen. Die Affäre habe sie ziemlich
durchgebeutelt, gesteht Rabl-
Stadler. „Aber ich bin froh, dass
wir Brasilien nicht
canceln konnten. Je-
ner Sponsor, der uns
für das Simon-Boli-
var-Jugendorchester
große Summen gege-
ben hat, hat alles
schon so wunderbar
organisiert. Markus
Hinterhäuser und ich
suchen Unterstützung für ein –
noch geheimes – Projekt für nächs-
tes Jahr, in dem er ja Intendant
sein wird. Außerdem“, fügt sie
hinzu, „ist es in diesen traurigen
Tagen einfach schön, Menschen
zu begegnen, die richtigerweise
meinen, dass die Salzburger Fest-
spiele weltweit einzigartig sind.“

Casting für die Burg
Das Wiener Burgtheater präsentiert das erste SchülerTheaterTreffen

Wien – Am Tag eins nach seiner
Opernball-Premiere erzählte Burg-
chef Matthias Hartmann über die
weitreichenden Folgen seiner ers-

ten kindlichen Theatererfahrun-
gen in Sachen Berufswahl: Dass er
Regisseur wurde, verdankt die
Theaterwelt dem Zauber von In 80
Tagen um die Welt. Dann überließ
er das Podium seiner Schwester
Annette und deren Mann Peter
Raffalt. Die beiden haben das Pro-
jekt Junge Burg initiiert; und die
Öffnung des Theaters für junge
Leute schreitet flott voran.

So zeigen diesen Samstag die
zwölf Teilnehmer des „Theater-
jahres“ – einer Art Berufsorientie-
rung für 18- bis 24-Jährige – ihre
erste eigenständige Arbeit im Ves-
tibül: In Karl Bruckners Krankheit
der Jugend (Regie: Peter Raffalt)
stehen einige auf der Bühne, an-
dere sind für Bühnenbild und Kos-
tüme verantwortlich. Bewerbung
für das kommende Jahr werden
bereits entgegengenommen. Zu-
letzt waren es immerhin 480 Be-
werbungen, aus denen zwölf Teil-
nehmer ausgesucht wurden.

Außerdem stellten Annette und
Peter Raffalt am Freitag am Luster-
boden ihr jüngstes Baby, das
SchülerTheaterTreffen, der Öf-

fentlichkeit vor. Vom 23. bis 26.
Juni werden freie und Schüler-
theatergruppen die Gelegenheit
haben, auf einer der Burg-Bühnen
zu spielen – und, wenn die Jury es
will, auch den Theater-Oscar zu
gewinnen. Ein Jurymitglied ist üb-
rigens bereits bekannt: Burgstar
Maria Happel.

Von allen Teilnehmern wird
auch ein Publikumspreis verge-
ben, beide Auszeichnungen sind
mit je 1250 Euro dotiert. Bereits
seit Jänner können sich die Thea-
tergruppen mittels DVDs bewer-
ben. Sieben werden schließlich
zum Treffen eingeladen. In den
kommenden Wochen werden die
Raffalts viel reisen und schauen
müssen.

Ergänzt werden die Aufführun-
gen durch Diskussionen und
Workshops. Damit will die Junge
Burg einerseits das Interesse für
Theater stärken und andererseits
selbst die Erwartungen der jungen
Theaterspieler kennenlernen. Viel-
falt an Themen und Genres ist des-
halb erwünscht.
www.burgtheater.at

Dorian Waller

On Tour:
Salzburgs
Festspiel-
präsidentin
Helga Rabl-
Stadler und
Konzertchef
Markus
Hinterhäuser
auf
Sponsoren-
suche
in der Kultur-
hauptstadt
Istanbul.
Foto: W. Lienbacher
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HANS RAUSCHER

Elsner und die Justiz:
Menschenrechtswidrig

Helmut Elsner
ist nicht zu
helfen. Schon
vor dem Ba-
wag-Prozess
nicht, als
wohlmeinen-
de Freunde
ihm rieten,

ein Geständnis abzulegen und
mit einer kurzen (teil)beding-
ten Gefängnisstrafe davonzu-
kommen. Jetzt gibt Elsner In-
terviews aus dem Gefängnis,
in denen er seine Bawag-Pro-
zessrichterin und nunmehrige
Justizministerin Claudia Ban-
dion-Ortner als „strohdumme
Person“ bezeichnet, die „voll-
kommen überfordert ist“.

Und trotzdem. Elsner
sitzt nun im vierten Jahr
in Untersuchungshaft.

Das ist nach dem Urteil von
Franz Fiedler, dem früheren
Rechnungshofpräsidenten,
früheren Richter, Staatsanwalt
und nunmehrigen Vorsitzen-
den des Beirats der Antikor-
ruptions-NGO Transparency
International, schlicht und
einfach menschenrechtswidrig
(siehe Videointerview auf der-
Standard.at).

Franz Fiedler ist eher ÖVP-
nahe, er wurde schon als Kan-
didat für die Bundespräsiden-
tenwahl in Erwägung gezogen.
aber er ist ein unabhängiger
Geist, und er hat sehr dezi-
dierte Ansichten über den Zu-
stand unserer Justiz (siehe In-
terview). Wenn sich so jemand
derart eindeutig über den
Skandal äußert, der Elsners
andauernde U-Haft ist, dann
muss man das ernst nehmen.
Längst schütteln auch andere
den Kopf. In Bankerkreisen
spricht man sogar von Elsner
als dem „einzigen politischen
Gefangenen des Landes“.

Sich für Elsners Entlassung
aus der U-Haft einzusetzen
bringt die Gefahr mit sich,
missverstanden zu werden.
Elsner ist kein Sympathieträ-
ger, und er war schuldhaft in

einen der größten Banken-
skandale der Nachkriegszeit
verwickelt. Aber wer sich die
Umstände seiner Verhaftung
und Nichtenthaftung ansieht,
dem wird kalt.

Kurzfassung: Elsner wurde
unterstellt, er entziehe sich
mit Hinweis auf eine Herz-
krankheit den Vernehmungen.
Als man ihn in Südfrankreich
mit dem Porsche fahren sah,
wurde seine Auslieferung be-
antragt und durchgeführt. Ein
Simulant. Nur: Der im Porsche
war er nicht. Und kaum war er
in Österreich, musste ein fünf-
facher Bypass durchgeführt
werden. In der Haft ver-
schlechterte sich sein Gesund-
heitszustand massiv. Im De-
zember 2008 signalisierte Rich-
terin Bandion seinen Anwälten
eine Haftverschonung auf Kau-
tion. Wenige Wochen später
wurde sie Justizministerin, der
nächste Haftrichter lehnte die
Enthaftung x-mal ab.

Die Gefahr, dass Elsner in
der Haft stirbt, ist gege-
ben. Seine Mitangeklag-

ten sind alle auf freiem Fuß.
Übrigens: Wo ist das Geld ?
Weiß nicht, sagt Mitangeklag-
ter Flöttl, die Computerfest-
platte ist leider hin. Elsners
Einspruch gegen das Urteil
liegt bei einem Richter, der
jetzt entscheiden muss, ob sei-
ne Kollegin Bandion-Ortner ei-
nen Fehler gemacht hat. Die
andauernde Haft wird gerade-
zu absurd begründet. Der
schwerkranke Mann, dessen
Vermögen eingefroren ist,
könnte sich doch irgendwohin
absetzen. Und weil Elsner zu
seinen neuneinhalb Jahren für
die Bawag in einer anderen
Sache zu zweieinhalb Jahren
verurteilt wurde, laufe die U-
Haft jetzt sozusagen neu.

Experten wie Fiedler halten
das für nicht stichhaltig. Und
jeder halbwegs wache Bürger
muss sich sagen: Das kann mir
auch passieren.
hans.rauscher@derStandard.at

Cartoon: Rudi Klein (www.kleinteile.at)

ERRATA

Wir hätten besser die Finger da-
von gelassen. Auf dem Stimmzet-
tel der Wiener Volksbefragung ha-
ben wir einen sprachlichen Lap-
sus entdeckt.DieMelangedarüber
war eine Herausforderung für vie-
le. Es wurde uns gezeigt: Was die
Stadt Wien kann, das kann der
Standard auch und öfter.

Das war zum Beispiel dieser
Fallfehler: „Während das eine
Österreich den 65. Jahrestag der
Befreiung des Vernichtungslagers
in Auschwitz gedenkt, nimmt ein
Abgeordneter der FPÖ Kontakt
mit ungarischen Neonazis auf.“

Man erinnerte sich daran: „Fest
steht jedenfalls, dass die afghani-
sche Staatsspitze ohne dem Aus-
land nicht handlungsfähig ist.“

Wir forderten das Schicksal he-
raus, als wir den Finger auf eine
fremde Wunde legten. Der Wis-
senschafter des Jahres Rudolf
Grimm wurde zum Peter Grimm,
aus der Persephone wurde eine
Perspehone, aus dem steiermärki-
schen Finanzlandesrat Christian
Buchmann haben wir einen Chris-
tian Bucher gemacht. Auf dem
Opernball sichteten wir einen
Franz Pröll – nein, kein neues po-
litisches Talent aus dieser Fami-
lie, es war einfach der Vizekanz-
ler Josef Pröll gemeint.

Wir haben uns recht ordentlich
verstiegen – auf die Seegrube. Wir
haben über den geringen Erfolg ei-
nes VIP-Zeltes geschrieben, das
dort zur Zeit der Fußball-EM 2008
gestanden ist, „1905 Meter über
Innsbruck“. Das waren hübsch ein
paar Meter zu viel: Die Tiroler
Landeshauptstadt liegt auf einer
Seehöhe von 574 Metern, bis zur
Seegrube sind es dann noch 1331
Meter Höhenunterschied.

Wie man sich aber erst in der
Weite Kanadas verlieren kann!
Die Olympiastadt Vancouver ha-
ben wir vom Pazifik an den Atlan-
tik verlegt, von der West- zur Ost-
küste. Unsere Wintersportler sind
trotzdem angekommen, wie sie
runterkommen, wird sich weisen.

Immerhin wussten wir zu be-
richten, dass die kanadische Re-
gierung die Ureinwohner des Lan-
des für erlittenes Unrecht ent-
schädigt hat. 1,3 Millionen Men-
schen haben 1,3 Milliarden Euro
erhalten, was nach unserer Rech-
nung ein Euro pro Person war.
Wenn sich der Differenzbetrag
nicht auf einer Steuersünder-CD
findet, werden es 1000 Euro pro
Person gewesen sein. Otto Ranftl

Leserbeauftragter
Leserbriefe@derStandard.at
otto.ranftl@derStandard.at

Die Geister, die wir riefen

Es entstehen bereits wieder Finanzblasen,
und das wird wieder teuer werden. Es wäre dabei

so einfach: Maßnahmen, die das verhindern,
würden helfen, die Staatshaushalte zu sanieren.

bei Verlust schreibenden Banken
kontraproduktiv und würde c)
verhindern, dass Banken staatli-
ches Stützungskapital zur He-
bung der Kernkapitalquote ver-
wenden, und sie würde d) auf die
Kunden abgewälzt. Alle vier –
vorgeschobenen – Argumente
würden sich erübrigen, wenn die
Steuer nicht an der Bilanzsumme
ansetzt, sondern bei der Gewinn-
ausschüttung. Die Banken tun so,
als hätten sie nur Kunden, aber
keine Aktionäre. Die Hälfte der
Ausschüttungen sollte solange
als Steuer in die Staatskasse flie-
ßen, bis a) sämtliche Bankenret-
tungskosten zurückgezahlt sind
und b) sämtliche Filialen der Ban-
ken in Steueroasen geschlossen
sind. Es ist ein Skandal, dass Ban-
ken, die mit Steuergeldern geret-
tet werden, Filialen in Steuer-
oasen unterhalten und auf diese
Weise ihre Steuerleistung drü-
cken dürfen.

Ein dritter Konsolidierungs-
weg: Die EU könnte sich sämtli-
cher Haushaltssorgen entledigen,
wenn sie endlich die Finanztrans-
aktionssteuer umsetzt. Das Insti-
tut für Höhere Studien hat berech-
net, dass in einem mittleren Szena-
rio (Steuersatz 0,1 Prozent, Rück-
gang des Aktienhandels um zehn
Prozent und des Derivatehandels
um 80 Prozent) ein Steueraufkom-
men von 270 Milliarden Euro zu-
standekäme.Das ist exakt dasDop-
pelte des EU-Etats: 135 Milliarden
Euro. In Österreich würde eine
Finanztransaktionssteuer von 0,3
Prozent jährlich rund 2,5 Milliar-
den Euro einspielen.

In Anbetracht der unmittelbar
vor uns liegenden Entwick-

lungen – a) stark steigen-
de Staatsschulden und

Schuldendienst, b)
krisenbedingt sin-
kende Staatsein-
nahmen, c) höhere
Staatsausgaben in-
folge steigender Ar-

beitslosigkeit, d) Ge-
meindenfinanzkata-

strophe ab 2011, e) neue Fi-
nanzblasen, die bersten und wei-
tere Kosten für die öffentlichen
Haushalte bescheren werden –
sollten alle genannten Steuermaß-
nahmen umgesetzt werden. Für

dringend nötige Investitionen
in die ökologische Wende und
soziale Infrastruktur (Pflege,
Gesundheit, Bildung) sollten
auch Vermögenssteuern he-

rangezogen werden. Leitlinie:
Je reicher ein Land ist und je un-

gleicher dieser Reichtum verteilt
ist, desto größer sollte der Beitrag
der Vermögens-, Schenkungs-
und Erbschaftssteuern zum
Staatshaushalt sein.

*Christian Felber ist freier Publi-
zist, Universitätslektor und Mit-
begründer von Attac Österreich.
Zuletzt erschien von ihm „Koope-
ration statt Konkurrenz. 10 Schrit-
te aus der Krise“ bei Deuticke.

Der Staat braucht Geld – und
es ist nicht schwer zu finden

Vorweg: Die „Hehler“ am Be-
ginn dieser Geschichte sind
die Schweizer Banken, die

hinterzogenes Geld geheimhalten
und davon profitieren, und nicht
Rechtsstaaten, denen dieses Geld
gestohlen wurde und die sich
Informationen über dessen Ver-
bleib beschaffen. Und dennoch
merkwürdig: Wenn Minister
Schäuble Informationen über
österreichische Steuer-
flüchtlinge in der
Schweiz hat, erwartet die
österreichische Regie-
rung – zu Recht – „Amts-
hilfe“. Wenn umgekehrt
für Minister Schäuble
Kontodaten von deut-
schen Steuerflüchtlin-
gen bei österreichischen
Banken hilfreich wären,
verweigert sie den nöti-
gen Datenaustausch.

Laut medial kolpor-
tierten Schätzungen lie-
gen in Österreich 70 Milliarden
Euro an ausländischen Geldern
aufgrund des Bankgeheimnisses.
Angenommen, sie würden im Jahr
mit durchschnittlich acht Prozent
verzinst und die Erträge mit 40
Prozent besteuert, dann entgingen
den ausländischen Finanzämtern
aus diesem Titel 2,2 Milliarden
Euro pro Jahr, Vermögenssteuern
noch unberücksichtigt. Eine
„Steuerschuld-CD“ ausÖsterreich
wäre also deutlich ertragreicher
als jene aus der Schweiz.

Besser noch wäre der überfälli-
ge Beitritt Österreichs zur EU-
Zinsrichtlinie. 25 von 27 EU-Staa-
ten melden bereits Zinserträge au-
tomatisch über die Grenze, nur
noch Luxemburg und Öster-
reich ist der nationale Ego-
ismus heiliger als die euro-
päische Kooperation.

Die Zinsrichtlinie hat
zwar noch riesige
Schlupflöcher, diese
können aber umso schnel-
ler geschlossen werden, je ra-
scher die Letzten mitmachen.
Dann erst kann die Forderung
an die Schweiz und andere
Drittstaaten, als Gegenleistung
für den freien Kapitalverkehr
die steuerrelevanten Daten he-
rauszurücken, glaubwürdig und
ultimativ gestellt werden. (Dann
würde sich der florierende CD-
Handel erübrigen.)

Werden Kapitaleinkommen ge-
nauso selbstverständlich an das
Finanzamt gemeldet wie Arbeits-
einkommen, können diese end-
lich auch der Einkommenssteuer
unterworfen werden und noch
besser auch gleich der Sozialver-
sicherungspflicht. Es ist nicht nur

ungerecht, sondern auch ein Ana-
chronismus, in einer Zeit, in der
die Kapitaleinkommen einen im-
mer höheren Anteil am Volksein-
kommen ausmachen und die
Lohnquote schrumpft, Nichtar-
beitseinkommen steuerlich besser
zu stellen und sie von der Sozial-
versicherungspflicht auszuneh-
men. Für jene bis zu 150 Millio-
nen Euro, die „46 reiche Familien
aus Deutschland und Österreich“
beim Wiederverkauf der Hypo

Alpe Adria laut Medien-
berichten „verdient“ ha-
ben, zahlten die österrei-
chischen Investoren a)
keinen Cent Steuer und
b) keinen Cent Sozial-
versicherungsbeitrag.
Welche „Leistung“ er-
bringen diese Reichen,
dass ihre Einkommen
derart geschont werden?
Und wie wirkt das auf
die steuerzahlende und
sozialversicherungs-
pflichtige Masse?

Auch von den Banken bekommt
der Staat fast nichts. 2007 betru-
gen die Konzerngewinne 5,11 Mil-
liardenEuro, die Steuerleistung in
Österreich 346 Millionen. Den-
noch wehren sich Walther Ro-
thensteiner (RZB), Andreas
Treichl (Erste) und Willibald
Cernko (Unicredit) wortgewaltig
gegen einen Beitrag zur Bewälti-

gung der Krisenkosten – obwohl
sie zum Teil Milliardenkredite bei
der Allgemeinheit aufgenommen
haben.

Gegen eine Bankenabgabe, die
an der Bilanzsumme ansetzt, wer-
den vier Argumente ins Treffen
geführt: Diese könne a) die Kre-
ditklemme verschärfen, sie sei b)

Christian Felber*

Felber: Geld-
einkommen

werden
geschont.
Foto: Corn
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ANTONIO FIAN

Marrakesch
(Ein Kinosaal. Testscreenig des Melodrams „Marrakesch“.
In der letzten Reihe, nebeneinander sitzend, der Produzent
und seine Gattin.
Auf der Leinwand ein Flugfeld im Nebel. Im Hintergrund
eine startbereite Maschine der Air Maroc. Im Vordergrund die
Sozialdemokratische Partei Österreichs (dunkles Kostüm, Hut)
und André Heller (Trenchcoat, Hut). Heller hat seinen Arm um die
Sozialdemokratische Partei Österreichs gelegt. Leise Musik von
Streichern.)
HELLER: Ich hatte mir ein Jahr Exerzitien verordnet, um mich
quasi neu zu vermessen, mir so tief wie möglich auf den Grund
zu gehen, mich nach hohlen Stellen abzuklopfen und wo nötig
behutsam nachzujustieren. Ich war viel auf Reisen gewesen an
hilfreiche Orte, hatte die ersten 200 Seiten eines Romans ge-
schrieben, Aquarelle gemalt und neun Lieder erarbeitet, für eine
eventuelle Veröffentlichung. Und natürlich hatte ich immer wie-
der meine große Baustelle nahe Marrakesch in Marokko besucht.
Dann aber war ich zurückgekehrt zu dir, weil ich dich immer
noch liebte. Aber – (er schließt den Arm fester um sie) – wie fand
ich dich vor?! Beschämend geistlos, ohne Einsicht, ohne Würde,
krasser Mangel herrschte vor an Autorität und Gestaltungs-
willen. Sofort war mir klar, dass dies das Ende jenes berühmten
von Kreisky erbetenen „Stücks eines gemeinsamen Weges“ war.
(Nahaufnahme der Gesichter. Tränen rinnen über die Wangen der
Sozialdemokratischen Partei Österreichs.)
HELLER: Darum gehe ich zurück nach Marrakesch, wo ich mich
bemühe, auf einem Areal von siebeneinhalb Hektar meine bis-
herige Lebenserfahrung und das mir bewusste Wissen meiner
Seele auf sinnlichste Weise dreidimensional erfahrbar werden
zu lassen. Unter anderem in Form von zwölf sehr unterschied-
lichen Gebäuden, einem Paradiespark, Kunstinstallationen,
Heilräumen, Wasserspielen, Labyrinthen, einer Ausstellungshal-
le, Ateliers, Wunderkammern, einer kleinen Farm und 5000 m²
Kräutergarten. Teile davon werden eines Tages fürs Publikum
geöffnet werden, weil ich immer gerne meine Vorstellungen von
Schönheit, Kraft und Ermutigung mit anderen teile. Nun adieu.
(Er wendet sich ab und geht zum Flugzeug. Die Sozialdemokrati-
sche Partei Österreichs, ihre Tränen niederkämpfend, blickt ihm
nach. Die Kamera fährt zurück. Die Streicher lauter. Der Schrift-
zug „Ende“ erscheint. Der Vorhang geht zu, das Licht im Saal an.)
PRODUZENT: Großartig, nicht? Erst der Monolog, dann ihre
Tränen, und wie er sich trotzdem abwendet und einfach geht,
und niemand weiß, wird er je wieder zurückkommen aus
Marrakesch …
GATTIN: Warum kommt mir das so bekannt vor?
PRODUZENT: Weil es ein Remake ist. Ein Adieu, Falterfilm 2008.
Wundert mich, dass du den gesehen hast. Billigsdorferprodukti-
on, aber nicht schlecht gemacht. Manche Dialoge haben wir wört-
lich übernommen. Und jetzt ist es richtig großes Kino.
GATTIN: Nein. Schlechte Schauspieler. Man hätte den Heller nie
mit Heller besetzen dürfen.
PRODUZENT: Muliar ist halt leider schon tot.
GATTIN: Aber Alfons Haider lebt noch.
(Vorhang)

Material: „André Heller: ‚Beschämende Geistlosigkeit, radikales Fehlen
anEinsichtundWürde’“, news.at, 27. 1. 2010; „EinAdieu“, Falter 40/2008

dass das Geld aus ihren Haushal-
ten kommen muss. Das ist aber gar
nicht der Fall. Sie haben das Geld
nämlich schon. Es liegt faul auf
ihren Konten und in den Gewöl-
ben des Internationalen Wäh-
rungsfonds. Es wäre einsatzbe-
reit, ohne dass es die
Budgetdefizite der ein-
zelnen Länder vergrö-
ßern würde. Man müss-
te es nur anzapfen.

Im September 2009
gab der IWF 283 Milliar-
den an Sonderziehungs-
rechten aus. Das ist ein
obskures Finanzinstru-
ment, aber im Wesentli-
chen eine zusätzliche
Möglichkeit des Wäh-
rungsaustauschs. Man
kann Sonderziehungs-
rechte nur dazu verwenden, sie in
eine von vier Währungen einzu-
wechseln. Ab diesem Zeitpunkt

werden sie auf dem Niveau
kurzfristiger staatlicher

Schatzwechsel verzinst.
Derzeit liegt dieses Zins-
niveau unter einem hal-
ben Prozent. Von den
283 Milliarden gingen
mehr als 150 Milliarden
an die 15 größten Volks-
wirtschaften. Die Son-

derziehungsrechte wer-
den unberührt auf den Kon-

ten dieser Länder liegen, die
diese zusätzlichen Reserven ei-
gentlich nicht einmal brauchen.

Ich schlage vor, dass die entwi-
ckelten Länder – zusätzlich zur
blitzschnellen Einrichtung eines
Zehn-Milliarden-Dollar-pro-Jahr-
Fonds – sich zusammenreden und
Sonderziehungsrechte im Umfang
von 100 Milliarden Dollar gebun-
den auf 25 Jahre in einem „Grün-
Fonds“ bündeln, der den Entwick-
lungsländern zur Verfügung steht.
Dieser Fonds wäre ein Turbo für
Waldbau-, Landwirtschafts- und
ökologische Projekte. Das sind die
Bereiche, die das größte Potenzial
für die Reduktion von CO2-Emis-
sionen haben und beträchtliche
Profite aus den CO2-Märkten gene-
rieren könnten. Das ist weitrei-
chender, als einfach CO2 zu redu-
zieren, und geht in die Lukrierung
von Profiten aus ökologischen Pro-
jekten, die unabhängig vom CO2-

So einfach könnte der IWF die (Um-)Welt retten

Während sich alle einig
sind, dass die entwickel-
ten Länder die in Entwick-

lung begriffenen Länder im Um-
gang mit dem Klimawandel unter-
stützen müssen, ist man uneins,
woherdasGelddafürkommensoll.
Die entwickelten Länder sind da
zögerlich. Sie erleben gerade einen
sprunghaften Anstieg ihrer Staats-
schulden und erkennen, dass sie
ihre Volkswirtschaften ankurbeln
müssen. Das schlägt sich auf ihre

Haltung nieder. Wie es aussieht, ist
man in der Lage, einen Schnell-
schuss-Fonds von zehn Milliarden
Dollar jährlich für die nächsten
paar Jahre zusammenzustoppeln,
aber mehr passt nicht in die Staats-
haushalte. Das wird den Entwick-
lungsländern nicht genügen.

Ich meine, dass dieser Betrag
zumindest verdoppelt und über
einen längeren Zeitrahmen garan-
tiert werden könnte.

Die Regierungen der entwickel-
ten Länder stöhnen unter dem
falsch verstandenen Anspruch,

George Soros*

Thema sind. Sie ermöglichen
nachhaltigere, widerstandsfähige-
re Landwirtschaften.

Es ist eine einfache und prakti-
sche Idee. Und es gibt einen Prä-
zedenzfall. Großbritannien und
Frankreich liehen kürzlich zwei

Milliarden Dollar in Ge-
stalt von Sonderzie-
hungsrechten an einen
Sonderfonds des IWF zur
Unterstützung der ärms-
ten Länder. Der IWF
übernahm die Haftung
für Kapital und Zinsen
der Sonderziehungs-
rechte. Hier könnte man
dasselbe tun.

Ich schlage weiter vor,
dass die Mitglieder zu-
stimmen, dass die Goldre-
servendes IWFfürZinsen

und die Rückzahlung des Kapitals
haften.Der IWFhatvielGold,mehr
als hundert Millionen Unzen zu ei-
nem historischen Buchwert, der
Marktwert liegt um 100 Milliarden
Dollar höher. Es wurde bereits be-
schlossen, dieses zum Wohle der
am geringsten entwickelten Län-
der einzusetzen. Der vorgeschlage-
ne „Grün-Fonds“ würde diese Vo-
raussetzungen erfüllen.

Das bedeutet, dass die entwi-
ckelten Länder, die Sonderzie-
hungsrechte verleihen, weder
Zinshaftung noch Kapitalhaftung
tragen müssten. Dabei gibt es noch
ein paar wesentliche technische
Probleme der Zinsbehandlung,
besonders in den USA, zu lösen.

Diese standen schon früheren
Versuchen, die Sonderziehungs-
rechte in Einsatz zu bringen, im
Wege. Beim „Grün-Fonds“ dürften
sie keine Rolle spielen.

Für den Grün-Fonds gibt es drei
schlagende Argumente. Erstens:
Der Grün-Fonds finanziert sich
selbst und vermehrt sich viel-
leicht sogar. Zweitens: Er macht
nur Profit, wenn die entwickelten
Länder in die richtigen Projekte
investieren. Drittens: Das Geld ist
sofort einsatzbereit.

Aus diesen Gründen sollten die
entwickelten Länder meinen Vor-
schlag annehmen. Das Schlüssel-
argument ist, dass man die not-
wendige Summe zur Bekämpfung
der globalen Erwärmung hat, in-
dem man die existierenden Son-
derziehungsrechte und Gold-
reserven des IWF verteilt, anstatt
Zinsen dafür zu zahlen.

Alles, was man bräuchte, wäre
der politische Wille. Die Tatsache,
dass man dafür die Zustimmung
des US-Kongress braucht, erstickt
die Sache im Keim, wenn sich
kein öffentlicher Druck und Druck
seitens der Entwicklungsländer
aufbaut.

*George Soros ist Vorsitzender
des Soros Fund Management und
des Open Society Institute.
Sein jüngstes Buch trägt den Titel
„The Crash of 2008“.
© Project Syndicate, 2010.
Aus dem Englischen von
Bettina Stimeder.

Es wird nicht genügen, was den Entwicklungsländern
bisher an Geld zur Bewältigung des Klimawandels
versprochen wurde. Ein mit 100 Milliarden Dollar

dotierter „Grün-Fonds“ würde aber sogar Gewinn bringen.

George Soros:
Genug Geld

für die Rettung
der Welt da.

Foto: Reuters

„€ Icon“, © Justine Smith

Das große Reformpotenzial für den Opernball
Begrüßt werden wie vom Papst: Das kann noch besser werden

Nach einer angemessenen Zeit
der Besinnung, aber auf kei-

nen Fall zu spät, auf jeden Fall so-
lange man noch den wehmütigen
Abschiedsgesang des scheiden-
den Operndirektors im Ohr und
die Ballfrisur der blei-
benden Opernballchefin
Desiree Treichl-Stürgkh
in Erinnerung hat, soll-
ten sich die Verantwort-
lichen, wer immer das
sein mag, zusammenset-
zen, am besten im Mah-
lersaal, und über einen
Relaunch des Events
wenn schon nicht nach-
denken, so doch wenigs-
tens darüber reden.

Der seit Jahren von der
Oper scheidende Opern-
direktor wollte am letzten Opern-
ball seiner Ära noch retten, was zu
retten war, und begrüßte die bunt
zusammengewürfelte, sozial et-
was unverträgliche Gästeschar
wie der Heilige Vater. In mehreren
Sprachen. Wobei ich mir nicht si-
cher bin, ob der Heilige Vater den
rumänischen Ablass-Segen im Re-
pertoire hat.

Ob der kommende Operndirek-
tor in die großen Fußstapfen sei-

nes Vorgängers treten wird, ist un-
gewiss. Aber Menschen, die Mey-
er heißen, haben für dieses Land
schon sehr viel geleistet.

Dennoch wird Ioan Holender
fehlen. Es ist zu hoffen, dass man
dieser Tatsache, wie in Österreich
Sitte, mit einem gut dotierten

Konsulentenvertrag ge-
recht wird. Da der schei-
dende Operndirektor
erst im September schei-
det, könnte er ja noch im
Sommer die Salzburger
Festspiele für eine Ko-
operation mit dem
Opernball gewinnen.

Da sind es vor allem
die Sponsoren, die man
nach Wien locken könn-
te. Wenn sie nicht gera-
de im „Häf’n“ sind. Das
wäre das geringste Pro-

blem. Unsere Justizministerin ist
in dieser Sache sehr kooperativ
und könnte zweifellos erwirken,
dass VIP-Häftlinge ihre Opern-
ball-Logen mit elektronischen
Fußfesseln aufsuchen. Diese Fes-
seln sind so gut wie unsichtbar
und stören nur beim Linkswalzer.

Als Erstes muss aber das Grund-
übel beseitigt werden. Und das ist
nach Holender die Fernsehüber-
tragung. Das finde ich etwas unge-

recht. Die Opernball-Übertragung
ist ein Gesamtkunstwerk. Ohne
sie gäbe es schon lange keinen
Opernball mehr.

Weit gefehlt, sagt der Operndi-
rektor, das Fernsehen zieht nur
magisch das miese Publikum an.
Aber die Alternative ist noch
schrecklicher: Entweder ein mie-
ses Publikum oder gar keines.

Eine Möglichkeit, zu elitärem
Publikum zu kommen, wäre zwei-
fellos ein Joint Venture mit dem
Marchfelderhof. Dort schlummert
ein ungeheures Potenzial. Und bei
dem einen oder anderen fiele auch
der rumänische Segen „Urbi et
Orbi“ auf fruchtbaren Boden.

Aber jammern nützt nichts.
Es sollten sich einmal die rich-

tigen Leute mit diesem Problem
befassen. Es sollten sich Alfons
Mensdorff-Pouilly mit Maria
Rauch-Kallat, Exminister Karl-
Heinz Grasser mit seiner Fiona
Pacifico Griffini-Grasser oder der
Kärntner Eurofighter-Promotor
Gernot Rumpold und die wich-
tigsten Leute von der Bank Hypo
Alpe Adria an einen runden Tisch
setzen und Nägel mit Köpfen ma-
chen.

*Der Autor war von 1986 bis 1990
Generalintendant des ORF.

Thaddäus Podgorski*

Podgorski:
Opernball

reformieren,
aber richtig.

Foto: Cremer
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Macht in Europa neu verteilt
Thomas Mayer

In der vergangenen Arbeitswoche wurde auf allen Ebe-
nen der Europäischen Union Geschichte geschrieben.
Erst seit zwei Monaten ist der neue EU-Vertrag von Lis-

sabon in Kraft. Im Verbund mit der anschwellenden Be-
währungs-Krise der Währungsunion wird nun aber schon
deutlich, wohin die Reise konkret geht. Die Fakten:

Mittwoch hat das Europa-Parlament die EU-Kommissi-
on gewählt, der sie zuvor die Daumenschrauben angelegt
hatte. Sie wurde erst nach bisher undenkbaren Zugeständ-
nissen bestätigt. Präsident Barroso verpflichtete sich dazu,
das Parlament in alle Gesetzgebungsakte einzubinden, ge-
stand ihm indirekt ein Initiativrecht für EU-Vorhaben zu.

Das hinderte das Parlament nicht daran, das Swift-Ab-
kommen zum Bankdatenaustausch knallhart zu Fall zu
bringen. Die EU-Minister hatten zuvor jede Mitsprache ver-
weigert. Kommission, Ministerrat und USA sind jetzt brüs-
kiert. Grundrechte und die Bürger haben Vorrang.

Gleichzeitig wurde in Paris und Berlin entschieden, dass
man nicht zuschaut, wenn der Euro, das zentrale Projekt
der Union, durch Schuldenmacherei der Südstaaten und
Untätigkeit in Brüssel und Frankfurt kaputtgemacht wird.

Es kommt dabei zu einer gewaltigen Verschiebung der
Mächte und Einflusssphären – mit Vorteilen und Ge-
fahren für die Union. Die Wirtschafts- und Finanzkri-

se, aber auch die seit zehn Jahren auf Eis gelegten Reform-
anstöße im neuen EU-Vertrag erzwingen dies – sosehr sich
Einzelne bemühen, den Zug aufzuhalten, das National-
Kleinräumige zu beschwören. Vier Tendenzen gibt es:

1. Die EU-Kommission, seit Jahrzehnten die zentrale Ge-
meinschaftseinrichtung schlechthin, Hüter und Motor der
Integration, verliert an Gewicht. Die Barroso-Truppe muss
Teamarbeit mit den EU-Mandataren neu lernen.

2. Im Gegenzug ist das Europäische Parlament in Straß-
burg dabei, gehörig an Macht und Einfluss zu gewinnen –
auch gegenüber den nationalen Parlamenten und Regie-
rungen. Das ist gut, es verspricht Demokratisierung der EU.
Bürgerrechte und Kontrolle bekommen mehr Gewicht.

3. Die 27 Staats- und Regierungschefs machen unter ih-
rem neuen Präsidenten Herman Van Rompuy offenbar
Ernst mit dem Vorhaben, permanent und auch operativ ins
Tagesgeschäft einzugreifen. Die Gefahr: Sie sind ihren na-
tionalen Parlamenten, nicht aber Straßburg gegenüber re-
chenschaftspflichtig. Man will eine gemeinsame „EU-Wirt-
schaftsregierung“ schaffen, sagte die deutsche Bundes-
kanzlerin Angela Merkel. Eine Sensation. Davon träumt
Frankreich schon lange. Verlierer dieser Entwicklung sind
der „Allgemeine Rat“, die EU-Ministerebene, die Außen-,
Wirtschafts- und Finanzminister. Und die neue EU-Außen-
ministerin Ashton sitzt zwischen allen Stühlen.

4. Aus dem Hintergrund rückt – ausgelöst durch die
Schuldenkrise in Griechenland – die mächtige Euro-Grup-
pe nun in den Vordergrund. Bisher steuerte sie eher dis-
kret mit. Kerneuropa wird stärker, wenn man so will.

Freundlichkeit ist Schwäche
Markus Bernath

Bill Clinton hat es getan, die Bushs – Vater und Sohn
– haben es getan, und Barack Obama wird es auch
tun: eine halbe Stunde Präsidentenzeit für den Dalai

Lama im Weißen Haus. Chinas Führer wussten es vorher,
und von keinem Geringeren als dem US-Präsidenten selbst.
Barack Obama hatte seinen Gesprächspartnern in Peking
vergangenen November versichert, dass er keine andere,
politisch störendere Linie in der Tibet-Frage verfolgen wer-
de. Dennoch macht die KP-Führung nun großes Theater.

Im 61. Jahr der Staatsgründung gibt China gern den jun-
gen wilden Mann. Tibet und die reflexhaft hervorgestoße-
nen Drohungen gegen Dalai-Lama-Gastgeber im Westen
sind dafür nur ein Beispiel. Geht es um Taiwan, die einzi-
ge voll funktionierende chinesische Demokratie auf dem
Planeten, trommeln Chinas Staatsvertreter auch sogleich
auf ihren Brustkorb. Noch vor ein paar Jahren sind diese
Gebärden als Ausdruck der Schwäche, als Überspielen ei-
nes Minderwertigkeitsgefühls verstanden worden. Heute
geht es um Machtanspruch und Einschüchterung.

Die skandalösen jüngsten Langzeit-Hafturteile gegen
Dissidenten, die ungebremste Aufstellung von Kurz-
streckenraketen auf dem Festland gegenüber Tai-

wan, die nach Gusto beginnenden und wieder endenden
Scheinverhandlungen mit Emissären des Dalai Lama über
eine Autonomie Tibets, die diesen Namen auch verdienen
soll – das alles zeigt die egozentrische, einer Öffnung nach
innen wie außen grundsätzlich abgeneigte chinesische
Führung. Die Welt ist gut und nett, solange sie Chinas
„friedlichen Aufstieg“ nicht belästigt. Andernfalls wird auf
den Putz gehaut, gedroht und getrotzt.

Barack Obama ist in den USA kritisiert worden, weil er
aus Rücksicht gegenüber Peking nicht schon früher den
Dalai Lama einlud. Die Chinareise des Präsidenten war oh-
nehin ein Flop. Freundlichkeit wird in Peking als Schwä-
che verstanden, Prinzipienfestigkeit aber geschluckt.

DALAI LAMA IM WEISSEN HAUS

KRISE, LISSABON UND DIE FOLGEN

Sagt uns, dass es
nicht wahr ist!“,
flehte die Tageszei-

tung La Stampa in ihrem
Leitartikel. So dachten
vermutlich auch Millio-
nen Italiener, als sie am
Mittwoch eine Schlag-
zeile der Tagesschau
aufschreckte. Guido Ber-
tolaso der Korruption
angeklagt? Der Held der
Nation, der in der Be-
liebtheitsskala gleich
nach dem Staatspräsi-
denten und deutlich vor
dem Papst rangiert, in
eine Bestechungs- und
Sexaffäre verwickelt?

Der 60-jährige Famili-
envater, der Neapel vom
Müll befreit und die
Erdbebenhilfe in den
Abruzzen geleitet hat,
gilt der Bevölkerung als
Verkörperung jener Effi-
zienz und Tatkraft, die
ihr Staat so oft vermissen lässt. Bei
Erdrutschen, Waldbränden und Kata-
strophen aller Art wirkt die blaue Ja-
cke des Arztes mit dem Logo der Pro-
tezione Civile als Garantie für Zuver-
lässigkeit und rasche Hilfe.

Der in Großbritannien ausgebildete
Tropenmediziner hatte zunächst ein
Krankenhaus in Kambodscha geleitet
und sich dann im Auftrag des Außen-
ministeriums um humanitäre Einsätze
in Krisengebieten gekümmert. 1996
wurde der Sohn des ersten italieni-
schen Starfighter-Piloten von Premier
Romano Prodi zum Chef des Zivil-
schutzes ernannt. Mit wachsendem
Unbehagen registrierten seine Wider-

sacher, wie Bertolaso
Einfluss und Macht sei-
ner Behörde von Jahr zu
Jahr stärkte. Vom G-8-
Gipfel zur Radweltmeis-
terschaft, vom Rinder-
wahn zum Schutz der
Kulturgüter – der Staats-
sekretär sollte es richten.
Dabei kam ihm zugute,
dass der Zivilschutz kraft
seiner Befugnisse lästige
Gesetze und Kontrollen
locker umgehen kann.

Von der Bestechung
enger Mitarbeiter, die
sich für Bauaufträge mit
Limousinen, Urlaubsrei-
sen, Aktien, Prostituier-
ten und Geschenken al-
ler Art entlohnen ließen,
will Bertolaso nichts be-
merkt haben. Süffisant
spekulierten Medien
über die Art der „Nach-
behandlungen“ im Well-
nessclub, von denen er

in Telefonmitschnitten schwärmt. Es
handle sich um „Rückenmassagen ei-
ner Physiotherapeutin“, stellte der em-
pörte Zivilschützer klar.

Den Vorwurf der Korruption wies er
verletzt zurück: „Ich bin ein treuer
Diener des Staates.“ Seinen Rücktritt
hat Silvio Berlusconi abgelehnt. Der
Regierungschef hatte Bertolaso eine
Beförderung zum Minister verspro-
chen. Dem könnten einflussreiche Kri-
tiker wie Finanzminister Giulio Tre-
monti jetzt einen Riegel vorschieben.
Denn wie auch immer die Ermittlun-
gen enden – das ungetrübte Bild des
Helden der Nation hat Schrammen ab-
bekommen. Gerhard Mumelter

KOPF DES TAGES

Italiens Held der
Nation stolpert

über Sexskandal

Guido Bertolaso (60) ist
Chef des italienischen

Zivilschutzes. Foto: Reuters

Zeit, Konsequenzen zu ziehen
Es muss verhindert werden, dass Banken weitermachen können wie vor der Krise

don Brown, es vorerst bei einer Be-
steuerung der Bankerboni belassen
will. Frankreichs Präsident Nicolas
Sarkozy will die G-20-Präsidentschaft
heuer nutzen, um das ganze Weltfi-
nanzsystem zu ändern und dem Welt-
währungssystem von Bretton Woods
zu einer Renaissance zu verhelfen.

In Österreich hat Bundeskanzler
Werner Faymann den Bankengipfel
für den 22. Februar einberufen. Die
bisherigen Vorschläge von politischer
Seite reichen von einer Besteuerung
der Banken nach ihrer Bilanzsumme,
wie dies Faymann fordert, bis zu ei-
nem Obolus auf Spekulationen. Höhe-

re Eigenkapitalquoten sind in Diskus-
sion.

Welches Modell nun in den Ver-
handlungen mit den Bankenvertretern
auch vereinbart wird: Klar ist, dass
sich die Banken an den Kosten, die die
Wirtschaftskrise verursacht hat, betei-
ligen müssen. Sie können auch nicht
ihre Kunden, die bereits als Steuerzah-
ler ihren Beitrag geleistet haben, noch
einmal zur Kasse bitten. Es ist ohnehin
höchst an der Zeit, dass nach dem Kri-
senmanagement nicht nur Bilanzen,
sondern auch Konsequenzen gezogen
werden. Auch Banken dürfen nicht
weitermachen können wie bisher.

In diesen Tagen wird überall Bilanz
gezogen. Und siehe da, insbesonde-
re für die Banken ist es im so-

genannten Krisenjahr 2009 nicht
schlecht gelaufen: Die Deutsche Bank
meldete einen Nettogewinn von fünf
Milliarden Euro, das große US-Institut
Goldman Sachs freute sich über um-
gerechnet 9,6 Milliarden Euro, JP Mor-
gan über 8,4 Milliarden.

Ein Großteil der Milliardengewinne
geht auf Investmentbanking zurück,
also das Geschäft mit Aktien, Anlei-
hen und Derivaten. Viele Institute
sind noch risikofreudiger geworden,
weil sie sicher sein können: Sie wer-
den im Fall eines Scheiterns aufgefan-
gen. Überdies werden wieder Millio-
nen an Boni für Banker ausgeschüttet.

In einem Jahr, in dem Staaten, Zen-
tralbanken und Finanzorganisationen
weltweit Milliarden für die Bankenret-
tung zur Verfügung gestellt haben, sor-
gen solche Ergebnisse nicht für Be-
wunderung, sondern für Unmut in der
Bevölkerung. Denn die mit öffent-
lichem Geld gestützten Banken haben

das Krisenjahr
überraschend
gut überstan-
den, während
der wirtschaftli-
che Abschwung
weltweit viele
Menschen ar-
beitslos gemacht
hat. Dass bisher

kaum Konsequenzen aus der Krise ge-
zogen wurden, steigert die allgemeine
Wut auf die Bankenbosse. Zu dieser
Stimmung tragen Banker wie Josef
Ackermann bei, die Forderungen nach
einer strengeren Regulierung barsch
ablehnen.

Politiker weltweit reagieren indes
sensibler auf den berechtigten Unmut
der Steuerzahler. Denn bisher wurde
in internationalen Gremien zwar viel
diskutiert, aber wenig beschlossen.
Dies gilt auch für die Rating-Agentu-
ren, die mit ihren Aussagen entschei-
dend zur Finanzkrise beigetragen ha-
ben, über deren Rolle aber nicht ge-
sprochen wird.

US-Präsident Barack Obama will
nun den Banken die Kosten für ihre ei-
gene Rettung mittels einer Sonderab-
gabe aufbrummen. Weiters will er
Banken in ihrer Größe beschneiden. In
Großbritannien liebäugelt der mög-
liche Wahlgewinner David Cameron
mit Obamas Weg, während der Amts-
inhaber in der Downing Street, Gor-

Alexandra Föderl-Schmid

derStandard Impressum: Herausgeber: Oscar Bronner; Geschäftsführung: Mag. Wolfgang Bergmann; Chefredaktion: Oscar Bronner, Dr. Alexandra Föderl-Schmid (geschf.); Chefs vom Dienst: Dr. Eric Frey, Otto Ranftl, Erhard Stackl, Bettina Stimeder.
Leitende Redakteure: Dr. Gudrun Harrer, Thomas Mayer; Eigentümerin/Medieninhaberin, Verlagsort, Redaktions- und Verwaltungsadresse: Standard Verlagsgesellschaft m.b.H., 1010 Wien, Herrengasse 19–21; Hersteller,

Herstellungs- und Erscheinungsort: Mediaprint Zeitungsdruckerei Ges.m.b.H. & Co. KG, 1232 Wien, Richard-Strauss-Straße 16; Telefon: (01) 531 70, Fax-DW: Redaktion: 131, Anzeigen: 249, Abo: 330; E-Mail-Adressen: vorname.zuname@derStandard.at, info@derStandard.at,
leserbriefe@derStandard.at, aboservice@derStandard.at, anzeigen@derStandard.at; Internet: http://derStandarddigital.at; Abo-Preise Inland (in Klammern für Studierende/Schüler) jährlich: € 318,– (192,–), monatlich: € 27,90 (17,50), für einzelne Wochentage – pro Tag und Jahr:
€ 61,50,– (37,–); Abo-Service: 0810/20 30 40 (Ortstarif); Alle Rechte, auch die Übernahme von Beiträgen nach § 44 Abs 1 Urheberrechtsgesetz: © Standard Verlagsgesellschaft m.b.H., Art-Copyright: VBK, Wien, DVR 554219; Reichweite: MA 2008/2009: 6 %, 421.000 Leser; ÖAK-geprüfte Auflage.

Dem Ehrenkodex der österreichischen Presse verpflichtet.



Im 23. Stockwerk eines gläsernen
Büroturms befindet sich die
Handelsabteilung der österrei-
chischen Großbank, bei der Ro-
bert Sailer im Investmentgeschäft
tätig ist. Nach der Matura absol-
vierte Sailer, Jahrgang 1981, eine
interne Ausbildung bei der öster-
reichischen Bank, bei der er noch
heute beschäftigt ist, zunächst im
Back Office, dann im Handel, spä-
ter Börsenhändlerprüfungen in
London, Zürich und Wien sowie
diverse Ausbildungsseminare im
Investmentbereich. Seit 2007 ist
er Chef einer Gruppe im Anlagen-
handel.

Von breiten Fensterfronten um-
geben, eröffnet das Großraumbü-
ro den Blick hinunter auf die

„Also, wenn ich ehrlich bin ...“
Stadt, die von hier oben unge-
wöhnlich fern und klein er-
scheint. Es herrscht reger Betrieb.
Dutzende von Menschen telefo-
nieren, hämmern auf Tastaturen
ein oder starren gebannt auf Mo-
nitore, auf denen Zahlen und Kur-
ven in scheinbar endlosem Durch-
einander flimmern. Nicht jeder
würde sich an einem solch hekti-
schen Arbeitsplatz wohl fühlen.
Diejenigen, die es tun, haben et-
was ganz Bestimmtes vor. Sie wol-
len Geld und Ruhm ernten. Die
Handelsabteilung der Bank ist
eine Kaderschmiede für junge
Aufsteiger.

Robert Sailer ist einer von ih-
nen. Mit gerade einmal 28 Jahren
bereits das zehnte Jahr
bei der Bank beschäf-
tigt, kann er sich mitt-
lerweile Chef eines
fünfköpfigen Trader-
Teams nennen. Der
Bondhandel, für den
er verantwortlich ist,
ist primär ein Eigen-
handel der Bank, bei
dem es darum geht, Investments
möglichst gewinnträchtig am
Markt einzusetzen. In dieser
Funktion hat er es nicht mit Pri-
vatkunden, sondern mit institu-
tionellen Anlegern zu tun, vor al-
lem jedoch mit den Sales Units im
eigenen Haus, denen er als Price

Provider Auskünfte über die Prei-
se gibt, zu denen bestimmte Anla-
genarten profitabel gehandelt
werden. Die Aufgabe seiner Grup-
pe ist klar definiert: „Wir sind an-
gehalten, Geld zu verdienen für
die Bank, und das nicht wenig.“
Das Budget, das die Gruppe errei-
chen muss, wird durch jährliche
Benchmarks vorgegeben, die zum
1. Januar eines Jahres abgerechnet
werden. „Ich muss fünf bis sechs
Millionen Euro im Jahr bringen,
alleine, und meine Händler jeder
so um die eineinhalb Millionen
Euro. So, und ich hab jetzt einmal
gute fünf Millionen aufgedrückt
bekommen, mit denen muss man
erst einmal klarkommen. Also, so

einfach ist das nicht,
vor allem wenn jedes
Jahr am 1. 1. die Uhr
wieder auf Null geht.
Es wird wieder alles
zurückgedreht, und
das Ergebnis, das man
im Vorjahr gehabt hat,
ist weg. Und man be-
ginnt wieder von neu-

em und macht sich Gedanken da-
rüber: Wie werd ich das über-
haupt schaffen können?“

Die Sorge, die sich in solchen
Fragen andeutet, gleicht Robert
Sailer durch eine Art Selbstbe-
wusstsein aus, das nach außen
keinen Zweifel an seinen erstklas-

sigen Kompetenzen aufkommen
lässt. Gern teilt er mit, wie viel
Schwierigkeiten erdamithat,Auf-
gaben auf andere Leute zuübertra-
gen, „weil ich natürlich immer da-
von überzeugt bin, dass ich es am
besten mache und am meisten
Geld verdiene“. Den Grund seines
Erfolges sieht Sai-
ler in einer außer-
gewöhnlichen Be-
gabung, die ihm ei-
gen sei. „Also, was
mir schon sehr vie-
le Leute gesagt ha-
ben, beziehungs-
weise wovon ich
auch selber über-
zeugt bin: Ich hab
typische Händler-
eigenschaften. Das heißt, ich bin
sehr, sehr entschlussfreudig und
sehr, sehr schnell. Das heißt, ich
muss binnen zweier Sekunden
entscheiden: Geh ich das Risiko
ein? Kauf ich das? Verkauf ich das
oder nicht? Sofort!“

Den Instinkt schulen
Der Nachdruck, mit dem Sailer

auf seine persönlichen Fähigkei-
ten abstellt, erklärt sich vielleicht
dadurch, dass er in seinem bishe-
rigen Werdegang auf kein Studi-
um zurückblicken kann, was ihm
mit Blick auf höhere berufliche
Ziele als Nachteil erscheint.

„Volkswirtschaftlich hab ich ein-
fach einen Aufholbedarf.“ Bevor
Sailers Karriere als Investment-
banker begann, probierte er es mit
einem Studium für das Lehramt
Geschichte. Auch eine Bewer-
bung fürdiePolizeiwar bereits auf
dem Weg, als sich bei einer öster-

reichischen Bank
eine Chance bot,
die er ergriffen
hat. „Sobald ich in
das Bankwesen
eingetreten bin,
hab ich gewusst:
Händler ist der
Job, den ich ma-
chen möchte.“ An-
geleitet wurde er
im Zuge eines in-

ternen Ausbildungsgangs von sei-
nem damaligen Chef, der ihm
nicht nur das notwendige Pro-
duktwissen beibrachte, sondern
auch seinen Instinkt schulte, auf
den Sailer seither nicht wenig
stolz ist. „Mein Mentor, der mich
eingeschult hat, hat gesagt: ,Ich
muss dich um halb drei in der
Früh aufwecken können und fra-
gen, und du sagst mir ungefähr ei-
nen Preis. Ungefähr, du musst es
mir nicht ganz genau sagen, aber
ich möchte sofort einen Preis ha-
ben. Und du musst ungefähr wis-
sen, wo der Markt steht, um eine

Banker-Benchmark: „Ich muss dich um halb drei Uhr nachts wecken können, und du musst ungefähr wissen, wo der Markt steht.“ Foto: AP

i Fortsetzung auf Seite A 2

Mit gerade einmal 28
Jahren ist er Chef eines
Traderteams und macht,
was er am besten kann:
sehr schnell entscheiden
und Geld verdienen.
Über das Innenleben
eines Bankers.
Von Sighard Neckel
und Claudia Czingon

Ich hab typische
Händlereigenschaften.
Das heißt, ich bin sehr
entschlussfreudig und
sehr schnell. Das heißt,
ich muss binnen zweier
Sekunden entscheiden.
Kauf ich das?

„

“
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cherheit durchgeführt. Und mit
den gewonnenen Erkenntnissen
beraten wir Privatbanken beim
Kundenmanagement, damit hier
der Umgang mit Risiko keine
Überraschung mehr ist. Damit die
Bank z. B. weiß: Kun-
de A ist eher ängstlich,
Kunde B sehr optimis-
tisch und mutig.

Standard: Was genau
tun Sie im Rahmen ei-
ner solchen Beratung?
Hens: Wir beginnen
mit einem Diagnose-
test wie beim Arzt. Wir checken
nicht den Kreislauf, wir stellen
Fragen, geben Einschätzungen ab
und erstellen ein Profil nach zwei
Dimensionen, nämlich ob Kunden
sehr rational oder eher emotional
anlegen. Ob sie viel Sachverstand
haben oder Laien sind. Der nächs-
te Schritt ist: Die Kunden lernen
in einem Trainingsmodul, was
Renditen oder Risiken bedeuten.
Typische Fehler darf man da ganz

bewusst machen. Dann wird er-
klärt, warum die Handlung nicht
vernünftig war und wie man bes-
ser agieren könnte. Im letzten
Schritt wird ein Risikoprofil er-
stellt, das festhält, wie es um die

Risikofähigkeit und
Risikobereitschaft be-
stellt ist, und daraus
wird ein Anlagevor-
schlag abgeleitet.

Standard: Wenn es
derartige Tools gibt,
um Fehler zu vermei-
den, stellt sich die Fra-

ge: Warum machen Anleger immer
wieder alte Fehler?
Hens: Spekuliert wird, Fehler wer-
den gemacht, weil wir Menschen
sind. Rational kann man das nur
unbefriedigend erklären: Seit
1635, seit der Tulpenblase, gibt es
immer wieder Spe-
kulationsblasen,
nach deren Platzen
man immer wieder
solche Fragen stellt
und die Antworten
beim nächsten
Hype vergisst. Das
war immer so –
nach der Blase we-
gen der Massen-
produktion Ende
der 1920er-Jahre, der Internetbla-
se oder jetzt nach der Immobilien-
blase, die deshalb so folgenschwer
war, weil in den USA 50 Prozent,
in Europa sogar 75 Prozent des
Vermögens in Immobilien ange-
legt sind.

Standard: Welche Rolle spielen
Medien?
Hens: Interessant an der Tulpen-
blase ist, dass kurz davor die ers-
ten Zeitungen gegründet wurden.
Ein Verstärker beim Entstehen ei-
ner Blase, beim Entstehen unrea-
listischer Vorstellungen: Tulpen-
zwiebeln wurden im Wert von
zwei bis drei Häusern gekauft, weil
man hoffte, sie später noch teurer
weiterzuverkaufen. Oder erinnern
Sie sich an die Immobilienblase in
Japan in den 1990er-Jahren. Da
wurde der Garten des kaiserlichen
Palastes in Tokio mit dem Wert von
ganz Kalifornien gleichgesetzt.

Standard: Was kommt nach der
derzeitigen Krise? Kurze Erholung
und dann die nächste Blase?

i Fortsetzung von Seite A 1
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Verluste um ein Vielfaches gerin-
ger halten konnte, als wenn er die
vormalige Anlagengröße beibe-
halten hätte. Sich selbst rechnet
Sailer diese Art Schadensbegren-
zung als professionellen Umgang
mit den Wechselfällen des Fi-
nanzhandels an. Die Bank aller-
dings erwartet Rendite, weshalb
es seither keine Bonuszahlungen
mehr für ihn gab. Sailer versucht,
darauf mit einem gewissen
Gleichmut zu reagieren: „Bonus
ist schön und gut, meine Rech-
nungen zahl ich mit dem Fixge-
halt.“ Nach Lehman jedoch stellt
sich eine tiefe Verunsicherung bei
ihm ein. Niemand habe damit ge-
rechnet, dass es zu solch einem
dramatischen Einbruch kommen
würde, der in Robert Sailers Sicht
selbst September Eleven weit in
den Schatten stellt. „Die Zeiten
haben sich geändert. Ich kann
jetzt mit einem Ticket, mit dem
ich früher hundertfünfzig Millio-
nen gemacht habe, vielleicht drei-
ßig Millionen machen, und das ist
schon viel. Es geht nicht mehr,
weil auch die Liquidität fehlt. Frü-
her hab ich zweihundert, dreihun-
dert, vierhundert Millionen Euro
am Stück handeln können. Da hab
ich einen Händler angerufen und
gesagt: Ich brauch ein Offer für
dreihundert Millionen, und hab’s
(er schnipst mit den Fingern) so
einfach bekommen. Jetzt müssen
wir über fünf, sechs Ecken gehen,

um den Markt nicht komplett auf-
zuscheuchen.“

Für die Turbulenzen, die er seit-
her durchzustehen hat, sieht Sai-
ler zwei verantwortliche Akteure
am Werk. Zum einen die Ameri-
kaner. Hinter dem Entschluss der
US-Notenbank, anstelle von Leh-
man Brothers Merrill Lynch zu
stützen, vermutet er ein Komplott
gegen Europa. „Ich glaube, dass
Lehman viel stärker in Europa ex-
poniert war, darum
hat man gesagt:
,Okay, wir können
Lehman fallen las-
sen.‘ Ich glaub,
dass das bewusst
gesteuert worden
ist. Weil die CDO-
Transaktionen und
die ABS-Transak-
tionen – das waren
ja Europäer, die das
gekauft haben. Im Grunde genom-
men haben die Amerikaner ihre
schlechten Assets gut verpackt
und haben’s den Europäern ange-
dreht, und die Europäer haben’s
gekauft. Natürlich war da auch im-
mens viel Liquidität vorhanden,
und die Leute haben sich drauf ge-
stürzt, ohne wirklich bis ins Detail
zu wissen, was sie eigentlich ge-
kauft haben. Und das ist uns, und
vor allem den Deutschen, massiv
auf den Kopf gefallen.“

Zum anderen seien die institu-
tionellen Anleger schuld an dem

ganzen Debakel. Sie hätten wissen
müssen, worauf sie sich eingelas-
sen haben. „Wenn ich heute etwas
kaufe, und vorgestern war in der
Zeitung, dass es eine schlechte Bi-
lanz bringen wird und sonst auch
Probleme hat, und ich kaufe das
trotzdem, und einen Tag später
habe ich einen Default, dann kann
ich dem Verkäufer, von dem ich es
habe, nicht sagen: ,Hallo, du hät-
test mich informieren müssen.‘“

Den Banken
selbst hält er zugu-
te, dass vor der Fi-
nanzkrise kaum je-
mand die Risiken
habe abschätzen
können: „Es war
wirklich eine ein-
malige Sache in
der Historie, dass
der Kapitalmarkt
so zum Erliegen

gekommen ist. Man kann das den
Bankern nicht vorwerfen. Weil
das Szenario, das wir jetzt in den
letzten zwei Jahren erlebt haben,
was ganz Spezielles ist. Das hat
sich keiner vorstellen können.“

Wenn Sailer auf diese Weise vor
allem auch sich selbst von jeder
Verantwortung entlastet, so offen-
bart sich im Eingeständnis, mit
der Krise überfordert gewesen zu
sein, auch ein persönliches Cha-
rakteristikum. Sailer, der gerne
mit seinem professionellen Jagd-
instinkt renommiert, ist in Wirk-

lichkeit ein Gehetzter, dem das
Scheitern dicht auf den Fersen ist.
Zwar glaubt er, bereits von neuem
Witterung aufnehmen zu können,
da die Märkte langsam wieder
funktionieren und größere Anla-
gepositionen Gewinne verspre-
chen. Doch steht hinter allem die
ständige Angst, zu versagen oder
eine wichtige Transaktion zu ver-
passen. Schon kleinste Fehler
oder „Nichterreicher“ könnten
ihn den Arbeitsplatz kosten, wie
er plötzlich mit der Wortwahl ge-
wöhnlicher Arbeitnehmer fort-
fährt. Getrieben vom Anspruch,
zu den Besten zu gehören, läuft er
tatsächlich einer Existenzangst
davon, die ihn manchmal wie die
Aussicht auf ein drohendes Un-
heil überkommt. Entlastung ver-
spricht seine Vorstellung, nach
der die Welt der schnellen Gewin-
ne und rapiden Verluste nur eine
Episode in seinem Leben darstellt:
„Also, wenn ich ganz ehrlich bin,
hoffe ich, dass ich in zehn Jahren
irgendwo ein kleines Lokal habe
oder einen kleinen Biobauernhof,
und da komplett was anderes ma-
che, sag ich Ihnen. Weil irgend-
wann steht’s einem bis hier oben!“

Das Buch „Strukturierte Verantwortungslosig-
keit. Berichte aus der Bankenwelt“ der Soziolo-
gen Sighard Neckel (Professor an der Uni Wien)
und Claudia Czingon (Projektassistentin) um-
fasst 31 Porträts von Bankern und Bankerinnen
und erscheint im Juni bei Suhrkamp.

Thorsten Hens warnt vor zu vielen Emotionen an der Börse. Foto: Fischer

schnelle Indikation zu geben,
dann bist du sicher.‘“

Mittlerweile gehört es für ihn
zum Tagesgeschäft, binnen Se-
kundenfrist Millionen von Euro
zu transferieren. Für den Um-
stand, dass er es hierbei bereits
weit gebracht hat, besitzt Sailer,
der seine langen Haare zu einem
Zopf gebunden trägt, eine Erklä-
rung, mit der er aus Unterschie-
den im beruflichen Werdegang ei-
nen Vorteil macht, was die eigene
Befähigung angeht. „Also, rein op-
tisch pass ich nicht in die Vorstel-
lung eines klassischen Invest-
mentbankers. Vielleicht ist das
auch ein Grund, warum ich so er-
folgreich und so weit gekommen
bin. Weil ich doch ein bisschen
anders bin als die anderen. Ich hab
auch nicht unbedingt die klassi-
schen Statussymbole, die ein Ban-
ker braucht – abgesehen jetzt ein-
mal von meiner Uhr.“

Die habituelle Eignung für den
Wertpapierhandel, die er sich sel-
ber zuschreibt, schien ihn ver-
gleichsweise lange zu tragen. „Vor
Lehman“, wie bei Sailer die Zei-
tenwende der Bankenkrise heißt,
habe es keine Probleme gegeben.
Er glaubte, den Markt wie seine
Westentasche zu kennen. Als sich
vor zwei Jahren bereits die ersten
Engpässe auf den Finanzmärkten
zeigten, hat er seine Portfolios so-
weit im Wert reduziert, dass er

Die Zeiten haben sich
geändert. Ich kann jetzt
mit einem Ticket, mit
dem ich früher hundert-
fünfzig Millionen ge-
macht habe, vielleicht
dreißig machen, und das
ist schon viel.

„

“

Standard: Kennen Sie den Film
„Wall Street“ aus den 1980er-Jah-
ren?
Hens: Ja. Der Film ist großartig. Es
ging damals um die Anfänge der
Deregulierung des Aktienmarktes.
Der Film zeigt, wie externe Fi-
nanzinvestoren, die ein Unterneh-
men feindlich übernehmen, die
stillen Reserven des Unterneh-
mens „heben“.

Standard:Wissen Sie, dass Oliver
Stone nun aus aktuellem Anlass
den 2. Teil des Films drehte, „Wall
Street 2“, wieder mit Michael Dou-
glas als Finanzhai Gordon Gecko?
Stone soll nun gesagt haben, dass
Gier nun ganz legal ist und es so
zur Finanzkrise kam. Was sagen
Sie dazu?
Hens: Diese Einschätzung ist so
falsch nicht. Ein gutes Beispiel da-
für sind die Bonuszahlungen für
Bankmanager, die an Aktien oder
Optionen geknüpft sind. Gier wird
dadurch legal. Man hat bei diesen
Entlohnungssystemen bloß ver-
gessen, dass Manager in Geldinsti-
tuten dann noch ganz andere An-
reize zusätzlich sehen könnten,
nämlich Börsenkurse zu manipu-
lieren. Ihr Ziel ist dann nur noch
der rasche Profit. Langfristiger
Erfolg ist dann sekundär. Die
Schlussfolgerung ist klar: Je mehr
Geld angeboten wird, dort wo es
eigentlich um intrinsische Motive
ging, um reines Interesse und
nicht vorrangig um Geld, desto ex-
trinsischer, profitorientierter den-
ken die Beteiligten. Die Moral
wird durch das Geld zerstört.

Standard: Extrinsisch ist aber nur
ein schönes Wort für ein ganz ba-
nales Gefühl, oder?
Hens: Man kann auch schlicht
Gier dazu sagen. Das haben die
Wissenschafter, die das Bonusmo-
dell erfunden haben, nicht be-
dacht. Die Vorgeschichte dieses

Fehlers ist bekannt: Die Ökonomie
war eine Sozialwissenschaft und
ist in den 1950er- und 1960er-Jah-
ren mathematisiert worden. Man
hatte die Hoffnung, eine Natur-
wissenschaft daraus zu machen,
mit Rechnungen alles erklären zu
können. Damit man rechnen
kann, muss man Annahmen tref-
fen. Das ist dann natürlich häufig
falsch gelaufen, weil man die Psy-
chologie der Akteure, die mathe-
matisch nur schwer fassbar ist,
nicht berücksichtigt hat.

Standard:Was genau müsste man
berücksichtigen?
Hens: Viele Menschen haben eine
schwankende Risikowahrneh-
mung. Sie werden nach kurzfris-
tig guten Märkten zu optimistisch
und nach kurzfristig schlechten
Märkten zu pessimistisch. Sie le-
gen dann ausschließlich prozy-
klisch an. Da kann man psycholo-
gisch gegensteuern. Wir haben et-
liche Experimente zu Entschei-
dungen unter Risiko und Unsi-

„Die Moral wird durch das Geld zerstört“
Hens: Es wird immer wieder sol-
che Hypes geben, die mehr oder
weniger gefährlich sind. Die
nächste Blase sehe ich aber schon
kommen, die Nachhaltigkeitsbla-
se. Im Zusammenhang mit Um-
welt und Klima werden exzessiv
Fantasien entstehen, von denen
nicht alle übrigbleiben werden.

Standard:Wie kann man dem ent-
gegenwirken?
Hens: Man könnte in den Zeitun-
gen davor warnen und in Analy-
sen schreiben, dass Anleger hier
aufpassen sollten. Aber es gibt na-
türlich auch die Überlegung, sol-
che Blasen nicht mehr zuzulas-
sen. Wie man die genau verbieten
möchte, weiß ich nicht. Prinzi-
piell sollte man aber bei Regulati-
ven nicht Joseph Schumpeter ver-
gessen. Er sagte, dass es immer

wieder Prozesse
schöpferischer
Zerstörung geben
muss. Am Ende ei-
ner Blase blieb ja
auch meist etwas
übrig. Ob es das
Internet war – oder
vielleicht nach
dem nächsten
Hype ein energie-
freundlicher An-

trieb für das Auto. Deswegen bin
ich gar nicht so sehr für scharfe
Regulierungen. Andererseits
führte die Deregulierung aber, wie
man aus der jüngsten Vergangen-
heit weiß, auch in die Katastro-
phe. Ein Dazwischen muss es ge-
ben, zum Beispiel Bonussysteme
von Bankmanagern, die vom lang-
fristigen Erfolg abhängen.

Thorsten Hens ist Professor für Finanz-
marktökonomie an der Uni Zürich.
Er forscht über Behavioural Finance und
ist Gründungspartner der Behavioural
Finance Solutions GmbH.

Der Finanzmarktökonom
Thorsten Hens über das
Risiko am Finanzmarkt,
legitimierte Gier und
die drohende
Nachhaltigkeitsblase.
Von Peter Illetschko

Prinzipiell sollte
man heute aber bei
Regulativen nicht
Joseph Schumpeter ver-
gessen. Er sagte, dass es
immer wieder Prozesse
schöpferischer Zerstö-
rung geben muss.

„

“
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Vor großen Würfen ist der ameri-
kanische Quer- und Vordenker Je-
remy Rifkin nie zurückgescheut.
In seinem jüngsten Buch „Die em-
pathische Zivilisation“ versucht
er die Menschheitsgeschichte neu
zuschreiben–alsdieEntwicklung
zu einer Gesellschaft, die sich zu-
nehmend als Gemeinschaft sieht
und füreinander Mit-
gefühl empfindet, aber
dabei immer mehr
Energie verbraucht
und so ihre Existenz
gefährdet. Heute sei
die Welt an einem
Wendepunkt ange-
kommen, sagt Rifkin,
der vergangeneWoche
auf Einladung des Kreisky-Fo-
rums und der US-Botschaft sein
Buch in Wien präsentierte, im
Standard-Gespräch.

Einerseits existiere erstmals ein
echtes globales Bewusstsein, das

die Menschheit dazu befähigen
sollte, die großenHerausforderun-
gen wie die Erderwärmung zu be-
wältigen. Aber der Klimawandel,
den Rifkin in eine Reihe stellt mit
früheren Umweltsünden wie die
massive Abholzung im Römi-
schen Reich und im Spätmittelal-
ter, gehe so rasant vor sich, dass
dieses Unterfangen zu scheitern
droht – mit katastrophalen Folgen.

„Die 6,8 Milliarden Menschen
repräsentieren nur ein halbes Pro-
zentderBiomasseaufunseremPla-
neten, aber wir brauchen 25 Pro-
zent der Photosynthese auf – und
wir bewegen uns in Richtung 9
Milliarden Menschen. Wir sind zu
Monstern geworden, wir fressen
die Energie und Ressourcen auf,
auf denen Photosynthese basiert.“

Das Scheitern des Kli-
magipfels von Kopen-
hagen habe gezeigt,
dass die bisher ver-
suchten Lösungsansät-
ze, wie der eines Ab-
kommens zur Begren-
zung der Treibhausga-
se, nicht ausreichen.

Für Rifkin ist der
Kapitalismus daher selbst an sei-
ne Grenzen gelangt. Das andere
entscheidende wirtschaftliche Er-
eignis der letzten 18 Monate habe
im Juli 2008 stattgefunden, als der
Erdölpreis auf 147 Dollar je Fass

kletterte. „Die Preise schossen in
die Höhe, Lebensmittel und Treib-
stoff wurde unerschwinglich, wir
hatten Hungerrevolten in 30 Staa-
ten. Die Kaufkraft stürzte ab. Der
gesamte Wirtschaftsmotor, der auf
fossilen Brennstoffen basiert,
schaltete sich ab. Das war das öko-
nomische Erdbe-
ben. Der Kollaps
der Finanzmärkte
60 Tage später war
bloß das Nachbe-
ben.“

Seit 1979 gehen
die Pro-Kopf-Erd-
ölreserven auf der
Welt zurück, seit-
her sei die zweite
industrielle Revo-
lution in ihrer Endphase. „Seither
wurde zwar mehr Öl gefunden,
aber noch mehr Menschen kamen
dazu“, sagt Rifkin. „Als China und
Indien ein Drittel der Weltbevöl-
kerung in die Industriewirtschaft
einbrachten, wurde der Nachfra-
gedruck zu groß, und die Finanz-
märkte konnten dem Zusammen-
bruch der Realwirtschaft nicht
standhalten. Diese Mauer können
wir nicht überwinden. Sobald die
Wirtschaft wieder wächst, schießt
der Ölpreis auf 140 bis 150 Dollar,
dann steigen die Preise und die
Maschinerie blockiert.“

Rifkin sieht daher das Ende des

Menschheitsbildes, das in der
Aufklärung entstanden ist, kom-
men: das autonome Individuum,
das selbständig nach materiellem
Wohlstand und Glück strebt. Not-
wendig sei einneuesBewusstsein,
das auf soziale Zusammengehö-
rigkeit und einen umfassenden

Begriff der Lebens-
qualität abstellt.
Wichtigste Grund-
lage dafür sei eine
neue, verständnis-
volle Pädagogik.
All dies sei im
Kommen – nicht
nur inEuropa, son-
dern auch in den
USA, wo der „ame-
rikanische Traum“

neu definiert werden müsse.
„Die Jüngeren unter 30 haben

eine andere Vision, sie reden im-
mer mehr von Lebensqualität und
einer neuen Definition der Frei-
heit“, sagt der 67-jährige Soziolo-
ge, Ökonom und Publizist. „Als
ich aufwuchs, wurde Freiheit
durch John Wayne symbolisiert,
durch Unverletzbarkeit, Autono-
mie und Mobilität. Aber junge
Menschen definieren Freiheit
nicht mehr als Exklusivität, son-
dern als Inklusivität, als Recht auf
Zugang. Freiheit ist die Fähigkeit,
das Potenzial seines Lebens durch
qualitätsvolle Beziehungen und
Erlebnisse zu optimieren. Dieser
Traum der Lebensqualität passt
viel besser in eine globalisierteGe-
sellschaft.“

Doch hier sieht Rifkin ein ge-
fährliches Dilemma – das Parado-
xon von Empathie und Entropie.
„Moderne, komplexe Gesellschaf-
ten sind weltoffener, bringen
mehr Menschen zusammen und
erweitern das Bewusstsein. Aber
sie fressen auch viel mehr Ener-
gie. Die fremdenfeindlichsten und
engstirnigsten Gesellschaften ha-
ben den kleinsten ökologischen
Fußabdruck.“

Rifkins einziger Ausweg ist die
bereits in seinen früheren Bü-
chern skizzierteneueEnergiewirt-
schaft, die sich ähnlich dezentral
organisiert wie die Internet-
basierte Kommunikationsgesell-
schaft. Damit könne die Klima-
katastrophe noch abgewendet
werden. Doch sein Optimismus
hält sich in Grenzen: „Wenn sich
dieses kleine Fenster schließt,
dann werden wir das Ende der
Menschheit, wie wir sie kennen,
erleben.“

Jeremy Rifkin, „Die empathische Zivilisation.
Wege zu einem globalen Bewusstsein“.
€ 27,70 / 468 Seiten. Campus, Frankfurt 2010

Um den Klimakollaps zu
stoppen, muss ein neues
globales Bewusstsein die
Weltwirtschaft komplett
verändern, sagt Buch-
autor Jeremy Rifkin im
Gespräch mit Eric Frey.

„Wir sind Monster geworden“

Der amerikanische Vor- und Querdenker Jeremy Rifkin sieht in seinem neuen Buch Empathie statt Individualis-
mus als entscheidende Eigenschaft, um die weitere Existenz der Menscheit zu sichern. Foto: Fischer

September 2008, Henry M. Paul-
son sitzt im Oval Office und schil-
dert, wie er die Hypothekenban-
ken Fannie Mae und Freddie Mac
unter Zwangsverwaltung stellen
will. Handstreichartig. „Wissen
die, was auf sie zukommt, Hank?“,
fragt George W. Bush. Paulson:
„Herr Präsident, wir werden sie
überraschen. Das erste Geräusch,
das sie hören werden, ist das ihrer
Köpfe, die auf den Boden fallen.“
Dass Bushs letzter Finanzminister

Der letzte Finanzminister
von George W. Bush
will sich in der Causa
Lehman rehabilitieren:
Schuld am Absturz waren
angeblich die Briten.
Von Frank Hermann

Paulsons Pleite-Plädoyer
martialische Sprachbilder mag,
stellt er in seinenErinnerungen an
den Finanzkrisenherbst seiten-
weise unter Beweis.

Was er vor allem bezweckt mit
seinem Band „On the Brink“ („Am
Rande des Abgrunds“), ist so et-
was wie eine späte Rehabilitie-
rung. Folgt man Paulson, dann hat
er keine Fehler begangen, zumin-
dest keine gravierenden, sondern
ritterlich gekämpft, um den Plei-
tekandidaten Lehman Brothers
vor dem Ruin zu bewahren. Im
Mittelpunkt steht eine parteiische
Chronologie der dramatischen
Tage vor dem Absturz, eine Chro-
nologie, in der es einen klaren
Schuldigen gibt. Das perfide Albi-
on. Die Briten.

Laut Paulson hatte die englische
Barclays-Bank fast schon zuge-
stimmt, Lehman zu kaufen. Dann
aber ließendieBehörden inLondon
eine Skepsis erkennen, die Paulson

unterschätzthatte. „Was ichals ver-
ständlicheVorsichtgenommenhat-
te, hätte ich als Warnung verstehen
sollen“, schreibt er, um eine Nuan-
ce weniger selbstsicher als sonst.

Die britischeFinanzaufsicht äu-
ßert Bedenken, der Amerikaner
vermutet seinen Amtskollegen
Alistair Darling hinter dem Ab-
wehrmanöver. Großbritannien,
zitiert er Darling, wollte kein so
hohes Risiko eingehen, man woll-
te das Finanzsystem der Insel
nichtmit demamerikanischenBa-
zillus infizieren. „Es war Sonntag,
kurz vor 13 Uhr, als ich es den
Chefs der Banken mitteilte. ‚Die
Briten haben uns verladen‘, platz-
te es aus mir heraus, mehr aus
Frust denn aus Ärger.“

Schuld sind entweder der regu-
lierende Staat oder das unzuver-
lässige Ausland, in diesem Fall
sind es beide: Paulson bestätigt
nur, was konservative Amerika-

ner vom Rest der Welt halten.
Doch bisweilen lässt er die Gabe
erkennen, sich selbst auf die
Schaufel zu nehmen. Im Oktober
2008, nach einer Sitzung der G-7-
Finanzminister, bittet er die ver-
sammelte Runde zum Fototermin
auf die Treppe der Treasury.
„Nehmt Paulson fest!“, rufen De-
monstranten. „In dem Moment
beugt sich Peer Steinbrück zu mir
und sagt: ‚Das klingt ja, als wären
wir in Deutschland.‘“

Die entscheidende Frage bleibt
nach Lektüre der Memoiren aller-
dings offen: Ob Paulson nicht
doch versucht hätte, Lehman auf
Staatskosten zu retten, hätte er
den Lawineneffekt der Insolvenz
absehen können.

Henry Paulson, „On the brink. Inside the Race
to stop the Collapse of the Global Financial Sys-
tem“. € 23,00 / 480 Seiten. Business plus, New
York 2009

Das ökonomische
Erdbeben war im Juli
2008, als der Ölpreis auf
147 Dollar kletterte. Der
Wirtschaftsmotor schal-
tete sich ab. Der Kollaps
der Finanzmärkte war
das Nachbeben.

„

“

(1) Kathryn Stockett
The Help
Putnam, € 17,60
(3) Dan Brown
The Lost Symbol
Doubleday, € 20,60
(2) Stuart Woods
Kisser
Putnam, € 20,40
(–) Kay Hooper
Blood Ties
Bantam, € 18,50
(5) Robert Crais
The First Rule
Putnam, € 19,60

New York Times Fiction
1

2

3

4

5

WIEN: Morawa: 1010, Herder: 1010, Frick
International: 1010, Facultas Dombuchhandlung: 1100,
Eckart: 1080, Bücher-Zentrum Meidling: 1120; NIEDER-
ÖSTERREICH: Sydy’s BH: 3100 St.Pölten, Valthe: 2380
Perchtoldsdorf; OBERÖSTERREICH: Haas: 4600 Wels,
Veritas: 4010 Linz; SALZBURG: Rupertusbuchhandlung:
5024 Salzburg; TIROL: Wagnersche Univ.BH.: 6021 Inns-
bruck; KÄRNTEN: Heyn: 9010 Klagenfurt und THALIA-Buch-
handlungen Österreich

(2) Martin Suter
Der Koch
Diogenes, € 22,60
(1) Michael Niavarani
Vater Morgana
Amalthea, € 22,95
(3) Herta Müller
Atemschaukel
Hanser, € 20,50
(5) Wolf Haas
Der Brenner und der liebe Gott
Hoffmann und Campe, € 19,50
(7) Paulo Coelho
Der Sieger bleibt allein
Diogenes, € 22,60
(6) Dan Brown
Das verlorene Symbol
Lübbe, € 26,80
(4) Daniel Glattauer
Alle sieben Wellen
Deuticke, € 18,40
(7) Paolo Giordano
Die Einsamkeit der Primzahlen
Blessing, € 20,60
(9) Alissa Walser
Am Anfang war die Nacht Musik
Piper, € 20,60
(–) Andrea Camilleri
Die Farbe der Sonne
Kindler, € 17,40

Belletristik

(1) Alfons Schuhbeck
Meine Küche der Gewürze
Zabert Sandmann, € 25,50
(5) Gerhard Jelinek
Reden, die die Welt veränderten
Ecowin, € 19,95
(2) Eckart von Hirschhausen
Glück kommt selten allein
Rowohlt, € 19,40
(3) Johann Lafer
Der große Lafer
Gräfe & Unzer, € 41,10
(10) William P. Young
Die Hütte
Allegria, € 17,40
(6) Jean Ziegler
Der Hass auf den Westen
C. Bertelsmann, € 20,60
(8) Richard D. Precht
Wer bin ich und wenn ja, wie viele?
Goldmann, € 15,40
(–) Jean Ziegler
Das Spiel meines Lebens
Ecowin, € 21,90
(7) Frank Schirrmacher
Payback
Blessing, € 18,50
(9) Walter Sonnleitner
Stirb bankrott!
Ecowin, € 19,95

Sachbuch

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

BEST-
SELLER

(1) John Heilemann / Mark Halperin
Game Change
Harper, € 18,60
(–) Ozzy Osbourne with Chris Ayres
I Am Ozzy
Grand Central, € 21,60
(–) Andrew Young
The Politician
St. Martin’s, € 19,20
(2) Elizabeth Gilbert
Committed
Viking, € 20,50
(4) Mitch Albom
Have A Little Faith
Hyperion, € 16,60

NYT Nonfiction
1

2

3

4

5

Album A 10 Samstag, 13. Februar 2010Bücher



Samstag, 13. Februar 2010 Album A 11

Das Mädchen geht noch nicht zur
Schule und hat auch noch kein ei-
genes Zimmer: „Aber drei Spra-
chen, drei Sprachen hatte ich.“
Ungarisch von der Mutter, Slowe-
nisch vom Vater und Italienisch
von den Leuten in der Stadt, in der
die Familie seit kurzem wohnt,
Triest. In dieser Stadt sieht das
Kind, das begabt ist für die sinnli-
che Wahrnehmung der Dinge,
aber auch fürs Träumen im abge-
dunkelten Zimmer, zum ersten
Mal das Meer, hier holt es sich die
lebenslange Sehnsucht nach sei-
nem Branden und Rauschen, An-
blick und Geruch.

Aber da sind auch andere Sehn-
süchte, rätselhafte, sie werden
von den Namen, den Landschaf-
ten des Ostens geweckt, die das
Mädchen in selige Aufregung ver-
setzen, denn: „meine innere Kom-
passnadel zeigt nach Osten“, dort-
hin, wo weit verstreut die Vorfah-
ren lebten. Der Körper der Heran-
wachsenden, der Frau wird den
familiären „Gedächtnisspeicher“
später geradezu vegetativ aktivie-
ren, denn alles, was mit der Legen-
de ihrer Familie zusammenhängt
und in den mythischen Osten Eu-
ropas führt, verspürt er als inne-
res Beben, als Unruhe, als drän-
gendes Begehren, aufzubrechen
und sich auf den Weg zu machen:
„Ich war ein Unterwegskind ... Ich
fuhr weg, um anzukommen, und
kam an, um wegzufahren.“

Aus dem Unterwegskind ist die
Unterwegsdichterin Ilma Rakusa
geworden, die von Zürich aus in
die Welt geht und als grandiose
Übersetzerin die Welt in Gestalt
russischer, slowakischer, ungari-
scher, slowenischer, französi-
scher Dichtungen
nach Hause bringt.
Nun hat sie ein be-
zauberndes und
bewegendes Buch
ihrer Kindheit und
Jugend vorgelegt,
das im Untertitel
bescheiden „Erin-
nerungspassagen“
heißt und dessen
Titel auf Triest ver-
weist: Mehr Meer. Vor Triest und
dem Anblick des „ersten Meeres“,
das „mir den Atem verschlug“, la-
gen bereits andere Städte und Ge-
zeiten. Denn geboren wurde die
Autorin 1946 in der heute zur Slo-
wakei gehörenden Kleinstadt Ri-
mavskáSobota,woder ungarische
Großvater Direktor einer Konser-

venfabrik, dieMutterApothekerin
war und sich der Vater als ver-
sprengter Flüchtling aufhielt.

Als die Tochter laufen lernte,
übersiedelte die junge Familie
nach Budapest, die zärtlichen Li-
taneien des Kindermädchens Piri
sorgten dafür, dass das Ungari-
sche für Rakusa die Sprache der
Märchen, der Gefühle geblieben
ist. 1949 ging es weiter nach
Ljubljana, wo der slowenische Va-
ter, ein studierter Chemiker, sich
eine Existenz aufzubauen ver-
suchte. Von Ljubljana behielt das
Mädchen den Nebel und den Ge-
ruch von Braunkohle im Gedächt-
nis, und einen wilden Garten,
doch kein Jahr war um, dann hieß
es neuerlich Abschied nehmen.

In Triest gründete der Vater
eine Import-Export-Firma. Firma
und Familie übersiedelten 1951
nachZürich.Hier endete dieWan-
derschaft der „Kofferfamilie“; das
Kofferkind aber wird in seiner
Fantasie zu den verlorenen Orten
zurückkehren und sie, sobald es
die Schweizer Schulen hinter sich
hat, als Reisende neuerlich aufsu-
chen.

IlmaRakusa erzählt vonder gro-
ßen Wanderung ihrer Familie mit
sinnlicher Kraft des Erinnerns
und Vergegenwärtigens. Auf die
Spuren ihrer Vorfahren setzt sie
sich in Litauen und Polen, in vie-
len Kronländern der einstigen Do-
naumonarchie –und stetsmit dem
Gefühl, dort nichts Fremdes, son-
dern etwas zutiefst Vertrautes zu
entdecken. Die Wanderung der El-
tern wiederum ist ursächlich zwar
mit dem Krieg und jener Teilung
Europas verbunden, die seine Fol-
ge war, aber die Autorin deutet sie
gleichwohl nicht als Zwang, die
Länder zu wechseln, sondern als
Freiheit, immer neu anzufangen,
als periodischen Zugewinn unbe-
kannter Sprachen, Sphären, Klän-
ge und Orte.

Unterwegskindheit
Die düstere Kehrseite des Um-

herziehens wird nur selten und
für kurz aufgeschlagen: Da ist der
Geschäftspartner des Vaters, der

sanftmütige und
herrlich kindische
„Onkel Misi“, ein
ungarischer Jude
und englischer Of-
fizier, dessen Ver-
wandte dem Fa-
schismus zum Op-
fer fielen und der
sich eines Tages
umbringt; da ist je-
nes andere Triest,

von dem die Erzählerin, die sich
immer nach der Stadt am Meer
sehnen wird, nach und nach aus
Büchern Kenntnis nimmt, die
Stadt, in der das einzige Konzen-
trationslager auf italienischemBo-
den stand, eine Hochburg des ita-
lienischen Nationalismus, der es
mit der slowenischen Bevölke-

rung immer hochmütig und ver-
ächtlich gehalten hat ...

Zürich wird für das Unterwegs-
kind nicht zur Endstation, son-
dern zum festen, zum sicheren
Ausgangspunkt. Wieder kommen
zwei Sprachen dazu: Deutsch ist
für Ilma Rakusa bald die tröstliche
Sprache der Bücher, das Schwy-
zerdütsch hingegen erlernt sie
zwar, aber es wächst ihr nicht ans
Herz, bleibt zweckgebundenes
Mittel zurKommunikationmit der
Umgebung.WasWunder, dassdas
Kind, dem das Wissen um die
Flüchtigkeit der Dinge wie einge-
boren ist, sich früh Methoden an-
eignet, dem Fließenden Gestalt,
dem Vergehenden Ordnung zu ge-
ben? Schon die Volksschülerin
macht sich unentwegt Notizen,
hält fest, was sie sieht und hört
und riecht und vielleicht schon

morgen nicht mehr sehen, hören,
riechen, nur mehr aus dem Ge-
dächtnis wird heraufrufen kön-
nen.

Die „Liste“, die gebetsartige, be-
schwörende Aufzählung von Din-
gen – von Blumen, Namen, Ortsbe-
zeichnungen, Grabinschriften –,
ist der Kern von Rakusas literari-
scher Ethik, die sie mit dem von
ihr übersetzten Danilo Kis teilt,
der in seinen Romanen seitenwei-
sedieNamenverstorbener, ermor-
deter Nachbarn und Gefährten
aufzählt. Worin sich bereits das
Kind in seinen Notizheften übte,
darin ist die Erzählerin auf der
Höhe ihrer Meisterschaft unüber-
trefflich: Immer wieder unter-
bricht sie den Strom der Erinne-
rungen, den Fluss der Erzählung,
um akribisch und poetisch zu-
gleich „Listen“ zu erstellen. „Ver-
lässlich“ sind ihr etwa diese Gerü-
che präsent: „der Braunkohlege-
ruch (Ljubljana), der Geruch nach
Tang und frittierten Sardinen
(Triest), Zypressenduft (Triest,
Grado), der Geruch nach Zucker-
watte und gerösteten Mandeln
(die Jahrmärkte meiner Kindheit),
der Geruch nach abgestandenem

Fett und Pisse (Provinzbahnhöfe
Osteuropas), Javelwassergeruch
(ungeziefergeplagter Süden),
dumpfer Weihrauchgeruch (Ita-
liens Kirchen), Jodgeruch (alte
Apotheken).“

Sprachenkundig, weltgewandt,
ist dieHeranwachsendebegabt für
die Freundschaft, für die Liebe,
aber auch für die Einsamkeit. Lan-
ge weiß Ilma Rakusa nicht, ob sie,
die ausgezeichnete Pianistin und
begeisterte Sängerin, sich für die
Musik oder die Literatur entschei-
den soll. Erste Liebschaften ste-
hen unter dem Zeichen der himm-
lischen Musik, mit zwanzig ent-
scheidet sie sich jedoch für das
Schreiben, vielleicht auch, weil
beim Musizieren auf professionel-
lem Niveau viel reglementierte
Zeit für das drillgemäße Üben er-
übrigt werden muss.

Im letzten Viertel ihrer „Erinne-
rungspassagen“ wechselt Rakusa
die Form, ja sogar das Genre. Kur-
sorisch deutet sie die vielen Wege
an, die sie seit Studententagen ge-
gangen ist, memoirenhaft nennt
sie Persönlichkeiten und Ereignis-
se, die für sie wichtig wurden.
Auch das liest man gerne von ei-
ner Autorin, die weiß Gott einiges
erlebt und interessante Menschen
kennengelernt hat; vielleicht
nimmt sie die am Ende ausgeleg-
ten Fäden selbst noch einmal auf,
um eines Tages gewissermaßen
reguläre Memoiren zu schreiben.
Im grandiosen Buch ihrer Kind-
heit aber bewegen weniger die
Porträts berühmter Zeitgenossen
als die Beschwörungen verwehter
Augenblicke, die leuchtenden Bil-
der vom wehen Glück, die Szenen
einer großen Reise, die das Leben
selbst ist.

Ilma Rakusa, „Mehr Meer. Erinnerungspassagen“.
€ 23,00 / 320 Seiten. Droschl, Graz 2009

Hinweis: Am 25. 2 um 20 Uhr liest Ilma Rakusa
im Salzburger Literaturhaus, am 26. 2. im
Literaturhaus am Inn/Innsbruck aus dem be-
sprochenen Band.

Im grandiosen
Buch ihrer Kindheit
aber bewegen die
Beschwörungen verweh-
ter Augenblicke die
Szenen einer großen
Reise, die das Leben
selbst ist.

„

“

Wegfahren, um
anzukommen,
ankommen, um
wegzufahren: Ilma
Rakusas Erinnerungsbuch
„Mehr Meer“.
Von Karl-Markus Gauß

Verwehte AugenblickeÖsterreich ist
ein Schuldner wie
Lateinamerika
Warum diese Krise nicht
anders ist als hunderte
davor, zeigt ein fakten-
reiches Buch. Von
Alexandra Föderl-Schmid
Dieses Mal ist es wirklich anders.
Kenneth Rogoff und Carmen Rein-
hart haben ihrem Buch bewusst
diesen ironischen Titel gegeben,
wie der ehemalige Chefökonom
des Internationalen Währungs-
fonds im Standard-Gespräch er-
klärt. Die beiden Autoren spielen
darauf an, dass selbst erfahrene
Menschen in Krisenzeiten dazu
neigen, mit vernünftig klingenden
Begründungen zu beruhigen:
Diesmal werde alles anders sein
als davor.

Ob das wirklich so ist, wollten
der Harvard-Ökonom und die an

der US-Universi-
tät von Maryland
lehrende Wirt-
schaftsprofesso-
rin genau wissen.
In einem Prozess,
der sechs Jahre

dauerte, haben die beiden Auto-
ren Daten über 250 Finanzkrisen
in 66 Staaten zusammengetragen
– und zwar, sofern verfügbar, aus
acht Jahrhunderten.

Auf Österreich bezogen zeigt
dieser Langzeitvergleich, dass das
Land eigentlich ein Serienschuld-
ner ist. Das Verblüffendste aber
ist: Österreich hat eine ziemlich
lange Verschuldungs- und Inflati-
onsgeschichte, die jener von la-
teinamerikanischen Staaten äh-
nelt. Wenn man die Zahl der Zah-
lungsversäumnisse und Inflati-
onsperioden über einen sehr lan-
gen Zeitraum anschaut, wird
deutlich, dass Österreich und
Griechenland die Staaten mit der
ökonomisch schlechtesten Ent-
wicklung sind.

In Österreich gab es seit 1800
insgesamt mehr als 17 Jahre mit
Zahlungsschwierigkeiten und sie-
benmal eine Zahlungsunfähig-
keit. Österreich hat überdies eine
schwierige Inflationsgeschichte.

All diese spannenden Aspekte
lassen sich aus den dutzenden
Grafiken herauslesen, die nicht
nur Experten zum Vertiefen einla-
den. Das Fazit, das die beiden Au-
toren aus ihrer Langzeitstudie zie-
hen, kommt für die derzeitige Kri-
se, etwa in den EU-Südländern,
wohl zu spät: Je früher reagiert
wird, desto geringer fallen die

Auswirkungen
aus.
Carmen M. Reinhart,
Kenneth S. Rogoff,
„This Time is different.
Eight Centuries of Finan-
cial Folly“. € 27,30 /
463 Seiten. Princton
University Press,
Princton 2009

Inneres Beben, Sehnsucht, Unruhe: Ilma Rakusa. Foto: Archiv
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Millennials und ihr
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Schwerpunkt: Internationale Aus-
und Weiterbildung S. K 20–K 24

Jobsplitter finden Sie auf .Seite K 10

Wie oft ha-
ben Sie in
den vergan-
genen – sa-
gen wir –
14 Monaten
gehört, dass
Vertrauen
wiederher-
gestellt

werden muss? Und: Sind
jene Schlachtenlenker, die
selbiges besonders oft und
besonders laut betont ha-
ben, dadurch in der Glaub-
würdigkeitsskala hinaufge-
rückt? Die mechanistische
Formel „Beschwöre Vertrau-
en und es erzeugt sich“ hat
nicht gegriffen. Im Gegen-
teil: Das Unbehagen, das
große Misstrauen gegen „die
am Drücker“ hat sich ver-
tieft. Gepunktet wurde dort,
wo das Gegenüber nicht wie
die Schlange im Korb be-
schworen wurde, sondern
wo anders, differenzierter,
informiert wurde. Wo in
sichtbarer Anerkennung ei-
ner Mündigkeit des Partners
intern und extern auch Ne-
gatives ausgesprochen wur-
de, wo Fehler erkannt und
eingestanden wurden. Dort
will man vertrauen – das ist
ja ein Grundbedürfnis.

Formeln der
Beschwörung

PERSONAL MOVES
KARIN BAUER

K 1

Ein Eid für die Ethik? Bildung & Karriere Seite K 21 Nicht bitten, Angebote machen! Seite K 2
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Taube, blinde, zu passive Aufsichtsräte sind durch
die Krise in grelles Licht gerückt. Das Bewusstsein
habe sich nun massiv geändert, sagt die aktuelle

Expertenrunde. Die Bezahlung sieht sie als ein Defizit.

petenzzentrum für Aufsichtsräte
in Kooperation mit angeschlosse-
nen Dienstleistern. Kickinger
selbst hat nämliche Funktion so-
wohl im Kulturbereich als auch
bei Polytech, S&T und ist Uni-Rä-
tin an der WU. Sie ist überzeugt,
dass der Wandel derzeit ein riesi-
ger sei. Geschlossene Machtzirkel
und Freundespositio-
nen seien „rostige
Scharniere, die gerade
brechen“, sagt sie.
Konkret: Zertifizie-
rungen als Ergebnis
regelmäßiger Evalua-
tion von Aufsichtsgre-
mien würden etwa
bald State of the Art
sein. Professionelle Auswahlpro-
zesse ebenso. Berufsaufsichtsräte
sieht sie ebenso kommen. Es fin-
de damit auch eine Korrektur im
Berufsbild statt. Aber: „Ich möch-
te das nicht über Quoten spielen,
sondern über Diversität.“ Dass die
Zeiten, in denen Anwälte Auf-
sichtsmandate nahmen, um an
Aufträge zu kommen, vorbei sei-
en, sagt nicht nur Martin Brodey –
Kalss bestätigt und schließt an: In-
teressenkonflikte, auch was die

Aufsichtsräte sollen mehr verdienen

Im staatsnahen Bereich gerate das
Aktienrecht – wie aktuelle Bei-
spiele wieder zeigen – oft zur Hül-
le, konstatiert die Runde im Kar-
rierenforum. Das verzerre das Ge-
samtbild der Aufsichtsgremien in
der Öffentlichkeit. Sind es über-
holte Bilder vom „old boys net-
work“, dessen Multifunktionäre
ihre Post während der Sitzung er-
ledigen, eine Anstandsfrage fürs
Protokoll stellen und sonst nichts
hören, nichts wissen und nichts
sehen – vor allem nicht, was der
Vorstand tut? Überwiegend ja,
sagt Susanne Kalss, Professorin
am Institut für Zivil- und Unter-
nehmensrecht an der WU Wien:
Zivilrechtlich und strafrechtlich
sei die Verantwortlichkeit nun an-
gekommen. Martin Brodey, Part-
ner bei Dorda Brugger Jordis, be-
stätigt höhere Klagsbereitschaft,

neue Streitkultur. Es gebe, so
Kalss, nun sowohl entsprechende
Urteile bezüglich Beitragstäter-
schaft in Deutschland als auch als
Reaktion darauf massiv gehäufte
Anfragen, auch was Ausbildun-
gen betreffe. Den bestehenden ge-
setzlichen Rahmen hält sie für
ausreichend präzise, ortet aller-
dings „Vollzugsdefizite“, Mangel
an behördlicher Aufbereitung.
Gleichzeitig übt sie scharfe Kritik
an der heimischen Corporate-Go-
vernance-Kommission: „Das ist
eine Schönwetterkommission,
dort ist keine Autorität.“

Aufsichtsräte beginnen jetzt
auch, Mandate zurückzulegen,
leise, aber es passiert, berichtet
Viktoria Kickinger, die 20 Jahre in
leitenden Funktionen in der
staatsnahen Industrie tätig war
und kürzlich Inara – Initiative
Aufsichtsräte Austria – gegründet
hat. Inara ist ein Online-Kom-

Wirtschaftsprüfung betrifft, wür-
den nun offengelegt. Versteckte
Beratungsleistungen sind für die
Runde ein so gut wie ausgelaufe-
nes Modell.

Als „größten Hebel“ des Gremi-
ums sieht die Runde das Finden
(inklusive Abberufungsmechanis-
mus) der Unternehmensführung.

„Die intensive Beschäf-
tigung mit den han-
delnden Personen ist
ganz wichtig“, sagt
Manfred Reichl, Ex-
Chef beim Berater Ro-
land Berger, nun in
Aufsichtsfunktion
etwa beim Biotech-Un-
ternehmen Apeiron

und u. a. Stiftungsvorstand des
Pharma-Händlers Kwizda. Er sieht
als „Kernpunkt des Wandels“ die
Remuneration von Aufsichtsräten.
Zwischen 2000 und 5000 Euro Tag-
satz seien sinnvoll, 15 bis 20 Tage
pro Mandat einzurechnen. Der
Aufsichtsrat müsse dem Unterneh-
men etwas wert sein, „sonst kriege
ich die guten Leute nicht“. Auf-
sichtstätigkeit zur Hauptaufgabe
machen und ordentlich remunerie-
ren sieht auch Kalss als Priorität.

Karin Bauer

Die Krise blieb
nicht ohne positive
Folgen: Viktoria
Kickinger (Inara),
Martin Brodey
(Dorda Brugger
Jordis),
Manfred Reichl
(Aufsichtsrat) und
Susanne Kalss
(WU-Professorin).
Foto: Regine Hendrich
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LEITER/IN FINANZEN
PHARMA

Unser Kunde ist ein erfolgreiches, stark wachsendes, international ausgerichtetes,
biopharmazeutisches Unternehmen. Zur Neustrukturierung und Leitung des
Finanzbereiches für Österreich, Europa, Asien und Mittlerer Osten wird ein pro-
aktiver und durchsetzungsstarker Finanz-Experte mit erster Berufserfahrung am
Standort Wien gesucht.

Ihre Aufgaben
• Aufbau und Implementierung von standardisierten Finanz- und Admin-Prozessen
• Erstellung von Cash-Forecasts, Budget-Erstellung, Zahlungspläne
• Letters of Credit, Bankgarantien, Vertragsmanagement
• Allgemeine administrative Aufgaben im Bereich Finanz- und Rechnungswesen

Ihre Qualifikationen
• Mindestens 2 Jahre Finanz-Erfahrung in einem internationalen Unternehmen
• HAK-, FH- oder Universitäts-Ausbildung mit Finanz-Fokus
• Starkes Bewusstsein für Strukturen und Prozesse, hohe Eigeninitiative
• Verhandlungssicheres Englisch, sehr gute EDV-Kenntnisse

Wenn Sie (m/w) an Ihrer beruflichen Weiterentwicklung im Finanzbereich arbeiten
und an dieser herausfordernden Tätigkeit interessiert sind, dann freuen wir uns über
Ihre Bewerbung inkl. Foto unter der Kennnummer 30001 an jobs2@eblinger.at.
E-Mail-Unterlagen bitte im Word-Format.

TOP-ASSISTENT/IN
DES VORSTANDSVORSITZENDEN

Unser Auftraggeber zählt international zu den führenden Konzernunternehmen im
Gesundheitswesen mit mehreren tausend MitarbeiterInnen und einem umfassenden
Leistungsangebot in den Bereichen Projektmanagement und Dienstleistung. Zur
direkten Unterstützung des Vorstandsvorsitzenden suchen wir eine junge, sehr
ambitionierte High-Performer-Persönlichkeit.

Ihre Aufgaben
• Vorbereitung von Vorstands- & Aufsichtsrats-Sitzungen
• Aufbereitung von Projekten und Präsentationen, Unterstützung im Tagesgeschäft
• Support bei strategischen Initiativen, Akquisitionsprojekten
• Budgetkalkulationen, Projektmanagement für ausgewählte Projekte

Ihre Qualifikationen
• Akademische Top-Ausbildung (BWL, Jus, o.Ä.), möglichst inkl. Auslandsstudium
• Fundierte BWL-Kenntnisse: Controlling, Cashflow-, Investitionsrechnung
• Erste Berufspraxis mit hoher Performance-Orientierung, z.B. bei Top-Consulter
• Hohe Belastbarkeit, Einsatzbereitschaft, fachliche und persönliche Kompetenz
• Sehr gutes Englisch, international mobil bzw. reisefreudig, karriereorientiert

Wir freuen uns über Ihre Bewerbung inkl. Foto an Dr. Gottfried Dissauer unter
der Kennnummer 10003 an jobs1@eblinger.at. E-Mail-Unterlagen bitte im Word-
Format.



ImmobilienStandard I 1

Standard EXKLUSIV

����������

Vorsorgewohnungen
������������ �������������� ������������

Nähere Infos unter

01 512 76 90������������������ �������

���������� ���
���� ��������������

���
����������
��� ���������
����������

Flucht vor Farben und Forschungsfragen: Katja Schechtner in ihrer RAL-9003-weißen Wohnung in Wien Neubau: „Alles andere würde mich nur ablenken.“ Foto: Lisi Specht

Die Wohnung der Wiener
Forschungsmanagerin

Katja Schechtner ist weiß –
und zwar nur weiß.

Wojciech Czaja durfte
30 Minuten lang ihr Privat-

refugium ausforschen.

lang in Japan gelebt. Da lernt man
zwangsweise, sich aufs Wesentli-
che zu reduzieren. Ich habe dort
gelebt mit einer Matratze auf dem
Boden, zwei Sitzkissen, einem
kleinen Schrank und einer Kom-
mode mit Laden. Ich glaube, mei-
ne Wohnverhältnisse heute sind
ähnlich nihilistisch, wie sie es da-
mals waren.

Das Schönste ist das Heimkom-
men. Zwischen mir und der Au-
ßenwelt liegen vier Türen, die al-
lesamt versperrbar sind. Das liegt
in diesem Fall ausnahmsweise
nicht daran, dass ich ein wenig
seltsam bin, was ich auch gar

nicht inZweifel stel-
len will, sondern an
der Tatsache, dass

die Wohnung früher eine Bankfi-
liale war. Unter mir im Erdge-
schoß war die Kundenhalle, und
hier im ersten Stock waren die Bü-
ros. Dem früheren Aussehen die-
ser Räume nach zu urteilen, dürf-
te das irgendein böses, nordkorea-
nisches Geldinstitut gewesen
sein. Daher die vier versperrbaren
Türen. Wie gemacht für mich!

Wenn ich dann endlich in der
Wohnung stehe, geht es mit der
Abgrenzung Schritt für Schritt
weiter. Eines der wichtigsten Din-
ge für die Leute ist Aussicht – ich
finde Aussicht grässlich. Daher

Ich weiß, ich bin ein bisschen obsessiv
Die Art und Weise, wie
meine Wohnung aussieht,

hat sehr stark mit meinem Job als
Forschungsmanagerin zu tun. Es
ist ein sehr extrovertierter Beruf,
in dem ich mich von früh bis spät
auf andere Leute konzentrieren
muss, in dem ich von früh bis spät
neue Themen aufgreifen und For-
schungsfragen nachgehen muss.
Aus diesem Grund wollte ich eine
Wohnung haben, die keine Auf-
merksamkeit fordert, eine Woh-
nung, in der einfach nur Ruhe und
Konzentration herrscht.

Wenn ich meine Wohnung be-
schreibe, muss sich das für einen
Immobilienmakler
oder für einen Fach-
mann aus der Enter-
tainment-Industrie anhören wie
ein Albtraum! Es gibt keinen be-
gehbaren Schrank, es gibt keinen
Balkon, es gibt keinen Fernseher,
keinen DVD-Player, keinen Com-
puter, die Stereoanlage ist vor ei-
nem halben Jahr eingegangen,
aber das passt gut ins Konzept,
denn schließlich gibt es auch kei-
ne Mikrowelle, keine Kaffeema-
schine und auch sonst nichts, was
surrt und blinkt. Stimmt nicht, ich
habe einen Toaster!

Glauben Sie mir, das ist nicht
annähernd so schlimm, wie es
sich anhört. Ich habe drei Jahre

stehen vor meinen Fenstern wei-
ße, raumhohe Paravents. Sie las-
sen zwar Licht durch, aber mehr
nicht. Statt auf die Stadt blicke ich
auf ein großes weißes Rauschen.
Wunderbar.

Was die Farbe in meiner Woh-
nung betrifft, kann ich ganz ein-
fach sagen: Alles, was neu ist, ist
weiß. Türen und Fenster sind

weiß, Wände sind weiß, Möbel
sind weiß, und da, wo der alte Par-
kettboden kaputt war, nämlich auf
dem Gang und im Schlafzimmer,
habe ich einenPolyurethan-Boden
verlegen lassen. Der ist auch weiß.

Ich habe ganz lange gebraucht,
um den perfekten Weißton zu fin-
den, nämlich genau zwei Monate.
Ich bin mit dem RAL-Farbfächer
durch die Gegend gelaufen, habe
die Weißtöne bei unterschiedli-
chen Lichtverhältnissen an die
Wand gehalten und habe sämtli-
che meiner Freunde damit in den
Wahnsinn getrieben. Letztendlich
bin ich fündig geworden. Das
Weiß in meiner Wohnung ist Sig-
nalweiß. Oder anders gesagt: RAL
9003. Ja, ich weiß, ich bin ein biss-
chen obsessiv.

Heute kann ich sagen: Mein Ab-
schottungskonzept ist voll aufge-
gangen. Wenn ich die letzte Tür
hinter mir zumache, bin ich abso-
lut glücklich. Das heißt nicht, dass
ich mich in meinen eigenen vier
Wänden einbarrikadiere, ich bin
ja keine Amöbe, die durch die Ein-
samkeit schwimmt. Aber ich kann
mich dann auf Dinge konzentrie-
ren, die mich entspannen: Freun-
de einladen, Bücher lesen oder
einfach nur an die Decke
starren. Oder sonst wo-
hin, es ist ja eh alles weiß.

Preisvergleich: Mietwohnungen Wien Seite I 2 USA: Boom bei Zwangsversteigerungen Seite I 4
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Katja Schechtner, 1972 in
St. Pölten geboren, studierte
Architektur an der TU Wien,
am Institut Français d’Archi-
tecture in Paris und an der
Columbia University in New
York. Von 1997 bis 2000 ar-
beitete sie in Japan bei Fu-
koyamaConsultants Ltd. Seit
2001 ist sie Forschungsma-
nagerin am Austrian Institu-
te of Technology (AIT), vor-
mals Arsenal Research. Seit
2003 leitet sie das Geschäfts-
feld „Dynamic Transportati-
on Systems“, das sich mit der
mathematischen Simulation
von Personenströmen und
Menschenmassen in Groß-
städten beschäftigt. Schecht-
nerwohnt in1070Wien inei-
ner Altbauwohnung, die sie
selbst saniert hat.

„

“
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„Krise, welche Krise?“, fragen sich
die Immobilien-Experten inÖster-
reich. Seit Ausbruch der Wirt-
schaftskrise seien die Preise für
Wohnimmobilien stabil geblie-

ben, zum Teil sogar
leicht gestiegen, sagte
der Geschäftsführer
vom Immobilienver-
mittler S-Real, Micha-
el Pisecky. Hauptver-
antwortlich dafür ist
der Umstand, „dass
wir im Unterschied zu
den USA, Großbritan-

nien oder Spanien keinen Boom
hatten, daher konnte auch keine
Blase platzen“, so der Experte.

Man merke eine verstärkte
Nachfrage nach Wohnungen, bei
einem relativ geringen Angebot,
und das führe zu steigenden Prei-
sen.Als Folge derKrise sieht Pisec-
ky den Umstand, dass die Men-

schen eben verstärkt in Sachwer-
te wie Immobilien statt wie bisher
in Finanzinvestments gehen.

Anders sei die Situation am Bü-
romarkt: Laut Michael Ehlmaier,
Chef von EHL-Immobilien, ging
die Nachfrage nach Büros um 15
Prozent zurück.Weil auchdasAn-
gebot stark reduziert wurde, blie-
ben aber die Preise relativ stabil.
Finanzierungen für Neubau-Pro-
jekte gebe es nur, wenn es für 50
Prozent der Flächen (bisher 25
Prozent) eine Vorvermietung
gebe, so Ehlmaier.

Anders als bei Büros ist das
Wohnungsangebot in den Bal-
lungsräumen zu gering: Bei den
geförderten Wohnung sei die
Nachfrage nach preislich günsti-
geren Altbauten ungebrochen, al-
lerdings gebe es kaum Angebote,
weil die Leute nicht ausziehen,
sagte der Chef der S-Bausparkas-
se, Josef Schmidinger. Und im ge-
förderten Neubau, wo die Qua-

dratmeterpreise bereits bei sieben
bis 7,50 Euro liegen, sei das Ange-
bot zu gering, weil zu wenig ge-
baut werde. Im nichtgeförderten
Segment ortet Pisecky einen
Trend weg vom Land, hin zur
Stadt. „Weil bereits mehr als 80
Prozent der Haushalte Ein- bis
Zwei-Personen-Haushalte sind,
wollen die Leute, wenn sie schon
allein leben, nicht auch noch auf
dem flachen Land ihre Zeit ver-
bringen“, so Piseckys.

Massiv eingebrochen sei die
Bauleistung der gewerblichen
Bauträger bei den freifinanzierten
Wohnungen. Wenn nicht die Lage
eins a sei, wären diese nur schwer
verkäuflich. Eine ähnliche Situa-
tion gebe es bei Einfamilienhäu-
sern: Wenn die Infrastruktur
stimmt, passe auch die Nachfrage,

Als größte Herausforderung der
nächsten Jahrewertet SandraBau-
ernfeind von EHL die „Verknap-
pung der Grundstücke“ in Wien.

SICHERN SIE SICH
IHR BÜRO AM SEE!
Kein Wunder, dass schon über 70% aller Büros im
VIERTEL ZWEI vermietet sind, denn die unmittelbaren
Nachbarn sind weitläufige Grünflächen, ein 5.000m²
großer See, und international renommierte Unterneh-
men, die sich schon von dieser neuen Art der Arbeits-
qualität überzeugen ließen. Nur 4 U-Bahnstationen in
die Wiener City und 15 Minuten zum Flughafen, reich-
lich Tiefgaragenstellplätze und Urlaubsstimmung in
der Mittagspause – und das Beste daran: im BIZ ZWEI
kann man noch Büros ab 500m2 mieten - NOCH!

BIZ ZWEI, 1020 Wien, Vorgartenstraße 206 Infos bei Mag. Marta Redlova oder Mag. Anna Müller

Tel: 01/217 121, vermietung@icprojektentwicklung.at

oder auf www.viertelzwei.at
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Als Immobilienexperte an der Arizona State
University analysiert und kommentiert

Jay Butler seit Jahrzehnten den
US-Häusermarkt. Georg Szalai sprach mit

ihm über Zustand und Ausblick des Sektors.

„Die US-Steuergutschrift stimuliert den Markt“

Standard: Wann sahen Sie erste
Probleme am US-Häusermarkt?
Butler:2005 erreichte der Markt ei-
nen Höchststand, 2006 begann
eine Verlangsamung, und 2007
begann der Abstieg, der sich Ende
2007 beschleunigte. Die Signale
waren immer schon da. Wie bei ei-
nem Marathonläufer war klar,
dass die Geschwindigkeit beim
Wachstum von Produktion und
Preisen nicht anhalten konnte.
Aber kaum jemand sah voraus,
was dann passierte.

Standard: Was ist genau passiert?
Butler: Es kam einfach alles zu-
sammen wie in einem Teufels-
kreis. Nachfrage und Hausbau wa-
ren überhitzt und verlangsamten
sich, dannkonntendie erstenLeu-
te ihre Subprime-Hypotheken
nicht mehr bezahlen, was zu Pro-
blemen am Finanzsektor und zum
Anstieg von Zwangsversteigerun-
gen führte. Das belastete den ge-
samten Immobilien-Markt und
schließlich das ganze Land. Die
USA und andere Länder endeten
in der Rezession.

Standard: Ist die Talsohle jetzt
endlich erreicht?
Butler: Ich denke, wir sind im Tal,
aber die Sohle könnte ausgedehnt
sein. Ich erwarte ein wackeliges
2010,Endedes JahresmehrAnzei-
chen der Beruhigung, und 2011
und 2012 werden wir darauf auf-
bauen. Allerdings wird vor allem
die Erholung bei Hauspreisen re-
gional sehr unterschiedlich sein.
Manche Leute werden noch lange
darauf warten müssen, bis ihr
Haus wieder so viel oder annä-
hernd so viel wert ist wie am Gip-
fel des Booms 2005.

Standard: In welchen Regionen
geht es dem Häusermarkt besser be-
ziehungsweise besonders schlecht?
Butler: Manchen Märkten geht es
relativ gut, weil sie den Hyper-
Markt am Immobilien-Sektor ver-
meiden konnten. Texas und North
und South Carolina geht es ökono-
misch besser als anderen. Auch
das hilft dort dem Immobilien-
Markt.Hier inArizonawirddieEr-

holung wie in Kalifornien, Neva-
da, Michigan oder Florida länger
dauern. In Arizona bauen wir heu-
er wahrscheinlich kaum 10.000
neue Häuser. Vor einigen Jahren
waren es noch 30.000 bis 40.000.

Standard: Wie wichtig ist die Steu-
ergutschrift für Erstkäufer von Häu-
sern, die die US-Regierung kürzlich
bis Ende April verlängert hat?
Butler: Sie hat im Vorjahr einen
Großteil der verbesserten Zahlen
bewirkt und wird auch heuer an-
fangs helfen. Die Erholung ist
durch diese Steuergutschrift sti-
muliert worden. Erst nach dem
Ende der Gutschrift wird klar wer-
den, wie gesund der Markt tat-
sächlich ist.

Standard: Wie wichtig sind Kon-
junktur und Arbeitslosigkeit für die
Erholung am Immobilien-Markt?
Butler: Die wirtschaftliche Erho-
lung ist weiterhin schwach, und
die Arbeitslosigkeit und die Angst
vor ihr werden heuer weiterhin
hoch bleiben. Leute brauchen
aber Jobs und Einkommen, um
Häuser kaufen und Hypotheken
abzahlen zu können.

Standard: Das eigene Heim ist Teil
des amerikanischen Traums. Hat
sich das mit der Krise geändert?
Butler: Nein. Traditionell kaufen
aber Leute in ihren späten 20ern
und 30ern Häuser, wenn sie sich
etabliert haben. Zu den Boomzei-
ten gab es aber auch
18- bis 19-jährige Käu-
fer. Jetzt hat sich das
wieder normalisiert.

Standard: Kritiker ha-
ben Experten wie Ih-
nen vorgeworfen, dass
Sie die Krise am Immo-
bilienmarkt nicht vor-
hergesehen haben. Müssen neue
Kennzahlen her?
Butler: Der Haus-Markt basiert auf
menschlichemVerhalten, unddas
ist immer schwer vorhersehbar.
Man muss sich außer Kennzahlen
auch ansehen, was und wie viel
Leute kaufen und wie zuversicht-
lich sie sind.

Die Preise für US-Immobilien sind nach wie vor weit von den einstigen Höchstständen entfernt. Foto: AP

DIE KRISE UND IHRE AUSWIRKUNGEN US-IMMO-PREISE IM FREIEN FALL, HEILE WELT IN ÖSTERREICH

Heimische Immos trotzen der Krise
Preise für Wohnimmobilien stabil, Nachfrage-Rückgang bei Büros
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